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Einführung: 
Eine Quellenkunde 
zur westfälischen Geschichte 
des Mittelalters und der Frühen Neuzeit

Zu den zentralen Aufgaben der Historischen Kommission für Westfalen gehört es, die Er-
forschung der westfälischen Geschichte durch die Veröffentlichung von Quelleneditionen 
zu fördern. Für die frühe Zeit der schriftlichen Überlieferung ist dies gelungen, insbeson-
dere durch die zahlreichen Bände des „Westfälischen Urkundenbuchs“, das die vorhande-
nen Quellen bis zum Jahr 1325 weitgehend erfasst und zugänglich macht. Für die folgen-
den Jahrhunderte stellt sich die Situation anders dar – insbesondere die seriellen Quellen 
des späten Mittelalters und der frühen Neuzeit sind noch lange nicht erschlossen, obwohl 
sie für die Orts- und Landesgeschichte einen erheblichen Wert haben. Angesichts der gro-
ßen Menge vorhandener Archivalien sowie der begrenzten finanziellen und personellen 
Möglichkeiten der Kommission werden Editionen für die Zeit nach 1325 nur in einer eng 
begrenzten Auswahl erfolgen können. 

Um den Reichtum wie den Wert dieser Dokumente zu erschließen und zu vermitteln, 
erscheint eine kommentierte Einführung in einzelne Quellengattungen dringend gebo-
ten zu sein. Zur raschen und pragmatischen Umsetzung dieses Vorhabens bietet sich die 
schrittweise Online-Veröffentlichung entsprechender einführender Texte auf der Home-
page der Historischen Kommission an. Dabei ist vorgesehen, nicht nur die Anzahl der 
Beiträge auszubauen, sondern auch die bereits veröffentlichten Module laufend zu ergän-
zen und zu erweitern. Hinweise, Korrekturen und Ergänzungen sind deshalb ausdrück-
lich erwünscht! Auch Autorinnen und Autoren für weitere Beiträge sind der Historischen 
Kommission willkommen. 

Mittelfristig soll damit ein digitales Kompendium der für die Geschichte Westfalens 
relevanten Quellen entstehen, eine Druckfassung der Beiträge ist für einen späteren Zeit-
punkt vorgesehen. In Abgrenzung zu Projekten des Landesarchivs und anderer Archive 
konzentriert sich die Kommission dabei auf Quellen aus der Zeit des Alten Reiches. Aus-
drücklich genutzt werden sollen dabei die von der Kommission selbst geleisteten Vorar-
beiten – immerhin sind in den verschiedenen Reihen der Kommission bereits rund 200 
Editionen erschienen. 

Für ein solches Vorhaben gibt es durchaus Vorbilder. Zu nennen ist beispielsweise die 
„Typologie des sources“ von Leopold Genicot, die in einem Zeitraum von rund 60 Jahren 
aufgebaut wurde – vorbildlich ist hier allerdings nicht der lange Zeitraum, sondern der 
modulare Aufbau.1 In diesem Werk wird jeweils eine mittelalterliche Quelle in ihren Er-
scheinungsformen vorgestellt. Zu erwähnen ist ferner die frühneuzeitliche Quellenkunde 
zur Habsburgermonarchie2 und der Band über die seriellen Quellen in südwestdeutschen 

1	 Leopold Genicot (Hg.), Typologie des sources du Moyen Age occidental. Zahlreiche Bände 
in verschiedenen Sprachen, Druckfassung seit 1972. 

2	 Josef Pauser/Martin Scheutz/Thomas Winkelbauer (Hg.), Quellenkunde der Habsburger-
monarchie (16.–18. Jahrhundert). Ein exemplarisches Handbuch, Wien/München 2004.
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Archiven.3 Das letztgenannte Werk folgt einem einheitlichen Schema für jede Quellengat-
tung und bietet kompakte Informationen für Nutzerinnen und Nutzer aller Art. Durch-
aus ähnlich ist auch die Quellenkunde des Landesarchivs Nordrhein-Westfalen zu den 
Massenakten des 20. Jahrhunderts aufgebaut.4 

Folgendes Raster soll im Folgenden – in Weiterführung des baden-württembergischen 
Musters – die jeweiligen Quellengattungen erschließen:
1. 	 Kurze Einführung mit Definition der Quellengattung und Abgrenzung zu ähnlichen 

Überlieferungen; 
2. 	 Historische Entwicklung der Quellengattung, unterteilt in eine allgemeine Einfüh-

rung und eine auf Westfalen und die Nachbargebiete bezogene; 
3. 	 Quellenkritik und Überlieferungslage;
4. 	 Auswertungsmöglichkeiten für die Forschung;
5. 	 Forschungsgeschichte in regionaler Perspektive; 
6. 	 Annotiertes Literaturverzeichnis, unterteilt in allgemeine Werke und Darstellungen 

mit Bezug zu Westfalen, darin auch die vorliegenden Editionen. 

Begleitend zum Projekt der „Quellenkunde“ veranstaltet die Historische Kommissi-
on eintägige Workshops, in denen schwerpunktartig einzelne Quellengruppen behandelt 
werden. Der erste dieser Workshops fand im Oktober 2011 in Münster statt und widmete 
sich den Amtsbüchern, im Juni 2013 folgte in Arnsberg der zweite Workshop zu Schat-
zungsregistern, 2015 der dritte in Münster zu Kommunalen und landesherrlichen Rech-
nungen; die nächste Veranstaltung ist für 2018 vorgesehen. Alle Tagungen finden statt in 
enger Zusammenarbeit mit dem LWL-Archivamt für Westfalen und dem Landesarchiv 
Nordrhein-Westfalen, Abteilung Westfalen. Die Beiträge der Workshops werden in der 
Schriftenreihe „Westfälische Quellen und Archivpublikationen“ des LWL-Archivamtes 
veröffentlicht.5 

Ergänzt wird das Projekt ferner durch die zunehmende digitale Verfügbarkeit der von 
der Kommission veröffentlichten Quellen, da immer mehr ältere, vergriffene Bände frei 
verfügbar ins Netz gestellt werden. Einen Überblick dazu bietet die Homepage der Kom-
mission (www.historische-kommission.lwl.org) in der Rubrik „Publikationen“ unter dem 
Punkt „Digitalisate“. Alle der Kommission bekannten Digitalisate – auch die anderer In-
stitutionen – sind nachgewiesen im ausführlichen, laufend ergänzten Schriftenverzeichnis 
der Kommission, das ebenfalls auf der Homepage (Rubik „Publikationen“) verfügbar ist. 

Münster, im März 2016

Wilfried Reininghaus

3	 Christian Keitel und Regina Keyler (Hg.), Serielle Quellen in südwestdeutschen Archiven, 
Stuttgart 2005. 

4	 Jens Heckl (Hg.), Unbekannte Quellen: „Massenakten“ des 20. Jahrhunderts. Untersuchun-
gen seriellen Schriftguts aus normierten Verwaltungsverfahren. Band 1: Düsseldorf 2010, 
Band 2: Düsseldorf 2012.

5	 Wilfried Reininghaus und Marcus Stumpf (Hg.), Amtsbücher als Quellen der landesge-
schichtlichen Forschung, Münster 2012. Wilfried Reininghaus und Marcus Stumpf (Hg.), 
Schatzungs- und Steuerlisten als Quellen der landesgeschichtlichen Forschung, Münster 
2014. Der dritte Band erscheint 2016. 

Wilfried Reininghaus: Einführung
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Agenda

Die nachfolgende, keineswegs abgeschlossene Agenda umreißt und gliedert die Vielfalt 
der Schrift-, Bild- oder Sachquellen, die im Rahmen der vorliegenden Quellenkunde be-
arbeitet werden sollen. In vielen Fällen wird es erforderlich sein, umfassende Quellengat-
tungen in mehreren Einzelbeiträgen abzuhandeln. Im vorliegenden Werk bereits berück-
sichtigte Quellengattungen sind blau hervorgehoben, Beiträge in Vorbereitung sind rot 
gekennzeichnet. Im Gegensatz zu der systematischen Gliederung in der Agenda werden 
die einzelnen Beiträge zur Quellenkunde alphabetisch sortiert. 

Vorschläge für weitere Themen oder für konkrete Beiträge richten Sie bitte an die Ge-
schäftsstelle der Historischen Kommission für Westfalen (hiko@lwl.org). Angebote zur 
Mitarbeit an diesem Vorhaben sind ausdrücklich willkommen! 

1.	 Urkunden
	 •	 Kaiser- bzw. Königsurkunden
	 •	 Papsturkunden
	 •	 Privaturkunden

2.	 Briefe
	 •	 Fehdebriefe
	 •	 Frei- und Wechselbriefe
	 •	 Schandbriefe
	 •	 Schreiben privater Mitteilung
	 •	 Städtische Korrespondenzen
	 •	 Hanse-Rezesse	

3.	 Amtsbücher
	 •	 Amtsprotokolle (Seite 25)
	 •	 Aufschwörungstafeln
	 •	 Brüchtenregister
	 •	 Bürgerbücher
	 •	 Hochschul- und Universitätsmatrikel
	 •	 Kaufmännisches Schriftgut (Seite 90)
	 •	 Kämmereibücher
	 •	 Kirchenbücher
	 •	 Protokollbücher der Presbyterien
	 •	 Kopiare
	 •	 Lehnregister und Lehnbücher (Seite 126)
	 •	 Liturgische Bücher
	 •	 Lokale Gerichtsprotokolle (Seite 137)
	 •	 Memorialüberlieferung (Necrologien und Verbrüderungsbücher) (Seite 146)
	 •	 Protokollbücher der Markengenossenschaften
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Agenda

	 •	 Register
	 •	 Traditionsbücher
	 •	 Aufzeichnungen zur herrschaftlichen Güterverwaltung 
		  (Güter- und Einkünfteverzeichnisse, Urbare, Lagerbücher, Salbücher, 
		  Tafelgutverzeichnisse, Heberegister und -rollen) (Seite 32)
	 •	 Zehntregister
	 •	 Volkszählungen
	 •	 Pfarrregister
	 •	 Zollregister (an Weser und Lippe)

4.	 Akten
	 •	 Hexenprozessakten (Seite 67)
	 •	 Hofesakten
	 •	 Kommunale Rechnungen (Seite 102)
	 •	 Landesherrliche Rechnungen
	 •	 Prozessakten (Allgemein)
	 •	 Landtagsakten
	 •	 Akten der Reichskreise (Seite 14)
	 •	 Landesherrliche Schatzungslisten (Seite 112)
	 •	 Die Historische Statistik und ihre Quellen vor 1806 (Seite 14)
	 •	 Testamente, Nachlassinventare, Teilungen

5.	 Weltliche und kirchliche Rechtstexte
	 •	 Edikte
	 •	 Stadtrechte
	 •	 Kirchliche Statutengesetzgebung (Provinzial- und Synodalstatuten)
	 •	 Kirchenordnungen
	 •	 Gravamina
	 •	 Thesenreihen
	 •	 Toversichtsbriefe
	 •	 Visitationsakten der Kirchen (Seite 159)
	 •	 Willkürrecht
	 •	 Zunftstatuten (Seite 176)

6.	 Geschichtsschreibung und Hagiographie
	 •	 Bistumschroniken
	 •	 Hagiographie
	 •	 Hausbücher (Wirtschafts- und Familiennachrichten)
	 •	 Kloster- und Stiftschroniken
	 •	 Weltchroniken
	 •	 Landeschroniken
	 •	 Legendare
	 •	 Stadtchroniken
	 •	 Weltliche Biographien
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Agenda

7.	 Ego-Dokumente
	 •	 Autobiographien, Tagebücher, Schreibkalender, Memoiren
	 •	 Reisebeschreibungen

8.	 Publizistische Quellen
	 •	 Einblattdrucke
	 •	 Flugschriften
	 •	 Hof- und Adresskalender
	 •	 Zeitungen

9.	 Karten und Pläne
	 •	 Vormoderne Karten
	 •	 Pläne

10.	Bilder
	 •	 Landschaftsbilder
	 •	 Porträts
	 •	 Stadtansichten

11.	Siegel
	 •	 Siegelkunde

12.	Münzen

13. 	Inschriften
	 •	 Inschriften an kirchlichen Gebäuden
	 •	 Inschriften an weltlichen Gebäuden
	 •	 Grabsteine

14.	Überlieferte Namen
	 •	 Anthroponyme und Toponyme

14.	Sachüberreste
	 •	 Bodendenkmäler (z. B. Wüstungen, Landwehren) 
	 •	 Museales Sammlungsgut
	 •	 Profane Gebäude (z. B. Burgen, Türme, Adelssitze, Höfe, Häuser)
	 •	 Sakrale Gebäude (z. B. Kirchen, Klöster, Stifte)
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Beiträge in Vorbereitung

Anthroponyme und Toponyme
	 Dr. Kirstin Casemir (Münster)

Aufschwörungstafeln 
	 Dr. Wolfgang Bockhorst (Münster) 

Edikte
	 Dr. Marcus Weidner (Münster): 

Fehdebriefe
	 Dr. Stephanie Marra (Dortmund)

Hagiographie
	 Dr. Uta Kleine (Hagen)

Hausbücher (Wirtschafts- und Familiennachrichten)
	 Dr. Gunnar Teske (Münster) 

Hofesakten 
	 Dr. Wolfgang Bockhorst (Münster) 

Kaiser- und Königsurkunden
	 Thorsten Fischer (Duisburg-Essen)

Kirchliche Statutengesetzgebung (Provinzial- und Synodalstatuten)
	 Prof. Dr. Peter Johanek (Münster)

Kloster- und Stiftschroniken
	 Dr. Stefan Pätzold (Bochum) 

Landesherrliche Rechnungen 
	 Dr. Iris Kwiatkowski (Bochum) 

Register bzw. Kopiare
	 Prof. Dr. Dieter Scheler (Bochum) 

Schandbriefe
	 Dr. Stephanie Marra (Dortmund)

Siegel
	 Dr. Antje Diener-Staeckling
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Vormoderne Karten
	 Prof. Dr. Felicitas Schmieder (Hagen) 

Weltchroniken
	 Prof. Dr. Peter Johanek (Münster)

Beiträge in Vorbereitung	
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Abkürzungen

DA	 Deutsches Archiv für Erforschung des Mittelalters
HGB	 Handelsgesetzbuch
LAV NRW OWL	 Landesarchiv Nordrhein-Westfalen 
	 Abteilung Ostwestfalen-Lippe
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WWA	 Westfälisches Wirtschaftsarchiv
ZHF	 Zeitschrift für historische Forschung
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Akten der Reichskreise
Jonas Stephan

1. Definition der Quellengattung

Bei den Reichskreisen handelte es sich um zehn regionale Vereinigungen von Reichsstän-
den, die seit dem 16. Jahrhundert verschiedene Aufgaben wahrnahmen, die das Reich oder 
ihre Mitglieder an sie übertragen hatten. Zuständig für die Überwachung des Landfrie-
dens, die Verteidigung nach außen, die Kontrolle des Münzwesens, die Vollstreckung von 
Urteilen des Reichskammergerichts und die so genannte ‚Gute Policey‘ bildeten die Kreise 
eine Mittelinstanz zwischen den Territorien und dem Reich. Von Süden nach Norden gab 
es folgende Reichskreise: Österreich, Bayern, Schwaben, Franken, Oberrhein, Kurrhein, 
Burgund, Obersachsen, Niederrhein-Westfalen und Niedersachsen.

Kreisspezifische Quellentypen oder Textsorten existieren eigentlich nicht, denn das auf 
uns gekommene Schriftgut unterscheidet sich auf den ersten Blick kaum vom übrigen Ak-
tenmaterial, das die pragmatische Schriftlichkeit des Alten Reiches prägte. Auch die Akten 
der Reichskreise enthalten u.  a. Abschiede, Umfrageprotokolle oder Rezesse, daneben 
Ordnungen und Patente sowie Korrespondenzen aller Art. Die Bezeichnung „Akten der 
Reichskreise“ stellt damit eine Verlegenheitslösung dar, um die bunte Quellenvielfalt, die 
im Zusammenhang mit dem Kreiswesen angefallen ist, begrifflich zu fassen. Bedauerli-
cherweise steckt die Quellenkunde für die meisten Reichskreise noch in den Kinderschu-
hen. Ob es eine eigenständige, kreisbezogene Schriftkultur, einen stilus circuli gegeben hat, 
wurde bisher noch nicht diskutiert. An dieser Stelle können nur erste Orientierungspunk-
te gesetzt werden.

2. Historische Entwicklung der Quellengattung 

a) Allgemeine Entwicklung

Inhaltlich lässt sich das Material in die vier Sachgruppen Politisches, Parteisachen, Münz-
wesen und ‚Policey‘ aufteilen. Damit ist das jeweils bei einem bestimmten Aufgaben- bzw. 
Geschäftsbereich anfallende Schriftgut grob charakterisiert. Die politischen Akten betref-
fen in erster Linie Angelegenheiten der Landfriedenssicherung, der Reichs- und Kreisver-
teidigung sowie der finanziellen Verpflichtungen (Reichs- und Kreissteuern). Unter dem 
bereits zeitgenössisch üblichen Begriff der „Parteisachen“ ist die kreisbezogene Überlie-
ferung reichsgerichtlicher Prozesse zu verstehen. Die Reichskreise waren nicht nur verfas-
sungsmäßig für die Exekution von Urteilen des Reichskammergerichts zuständig, sondern 
sie wurden gewohnheitsmäßig sowohl vom Reichshofrat als auch vom Reichskammerge-
richt mit Untersuchungs- und Schlichtungskommissionen beauftragt. Die Münzaufsicht 
stellte eigentlich eine wirtschaftpolitische bzw. im Verständnis der Zeit eine ‚policeyliche‘ 
Aufgabe dar. Historisch handelte es sich von Anfang an um einen selbstständigen, vom 
Rest der Kreispolitik abgetrennten Geschäftsbereich, der auf eigenen Versammlungen mit 
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abweichenden Verfahrensregeln und einem gesonderten Teilnehmerkreis verhandelt wur-
de. Die letzte Sachgruppe, die ‚Policey‘ im engeren Sinn, umfasst im Allgemeinen stets 
einen bunten Strauß von obrigkeitlichen Aktivitäten, die eine ebenso bunte Vielfalt an 
Quellen hervorgebracht haben. Auch in Kreissachen findet sich Vergleichbares (Edikte, 
Patente und Ordnungen, Berichte, Eingaben, Visitationsakten, Beratungsprotokolle u. a.).

Zu Beginn der Institutionalisierung des Kreiswesens um 1500 fließen die Quellen zu-
nächst nur sehr spärlich, die politische Bedeutung der Kreise war in jenen Jahren noch 
gering. Im Verlauf des 16. Jahrhunderts kommt es dann zur „Verdichtung“ der Kreisver-
fassung. Sukzessive wurden Funktionen der Reichsgewalt auf die Kreise verlagert, die 
Schritt für Schritt eigene Institutionen zur Bewältigung der wachsenden Kompetenzen 
ausbildeten. Dieser Institutionalisierungsschub schlägt sich in der Überlieferung nieder. 
Heute noch vorhanden sind vor allem Mitglieder- und Steuerverzeichnisse (Matrikel), Be-
schlüsse der allgemeinen Kreisversammlungen und der Münzaufsicht, seltener Abstim-
mungsprotokolle, daneben Gesandteninstruktionen sowie Korrespondenz in Kreissachen 
(eine Auswahl bei Hartung  1910, S.  237  ff). Hinzu treten vereinzelte Normsetzungen, 
die sich am Vorbild der Reichsgesetzgebung orientieren. Im Jahr 1563 verabschiedete der 
Schwäbische Kreis eine eigene Exekutionsordnung (abgedruckt bei Langwerth v.  Sim-
mern 1896, S. 385 ff), 1572 publizierte Franken eine Kreispoliceyordnung.

In der Reichsverfassung unwiderruflich verankert wurde das Kreiswesen durch die 
Reichsexekutionsordnung von 1555, indem sie abschließend die Landfriedenssicherung 
an die Kreise delegierte. Nach dieser Zäsur ist die Überlieferungssituation deutlich viel-
seitiger und umfangreicher. Zu den Abschieden der Kreistage treten nun fast immer die 
vollständigen Abstimmungsprotokolle. Ihnen sind viele zusätzliche Tagungsdokumente 
beigelegt, etwa Vollmachten, Eingaben und Bittschriften, an den Kreis gerichtete oder im 
Namen des Kreises verfasste Schreiben. Diese Kreistagsakten füllen dicke Foliobände von 
mehreren hundert Blatt. Insbesondere in den Beilagen spiegelt sich die zentrale Bedeu-
tung der Kreisversammlung als Informations- und Nachrichtenbörse (Humphreys 2011), 
wie dies bereits für den Immerwährenden Reichstag in Regensburg festgestellt worden ist 
(Friedrich 2007).

Nach dem Dreißigjährigen Krieg nahm in Franken und Schwaben die Tagungsfrequenz 
der Versammlungen erheblich zu. Hier, im Südwesten des Reiches, entwickelten sich die 
Kreise zu regelrechten Selbstverwaltungskörperschaften. Maßnahmen, die in den größe-
ren Flächenstaaten von der landesherrlichen Verwaltung ausgeführt wurden, organisierten 
die Stände dieser territorial zerklüfteten und zersplitterten Gebiete mithilfe der Kreis-
ordnung. In Schwaben gab es regelmäßige Streifen gegen Räuber und fahrendes Volk, 
Franken druckte jährlich erneuerte Ordnungsvorschriften, so genannte ‚Policey-Patente‘. 
Angesichts der französischen Eroberungsfeldzüge unter Ludwig  XIV. seit den 1660er-
Jahren begannen beide Kreise eine langfristige militärische Kooperation. Um die Wende 
zum 18. Jahrhundert bauten sie stehende Kreisheere auf, die bis zum Siebenjährigen Krieg 
(1756–1763) die kollektive Verteidigung der südwestdeutschen Reichsstände sicherstellen 
konnten (Zugang zur Literatur über Endres 2004 und die Sammelbände Hartmann 1994; 
Wüst 2000; Wüst/Müller 2011). Während die große Bedeutung der Kreispolitik im Süd-
westen zusätzlich zum Versammlungsschriftgut der Kreis- und Münztage ein differen-
ziertes Verordnungs- und Abrechnungswesen hervorbrachte, fanden bereits Ende des 
17.  Jahrhunderts in den beiden nördlichsten Reichskreisen, Nieder- und Obersachsen, 
keine Kreistage mehr statt (Nicklas  2002). Demgegenüber erloschen die politischen 
Aktivitäten in den drei rheinischen Kreisen, Kur- und Oberrhein (Müller  2008) sowie  
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Niederrhein-Westfalen zwar nie vollständig, aber der Fortbestand der Kreisordnung, so 
Winfried Dotzauer (1998, S. 45), ging einher mit der Verbürokratisierung der Kreisge-
schäfte und ihrer Zentralisierung in den Händen der führenden Kreistände.

b) Entwicklung in Niederrhein-Westfalen

Der Niederrheinisch-Westfälische Reichskreis umfasste viele, aber keineswegs alle Gebie-
te, die heute üblicherweise zu Westfalen und dem Niederrhein gezählt werden. Es ist dem 
ständischen Charakter dieser Institution geschuldet, dass historische Kernlandschaften 
wie das Herzogtum Westfalen gerade nicht zum Kreis gehörten (Karten bei Behr 1982). 
Führende Kreisstände waren der Herzog von Kleve-Jülich-Berg bzw. dessen dynastische 
Erben Pfalz-Neuburg und Brandenburg sowie die Bischöfe von Münster, Paderborn und 
Osnabrück. Das Stift Lüttich beteiligte sich nur selten an der Kreisgemeinschaft, Cambrai 
und Utrecht galten bereits nach wenigen Jahrzehnten als ausgezogene Stände, Minden 
und Verden wurden 1648 säkularisiert und kamen an Brandenburg bzw. Schweden. Den 
größten Teil der Mitglieder machten über dreißig Prälaten, Grafen und Herren aus. Die 
Reichsstädte Köln, Aachen und Dortmund gehörten ebenfalls zum Kreis.

Die Forschung zählt Niederrhein-Westfalen traditionell unter die weitgehend passi-
ven, funktionsuntüchtigen Reichskreise (zuletzt Neuhaus  2002). Tatsächlich vergingen 
im 17. und 18. Jahrhundert manchmal Jahrzehnte ohne eine einzige Kreisversammlung. 
Die Münzprobationstage wurden 1715 vollständig eingestellt. Seine vom Reich dele-
gierten Aufgaben nahm der Kreis nur sporadisch wahr. Erfolgreiche Exekutionen gegen 
Friedensbrecher blieben die Ausnahme, zum Reichsheer trat lediglich ein Bruchteil des 
niederrheinisch-westfälischen Kontingents an. Eine kreisweite Selbstverwaltung wie in 
Franken oder Schwaben entwickete sich nicht. Es gab kein stehendes Kreisheer, keine 
gemeinsamen Policey-Maßnahmen und auch keine nennenswerte Kreisgesetzgebung (Er-
eignisgeschichte bei Dotzauer 1998, S. 297 ff; Übersicht der Kreistage ebd., S. 603 ff).

Für das 16.  Jahrhundert, in dessen zweiter Hälfte der Kreis unter dem Direktorium 
Herzog Wilhelms V. von Jülich-Kleve-Berg eine erste Phase erhöhter Aktivität erlebte, 
stellt sich die Überlieferungslage ziemlich gut dar (Schneider 1985). Fast alle Kreisabschie-
de, dazu eine große Zahl Protokolle, auch Instruktionen und Briefwechsel sind erhalten. 
Aus dem Jahr 1563 existiert der Entwurf einer Kreiskriegsordnung, die eine detaillierte 
Kostenaufstellung für ein geplantes Kreisheer enthält, aber nie in Kraft getreten ist (abge-
druckt bei Schneider 1985, S. 234 ff).

Anfang des 17. Jahrhunderts fanden trotz der konfessionspolitischen Spannungen zwi-
schen den Mitgliedern einige Kreistage statt. Auch während des Dreißigjährigen Krieges 
traten die Kreisstände gelegentlich zusammen, obwohl der Nordwesten des Reiches erst 
zum Kampf- und dann zum Aufmarsch- und Rückzugsgebiet für verschiedene Kriegspar-
teien wurde (Salm 1990). Diese Versammlungen wurden von den finanziellen und wirt-
schaftlichen Belastungen des Krieges bestimmt. Die Bewältigung der Kriegsfolgen sollte 
den Kreis weit über das Jahr 1648 hinaus beschäftigen.

Deutlich gehemmt wurde die Arbeit der Kreisversammlung in den Nachkriegsjahren 
durch den bis 1666 andauernden jülich-klevischen Erbfolgestreit zwischen Brandenburg 
und Pfalz-Neuburg. Als Erben des ausgestorbenen Herzoghauses beanspruchten beide 
Dynastien einen Anteil an der Geschäftsführung des Kreises, die in der Zwischenzeit 
der Bischof von Münster im Auftrag des Kaisers allein verwaltete. Dieser so genannte 
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Direktorialstreit zwischen den drei Fürsten endete erst nach harten und wechselvollen 
politischen Auseinandersetzungen 1665/67. Infolgedessen nahmen die drei Parteien die 
Kreisleitung gemeinsam wahr, was zahlreiche Konflikte verursachte. Zwischen 1650 und 
1700 fanden nur wenige Kreistage statt, sie blieben langfristig ohne Folgen. Obwohl der 
Kreis Jahr für Jahr von den französischen Expansionsbestrebungen unter Ludwig XIV. 
betroffen war, kamen die niederrheinisch-westfälischen Stände bei zentralen Fragen der 
militärischen Verteidigungsfähigkeit und der finanziellen Lastenverteilung nie zu seiner 
Einigung (Isaacson 1933; Haberecht 1935).

Diese Situation änderte sich erst im Spanischen Erbfolgekrieg (1701–1714). Nun tagte 
der Kreis regelmäßig, beinahe jährlich. Erstmals wurde das Kreismilitärwesen umfassend 
organisiert. Bis Kriegsende waren immerhin mehrere hundert, zeitweise gar mehrere tau-
send Mann niederrheinisch-westfälischer Kreistruppen im Reichsheer engangiert (Ar-
nold 1937). Bald nach dem Krieg fiel die Kreisgemeinschaft aber erneut in einen Dorn-
röschenschlaf. Vollversammlungen wurden zur Ausnahme, von 1738 bis 1757 und von 
1758 bis 1793 gab es gar keine Kreistage. Die politischen Gewichte verlagerten sich noch 
stärker als bisher auf die Direktorialmächte. Wie sich dieser institutionelle und politische 
Zentralisierungprozess genau vollzog, liegt im Dunkeln (Hastenrath 1948).

Auch über die Arbeitsweise der Kreisleitung ist bisher wenig bekannt. Offenbar betrau-
ten die Kreisdirektoren im 18. Jahrhundert, vielleicht auch schon deutlich früher, jeweils 
einen ihrer Räte dauerhaft mit den Kreissachen. Die drei Direktorialräte korrespondierten 
dienstlich mehr oder weniger kontinuierlich miteinander; in unregelmäßigen Abständen 
trafen sie sich zu Konferenzen, um eine gemeinsame Haltung in Kreisangelegenheiten 
zu gewährleisten. Die überlieferten Akten zeigen, dass sich auch im 18. Jahrhundert so-
wohl Stände als auch Reichsinstitutionen an den Kreis – das heißt an die Direktoren – 
wandten. Zu den „Alltagsthemen der verwalteten Kreisgeschäfte“ (Dotzauer 1998, S. 328) 
gehörten die Übernahme von Kommissionen und Exekutionen (z. B. Bückeburg 1787, 
Aachen  1792, Lüttich  1794), die Vermittlung in konfessionellen Auseinandersetzungen 
sowie die Eintreibung von Schuldforderungen der Kreisstände. Angeblich soll das Kreis-
direktorium sogar – ganz ohne konkretes Mandat des Reichskammgerichts – als „überge-
ordnete Notariats- und Gerichtsinstanz“ für streitende Adelshäuser oder hilfesuchende 
Untertanen tätig gewesen sein (ohne Nachweis Dotzauer 1998, S. 329).

3. Quellenkritik und Überlieferungslage

Bei den „Akten der Reichskreise“ lassen sich drei Überlieferungsbildungen unterschei-
den: Erstens existiert heute für die meisten Kreise jeweils ein Bestand, der in den Findbü-
chern als ‚Kreisarchiv‘ firmiert. Zweitens gibt es innerhalb der territorialstaatlichen Über-
lieferung sehr häufig einen Pertinenzbestand mit Titeln wie ‚Reichs- und Kreissachen‘ 
oder ‚Kreisstände‘. Das gilt ebenso für die im Wiener Haus-, Hof- und Staatsarchiv ver-
wahrte Überlieferung der Reichsbehörden, etwa das Mainzer Erzkanzlerarchiv. Drittens 
findet man in den landesherrlichen Beständen unter verschiedenen Sachbetreffen – etwa 
Militaria, auswärtige Korrespondenz oder Policey-Sachen – eine nicht zu unterschätzende 
Streuüberlieferung.

Schriftverkehr und Schriftführung in Kreisangelegenheiten lagen ganz in der Hand 
des Direktoriums. Die so genannte Kreiskanzlei, die das Kreisarchiv verwaltete, war nir-
gendwo eine eigenständige Behörde, da sie keinen selbständigen Mitarbeiterstab hatte. In 
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der Regel übernahm die Kanzlei eines Direktors diese Aufgabe. Manchmal wechselten 
sich die geschäftsführenden Stände untereinander ab, manchmal waren die Kompetenzen 
aufgeteilt. In Niederrhein-Westfalen besaß seit dem Vergleich von 1665 Pfalz-Neuburg 
das Privileg der Kanzleiführung, die Leitung hatte ein formal auf den Kreis vereidigter 
Bediensteter inne. Dieser Kreissekretär wurde gewohnheitsmäßig, auf Vorschlag des Di-
rektoriums, von den Kreisständen aus der jülich’schen, das heißt pfälzischen Regierung 
bzw. Kanzlei in Düsseldorf gewählt. Der Bedienstete übte das Amt neben seiner landes-
herrlichen Anstellung aus. Eigenes, hauptamtliches Personal hatte er nicht zur Verfügung, 
stattdessen verwendete er hilfsweise Düsseldorfer Kanzleiangehörige. Diese konnten den 
Titel eines „Kreisactuarius“ führen, wenn sie (vermutlich) dauerhaft mit den Kreissachen 
beauftragt waren. Während einer Kreisversammlung betreute der Sekretär das Protokoll, 
die Ladung zu den Sitzungen sowie die Diktatur. Bei letzterer registrierte er die Eingaben 
und Beschlüsse der Stände bzw. der Direktoren, um sie auf regelmäßig stattfinden Le-
sungen den Schreibern der Gesandtschaften in die Feder diktieren zu lassen. Unabhängig 
davon war es den Ständen freigestellt, eigene Protokolle anzufertigen.

In einigen Kreisen, die über keinen Kreissekretär verfügten, wurde dessen Funktion 
von den Gesandtschaftssekretären der Direktoren ausgeübt. In Bayern gab es nicht einmal 
eine Kreiskanzlei, weshalb auch kein Kreisarchiv entstand; die Schriftführung alternierte 
zwischen den beiden Direktoren in München und Salzburg. Bei der Ablage der Akten-
stücke unterschied die kurbayerische Registratur nicht zwischen Kreis- und Territorial-
sachen, erst als 1799 das Landesarchiv reorganisiert wurde, schuf man einen Pertinenzbe-
stand Reichs- und Kreissachen (Heydenreuther 2000). Selbst in Franken oder Schwaben 
verhalten sich ‚Kreisarchiv‘ und ständische Überlieferung oftmals komplementär zuein-
ander, bieten die territorialen Bestände im Einzelnen wertvolle Ergänzungen zu denen der 
Kreisarchive (für Schwaben Theil 2000, für Franken Humphreys 2011).

Das niederrheinisch-westfälische Kreisarchiv liegt heute im Landesarchiv NRW, Abtei-
lung Rheinland in Duisburg, und umfasst ungefähr fünfhundert Kartons. Seine Struktur 
erhielt das ‚Letternarchiv‘ um 1770, als alle damals noch vorhandenen Akten neu ver-
zeichnet wurden. Das archivische Findbuch, das in den 1920er-Jahren angefertigt wurde, 
reproduziert beinahe eins zu eins dieses alte Repertorium – der Bearbeiter hat lediglich 
spätere Fundstücke direkt an die chronologisch richtige Stelle gerückt, das in seinen Au-
gen wichtige Material nach Sachbetreffen geordnet, zusammengezogen und ein Register 
hinzugefügt. Das Repertorium gliedert sich in zwölf Abteilungen (I.–XII.), deren Zu-
schnitt sich nicht auf den ersten Blick erschließt. So gibt es zum Beispiel gleich drei Ab-
teilungen ‚Münzhandlungen‘ sowie zwei Abteilungen ‚Kreisexekutionssachen ab 1701‘. 
Im alten Findbuch heißt es dazu, nur ein Teil des Kreisarchivs gehöre der ‚Kreiskanzlei‘, 
der andere gehöre dem jülich’schen (also: pfälzischen) Direktorium allein. Offenbar hatte 
die Düsseldorfer Kanzlei den Teil ihrer Registratur, der die Kreissachen enthielt, nie be-
sonders sorgsam gepflegt, so dass bei der Aktenführung nicht systematisch zwischen den 
offiziellen Kreisgeschäften und den Sachen der jülich-pfälzischen Kreispolitik unterschie-
den wurde.

Mit der Zeit nahm man dies als Problem wahr.1 Im Vergleich von 1665/67 hatten sich 
die beiden anderen Direktoren das Recht zugestehen lassen, das Kreisarchiv jederzeit ein-

1	 Vgl. dazu die Schreiben des Kreisactuarius Weingartz an den Direktorialrat von Robertz aus 
den frühen 1750er Jahren sowie Robertz‘ Berichte an den Kurfürsten von der Pfalz wegen 
der Neuverzeichnung des Kreisarchivs, LAV NRW Abt. Rheinland, Niederrheinisch-West-
fälisches Kreisarchiv (NRWKA), I R 17 (I).
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sehen zu dürfen, zudem besaßen die Kreisstände die Möglichkeit, Auszüge der offiziellen 
Kreisakten abschriftlich zu erhalten. Die fehlende Abgrenzung und die Unordnung in 
der Registratur erschwerten das Zusammensuchen des verlangten Materials erheblich. Es 
wuchs die Gefahr, dass Aktenstücke mit sensiblen Informationen, die nicht für andere 
Augen bestimmt waren, den Mitdirektoren vorgelegt wurden. Mit der Neuverzeichnung 
der Akten wollte die Düsseldorfer Kanzlei nachträglich eine Trennung zwischen den (für 
die Mitglieder bzw. Direktoren) öffentliche Kreisakten und den geheimen kreispolitischen 
Akten erreichen. Deshalb gibt es zu den Kreistagen und vielen anderen Betreffen immer 
mehrere, in der Regel zwei Überlieferungen in unterschiedlichen Abteilungen. Die Ab-
grenzung scheint im Detail jedoch Probleme bereitet zu haben, vielleicht wurde sie auch 
nicht sauber vollzogen. Denn jenseits einer „Basisaufteilung“ von offiziellen Kreispro-
tokollen hier und pfälzischen Gesandtschaftsüberlieferung dort wirken die Akten recht 
willkürlich zusammengestellt und manchmal regelrecht chaotisch. Hinzu kommt, dass 
sich Vorgänge aus den Kreistagsakten in den Sachakten, z. B. der Parteiangelegenheiten, 
fortsetzen können. Auch untereinander beziehen sich Sachakten aufeinander. Da das 
Findbuch nur auf der Ebene der Betreffe auf komplementäre Verzeichniseinheiten ver-
weist, findet man oftmals erst während der Auswertung inhaltlich und geschäftsmäßig 
zusammengehörige Aktenstücke in verschiedenen Konvoluten.

Die kreisständische Überlieferung ist ähnlich komplex, wie das Beispiel Brandenburg-
Preußens zeigt. Dessen Kreispolitik lag in den Händen der Regierung in Kleve, heute wird 
dieser Bestand ebenfalls im Landesarchiv in Duisburg aufbewahrt. Die Protokolle der 
Kreistage, die formal eine Parallelüberlieferung zu denen im Kreisarchiv darstellen, sind 
mit den Instruktionen und Berichten der klevischen Gesandtschaft zusammengebunden 
worden. Aber die Konvolute enthalten manchmal zusätzliches Material, das in den „of-
fiziellen“ Protokollen fehlt, zum Beispiel Schriftstücke, die dem Direktorium vorgelegen 
haben, aber nicht zur Diktatur gelangt sind. In diesen Aktenbänden sind außerdem – je-
denfalls für die Zeit um 1700 – privat-dienstliche Schreiben und Vermerke des für die 
Kreispolitik zuständigen Rates enthalten; vermutlich handelte es sich ursprünglich um 
die Handakten dieses Gesandten. Neben den Kreistagsakten gibt es eine große Zahl von 
Sachakten. Da ihr Betreff sehr allgemein gehalten ist (z. B. „Kreisgarnison zu Köln“), sind 
sie besonders umfangreich. Manchmal existieren mehrere zusammengehörige Sachakten, 
deren Titel dies aber nicht immer direkt erkennen lassen. Auch im Fall Brandenburg-
Preußen findet sich das Phänomen, dass zusammengehörige Aktenstücke in unterschied-
lichen Verzeichniseinheiten liegen, wodurch der Eindruck einer willkürlichen Ablage- 
bzw. Archivierungspraxis nur verstärkt wird. Weil die klevische Regierung in Kreissachen 
regelmäßig an die Berliner Zentrale berichtete und Weisungen von dort erhielt, liegt heute 
im Geheimen Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz in Berlin-Dahlem ein Nebenbestand 
an jahrweise geordneten Aktenserien zum Niederrheinisch-Westfälischen Kreis. Dessen 
Quellenwert ist noch völlig untaxiert.

Die besonderen Entstehungs- und Überlieferungsbedingungen der Kreisakten tragen 
dazu bei, dass sich vor dem auswertungswilligen Historiker die viel beklagten Aktenber-
ge erheben. Eine Beschränkung der eigenen Materialbasis auf die leicht greifbaren Quel-
len liegt da nahe. Doch ist dies tunlichst zu vermeiden! Recherchen in den Beständen 
der führenden Kreisstände in Niederrhein-Westfalen sind unerlässlich. Die zum Teil nur 
bruchstückhafte Überlieferung anderer Kreisstände sollte man ebenfalls prüfen. Sogar die 
Nachlässe von Zeitgenossen enthalten regelmäßig einschlägiges Material. Eine gründliche 
Heuristik bewahrt gerade in Kreissachen vor voreiligen Schlüssen und unangemessenen 
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Verallgemeinerungen. Sie ist elementarer Bestandteil der Quellenkritik. Zudem birgt die 
Verengung des eigenen Blickfeldes auf die vergleichsweise einfach aufzufindenden „offi-
ziösen“ Quellen (Abschiede, Protokolle, Instruktionen und Berichte) die große Gefahr, 
nur an der Oberfläche des Geschehens zu bleiben. In der Regel handelt es sich um stark 
formalisierte Texte, die bestimmten rhetorischen und gesellschaftlichen Konventionen 
folgen. Um hinter die Fassade von Kreisverhandlungen zu blicken, bedarf es aufwändiger 
Analysen (beispielhaft Humphreys 2011). Dies alles macht eine kritische Quellenkunde 
der Reichskreise umso dringlicher.

4. Auswertungsmöglichkeiten

Die facettenreiche Geschichte des Niederrheinisch-Westfälischen Kreises sowie die kom-
plexe Überlieferungssituation versprechen vielfältige Auswertungsmöglichkeiten. Die 
Lücken in der Kreisgeschichtsschreibung sind immer noch sehr groß. So weiß man etwa 
über die Zeit zwischen 1720 und 1780 nur sehr wenig. Das erschwert den Vergleich mit 
anderen Kreisen und der Reichsebene. Gerade die südwestlichen Kreise entfalteten in den 
letzten Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts eine besondere Dynamik. Bernhard Sicken sieht 
Indizien dafür, dass sich die Verhandlungskultur und das Selbstverständnis der Kreisge-
sandten in Franken unter dem Einfluss der Aufklärung wandelten. Während der letzten 
krisenreichen Jahre, die das Reich noch existierte, soll man in Nürnberg sogar darüber 
diskutiert haben, den Kreis als Konföderation unabhängig zu machen (Sicken 2000). Der 
Schwäbische Kreis wiederum verfolgte bereits um die Jahrhundertmitte unter der Ägide 
Württembergs eigene Infrastrukturprojekte. Die ersten Chausseen Deutschlands wurden 
nicht in Preußen, sondern in Schwaben gebaut (Wunder 1999).

Solche Befunde sind für Niederrhein-Westfalen nicht zu erwarten. Hier stehen andere 
Aspekte von Kreis- und Reichsgeschichte im Vordergrund, darunter etwa die Kreispolitik 
der Stände, die Motivation derjenigen, die den Kreis in Anspruch nahmen, sodann die 
formellen und informellen Verfahren auf Kreis- und Direktorialversammlungen, hierbei 
insbesondere die angebliche Bürokratisierung der Kreisleitung, und schließlich die Ein-
bindung des Kreises in das Reichssystem. Insbesondere liegt im Dunkeln, welche Rolle 
der Kreis im Rahmen der höchsten Gerichtsbarkeit des Alten Reiches gespielt hat.

Über diese engeren Fragen der Kreis- und Reichsgeschichte hinaus bieten sich Kreis-
akten auch ganz allgemein als Untersuchungsmaterial für die Landesgeschichte, die So-
zial- und Wirtschaftsgeschichte sowie natürlich für die Kultur- und Politikgeschichte an. 
Beispiele für die Vielfalt an Auswertungsmöglichkeiten bietet die Dissertation Nicola 
Humphreys zum Fränkischen Kreistag (2011). Auf der Grundlage von Erschließungsar-
beiten behandelt sie eine ganze Palette von Themen. Die genaue Analyse der Gesandten-
korrespondenz ermöglicht ihr zum Beispiel die Destillation verschiedener Berichtsstile, 
die wertvolle Vergleichsfolien für die Diplomatiegeschichte bieten. Auch zur Medien- und 
Rechtsgeschichte trägt sie bei, wenn sie Produktion und Verbreitung von Kreispatenten 
untersucht. Aspekte der Alltags- und Sozialgeschichte beleuchtet Humphreys Analyse 
des sozialen Umfelds der Kreisgesandten in der Tagungsstadt Nürnberg.

Jenseits der engeren Kreisforschung werden diese Quellenbestände weder in der Reichs- 
noch in der Landesgeschichte systematisch berücksichtig. Dagegen hat die westfälische 
Numismatik in den vergangenen Jahren mehrfach bewiesen, wie ergiebig der Rückgriff 
auf Kreisakten sein kann (zuletzt Ihl/Schwede 2016). Die umfangreich überlieferten Ak-
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ten der Münzprobationstage geben nicht nur Auskunft über numismatische Spezialfra-
gen, etwa verrufene Münzprägungen, sondern bieten vielschichtiges Material, etwa zur 
Währungspolitik der Territorien, Kreise und des Reiches. In dieser Weise enhalten die 
Akten der Reichskreise Quellen zu den unterschiedlichsten Ereigniskomplexen, in denen 
Reichs- und Kreisinstitutionen involviert waren. Die westfälische Landesgeschichte kann 
von ihrer systematischen Berücksichtigung nur profitieren.

5. Forschungsgeschichte in regionaler Perspektive

Die Publikationen zum Niederrheinisch-Westfälischen Kreis lassen sich an einer Hand 
abzählen. Quellenkundliche Aspekte spielen jenseits der Einleitungskapitel nirgendwo 
eine Rolle.

Am Anfang der Kreisgeschichte stehen zwei Münsteraner Dissertationen. Völlig unty-
pisch für die Kreisforschung beschäftigt sich die erste der beiden mit der Münzgeschichte 
(Lennartz 1912). Als weitaus anschlussfähiger sollte sich die zweite Arbeit erweisen, die 
sich dem Kreisdirektorium bis zum Aussterben der Herzöge von Kleve-Jülich-Berg wid-
mete (Rode 1916). Die erste Überblicksdarstellung der Kreisgeschichte lieferte dann erst 
die monumentale Landeskunde Der Raum Westfalen (Casser 1934). Das ‚Raumwerk‘ war 
ein Kind von Kulturbodenforschung und Volksgeschichte (dazu Ditt). In diesem Konzept 
galt der Reichskreis als eine von vier Inkarnationen des uralten westfälischen Kulturraums. 
Niederrhein-Westfalen schlug dabei die Brücke zwischen der mittelalterlichen Stammes- 
und Städtelandschaft sowie der preußischen Provinz des 19. Jahrhunderts (Aubin 1931). 
Aus diesem geschichtspolitisch ambitionierten Projekt entstanden jedoch keine Impulse 
für die Erforschung des Reichskreises durch die westfälische Landesgeschichte.

Stattdessen erschienen in den 1930er- und 1940er-Jahren mehrere Dissertationen aus 
der diplomatiehistoischen Schule von Max Braubach in Bonn (Isaacson  1933; Habe-
recht 1935; Arnold 1937; Hastenrath 1948). Sie deckten die Kreisgeschichte von 1648 bis 
1715 sowie von 1786 bis 1806 ab. Die Herangehensweise war bei diesen Arbeiten stets 
dieselbe: Ausgewählte Aktenstücke des streng festgezurrten Untersuchungszeitraums, die 
über diplomatische Beratungen, politische Ziele und die Kriegführung Auskunft geben, 
wurden mit den einschlägigen Geschichtserzählungen der historistischen Handbuchdar-
stellungen verbunden. Diese Arbeiten haben heute noch ihren Nutzen, auch wenn die 
meisten Interpretationen natürlich nicht sonderlich originell sind. Der stets chronologi-
sche Aufbau der Dissertationen erlaubt eine rasche Orientierung in der Ereignisgeschich-
te, zudem bewegt man sich bei der eigenen Quellenrecherche dank der hier geleisteten 
grundlegenden Erschließungsarbeit nicht völlig im luftleeren Raum.

Diese frühen Arbeiten wurden in jüngerer Zeit ergänzt durch weitere Studien, die bis-
her unbeschriebene Epochen der Kreisgeschichte behandeln. Andreas Schneider (1986) 
legt in seiner Arbeit über den Kreis im 16. Jahrhundert einen Schwerpunkt auf die Kreis-
politik Herzog Wilhelms V. von Kleve-Jülich-Berg. Hubert Salm (1990), der sich zeit-
lich im Dreißigjährigen Krieg bewegt, beschäftigt sich mit Fragen der Truppenfinanzie-
rung. Daneben gibt es Aufsätze, die sich der Politik einzelner Kreisstände (Dubois 1939; 
Behr 1978; ders. 1991) oder bestimmten Ereignissen der Kreisgeschichte widmen (Isra-
el 1947; Müller 1967).

Insgesamt haben sich Deutung und Bewertung der Kreisgeschichte seit den Tagen von 
Hermann Aubin und Paul Casser kaum verändert. Traditionell werden vier Gründe für 
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seine Schwäche ins Feld geführt. Erstens litt der Niederrheinisch-Westfälische Kreis stets 
an seiner territorialen Unabgeschlossenheit, insbesondere nach Westen hin, wodurch die 
Verteidigung des Kreisgebietes erschwert wurde. Zweitens wirkte sich der Umstand zu-
nehmd erschwerend aus, dass der Nordwesten des Reiches in der Frühen Neuzeit, wie 
Rudolf Vierhaus festgestellt hat, zu einem „Gebiet der Nebenlande“ wurde (zitiert nach 
Neuhaus 2002, S. 99). Im 18. Jahrhundert ließen sich die „äußerst vielfältigen, ganz un-
terschiedlichen politischen Zielen verpflichteten Fremdbestimmungen“ der Kreispoli-
tik kaum mehr übersehen (ebd., S. 101). Ähnlich destabilisierend wirkte – drittens – der 
konfessionelle Gegensatz, der auch das Direktorium immer wieder zu spalten drohte. 
Schließlich kam nach dem Dreißigjährigen Krieg die militärische Innovation des stehen-
den Heeres dazu, die durch den Gegensatz von armierten und nichtarmierten Reichsstän-
den weitere Spannungen in den Kreis hineintrug.

Ein Wandel dieses etablierten Erklärungsmusters für den Verlauf der Kreisgeschichte 
ist nicht in Sicht. Vielversprechender erscheint es deshalb, den Kreis aus landeshistorischer 
Perspektive in den Blick zu nehmen oder anhand seiner Überlieferung aktuelle Fragen der 
Diplomatie-, Verwaltungs- und Politikgeschichte anzugehen. Gerade die praktische Be-
deutung der Kreisebene für das Reichssystem, die Territorien und ihre Herrschaftsträger 
ist ein Thema, das jedenfalls für den Norden kaum untersucht wurde. Erste Ansätze zu 
einer solchen integrativen Sicht auf die Kreisgeschichte hat jüngst Johannes Arndt (2005) 
geliefert, indem er die Verflechtung des Rheinlandes mit dem politisch-rechtlichen System 
des Alten Reiches nach dem Westfälischen Frieden untersucht hat. Um den Boden für die-
se Forschungen zu ebnen, ist eine intensive quellen- und aktenkundliche Durchdringung 
der Kreisakten nicht nur hilfreich, sondern notwendig.
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Amtsprotokolle
Nicolas Rügge

1. Definition der Quellengattung

Amtsprotokolle sind an Ämtern gefertigte Aufzeichnungen über mündliche Verhandlun-
gen und Rechtsakte vorwiegend privater Parteien in Angelegenheiten der zivilen, beson-
ders der freiwilligen Gerichtsbarkeit unterhalb der Schwelle formalisierter Prozess- und 
Aktenführung. Insofern unterscheiden sie sich von verfahrensbezogenen oder in Strafsa-
chen geführten ► lokalen Gerichtsprotokollen, doch bewirkt die charakteristische Kom-
bination von Justiz und Verwaltung auf Amtsebene gewisse Übergangszonen zwischen 
beiden Quellengattungen. Die Amtsprotokolle wurden wegen ihrer Menge und länger 
andauernden rechtlichen Bedeutung häufig in Bücher eingetragen oder nachträglich ge-
bunden, können aber prinzipiell auch lose formiert sein. 

2. Historische Entwicklung der Quellengattung

a) Allgemeine Entwicklung

Für das Aufkommen der Amtsprotokolle scheinen drei Entwicklungen maßgeblich:
– erstens die Festigung der Amtsverfassung im Spätmittelalter als Ausdruck landesho-

heitlicher Herrschaftsverdichtung auf dem Land gegenüber konkurrierenden Gewalten 
vor allem von grund- und gutsherrlicher Seite (Klingebiel 2002, S. 35 ff.);

– zweitens das Vordringen der Schriftlichkeit im 16. Jahrhundert, die in den landesherr-
lichen Verwaltungen den Übergang des „Urkundenzeitalters“ nicht nur zum „Aktenzeit-
alter“, sondern auch zum „Protokollzeitalter“ bedeutete;

– drittens die Ausweitung der Amtskompetenzen im 17. Jahrhundert, teils durch An-
eignung von Aufgaben älterer Gerichtsinstitutionen oder konkurrierender Gerichtsherr-
schaften, teils erwachsend aus den Ansprüchen des frühneuzeitlichen Konfessions- und 
Policey-Staates. 

Als „räumliche Basiseinheiten von Justiz und Verwaltung“ (Brakensiek 1999, S. 119) 
erledigten die Ämter in vielen Territorien einen Großteil der Verwaltungsaufgaben, waren 
„Eingangsinstanz für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten der amtsuntertänigen Bevölkerung“ 
und zuständig „in allen Angelegenheiten der nicht streitigen, also freiwilligen Gerichtsbar-
keit“ (Weissenborn 1993, S. 23). Auf diesem Feld etablierte der frühmoderne Staat mittels 
Protokollierungspflichten einen „amtliche(n) Genehmigungsvorbehalt“ über „wesentli-
che Vermögensdispositionen, wie Grundstückskauf- und Tauschverträge, Bürgschaften, 
Schuldverschreibungen, Hypothekenbestellungen, Pacht-, Miet- und Meierverträge, Dar-
lehen, Ehestiftungen und Erbschaftsteilungen“, der zur „Erhaltung der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit der bäuerlichen Bevölkerung“ beitragen sollte; derartige Verträge „be-
durften zu ihrer Wirksamkeit der Eintragung in die Amts- oder Gerichtsbücher“ (Weissen-
born 1993, S. 57 f.; vgl. Berwinkel 2009; Heydenreuter 1979/80; Kroeschell 1974). 
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Wie bei anderen größeren Protokollserien erwies sich im Lauf der Zeit eine gewisse 
Materientrennung als zweckmäßig. In der Anfangszeit wurden in der Regel vermisch-
te Aufzeichnungen im selben Band vereint, später differenzierten sich häufig besondere 
Ehe-, Vormundschafts-, Kontraktenprotokolle usw. aus. Je nach Behördenorganisation 
konnten die Protokolle auch bei nachgeordneten Einheiten (Vogteien) geführt werden.

Ihr Ende fanden die Amtsprotokolle mit den Ämtern alten Typs, als die moderne Ge-
waltenteilung die Verwaltung von der Justiz trennte, also im Lauf des 19. Jahrhunderts, 
spätestens in Folge der Reichsjustizgesetze.

b) Entwicklung in Westfalen und den Nachbarregionen

Die Forschungslage lässt zuverlässige Angaben über die Entwicklung der Quellengattung 
derzeit nicht zu. Beobachtungen aus Hannover und Hessen deuten darauf hin, dass die 
Amtleute erst in der Frühen Neuzeit vermehrt Gerichtsrechte an sich zogen und damit 
die in beiden Ländern stark ausgeprägte Amtsverfassung nicht vor dem 17. bzw. der ersten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts vollendeten (Weissenborn 1993, S. 16–25; Brakensiek 1999, S. 
124). Für die westfälischen Territorien ist diese Chronologie noch zu erarbeiten, wobei 
ein differenziertes Bild entsprechend der landeshoheitlichen Herrschaftsdichte und ein 
häufiges Nebeneinander konkurrierender Jurisdiktionen zu erwarten sind. 

In manchen Territorien bestanden auf der untersten ländlichen Verwaltungsebene ein-
heitliche Strukturen von Ämtern und Vogteien (Grafschaften Lippe und Ravensberg) oder 
Ämtern und Gogerichten (Hochstift Osnabrück), anderswo dagegen ein Über- und Ne-
beneinander von Ämtern, landesherrlichen und adeligen, teils auch zuständigen städti-
schen Gerichten: so in Kleve-Mark bis Mitte des 18. Jahrhunderts (J. Kloosterhuis 1985), 
bis zum Ende des Ancien Régime im Fürstbistum Münster (bes. zum Oberstift: Wüllner 
1964, S. 5–7; E. Kloosterhuis 1992, S. 94–98), im Herzogtum Westfalen (Meister 1908, S. 
42 ff.; E. Kloosterhuis 2002, S. 192 ff.: „verworrene Gerichtsstrukturen“, „ein einziges 
Chaos“), im Vest Recklinghausen (Bohlmann 1931, S. 420–423; Wüllner 1964, S. 71–73) 
und im Hochstift Paderborn (zur Überlieferung: Sagebiel/Schütte 1983, S. 100–102). Trotz 
der dortigen Gemengelage, die den „Justiznutzern“ einige Wahlmöglichkeiten eröffnete 
(Ströhmer 2013), scheint unter den geistlichen Staaten die Amtsverfassung in Paderborn 
noch am stärksten ausgebildet: Hier waren Verwaltung und Gerichtsbarkeit bei den Amts-
verwaltungen „nicht zu trennen“; diese erfuhren allerdings einen vergleichsweise späten 
Kompetenzzuwachs, indem sie erst „nach der Aufhebung der Freigerichte 1763 verstärkt 
sowohl Exekutiv- als auch Jurisdiktionsbefugnisse wahrnahmen“ (Sagebiel/Schütte 1983, 
S. 100).

Grundsätzlich ist bei Ämtern kleineren Zuschnitts eher mit Amtsprotokollen des be-
schriebenen Typs zu rechnen, dagegen bei großen Ämtern mit einer gerichtlichen Binnen-
struktur, die für die Protokollführung maßgeblich war. Wo ein ausgeprägtes Notariatswe-
sen bestand wie in den Fürstbistümern Münster (Knemeyer 1964) und Osnabrück (Rügge 
2012, S. 63), dürfte es vor allem für die leibfreie Bevölkerung einen erheblichen Teil der 
Beurkundungen übernommen haben.
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3. Quellenkritik und Überlieferungslage

Als chronologische Folge von mehr oder weniger gleichartigen, formgebundenen Ein-
trägen mögen die Amtsprotokolle auf den ersten Blick unspektakulär erscheinen. Zu-
meist liefern sie, anders als Prozessakten, zu den Protagonisten und Hintergründen der 
„Fälle“ kaum substantielle Informationen, noch taugen sie besonders zum Selbstzeugnis 
oder „Ego-Dokument“. Der Protokollant hat nur aufgeschrieben, was ihm aufgrund von 
schriftlichen oder mündlichen Instruktionen oder nach dem Kanzleigebrauch rechtser-
heblich erschien; diese obrigkeitliche Perspektive normierte das „Formular“ der Einträge. 
Andererseits zeichnen sich Protokolle generell durch eine vergleichsweise neutrale Auf-
zeichnungsweise aus. Aussagen verschiedener Parteien und ein breites Spektrum sozialer 
Sachverhalte werden, wenn auch gebrochen durch den Entstehungszweck der Quelle, do-
kumentiert. Und je nach Herkommen oder auch individueller Neigung des Protokollan-
ten geben die Texte manchmal doch Einzelheiten preis, die sonst in ähnlicher Dichte nicht 
leicht zu finden sind.

Diese ländlichen Amtshandlungen über einen längeren Zeitraum zu verfolgen ist aller-
dings nur in bestimmten Regionen möglich. Die Überlieferung ist für Westfalen bislang 
nicht systematisch erfasst worden, sie setzt aber allem Anschein nach vielfach erst im 18. 
Jahrhundert ein. 

Wo die Amtsprotokolle vorgeschrieben oder intensiv genutzte Gewohnheit waren, 
mag ihnen oft die schiere Masse, verbunden mit der scheinbar privaten Belanglosigkeit 
der Materie, zum Verhängnis geworden sein. Der Sonderweg der brandenburg-preußi-
schen Gebiete seit den 1720er Jahren mit Kreisverfassung und Amtspacht (Agena 1972, S. 
12–15) sowie einschneidender Gerichtsreformen war sicher einer kontinuierlichen Über-
lieferungsbildung ebenfalls hinderlich. So sind etwa aus Ravensberg nur von einer ein-
zigen Vogtei Protokolle überliefert – nicht über die staatlichen Registraturen, sondern 
im Privatbesitz der Amtmannsfamilie (Hüllinghorst 1993). In Adelsarchiven sind auch 
erhebliche Teile der münsterschen Amtsregistraturen zu finden (Bockhorst 2012, z. B. S. 
21 f., 37, 101 u. 256 für die Ämter Ahaus und Bocholt). In dieses Bild passt, dass aus dem 
Gebiet des Hochstifts Paderborn die landesherrlichen Ämter und Gerichte relativ spät 
und in sehr unterschiedlicher Dichte dokumentiert sind, dagegen schon 1592 die Überlie-
ferung der zu dieser Zeit weitgehend selbständigen Herrschaft Büren einsetzt (Sagebiel/
Schütte 1983, S. 100–102 u. 149). 

4. Auswertungsmöglichkeiten

Der Vielfalt der verhandelten Gegenstände entsprechend bieten die Amtsbücher zunächst 
einmal Material für verschiedene Forschungsinteressen. So lassen sich aus den Schuldfor-
derungen ganze Netze von Kreditbeziehungen rekonstruieren; auch die Amtsprotokol-
le sind ein Beleg dafür, dass es „im deutschsprachigen Raum und speziell in Nordwest-
deutschland nicht an Quellen fehlt, um tief greifende Untersuchungen zu diesem Thema 
durchzuführen“ (Schlumbohm 2007, S. 9; siehe für Niedersachsen z. B. auch Rappe-Weber 
2001, S. 162–170). Grundstücksangelegenheiten können für hof- und ortsgeschichtliche 
Untersuchungen relevant sein. Nicht zuletzt enthält die Regelung von Brautschatzver-
schreibungen, Hofübergaben, Altenteilen und Erbschaften ausgesprochen kontextreiche 
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genealogische Informationen für fortgeschrittene „Familienforscher“ (z. B. Eickmeyer/
Steffen/Steffen 2005) und sozial-, kultur- sowie rechtsgeschichtliche Familienforschung 
gleichermaßen (z. B. Beißner 1986; Brakensiek/Stolleis/Wunder 2006).

Darüber hinaus gewährt diese auf den ersten Blick unscheinbare Quellengattung durch-
aus Einblicke in Herrschaftsstrukturen und -praktiken, versteht man sie als Spiegel des 
Regelungsanspruchs von „oben“ wie des Regelungsbedarfs von „unten“ und der für beide 
Interessen etablierten Verfahren. Insofern bilden die Amtsprotokolle „über ihren inhaltli-
chen Ertrag hinaus eine wichtige, gleichwohl selten beachtete Quelle für die regulierende 
und schlichtende Funktion der Amtleute und damit für Praktiken und Präsenz der Lan-
desherrschaft im ‚Land‘“ (Rügge 2012, S. 64). Von den Einwohnern her gesehen, kann 
wie bei lokalen (Zivil-) Gerichtsprotokollen der „wechselnden Inanspruchnahme“ und 
jeweils zeittypischen Konfliktlagen nachgegangen werden, wobei die materiellen Anlässe 
detailreich und quantifizierbar zur Sprache kommen können (Kottmann 1990, S. 130).

Die Frage danach, wer die werdende Staatlichkeit in der Fläche verkörperte und ihr 
alltägliche Geltung verschaffte, wird in vielen Territorien die Amtleute (Agena 1972, S. 
224; Brakensiek 1999, S. 123) bzw. Vögte (Hüllinghorst 1992b, S. 126 f.) und die von ih-
nen hinterlassenen Protokolle nicht übergehen dürfen. Gerade für Westfalen bieten sich, 
soweit die Quellenlage dies zulässt, vergleichende Untersuchungen von geistlichen und 
weltlichen Herrschaften an, die weitere Faktoren wie die Präsenz des Landesherrn, die 
Größe der Amtsbezirke, die Stärke patrimonialer Gewalten usw. berücksichtigen.

5. Forschungsgeschichte in regionaler Perspektive

Amts- und verwandte Gerichtsprotokolle sind bislang selten ediert (auch nicht in den 
Reihen der Historischen Kommission für Westfalen), in Forschungsarbeiten nur gelegent-
lich mit herangezogen und wenig systematisch erkundet worden. Am ehesten haben sie 
Untersuchungen entdeckt, die für einen begrenzten Raum mehr oder weniger sämtliche 
Quellen in den Blick nehmen (so Keinemann 1996 Bd. 1, S. 344 für ein paderbornisches 
und Rappe-Weber 2001, S. 74–83 u. 204–208, für ein braunschweigisches adliges Gericht). 
Aus dem Hochstift Paderborn liegen immerhin Editionen vor, in denen die Art und Weise 
der Protokollführung beschrieben ist (Amt Delbrück und Gogericht Salzkotten um 1803: 
Keinemann 1996 Bd. 3, S. 155–161). Immer noch stehen aber „quantitativ vorgehende 
Forschungen zur alltäglichen Ziviljustiz weitgehend aus“ (Kottmann 1990, S. 130), für 
qualitative Auswertungen gilt das Gleiche. 

Eine bedeutsame Ausnahme stellt die vollständige Edition der einzig erhaltenen ravens-
bergischen Amts- (genauer Vogtei-) Protokolle dar (Hüllinghorst 1993, zur Auswertung 
ders. 1992a und b). Diese „nahezu täglich“ beschriebenen Bände „geben Auskunft über 
fast alle obrigkeitlichen Handlungen, die der Vogt mit den Einwohnern seines Bezirkes 
zu führen hatte“ (ders. 1992b, S. 115). Dazu gehörte die selbständige Wahrnehmung der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, die Aushandlung von Vergleichen und die Entscheidung in 
bestimmten – seit 1676 generell in allen – „geringen Schuld- und Injuriensachen“ (ebd., 
S. 121 f.). Die buchstabengetreue Wiedergabe im Volltext hat den Vorteil, dass, soweit er-
wähnt, der Verlauf der protokollierten Verhandlungen und begleitende Praktiken wie das 
Händereichen oder die Beschwörung guter Nachbarschaft sichtbar werden (ders. 1993, S. 
512 u. 622). 
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Nennenswerte Aufmerksamkeit gilt sonst allein den Eheprotokollen, die sich nach an-
fangs nur sporadischem volkskundlichem Interesse (Sauermann 1978/79, Rinke 2001) seit 
Kurzem vermehrter Aufmerksamkeit – bislang allerdings überwiegend außerhalb Westfa-
lens – erfreuen (Sturm-Heumann 2004 bis 2011 und 2014; Lanzinger u. a. 2010; Ebert und 
Rippmann 2014).

Von solch wenigen Lichtblicken abgesehen, kann von einer regionalen Forschungsge-
schichte zur Quellengattung „Amtsprotokolle“ (noch) keine Rede sein.
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Aufzeichnungen zur herrschaftlichen Güterverwaltung 

Güter- und Einkünfteverzeichnisse, Urbare, Lagerbücher, 
Salbücher, Tafelgutverzeichnisse, Heberegister und Heberollen

Wilfried Reininghaus

1. Definition der Quellengattung

Die Träger geistlicher und weltlicher Herrschaft ließen seit dem frühen Mittelalter Auf-
zeichnungen über ihre Besitzungen anlegen. Diese Aufzeichnungen dienten der Verwal-
tung ihrer Güter und sicherten daraus folgende rechtliche Ansprüche ab. Für diese Besitz-
verzeichnisse hat die deutschsprachige Forschung in der Nachfolge von Karl Lamprecht 
und Rudolf Kötzschke den Begriff „Urbar“ geprägt (Hägermann 1997; Dubler 2017). Im 
Französischen nennt die Forschung diese Quellengattung polyptyques bzw. censiers ge-
nannt (Perrin 1935; Fossier 1978), im Englischen rent roll oder survey. Die älteren Ver-
zeichnisse zur Güter- und Einkünfteverwaltung in Westfalen reihten oft nur Güter oder 
Einkünfte aneinander oder sprachen lediglich von redditus (Einkünften) oder neutral von 
einem Buch (liber) oder Register (registrum). Die jüngere Überlieferung ist durch eine 
Vielfalt von Bezeichnungen gekennzeichnet, die sich nach Inhalten und äußeren Erschei-
nungsformen richtet. In Westfalen kommt der Begriff „Urbar“ nur selten vor und meint 
dann „Nutzen“ oder „Ertrag“ (Schütte 2014, S. 569). Die Begrifflichkeit für nachmittel-
alterliche Quellen dieser Gattung stellt die Buchform der Verzeichnisse heraus; sie wer-
den so beispielsweise als Lagerbuch (Burghardt 1995), als Rentebuch oder als Auffschrei-
bungsbuch (Schütte 2014, S. 469), im Lippischen auch als Salbücher (Stöwer/Verdenhalven 
1969) bezeichnet. 

Die Betonung der Buchform – im Unterschied zu früheren Form der Aufschreibung, 
beispielsweise auf Roteln (rotuli) – hat in Württemberg durch Gregor Richter zu einer 
weiten Definition von Lagerbüchern geführt, die im folgenden zugrunde gelegt wird: 
Lagerbücher (bzw. Urbare) sind „nach Herrschaften bzw. deren Teilbereichen angeleg-
te Amtsbücher, die von Zeit zu Zeit erneuert wurden und Angaben über die verschie-
densten herrschaftlichen und obrigkeitlichen Rechte enthalten, hauptsächlich aber die im 
Regelfall an Liegenschaften haftenden Leistungsansprüche verzeichnen“. (Richter 1979, 
S. 83) Wichtig ist es, auch in Westfalen nach Herrschaftsbereichen zu unterscheiden. Wie 
die einzelnen – kleinen und großen, geistlichen und weltlichen – Grundherrschaften leg-
ten seit dem späten Mittelalter in Westfalen auch Landesherren Aufschreibungen zu den 
Gütern in ihrem Territorium an. Über die Güterverwaltung hinaus entwickelten sich die 
Lagerbücher, Register oder anders genannten Aufzeichnungen zu Instrumenten der früh-
modernen Finanzverwaltung. 

Wegen der Vielfalt der Begriffe und der differenzierten Aufzeichnungsformen gibt es 
verwandtes Material, das den Güterbesitz von Herrschaften dokumentieren kann. Es wird 
von der Forschung regelmäßig einbezogen, um den Kontext zu erfassen. Rudolf Kötz-
schke hat deshalb mit guten Gründen seine Edition der Werdener Urbare durch andere 
Quellen („Urbarialien“) ergänzt (Kötzschke 1906, S. XCff.) An erster Stelle sind Ver-
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zeichnisse der Einkünfte zu nennen, die in Westfalen häufig Heberegister oder Heberollen 
genannt werden. Stellen Güterverzeichnisse den Soll-Zustand dar, so wird der Ist-Zustand 
erst durch die tatsächlich gezahlten Leistungen erkennbar. Heberegister und Heberollen 
gehören deshalb unmittelbar zu den Aufschreibungen der herrschaftlichen Güterverwal-
tung. Daraus können Hörigenverzeichnisse (CTW III, S. 85–104; CTW IV S. 100–130; 
Ilisch 1989) ebenso abgeleitet werden wie Servitienregister (Metz 1991, Bünz 1995), die 
die zeitliche Abfolge von Einkünften aus Güterbesitz festhalten.

Urkunden und Traditionsbücher belegen, wie der Güterbesitz durch Schenkung, Tausch 
oder andere Transaktionen zustande gekommen ist. Nekrologe dokumentieren Stiftungen 
und dienen deshalb beispielsweise für das Domkapitel Münster als Ersatz der verlorenen 
ältesten Güterverzeichnisse (Herzog 1961, S. 13–20). Häufig sind Weistümer in Besitzver-
zeichnissen inseriert. 

Als Ergänzungsüberlieferung zu Besitzverzeichnissen stehen weiterhin der lokalge-
schichtlichen Forschung landesherrliche Schatzungsregister zur Verfügung. Diese beleg-
ten, zu welchen Steuererträgen einzelne Höfe oder Personen veranschlagt wurden. Schat-
zungsregister erfassten Höfe aus dem Besitz unterschiedlicher Grundherrschaften, wie 
aus dem Höferegister für das Münsterland (Feldmann 1994) abzulesen ist. Zehntregister 
konnten direkt in Güterverzeichnisse integriert sein, wie etwa beim Kloster Überwasser in 
Münster (CTW III, S. 27–54). Lehnregister treten oft neben die Güterverzeichnisse, denn 
sie fallen zwar in den Gesamtbesitz einer Herrschaft, doch sind die unmittelbaren Lei-
stungen aus dem Besitz an den Belehnten abgetreten. Im so genannten „Goldenen Buch“ 
von Freckenhorst, über weite Strecken ein Güterverzeichnis, ist ein Verzeichnis der Lehen 
eingefügt (CTW I, S. 98–100). Auch das Güterverzeichnis der Grafen von Dale (1188) um-
fasst Lehen (Philippi/Bannier 1904). Besitzaufschreibungen können also in Mischbüchern 
aufgenommen worden sein. Als Nebenprodukt der frühneuzeitlichen Güterverzeichnisse 
entstanden Karten. Das Domkapitel zu Münster verband seine Aufnahme des Besitzes um 
1680 mit der Anfertigung exakter Risse (Behr/Heyen 1985, S. 79 Abb. 33; Kreucher 2008, 
S. 7). Im Lippischen fertigte Johann Christoph Friemel um 1730 Flurkarten zur Ergän-
zung der Salbücher an (Behr/Heyen 1985, S. 93).

2. Historische Entwicklung der Quellengattung

a) Allgemeine Entwicklung

Güter- und Einkünfteverzeichnisse waren bereits in römisch-byzantinischer Zeit bekannt. 
Eine Kontinuität zu den im frühen Mittelalter im heutigen Frankreich vorkommenden 
Urbaren ist wahrscheinlich (Fossier 1978, S. 22). Die Aufzeichnungen im westfränkischen 
Reich wurden vor allem für geistliche Großgrundherrschaften angelegt. Im 8. und 9. Jahr-
hundert lassen sich vier Typen von Urbaren zu unterscheiden (Metz 1958; danach Bünz 
1995, Dubler 2017): Erstens einfache, ausschließlich beschreibende Listen mit Angaben 
zu Orten und Abgaben, häufig Notizen auf leeren Blättern in liturgischen Handschriften, 
Nekrologen oder Kartularen; zweitens Inventare; drittens einfache Heberollen, die im alt-
sächsischen Raum bevorzugt wurden (wie etwa in Freckenhorst); und schließlich viertens 
Polyptychen mit ausführlichen Angaben zu Grundbesitz und Abgaben (wie etwa in Cor-
vey wegen der Beziehungen zu Corbie). Metz’ Typologisierung ist von Hägermann (1989, 
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S. 48f.) kritisiert worden, weil sie „den sehr komplexen Sachverhalten inhaltlicher wie for-
maler Art, die den meisten dieser Texte zugrunde liegen, nicht gerecht wird“. Der „Index 
des termes techniques“ bei Perrin (1935, 741–775) weist für die lothringische Überliefe-
rung die Komplexität ausführlich nach, ein vergleichbares Glossar für Deutschland fehlt. 

Seit dem 12. Jahrhundert wurden die Urbare ausführlicher und genauer. Als Hilfsmittel 
der Güterverwaltungen traten sie vor allem in geistlichen Herrschaften auf, während sie 
beim Adel zunächst noch selten waren. Die beginnende Territorialisierung förderte, be-
ginnend im süddeutschen Raum, die Aufnahme der Güter durch die Landesherren. Das 
erste Urbar im Herzogtum Bayern ist aus der Zeit um 1240 überliefert. Vom 14.  Jahr-
hundert an waren Urbare überall im deutschen Sprachraum die wichtigsten Instrumente 
der herrschaftlichen Güterverwaltung. Sie konnten nicht nur den Grundbesitz erfassen, 
geordnet nach geographischen Gesichtspunkten, sondern auch Gerichts-, Gewerbe-, 
Zoll- und Zehntrechte sowie den Rechtsstatus abgabepflichtiger Personen. Urbare hatten 
Rechtskraft und galten als Beweismittel. Im 15./16. Jahrhundert vereinheitlichte sich das 
Formular der Urbare, das 17. und das 18. Jahrhundert gelten als „Blütezeit einer kostspie-
ligen Urbarkultur“ (Dubler). Drohende Verluste zwangen zu einer regelmäßigen „Reno-
vation“ der Güterverzeichnisse (Richter 1979). Neben den umfassenden Urbaren wurden 
einfache Register der laufenden Einkünfte und Abgaben in Heft- oder Buchform geführt. 
Auf territorialstaatlicher Ebene dienten Beschreibungen sämtlicher landwirtschaftlicher 
Güter des Territoriums der Besteuerung nach landesweit einheitlichen Grundsätzen. Der 
in Westfalen dominierende Begriff „Lagerbuch“ dehnte sich im 17./18. Jahrhundert auf 
alle Formen von Güterverzeichnissen aus. 

b) Entwicklung in Westfalen und den Nachbarregionen

Königliche Besitzungen

Zu den Besitzungen des Königs sind für Westfalen keine Aufschreibungen erhalten – im 
Unterschied zu Rätien in der Schweiz (nach 843) oder der Umgebung von Lorsch in Rhein-
franken (um 880). Ob diese Aufzeichnung wirklich Reichsurbare waren, ist umstritten 
(Hägermann 1989, S. 51); die Besitzungen dienten der Unterhaltung des reisenden Königs 
und seines Hofstaats als mensa regis. Im etwa 1170 entstandenen so genannten „Tafelgut-
verzeichnis“ aus dem Aachener Marienstift fehlen westfälische Güter (Kölzer 1997; Göl-
del 1997). Im so genanten „Reichssteuerverzeichnis“ von 1241 sind dagegen Dortmund 
und die umliegenden Reichshöfe Brackel, Elmenhorst und Westhofen erwähnt. Dies ist 
aber nur ein bescheidener Teil des im 9./10. Jahrhundert umfangreicheren Königsbesitzes, 
der als servitium regis in späteren Aufzeichnungen versteckt überliefert ist (Metz 1959).

Besitzungen der Kathedralkirchen

Die Besitzungen der westfälischen Kathedralkirchen dienten als „Mensalgüter“ der dau-
erhaften Sicherung der Tafel des Bischofs und der Domkapitel (Hägermann 1993). Ältere 
Zustände lassen sich nur mit viel Aufwand rekonstruieren. Allerdings darf vermutet wer-
den, dass Bischof Meinwerk von Paderborn im 11. Jahrhundert über eine mensa episcopa-
lis verfügte (Balzer 1977, S. 553). Diese ist definiert als „das Ensemble jener Besitzungen 
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und nutzbaren Rechte verschiedenster Provenienz und Rechtsgrundlage“, über das der 
Bischof selbständig verfügen konnte (Janssen 1983, S. 314). Im 11./12. Jahrhundert wur-
den die Mensalgüter zwischen Bischof und Domkapitel geteilt (Nottarp 1909; Schieffer 
1976/77 zu Münster). Innerhalb der Domkapitel wurde der Besitz weiter auf die Ämter 
verteilt. Aus dem 12./13. Jahrhundert sind erste Güterverzeichnisse aus dem Domstift 
Minden überliefert (Dammeyer 1957; Last 1983, S. 449). Sie zeigen die Aufteilung der Gü-
ter in einen Besitz des Bischofs, der Dompropstei, der Obödienzen und des Domkellners. 
Im Bistum Osnabrück ist ein Verzeichnis des Kapitelguts in das späte 12. Jahrhundert zu 
datieren (Möser 1843, 128–135). Das von Justus Möser edierte, umfassende Tafelregister 
stammt aus den 1230er/1240er Jahren (Möser 1843, S. 374–415). 

Im Bistum Münster sind die Aufzeichnungen zum Güterbesitz des Domkapitels älter 
als die des Bischofs. Das älteste Verzeichnis (isti sunt redditus capituli) ist kurz nach 1336 
entstanden und listet die Güter nach Ämtern und Obödienzen auf (CTW II, S. 15); es 
entstand im Zusammenhang mit einer Neuordnung des Domkapitelarchivs. Im späten 
14. Jahrhundert wurde das so genannte „Rote Buch“ des Domkapitels angelegt, das seine 
gesamten Güter umfasste und bis 1713 fortgeführt wurde (CTW II, S. 5). Im 18. Jahrhun-
dert (vor 1748) ließ das Domkapitel ein Lagerbuch anlegen, das die Einkünfte aller Prä-
laturen, Ämter, Obödienzen, Oblegien und Archidiakonate registrierte (LAV NRW W, 
Domkapitel Münster, Akten Nr. 4788). Der Besitz des Münsterschen Bischofs wird ver-
einzelt in Urkunden erwähnt, so etwa 1217 bei einem Vergleich mit dem Domkapitel über 
die Einnahmen aus acht Amtshöfen (Schütte 2014, S. 12). Eine umfassende Aufnahme der 
gesamten Güter ist jedoch erst aus den Jahren 1573/74 erhalten. Bischof Johann von Hoya 
ließ für die zwölf Ämter des Fürstbistums renthebücher anlegen, die Erbstätten und Güter 
in seinem Eigentum auf das genaueste nach einem gemeinsamen Formular verzeichnete 
(Schütte 2013/2014/2017). Bischof Johanns Tafelgutverzeichnis entstand im Zusammen-
hang mit seiner Neuorganisation des Bistums. Die Errichtung eines „Sonderrentbuchs“ 
für jedes Amt wurde in der Amtsordnung der Hofkammer den Amtleuten zur Pflicht 
gemacht. 

Die archivische Provenienz der Tafelgutregister in der Hofkammer des Münsterschen 
Bischofs deutet einen Wandel im Spätmittelalter an, der sich im Bereich des Kölner Erz-
bischofs noch deutlicher beobachten lässt (Janssen 1983). Der ursprünglich grundherr-
schaftliche Charakter der mensa episcopalis trat immer stärker zugunsten der Ansprüche 
der Landesherrschaft zurück. Die ursprünglich grundherrlich angelegte Organisation im 
Erzbistum wurde umgewandelt in eine territorial orientierte Landesverwaltung. Die aus 
dem Vest Recklinghausen erhaltenen Rechnungen der Kellnerei Horneburg (Liber com-
putacionis) von 1425/26 verweisen wegen der Naturalleistungen der Abgabepflichtigen 
noch auf die Herkunft aus einer Grundherrschaft (Esch 1893/94). 

Aus Paderborn fehlen mittelalterliche Aufschreibungen zu den bischöflichen Gütern, 
sie müssen aus Urkunden und anderen Überlieferungen rekonstruiert werden. Für das 
Domkapitel ist ein Lagerbuch von 1666 als Abschrift erhalten. Es zeichnete den Besitz, 
abgesehen vom Sondervermögen der Ämter und Obödienzen, zuverlässig auf und ist or-
ganisiert nach den Wohnorten der abhängigen Meier (Balzer 1977, S. 152f., 551–554 zu 
LAV NRW W, Domkapitel Paderborn 1815).
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Besitzungen der der Klöster und Stifte

Die Güter- und Einkünfteverzeichnisse der Klöster und Stifte haben in unterschiedlicher 
Weise Eingang in die Forschung gefunden. Lange konzentrierten sie sich auf die älteste 
Schicht vor 1200 mit früh edierten Urbaren und Heberollen aus Freckenhorst, Corvey, 
Herzebrock sowie aus Werden und Essen (jeweils mit umfangreichem Besitz in Westfa-
len). Die jüngere Überlieferung ist bisher hier wie in anderen Regionen allenfalls ansatz-
weise beachtet worden (Herding 1951). Wie reich sie ist, weist der Gliederungspunkt 3.4.7 
im Westfälischen Klosterbuchs aus. Dort werden – ohne Vollständigkeit garantieren zu 
können – für die einzelnen Klöster Rechnungs- und Lagerbücher, Einkünfte- und Inven-
tarverzeichnisse aufgeführt. Ein kleinerer Teil davon ist bisher durch Editionen zugäng-
lich gemacht worden, vor allem durch die acht Bände des „Codex Traditionum Westfa-
licarum“ (im Folgenden: CTW). Eine aus dem ungedruckten und gedruckten Material 
abgeleitete Typologie der Güter- und Einkünfteverzeichnisse, die bis zum Ende des Alten 
Reiches und der Klöster reicht, fehlt bisher hier wie anderswo.

Grundsätzlich folgten die westfälischen Klöster soweit erkennbar der allgemeinen 
Entwicklung. Zwar wurden die vereinzelten Aufschreibungen des früheren Mittelal-
ters spätestens im 14./15. Jahrhundert in Bücher oder Heften zusammengetragen, doch 
blieben pergamentene Rollen oder ähnliche Formen wie in Marienfeld 1456 weiterhin 
in Gebrauch. Die Neuzeit war idealtpyisch gekennzeichnet durch die Führung eines oft 
fortgesetzten Lagerbuchs, häufig aufgeteilt nach Klosterämtern. Laufend, meistens jähr-
lich, wurden Verzeichnisse der Einkünfte als Heberegister angelegt. Lagerbücher und He-
beregister standen nach der Säkularisation zur Disposition und sollten in die staatlichen 
Archivdepots überführt werden. Aus ihnen ließen sich die staatlichen Ansprüche an die 
Abgabepflichtigen ermitteln. Der Übergang an den Staat verlief jedoch mit vielen Stö-
rungen, viele Archive der Klöster überdauerten deren Auflösung nur in Bruchstücken 
(Reininghaus, vsl. 2021). 

Wegen der Vielfalt der Formen („Urbar ist eben nicht Urbar“, Herding 1951, S. 83) 
und der für jedes Kloster unterschiedlichen Überlieferungssituation und Entstehungszu-
sammenhänge werden im Folgenden exemplarisch Güter- und Einkünfteverzeichnisse in 
chronologischer Abfolge vorgestellt. In der Regel werden nur edierte Verzeichnisse be-
rücksichtigt; auf die übrige, oft ungedruckte Überlieferung wird verwiesen. Die von den  
Bearbeitern jeweils gewählten Begrifflichkeiten wurden beibehalten. 

Werden: Rudolf Kötzschke setzte mit seiner Edition der Werdener Urbare Maßstäbe 
bis in die Gegenwart (Kötzschke 1906/1917/1978). Er erörterte in der zweihundertseiti-
gen Einleitung nicht nur die Begrifflichkeiten und kodikologische Befunde, sondern be-
zog die Ergänzungsüberlieferung umfassend in seine Überlegungen ein. Beispielhaft ist 
die zeitliche Ausdehnung seiner Edition, die vom 9. bis ins späte 16. Jahrhundert reichte. 
Am Anfang stehen als Urbar A die Verzeichnisse des Klosterguts am Ende des 9. Jahr-
hundert, darunter ein Heberegister des westfälischen Besitzes. Die folgenden Urbare B bis 
G decken den Zeitraum vom späten 10. bis in das 13. Jahrhundert ab. Im 14. Jahrhundert 
verlagerte sich die Überlieferung auf die Heberegister der Klosterämter. Mit der Reform 
von 1474 setzte eine Phase der Konsolidierung auch der Registerführung ein. Kötzschke 
veröffentlichte für die Zeit danach nur noch exemplarisch Heberegister oder Pachtbücher 
für Teilbereiche, beschrieb aber in der Einleitung die archivische Gesamtüberlieferung mit 
Lehnregistern, Rechnungen und Weistümern. 
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Essen: Die Auswertung der Essener Güterverzeichnisse begann bereits durch Kind-
linger in den 1780er Jahren. 1831 publizierte Lacomblet die älteste Heberolle aus dem 
9. Jahrhundert. Im Unterschied zu den Werdener Urbaren wurde die Essener Überliefe-
rung nie im Zusammenhang ediert. So muss sich die Forschung (Weigel 1960 und andere) 
auf die Edition des so genannten „Kettenbuchs“ von 1408 stützen, dessen urbarialen Teil 
Franz Arens 1912 herausgab. Das Kettenbuch ist gegliedert nach den 16 Oberhöfen, von 
denen sieben im heutigen Westfalen lagen: Ueckendorf und Brockhoff (Gelsenkirchen), 
Ringeldorf (Gladbeck), Huckarde (Dortmund), Brockhausen (Unna), Berghorst (Ahlen), 
Müddinghof (Beckum). 

Freckenhorst: Kein anderes Güterverzeichnis aus Westfalen ist intensiver untersucht 
worden als die Freckenhorster Heberolle aus dem 11. Jahrhundert. In altsächsischer Spra-
che verfasst, hat sie bis heute die internationale Urbarforschung ebenso angezogen wie die 
Altgermanisten. Der Archivar Reisach vermittelte sie nach der Entdeckung im Stiftsarchiv 
1820 an Wilhelm Dorow, der sie 1823 veröffentlichte. Nachdem die Heberolle zwischen-
zeitlich nach Berlin ausgelagert war, eröffnete Friedländer 1872 mit ihr die Reihe „Codex 
Traditionum Westfalicarum“ (CTW I, S. 25–59). Auch seine Edition setzte Maßstäbe, weil 
er alle erwähnten Orte identifizierte, indem er sie mit jüngeren Heberegistern verglich. 
Aus dem so genannten „Goldenen Buch von Freckenhorst“, einem Evangeliar, übernahm 
Friedländer das Einkünfteverzeichnis der Ämter und rundete die Edition durch ein Gü-
terverzeichnis vom 1348/55 (ohne Detaillierung) und ein Einnahmeregister aus dem spä-
ten 14. Jahrhundert ab. 

Corvey: Die gesamte erhaltene Corveyer Überlieferung an Güterverzeichnissen ging in 
den 1820er Jahren durch die Hände von Paul Wigand. Dies war Segen und Fluch zugleich. 
Ein Segen war die Edition der ältesten Heberegister und Heberollen in seinem „Archiv 
für Geschichte und Alterthumskunde Westfalen“ in den Jahren 1826/28. Zwar stellte sich 
im Nachgang heraus, dass Wigand trotz seiner kritischen Grundhaltung noch unter dem 
Einfluss der gelehrten Fälschungen von Falke stand. Doch führte er Corvey und sein Ar-
chiv erfolgreich in die sich konstituierende Geschichtsforschung des 19. Jahrhundert ein. 
Ein Fluch war eine heute kaum verständliche Aktion. Um Platz zu schaffen, gab er 1820 
insgesamt 348 „Register“ aus der Zeit von 1539 bis 1792 zur Kassation frei. Damit sind 
rund 90 Prozent des jüngeren Corveyer Archivguts zur jüngeren Güterverwaltung ver-
loren. Zur Rekonstruktion der ausgedehnten Corveyer Grundherrschaft hat Kaminsky 
1972 die älteste Corveyer Heberolle (rotula Corbeiensis) des 11. Jahrhunderts sowie das in 
ein Mischbuch eingebundene Register des Abt Erkenbert (1106/1128) ediert. Dieses und 
weitere Register aus dem Ämtervermögen hatte Kindlinger bereits 1790 herangezogen 
(Last 1983, S. 444f.)

Herzebrock: Zwei ältere Heberollen aus dem späten 11. bzw. 12. Jahrhundert liegen 
in einer Edition durch Paul Eickhoff an einem entlegenem Druckort aus den Jahren 
1888/1889 vor. Trotz einiger Mängel erlaubt seine Edition den Vergleich des Herzebroc-
ker Güterbesitzes mit Corvey und Freckenhorst. Umfangreiche Register der Zeit um 1500 
blieben bisher unveröffentlicht.

St. Mauritz und Überwasser: Das älteste Heberegister des Stifts St. Mauritz bei Mün-
ster aus dem späten 10. Jahrhundert ist in ein Evangeliar eingebunden und dokumentiert 
die Erstausstattung des Stifts (CTW III). Das zwischen 1492 und 1500 als Stiftskopiar 
von Scholaster Bernhard Tegeder angelegte so genannte „Rote Buch“ enthält nicht nur 
Abschriften von Heberegistern der Zeit um 1300 und des 15. Jahrhundert, sondern den 
damaligen Besitzstand in aller Ausführlichkeit. Eine ähnliche Überlieferungssituation 

Wilfried Reininghaus: Aufzeichnungen zur herrschaftlichen Güterverwaltung	 AzhG 6



Seite 38Quellenkunde zur westfälischen Geschichte (Juli 2019)

kennzeichnet das benachbarte Überwasserstift in Münster, das sein ältestes Einkünfte-
verzeichnis einem Evangeliar um 1100 beigab. Allerdings fehlt ein umfassendes Güterver-
zeichnis wie in St. Mauritz. Wettgemacht wird dies durch eine lange Serie der Zehnt- und 
Pachtkornregister, die von 1348 bis 1728 reicht. 

Helmarshausen: Der im Rahmen kodikologischer Forschung edierte Traditionskodex 
von Helmarshausen enthält ein Einkünfteverzeichnis aus der Mitte des 12. Jahrhunderts, 
unter anderem mit ostwestfälischen Besitzungen (Hoffmann 1991, S. 91–130).

Reichsabtei und Stift auf dem Berge zu Herford: Die älteste erhaltene Heberolle der 
Reichsabtei aus dem späten 12. Jahrhundert beginnt mit einem Ausdruck, der aus dem 
kaufmännischen Schriftgut bekannt ist: Hic inscripti sunt omnes debitores Hervordensis 
ecclesie (CTW IV, S. 21). Damit wird deutlich, dass es sich um Soll-Zahlungen handelt. 
Während diese Heberolle die zugehörigen Höfe und teilweise ihre Inhaber aufführt, sum-
miert ein etwas jüngeres Register die Abgaben der einzelnen Villikationen. Aus der reichen 
Urbarialüberlieferung der Reichsabtei hat Franz Darpe für CTW IV nur zwei weitere aus 
dem 13. bzw. 14. Jahrhundert ausgewählt. Aus dem Bestand des Stifts auf dem Berge ver-
öffentlichte er eine in niederdeutscher Sprache abgefasste Heberolle des 14. Jahrhunderts. 

Busdorfstift zu Paderborn: Das Einkünfteverzeichnis aus dem frühen 13. Jahrhundert 
liegt in zweifacher Form ediert vor. Heinrich August Erhard konnte bei einer Auktion 
1841 eine Ausfertigung zwar abschreiben, aber nicht für das Staatsarchiv sichern (Erhard 
1841). Ein zweites Exemplar aus dem Kapselarchiv des Domkapitels wurde von Johannes 
Meier ediert (Meier 1969). Es geht in seinem ältesten Teil in die Zeit von Bischof Rotho 
(1036–1051) zurück. 

Hardehausen: Die ältesten Urbare des Zisterzienserklosters sind in einer Handschrift 
enthalten, die Horst Conrad 2001 im Adelsarchiv Melschede entdeckte (Conrad 2001). Sie 
sind zwischen 1220 und 1251 entstanden. Das ausführlichere ältere Urbar protokolliert 
sowohl Neuerwerbungen als auch den Bestand an Grundbesitz (Conrad 2001, S. 103–131). 

Herdecke: Von den umfangreichen Güter- und Einkünfteverzeichnissen des Stifts 
(Sollbach 1995, S. 49–64) wurden zwei durch Johann Dietrich von Steinen 1760 in seiner 
Westphälischen Geschichte veröffentlicht. Das ältere stammt aus dem Jahr 1229 und war 
nach Höfen organisiert (S. 79–85). Das zweite gehörte zu einem Verbund von drei Lager-
büchern, das jüngste und umfänglichste davon aus dem Jahr 1483 hat von Steinen ediert 
(Steinen 1760, S. 118–159). 

Oelinghausen: Das um 1280 angelegte Güterverzeichnis ist zweimal veröffentlicht 
worden, durch Johann Suibert Seibertz (1860, S. 408–416) und durch Manfred Wolf 1992 
im Anhang zu seinem Oelinghauser Urkundenbuch. Es ist topographisch angelegt, um-
fasst auch Abgaben aus Soest und schließt am Ende die Abgaben an, die die zum Kloster 
gehörende Kapelle in Hachen jährlich zu zahlen waren. 

Varlar: Das Prämonstratenserkloster Varlar besaß einen großen Hof in Coesfeld, der 
beim Wachstum der Stadt zerstückelt wurde. Abgaben aus diesem Grundbesitz sicherte 
sich Varlar und dokumentierte seine Ansprüche in Wortgeldregistern, die im 13. Jahr-
hundert einsetzen und bis 1756 erhalten sind. Franz Darpe edierte davon die vier ältesten 
(CTW VI). 1539 wurden die Varlarer Güter wie die anderer Klöster im Amt Horstmar 
aufgenommen. Sie stehen in Zusammenhang mit den landesherrlichen Schatzungen der 
1530er Jahre im Fürstbistum Münster (CTW VI, S. 96, 125–127). 

Meschede: Das Güterverzeichnis von Stift Meschede aus Jahr 1314 (ediert: Seibertz 
1857, S. 381–418) fasste den Besitz wahrscheinlich aus Anlass der Umwandlung in ein Ka-
nonissenstift 1310 zusammen. Es spiegelt dessen Aufteilung in Höfe wieder (redditus de 
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singulis curtibus). In der Folgezeit wurden die Pertinenzien der einzelnen Höfe auf Zetteln 
oder Urkunden fortgeschrieben. 

Liesborn: Das älteste Heberegister aus dem 14. Jahrhundert, organisiert nach Höfen, 
liegt als Edition vor (CTW V, S. 320–334). Das Lagerbuch (registrum) von 1706 diente der 
Neuordnung des Besitzes nach dem Dreißigjährigen Krieg.

Nottuln: Die reiche Überlieferung an Güterverzeichnungen beginnt mit einem Misch-
buch aus dem frühen 14. Jahrhundert, das Einkünfte einzelner Höfe, Wachszinsige und 
Belehnte des Stifts und die speziell dem Spital in Nottuln verzeichnet (CTW VI, S. 246–
252).

Gevelsberg: Die Zisterzienserinnen legten zur Mitte des 14. Jahrhundert ein Verzeich-
nis ihrer jährlichen Einkünfte als „Rentenbuch“ an, das hundert Jahre später um eine Liste 
der Wachszinsigen ergänzt wurde (Aders 1968, S. 102–108; Sollbach 1995, S. 151, 153).

Enger: Vor der Verlegung des Kollegiatstifts von Enger nach Herford 1414 wurde 1342 
ein Register aufgezeichnet, das nach Getreidearten, Geldeinkünften, Pfründen und Obö-
denzien gegliedert ist. Ernst Friedrich Mooyer hat es um 1840 aus Privatbesitz gesichert 
(Mooyer 1843). 

Geseke: Der mittelalterliche Besitz des Cyriakusstifts ist indirekt erhalten geblieben. Er 
wurde 1369 in einer Aufschreibung zu den iura et consuetudines der verschiedenen Äm-
tern diesen zugeordnet (Seibertz 1869). Ab 1604 sind Lagerbücher vorhanden. 

Schildesche: Das Heberegister von 1399 ist ähnlich der Geseker Aufzeichnung auf die 
innere Struktur des Stifts zugeschnitten (Wibbing 2007).

Bredelar: Das Güterverzeichnis von 1416 ist nach geographischen Gesichtspunkten 
aufgebaut (Seibertz 1857, S. 146–160).

Marienfeld: Das älteste erhaltene Heberegister von Marienfeld ist ein fast sechs Meter 
langer und mehrfach gefalteter Pergamentstreifen aus zehn zusammengenähten Einzel-
stücken. Durch Abnutzung ist die Jahreszahl am Anfang nicht mehr zu lesen. Das Re-
gister wurde von Darpe auf 1465 datiert (CTW V, S. 205–225). Es verzeichnet sowohl 
Zehnteinkünfte als auch Abgaben aus Güterbesitz, auch aus den Städten Beckum, Ahlen, 
Wiedenbrück und Warendorf. Naturaleinnahmen stehen neben Geldeinnahmen. Das Re-
gister eröffnet eine lange Serie von Büchern zur Güterverwaltung, die bis in das späte 
18. Jahrhundert reichen.

Katharinenkloster zu Dortmund: Das 1488/89 aufgezeichnete Verzeichnis von Bau-
erngütern am Hellweg beschrieb sehr ausführlich die einzelnen Höfe und griff dabei auf 
ältere Vorlagen zurück (CTW VIII, S. 7–29). Es wurde bis 1550 fortgeführt und blieb bis 
etwa 1700 in Gebrauch. Das Kloster besaß umfangreichen Besitz in Dortmund, aus dem 
Renteneinkünfte um 1350 belegt sind, dokumentiert auf im 18. Jahrhundert zerschnitte-
nen Pergamentstreifen (CTW VIII, 221f.)

Langenhorst: Das Pacht- und Rentregister von Stift Langenhorst aus dem späten 
15.  Jahrhundert hatte retrospektiven Charakter (vergaddert ut olden boken, registeren 
unde rullen). Anlass zur Aufzeichnung war die 1492 erfolgte Reformation des Klosters, 
die den auf vier Ämter aufgeteilte Güterbesitz wieder zusammenführte (CTW VII, 24–29).

Grafschaft: Die „Rolla antiqua“ des Jahres 1515 wurde 1935 durch Frenn Wiethoff in 
deutscher Übersetzung und unvollständig publiziert (Wiethoff 1935, S. 31–57 zu LAV 
NRW W Grafschaft, Akten Nr. 138). Damals legte das Kloster nach seiner Aufnahme 
in die Bursfelder Kongregation Rechenschaft über seine Besitzungen und Einkünfte ab, 
dazu gehörten unter anderem Häuser in Schmallenberg. Ob sich die wahrscheinlich im 
Klosterarchiv gewählte Bezeichnung Rolla antiqua auf dem Umschlag des Archivale auf 
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die Besitzgeschichte vor 1515 oder die späteren Veränderungen bezieht, muss offen blei-
ben.

Vinnenberg: 1550 wurde Kloster Vinnenberg durch Brand zerstört. Zehn Jahre später 
legte man ein Lagerbuch über erve und gudere des closters an (CTW V, S. 165–173). Dem 
Lagerbuch sind ältere Register vorgeheftet, darunter das Fragment eines älteren, nicht 
edierten Registers, wahrscheinlich aus dem 14. Jahrhundert (LAV NRW W, Msc. VII, 
fol. 1–1v).

Marienbrink in Coesfeld: Das älteste Güterverzeichnis ist eingegliedert in ein Kopiar 
des 15. Jahrhunderts, das von 1450 bis 1562 fortgeschrieben wurde. 1680 wurde ein Lager-
buch angelegt, das Darpe auszugsweise edierte (CTW VII, S. 43–60).

Groß-Burlo: Die Überlieferung des Zisterzienserklosters birgt eine Besonderheit. Das 
Güter- und Einkünfteverzeichnis des Jahres 1607 wurde von einer bischöflichen Kom-
mission bei einer Visitation angelegt. Anschließend wurden die alten und neuen Register 
miteinander abgeglichen (CTW VII, S. 164–175).

Marienborn in Coesfeld: Für die Zisterzienserinnen liegt das einzige in Westfalen edierte 
klösterliche Lagerbuch des 18. Jahrhunderts vor (CTW VII, S. 20–32]. Die Aufzeichnung 
aus den Jahren 1750/52 entstand wahrscheinlich im Zusammenhang mit einem Prozess 
vor dem Reichskammergericht wegen säumiger Pacht. Veränderungen gegenüber dem La-
gerbuch wurden bis 1803 notiert. Für Marienborn ist damit ein Vergleich mit dem mehr 
als 400 Jahren früher angelegten Einkünfteverzeichnis möglich, das bereits 1830 durch 
Niesert fehlerhaft ediert wurde (CTW VII, S. 9, 12–16).

Besitzungen der Pfarrkirchen und Spitäler

Auch Pfarrkirchen führten Aufzeichnungen ihres Besitzes, die die gleiche Funktion wie 
Urbare hatten. Karl Lamprecht nahm sie für das Niederrhein-Gebiet in seine Bestands-
übersicht von 1890 auf (Lamprecht 1890, 52f.). Die funktionale Ähnlichkeit spricht Bände: 
So sollte das Heberegister der Schwerter Kirche aus dem 15. Jahrhundert Rechtsansprü-
che auf Zahlungen für die von ihr vergebenen Grundstücke, Gärten und Äcker sichern 
(Reininghaus 1982/83). Wie Klöster und Landesherren nannten auch Kirchen in der Frü-
hen Neuzeit Aufzeichnungen zu ihrem Besitz „Lagerbücher“. In der evangelischen Kir-
che machte der preußische Staat seit 1822/35 die Führung von Lagerbüchern verbindlich 
(Brack/Burkardt 2005). Da die Einnahmen der Kirchen jedoch nicht nur aus Güterbesitz 
stammten, sondern auch andere Rechtsgründe hatten, werden Aufzeichnungen der Kir-
che über die Verwaltung ihrer Güter, ihrer Einnahmen und Ausgaben an anderer Stelle 
dieser Quellenkunde behandelt. Spitäler verfuhren wie Klöster und Pfarrkirchen und leg-
ten Verzeichnisse aller ihnen gehörenden Höfe an, so etwa das Hohe Spital in Soest 1641 
(Kohl 1983, S. 510 Nr. 7560). Das Heilig-Geist-Spital in Coesfeld besaß ein Register seiner 
Renten von etwa 1390 und ein Lagerbuch von 1674 (CTW VI, S.69–72).

Besitzungen des Adels

Zu den Aufzeichnungen des Adels über seine Besitzungen im Mittelalter liegen deutlich 
geringere Angaben vor als über die der Klöster und Stifte. Es ist offen, ob dies den Zu-
fällen der Überlieferungsbildung oder einem Desinteresse des Adels an einer geordne-
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ten Güterverwaltung geschuldet ist. Immerhin wissen wir, dass seit dem 12. Jahrhundert 
Verzeichnisse angelegt wurden. Das Boyneburger Allodienverzeichnisse stammt aus dem 
Jahr 1144 (Bauermann 1968; Wolf 2013), die ältere Schicht des Güterverzeichnisses der 
Grafen von Dale aus dem Jahr 1188 (Philippi/Bannier 1904). Wohl nicht zufällig sind 
beide Verzeichnisse wegen Erbauseinandersetzungen und Kaufverhandlungen erhalten 
geblieben. Auch das Verzeichnis der Güter von Haus Buldern im 16. Jahrhundert wurde 
wegen einer Erbschaftsteilung erstellt (Ilisch 1992). Sicher ist, dass große adlige Grund-
herrschaften in der Frühen Neuzeit Buch über ihren Besitz führten. Nach Ausweis des 
Gesamtarchivs der Familie von Romberg (LAV NRW W) legten die einzelnen adligen 
Häuser, die im Gesamtbesitz aufgingen, die ältesten erhaltenen Lagerbücher wie folgt an: 
Bladenhorst (1523), Stockum (1537), Buldern (1538/1689), Brünninghausen (1544), Col-
venburg (1595), Westhemmerde (1659). Ähnliche Daten weisen die Bestände des Hau-
ses Landsberg-Velen aus. Neben den Lagerbüchern wurden diverse Register zur Geld-
pacht, Naturalabgaben und Diensten geführt. Bemerkenswert ist die Tatsache, dass 1595 
das Lagerbuch von Haus Colvenburg durch einen Landmesser eingerichtet wurde (LAV 
NRW W, Gesamtarchiv Romberg, Akten 5806).

Besitzungen der Landesherren

Westfalen gilt als eine Landschaft, in der im Gegensatz zu Bayern und den habsburgischen 
Territorien die Landesherren Verzeichnisse über ihren Besitz erst spät anlegten. Im süd-
lichen Deutschland setzen die Aufzeichnungen zwischen 1260 und 1308 ein. Das Fehlen 
flächendeckender Besitzaufnahmen im Mittelalter darf aber nicht so interpretiert werden, 
dass westfälische Landesherren keine Vorstellung von ihrem Besitz an Grund, Boden und 
Einkünften gehabt hätten. Wie sonst hätte beim Übergang der Grafschaft Arnsberg 1368 
an das Herzogtum Westfalen ein Verzeichnis über die jährlichen Renteneinnahmen des 
Grafen aufgestellt werden können? Vielmehr ist an einen fließenden Übergang von den 
Güterverzeichnissen des hohen Adels und der Kathedralkirchen zu jenen Aufschreibun-
gen zu denken, die sämtliche Höfe eines Territoriums erfassten. Für die geistlichen Staaten 
mussten hierzu die Vogteien mit den Ämtern verschmolzen werden, zudem musste ein 
Umdenken einsetzen, durch das Güter aus dem bischöflichen Besitz in den des Landes-
herren übergingen (Janssen 1983). Träger der dann im 16. Jahrhundert beginnenden Er-
fassung der Güter in den Territorien waren in der Regel die Amtleute. In den geistlichen 
wie den weltlichen Staaten veranlasste zudem die Erhebung von Schatzungen seit dem 
15. Jahrhundert die Erfassung auch der Güter außerhalb der Tafelgüter bzw. des Doma-
nialguts. 

Für die Grafschaft Ravensberg hält die Landschreiberordnung von 1537 eine zentrale 
Vorschrift fest: pro Amt sei „ein ordenlich rentboich“ zu führen (Schreiber 1906, S. 8; Ma-
ger/Möller 1997, S. 36). Tatsächlich ist das Ravensbergische Urbar von 1556 nach Verwal-
tungsbezirken gegliedert. Die vier Ämter der Grafschaft sind jeweils in Vogteien einge-
teilt, die sich aus Bauerschaften zusammensetzen (Herberhold 1960). Im Unterschied zu 
den Registern und Rentbüchern, die vor oder nach der Visitation durch Graf Johann III. 
im Jahr 1535 benutzt wurden (Mager/Möller 1997), verzeichnet das „Urbar“ von 1556 
sämtliche Höfe der Grafschaft, nicht nur die Eigenhörigen des Landesherrn. Nach dem 
Tod des Landschreibers Johann Meinders 1678 ordnete Kurfürst Friedrich Wilhelm die 
Anlage eines neuen Katasters (catastrum bonorum) an, mit dessen Aufnahme nach eini-
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gen Widerständen 1684 ämterweise begonnen wurde (LAV NRW W, KDK Minden Nr. 
467). Ausdrücklich dienten „alte Rollen“ zum Vergleich. War damit das „Urbar“ von 1556 
gemeint? Ziel des Katasters war es, die Grundlage für eine verbesserte Besteuerung zu 
schaffen. Von den Katasterunterlagen des 17./18. Jahrhunderts liegen keine Editionen vor 
(Reininghaus 2000, S. 55, 112–114).

Nachdem die Niedergrafschaft Lingen 1554 an Habsburg übergegangen war, ließ der 
neue Landesherr Informationen über Recht und Gewohnheiten im Land aufzeichnen. 
Das 1555 aufgestellte Einkünfteverzeichnis verzeichnete sämtliche Hofstellen der Nie-
dergrafschaft mit Angaben zur Eigenhörigkeit, Wirtschaftsflächen von Saat-, Weide- und 
Gartenland sowie die an den Landesherrn zu zahlenden Abgaben in Geld und Naturalien 
(Taubken 1999). 

In der Grafschaft Lippe tragen seit 1591 die landesherrlichen Aufzeichnungen über 
seinen Grundbesitz die Bezeichnungen „Salbücher“. Der Begriff ist wahrscheinlich über 
Hessen aus dem süddeutschen Raum nach Lippe vorgedrungen (Stöwer/Verdenhalven 
1969; Linde 2000). Gleiche Funktionen wie die späteren Salbücher erfüllten im 16. Jahr-
hundert Register, die Geld-, Natural- und Dienstleistungen aufführten. Die Salbuchauf-
zeichnungen von 1591 gehen auf eine Instruktion Simons VI. zurück; sie fanden bis 1620 
ihren Abschluss. Am Ende des Dreißigjährigen Kriegs war wegen der Verschuldung der 
einzelnen Höfe eine Neuaufnahme erforderlich, die erstmals Gebäude mit aufnahm. Sie 
dienten der Ausbildung eines reinen Grundsteuerkatasters, der durch die Vermessungen 
in den 1720er Jahren weiter präzisiert und auf besteuerbare Ertragswerte umgestellt wur-
den. Bis 1818 fanden in größeren Abständen Neuaufnahmen statt. Die älteren Salbücher 
der Jahre 1614/20 sind ediert. Sie erfassten für jeden Hof den Besitzer, dessen persönli-
chen Rechtsstatus (Grundherrschaft oder Eigenhörigkeit), Angaben zum Haus-, Grund- 
und Viehbesitz, Geld- und Naturalabgaben, Dienstleistungen sowie die Zehnten und die 
Kirchspielabgaben. 

Für die Verzeichnisse der landesherrlichen Einkünfte im Herzogtum Westfalen wech-
selte im Laufe des 16. Jahrhundert die Bezeichnung von „Register“ zu „Lagerbuch“ 
(Müller 2006, S. 189–194). Das Lagerbuch von 1596/97 ist das älteste erhaltene und ver-
zeichnete die Einnahmen der Kellnerei aus den Ämtern, Städten und Freiheiten sowie 
aus Regalrechten, unter anderem aus Berg-, Hütten- und Hammerwerken. Die Serie der 
Lagerbücher endet 1652. Die Register bzw. Lagerbücher des 16./17. Jahrhunderts waren 
Instrumente der Finanzverwaltung des Herzogtums und nicht mehr nur Aufzeichnungen 
der Güterverwaltung. Wie andere westfälische Territorien legten das Herzogtum Westfa-
len ämterweise zur Bemessung der Schatzungsbeiträge Kataster an. Das 1674 aufgestellte 
Kataster wurde 1730/31 revidiert, wie sich am Beispiel des Kirchspiels Velmede nachwei-
sen lässt (LAV NRW W, Herzogtum Westfalen Landstände Akten 1398–1401).

Im Fürstentum Nassau-Siegen gab es ämterweise seit dem späten 16. Jahrhundert Sal-
bücher, wie die vorhandenen Salbücher des Amts Freudenberg von 1580 und 1599 zeigen 
(LAV NRW W Fürstentum Siegen, Landesarchiv Akten 622, 626). Sie verzeichneten Äc-
ker, Wiesen, Gärten, Hauberge sowie das Wassergeld von Hammerwerken und Mühlen. 
Um 1695 wurden für den gesamten evangelischen Landesteil mit Ämtern und Gemeinden 
ein Salbuch mit ähnlichen Angaben erstellt, das „Land und Leite wie Güter und Gefälle 
samt Hoheiten und Gerechtigkeiten“ erfasste (LAV NRW W, Fürstentum Siegen, Lan-
desarchiv Akten 620). Dieses Salbuch erfüllte mehrere Zwecke, denn es registrierte die 
Einnahmen des Landesherren und dokumentierte die Bevölkerungszahlen der  ländlichen 
Gemeinden.
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Das Lagerbuch für das Vest Recklinghausen verdankt seine Entstehung dem Wechsel 
im Amt des Kellners auf der Horneburg. Nach dem Tod seines Vorgängers wurde 1658 
dem neuen Kellner Prange aufgegeben, schnellstmöglich ein neues Heberegister über alle 
Güter, Gefälle, Gerechtigkeiten und Berechtigungen des Kurfürsten im Vest anzulegen 
(Burghardt 1995, S. 21). Die Umsetzung des Arbeitsauftrags erwies sich als zeitaufwendi-
ger als geplant, vor allem wegen des Abgleichs mit den älteren Heberegistern, die für die 
Jahre 1576, 1600, 1614 und 1651 erhalten sind. Erst 1663 war die Reinschrift des Lager-
buchs abgeschlossen. Erfasst wurden vor allem der Name des Abgabepflichtigen, seine 
Dienste und Abgaben sowie die Zugehörigkeit zu einem Hofesverband. Das Lagerbuch  
behielt Rechtskraft bis zum Ende des Alten Reiches und war zusammen mit den Hebere-
gistern Basis der territorialen Güterverwaltung. 

Unter dem Titel „Kataster der kontribuablen Güter“ ist von der Historischen Kom-
mission ein Verzeichnis der Grafschaft Mark aus dem Jahr 1705 in der Reihe „Westfälische 
Schatzungs- und Steuerregister“ herausgegeben worden (Timm 1980). Diese Zuweisung 
ist irreführend, weil es zwar sekundär Grundlagen für die Besteuerung schuf, nicht aber 
die zu entrichtenden Steuern selbst aufführte. Weil die vorhandenen „Register“ und „La-
gerbücher“ keine gerechte Besteuerung mehr gewährleisteten, bereisten zwei Kommissio-
nen die ländlichen Gemeinden der Grafschaft und ermittelten für jedes landwirtschaftli-
che Gut einen Ertragswert. Dieser basierte auf der Qualität des genutzten Bodens nach 
vorher festgelegten Einheitswerten. Primär gibt das Kataster also die Ländereien jedes 
einzelnen Hofes und ihre Qualität an und ist deshalb einem Urbar ähnlicher als einem 
Schatzungsregister.

Das Fürstbistum Paderborn verfügte auf der Ebene einzelner Ämter bereits 1596 über 
Lagerbücher, die korrespondierend zu Verzeichnissen der fürstlichen Tafelgüter angelegt 
wurden. Aus diesem Jahr ist ein Lagerbuch für das Amt Neuhaus in Auszügen abschrift-
lich erhalten (LAV NRW Hofkammer Paderborn 3296). Die Begriffe Lagerbuch und Ka-
taster wurden gleichwertig benutzt. Im 17. Jahrhundert gerieten die älteren Lagerbücher 
in Unordnung, weil sie jahrzehntelang nicht überprüft wurden. Flächendeckend sollten 
dann 1652, 1672 und 1685 Verzeichnisse für Ackerland, Wiesen, Gärten und Kämpe an-
gelegt werden. Die 1698 ausgesprochene Aufforderungen an alle Städter und Ämter, „ein 
beständiges catastrum“ zu schaffen war jedoch 1714 noch nicht abgeschlossen. Ein Lager-
buch für das gesamte Fürstbistum, wie es die Edition durch Büsching 1787 (► Historische 
Statistik) vermuten lässt, hat es wahrscheinlich nicht gegeben, vielmehr war es ämterweise 
organisiert. 

Der Überblick über die Verbreitung von „Katastern“ und „Lagerbüchern“ in Westfa-
len vor 1800 macht deutlich, dass die Aufnahme des preußischen Urkatasters in Westfalen 
in den 1820er Jahren eine Vorgeschichte besitzt (Kreucher 2008, S. 6; Hemann/Overhage-
böck 2008). Zwar mögen die Methoden der Landesvermessung noch unvollkommen ge-
wesen, doch war das Prinzip einer möglichst genauen Erfassung des Eigentums an Grund 
und Boden zum Zwecke der Besteuerung in den Territorien des Alten Reiches nicht un-
bekannt. 

Besitzungen der Städte

Nicht nur die Landesherren, sondern auch die Städte legten Lagerbücher oder Kataster 
an. Das bedeutendste ist das Bördekataster von 1685, mit dem die Stadt Soest den Grund-
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besitz in dem sie umgebenden Territorium erfasste (Koske 1960; Kohl 1983, S. 307f. Nr. 
4209–4279). Das Bördekataster sollte die dort gezahlten Kontributionen auf eine neue 
Bemessungsgrundlage stellen. Dazu bereiste eine Kommission Ober- und Unterbörde 
und nahm Hof für Hof Informationen auf. Das Frageraster war detaillierter als beim Ra-
vensberger Urbar und beim Vestische Lagerbuch, es  berücksichtigte auch Saat-, Wiesen- 
und Weideland, Gehölz, Pachtland, Grundherren und Angaben an ihn. Das so genannte 
„Textkataster“ der Stadt Paderborn von 1698 und 1782 erfasste (möglicherweise im Auf-
trag des Fürstbischofs) den Grundbesitz in der Feldmark und bot den Ausgangspunkt 
für eine Besitzrückschreibung bis in das Mittelalter (Balzer 1976/77, 1977). Eine andere 
Funktion hatte das Lagerbuch der Stadt Iserlohn, das 1670 angelegt und bis weit in das 
18. Jahrhundert in Gebrauch blieb (Schulte 1938). Es registrierte die Einkünfte der Stadt, 
die Steuerarten, ihre Verträge, ihren Grundbesitz einschließlich der Verpachtungen. Kom-
munale Lagerbücher konnten Rechtskraft entfalten, wie das Beispiel der Stadt Unna zeigt. 
1654 legte Bürgermeister Zahn Vertretern der Regierung Kleve mehrere Lagerbücher vor, 
um die Berechtigung der Stadt zur Erhebung von Akzise-, Zoll- und Wegegeldern zu do-
kumentieren (Lüdicke 1930, S. 152 Anm. 154). 

Die Idee eines „Lagerbuchs“ blieb im kommunalen Bereich nach 1800 so präsent, dass 
der Mendener Bürgermeister Papenhausen 1872 seinen Aufzeichnungen über den Grund-
besitz in seiner Stadt den Titel Lagerbuch gab. 

3. Quellenkritik und Überlieferungslage

Gehörte Westfalen zu den „urbararmen“ oder „urbarreichen Landschaften“ in Deutsch-
land? Die Beantwortung dieser allgemein aufgeworfenen Frage (Kleiber 1965, S. 157) 
fällt nicht eindeutig aus. Nimmt man nur den westfälischen Anteil an den ostfränkischen 
Güterverzeichnissen des 9. bis 11. Jahrhunderts, war das Gebiet zwischen Rhein und 
Weser, zwischen Werden und Corvey nicht arm an Urbaren. Vergleicht man aber die Zahl 
westfälischer Lagerbücher des 16. bis 18. Jahrhunderts mit den 15 000 Lagerbüchern aus 
Württemberg oder den 12 500 aus Baden (Richter 1979, S. 26; Kleiber 1965, 154), dann fällt 
Westfalen quantitativ weit dahinter zurück. Wegen der unterschiedlichen Zählweise in 
den Archiven ist eine Schätzung schwierig, die Zahl dürfte aber 2 000 nicht überschreiten. 
Die Vielfalt vor allem der klösterlichen Überlieferung in Westfalen hat freilich ihren Reiz, 
so dass von hier Beiträge zum quellenkritischen Umgang mit dieser Gattung erwartet 
werden dürfen. 

Eine Quellenkunde der Urbare und Lagerbücher erscheint seit langem als ein Deside-
rat. Karl Lamprecht hatte sie 1890 versprochen, Alfons Dopsch 1905 angemahnt. Aber 
noch heute ist das Angebot an typologisch ausgerichteten Übersichten, Arbeiten und 
Definitionen im Sinne einer quellenkundlichen Hilfestellung unbefriedigend (Sablonier 
2002, S. 93). Erst Gregor Richter hat 1979 das Gewünschte für die Lagerbücher der Frü-
hen Neuzeit aus württembergischer Perspektive, jedoch verallgemeinerbar geliefert. Für 
das frühe Mittelalter hat die französische Mediävistik Maßstäbe gesetzt (Perrin 1935; Fos-
sier 1978). Dagegen sind Urbare aus der Zeit zwischen dem 12./13. und dem 16. Jahrhun-
dert kaum Gegenstand hilfswissenschaftlicher Untersuchungen gewesen, weil sie „eine 
Randstellung in der Urkundenforschung“ (Metz 1958) einnahmen. Schon Dopsch hatte 
davor gewarnt, sich nur auf die ältesten Stücke zu stürzen. Seit Richters Lagerbuchlehre 
erschien, wissen wir, dass mindestens die späteren Erscheinungsformen Amtsbücher wa-
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ren. Die westfälischen Güterverzeichnisse des 13. bis 16. Jahrhundert hatten allerdings 
oft noch keine Buchform, sondern sind als Urkunden, Rotuli oder aneinandergereihte 
Pergamentstreifen überliefert. 

Als erster Punkt einer Quellenkunde dieser Gattung muss deshalb die äußere Form der 
Aufzeichnung interessieren (Fossier 1978, S. 18–21). Hierzu ist oben hinreichend Material 
geliefert worden.

Ein zweiter Aspekt gilt dem jeweiligen Entstehungszusammenhang. Rekapitulierte das 
Güterverzeichnis älteren Besitz, um ihn aktuell zu sichern? Lag ihm eine Neuaufnahme 
durch Visitation zugrunde? Gab es veränderte Rahmenbedingungen, die die Anlage von 
Lagerbüchern rechtfertigten? Welche Anstösse kamen von außen? In jedem Fall gilt es, 
eine Beobachtung von Enno Bünz zu beachten: „Die Aufzeichnung der Urbare hängt eng 
mit der Struktur der Grundherrschaft zusammen“ (Bünz 1995, S. 66). In mehreren Fällen 
war in Westfalen der Zusammenhang mit Klosterreformen offenkundig. Einbezogen in 
diesen Aspekt ist die genetische Betrachtungsweise (Richter 1979, S. 101–198), die Burg-
hardt 1995 eindrucksvoll auf das Vestische Lagerbuch anwandte. 

Drittens sind die Güterverzeichnisse in die Tradition der jeweiligen Kanzlei zu stellen 
(Kleiber 1965, S. 161). Hierzu muss auch, wenn möglich, die Ergänzungsüberlieferung 
einbezogen werden. Über den Grad, bis zu dem dies zu geschehen, wurde zwischen Karl 
Lamprecht und Alfons Dopsch um 1900 kontrovers diskutiert (Lamprecht 1890; Dopsch 
1905). Heute gibt es kaum einen Zweifel daran, dass Urbare nicht isoliert zu sehen sind. 

Viertens sind Ludolf Kuchenbuchs Hinweise auf die Rechenhaftigkeit der Güterver-
zeichnisse nicht nur des 9. Jahrhunderts aufzugreifen und zu vertiefen (Kuchenbuch 2012). 
Die Frage, wie Klöster und Adlige mit ihren Einkünften bzw. den Ansprüchen darauf um-
gingen, bestimmte elementar ihre wirtschaftlichen Grundlagen. 

Fünftens ist zu fragen, wie lange Güterverzeichnisse verwendet wurden. Zwei Prinzipi-
en lagen im Wettstreit miteinander. Die „Renovation“ beugte Verlust von Besitz vor und 
verlangte die Fortschreibung bzw. die Neuaufnahme von Lagerbüchern (Richter 1979). 
Umgekehrt konnte ein Urbar „als Werkzeug historischer Erinnerung und Legitimation“ 
dienen und über Jahrhunderte hinweg in Gebrauch bleiben (Egloff 1999). 

Sechstens: Das Kriterium der Echtheit bzw. der Fälschung dürfte bei Urbaren eine 
geringere Rolle spielen als bei Urkunden. Doch das Beispiel der von Falke für Corvey 
gefälschten Verzeichnisse (Kaminsky) warnt uns davor, diese Frage zu vernachlässigen. 
Erst jüngst haben Baßler und Hellgardt 2007 die Frage aufgeworfen, ob nicht die älte-
ste Freckenhorster Heberolle eine Fälschung sei. Philippi und Bannier (1904, S. 370f.) 
erörterten wegen des Vorkommens von Hamm vor der Stadtgründung 1226 im Daler 
Besitzverzeichnis von 1198 die Möglichkeit einer Fälschung. Diese Überlegung ist jedoch 
zu verwerfen, denn das Güterverzeichnung wurde nach 1198 fortgeschrieben und nahm 
dann auch Besitz bei der neuen Stadt Hamm auf. 

Siebtens: Wegen der Aufspaltung der Güterverzeichnisse nach Ämtern in Domkapiteln, 
Stiftern und Klöster ist die Frage drängend, ob es sich um ein Teil- oder ein Gesamturbar 
handelt. Für Kötzschke war diese Frage wegen der Struktur der Werdener Großgrund-
herrschaft drängend (Kötzschke 1906, S. XCVII). Die Prüfung der Güterverzeichnisse auf 
Vollständigkeit ist in jedem Fall erforderlich, wobei auch Soll-Ist-Vergleiche einzufließen 
haben. 

Achtens: Der Raumbezug der älteren Güterverzeichnisse macht ihren historischen 
Wert aus. Die Identifizierung der Ortsnamen des 9. bis 14. Jahrhunderts stellt freilich eine 
Herausforderung für jede Edition dieser Quellengattung dar. 
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Damit sind wir bei den Editionen angelangt. Oft haben die einzigen verfügbaren veröf-
fentlichten Texte Patina angelegt, so etwa von Steinens Edition zu Herdecke aus dem Jahr 
1760 oder Eickhoffs Abschrift der Herzebrocker Heberolle aus dem Jahr 1882. Nur selten 
erweist sich eine Abschrift auch auf lange Sicht als so brauchbar wie die von Ernst Fried-
länder 1872 zur Freckenhorster Heberolle (CTW 1). Dagegen sind viele der von Franz 
Darpe in der gleichen Reihe veröffentlichten Abschriften aus Heberegister fehlerbehaftet, 
wie Ulrich Herzog 1961 (S. 22) für das Domkapitel Münster oder Matthias Herkt 1991 
am Beispiel von St. Mauritz nachgewiesen haben. Hans Heinrich Kaminsky musste Paul 
Wigand und andere korrigieren. Und Theodor Joseph Lacomblet musste sich schon 1831 
mit Nikolaus Kindlingers unzuverlässigen Abschriften herumzuschlagen. Daraus kann 
nur ein Schluss gezogen werden: Wann immer möglich, müssen für Detailforschungen 
zu Güterverzeichnissen vor 1500 anstelle von älteren Editionen die Originalarchivalien 
herangezogen werden. 

4. Auswertungsmöglichkeiten

Güterverzeichnisse liefern – unter welcher Bezeichnung auch immer – das wichtigste hi-
storische Material für die ländlichen Räume im vormodernen Westfalen. Bei den Möglich-
keiten zur Auswertung sollen im folgenden die Verzeichnisse geistlicher und weltlicher 
Herrschaften im Mittelpunkt stehen. 

Das einzelne Verzeichnis vermittelt zu einem gegebenen Zeitpunkt eine Vorstellung 
über die räumliche Dimension einer Herrschaft. Deshalb setzen viele Analysen von Gü-
terverzeichnissen bei der Topographie an und untersuchen, wie weit der Besitz eines 
Herrschaftsträgers gestreut war (Osthoff 1963/64; Last 1983). Hierzu kann der Heraus-
geber des Textes schon Vorarbeiten leisten, wie etwa schon Friedländer 1872 durch seine 
Kartenbeigabe (CTW 1). Das weitere Informationsangebot ist in dem explizit oder impli-
zit verwendeten Formular zur Erfassung des Besitzes enthalten. Vor allem die frühneu-
zeitlichen Verzeichnisse arbeiteten mit klaren Vorgaben des Herrschaftsträgers. Leopold 
Schütte hat etwa für die Münsterschen Tafelgutregister von 1573/74 (Schütte 2014, S. 17) 
einen solchen Fragenkatalog ermittelt. Die Artikel zu einzelnen Höfen enthielten: Erstens 
den Namen der (Hof-)Stätte; zweitens den Namen des Bewirtschafters und seines Ehe-
gatten mit Angaben zu ihrem Personenstand; drittens den Gesamtumfang des Acker- und 
Gartenlandes nach Einsaatmengen; viertens eine Liste der Ackerstücke mit Flurnamen 
samt Anrainern; fünftens Angaben zum Gartenland; sechstens Angaben zum Weideland; 
siebtens Angaben zum Heuland; achtens Angaben über die Eichen des Hofes und die 
durch die Eicheln zu mästenden Schweine; neuntens Angaben über zugehöriges Brand- 
und Zaunholz; zehntend Angaben über Markenrechte; elftens eine Liste der Steuern, Ge-
treide-, Vieh- und Geldabgaben sowie der Dienste für den Bischof oder andere Herren. 
Andere Verzeichnisse sind hinsichtlich des Viehbestandes ausführlicher und beschränkten 
sich auf den Schweinebestand, unter anderem weil aus ihm Abgaben zu generieren waren. 
Grundsätzlich sind aber viele andere Verzeichnisse sehr ähnlich angelegt (z. B. Stöwer/
Verdenhalven 1969; Taubken 1999).

Das Formular von 1573/74 steht am Ende einer langen Entwicklung, denn viel knapper 
fielen die Angaben in den Verzeichnissen des frühen Mittelalters aus. Die Auswertungs-
möglichkeiten der Agrargeschichte, die aus diesen Angaben die Strukturen der Grund-
herrschaft ermitteln kann, knüpfen an das Formular an. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
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in einer ländlichen Siedlung selten ein Grundherr allein Besitz hatte. 1543 waren z. B. 
in Schöppingen 43 verschiedene Grundherren zu ermitteln. Die unter Bezug auf Otto 
Brunner aufgesellte Forderung, möglichst alle Grundherren eines Ortes zu erfassen, ist 
mit Nachdruck zu unterstützen (Balzer 1976/77, S. 37). Das hat zur Konsequenz, das 
Verzeichnisse mehrerer Grundherren parallel ausgewertet werden müssen. Mustergültig 
hat dies Bernhard Feldmann 1994 für die Höfe des Münsterlandes geleistet. Im Fall der 
Soester Börde (Koske 1960), des Ravensberger Urbars (Herberhold 1960) und des Vesti-
schen Lagerbuchs (Burghardt 1995) ist ein Tableau sämtlicher Grundherren der Quelle 
immanent. Über den Grundherrn ist aus den Verzeichnissen erheblich mehr zu erfahren 
als über die von ihm Abhängigen (Sablonier 2002). Wegen des Ämterbezugs vieler Ab-
gaben ist über Güterverzeichnisse die innere Struktur des Herrschaftsträgers abzuleiten 
(Wibbing 2007). Dies verwundert nicht, denn der Herrschaftsträger suchte seine Rechte 
zu sichern, während die Bauern nur Objekte seines Handelns waren. Selbstverständlich 
erfahren wir jeweils Grunddaten zu den Hofstätten und damit zu deren Wirtschaftsweise. 
Aber zahlten die Inhaber wirklich die verlangten Abgaben? Um die tatsächliche Lage der 
Bauern zu erfassen, müssen deshalb die Heberegister mit herangezogen werden. Das lenkt 
den Blick auf deren Leistungen im Soll oder im Ist (Richtering 1945). Mittelbar ist zu er-
kennen, welche Getreidesorten angebaut und welches Vieh gehalten wurde, wie intensiv 
also der Boden bewirtschaftet wurde (so schon Inama-Sternegg 1877). Die Frage, ob Ab-
gaben in Naturalien oder in Geld entrichtet wurden, ist für die Gesamtwirtschaft wegen 
der Monetarisierungstendenzen von Belang.

Über die Auswertung einzelner Verzeichnisse hinaus ist die Erweiterung der Ana-
lyse in diachroner und komparatistischer Perspektive möglich. Diachron geht vor, wer 
aus dem Vergleich des Vorher und Nachher Schlüsse auf den strukturellen Wandel zieht. 
Kötzschke leitete 1906 aus seiner Edition den Wandel der Werdener Grundherrschaft 
zwischen dem 9. und 14. Jahrhundert ab. Ein diachrones Verfahren wendet auch an, wer 
wie Balzer für die Paderborner Feldmark aus dem vorhandenen Material, unter anderem  
aus Güterverzeichnissen, Besitzverhältnisse des 17. und 18. Jahrhunderts in das Mittelalter 
zurückschreibt (Balzer 1976/77, 1977). Nicht überall sind solche aufwendigen Aktionen 
möglich, obwohl die Ableitung älterer Zustände aus jüngerer Überlieferung „eine sehr 
verlockende, aber recht mißliche Aufgabe“ ist (Caro 1906, S. 173). Franz Darpe meinte 
aus dem Vergleich von Heberegistern des 14./15. Jahrhunderts mit denen des späten 16. 
Jahrhunderts eine Verarmung des Bauernstandes abzulesen (CTW III, S. 29) – eine inter-
essante Hypothese, die aber breiter abzusichern wäre. Die Quantifizierung von Daten 
aus Hebebüchern hat Matthias Herkt 1991 am Beispiel der Überlieferung von St. Mauritz 
unternommen. Dieser Ansatz fand in der westfälischen Agrargeschichtsschreibung aber 
noch keine größere Resonanz. 

Die komparatistische Perspektive setzt auf einen Vergleich zwischen mehreren „Ur-
barlandschaften“. Viel Forschungsaufwand ist schon darauf verwendet worden, die west- 
und ostfränkischen Verzeichnisse aus dem früheren Mittelalter zueinander in Beziehung 
zu setzen. Stand Corvey wegen des Gründungsklosters Corbie in einer Traditionslinie 
zu den westfränkischen Polyptychen und gab es in Kontrast dazu einen sächsischen Typ 
von Aufschreibung? Solche Dichotomien sind zugunsten regionaler Typologien zurück-
getreten (Verhulst 1989, S. 31–33). Gegenüber solchen Erörterungen sind andere Ver-
gleichsmöglichkeiten bisher nicht ausgeschöpft worden. Was unterschied die adlige von 
der geistlichen Grundherrschaft? Spätestens seit dem 16. Jahrhundert liegen für beide Be-
reiche genug Materialien vor, um Quervergleiche zu ziehen. Überhaupt sollte die frühe 

Wilfried Reininghaus: Aufzeichnungen zur herrschaftlichen Güterverwaltung	 AzhG 16



Seite 48Quellenkunde zur westfälischen Geschichte (Juli 2019)

Neuzeit stärker in den Blickpunkt rücken. Bereits Dopsch äußerte 1905 seinen Unmut 
darüber, dass die Lokalforschung immer nur die älteste Überlieferung untersucht und die 
jüngere vernachlässigt. Herding plädierte 1951 vehement für die Erforschung der früh-
neuzeitlichen Urbare und meinte sogar den Beginn der Neuzeit an ihnen ablesen zu kön-
nen. Schließlich drängt sich ein regionaler Vergleich auf: Was unterschied westfälische 
Lagerbücher von den württembergischen und badischen, die gut erschlossen sind? 

Diachron und komparatistisch müsste ein Vergleich zwischen den Methoden zur Gü-
tererfassung in den westfälischen Territorien der frühen Neuzeit vorgehen. Jedes Territo-
rium kannte eigene Verfahren, die mit wachsendem Einnahmebedarf transformiert und 
verfeinert wurden. Den Vergleich zwischen geistlichen und weltlichen Territorien hat bis-
her noch niemand unternommen.

Über die Agrargeschichte hinaus profitieren andere Disziplinen von dieser Quellen-
gattung. Für die Wirtschaftsgeschichte steckt in den Verzeichnissen einiges Potential für 
eine Geschichte der Münze, Maße und Gewichte (z. B. CTW IV, 130f.). Die Gewerbege-
schichte zieht Nutzen aus ihnen, weil nicht nur Wasser- und andere Mühlen aufgenommen 
wurden, sondern weil an verschiedenen Stellen der Produktionsprozess des ländlichen 
Leinengewerbes aufscheint. Wichtige Hinweise für die Transportgeschichte zeichnen sich 
hinter den zahlreichen Deventer-Fuhren ab, die Darpes Editionen nennen. Die Bedeutung 
der Güterverzeichnisse für die Geschichte der Klöster muss nicht weiter thematisiert wer-
den, weil geistliche Einrichtungen nicht ohne materielle Basis existieren konnten. Gleiches 
gilt aber auch für die Geschichte des Adels, dessen Einkünfte zu wesentlichen Teil auf der 
Nutzung von Grund und Boden beruhten. Die Höfe-, Familien- und Ortsgeschichtsfor-
schung stellt den größten Kreis von Nutzern der Güterverzeichnisse, weil sie oft in die 
Zeit vor Einführung der Kirchenbücher zurückgehen (Wrede 1933, exemplarisch für das 
Münsterland Feldmann 1994). 

Auch die Sprachgeschichte hat sich schon früh den Güterverzeichnissen zugewandt. 
Für Altgermanisten bleibt vor allem die Freckenhorster Heberolle ein Thema, das immer 
wieder neu aufgegriffen wird. Allein zu ihr ist eine eigene Forschungstradition entstanden 
(Heyne 1867; Wadstein 1899; Hartig 1971, 1976; Hellgardt 1999; Baßler/Hellgardt 2007). 
Flur- und Ortsnamen und ihre Veränderungen können bis in das 17. Jahrhundert verfolgt 
werden (Jellinghaus 1904; Herzog 1961). Der Wechsel von der lateinischen zur deutschen 
Sprache in den Verzeichnissen ist dagegen seltener behandelt worden (vgl. CTW IV, 17). 
Auch er verweist in das Arbeitsgebiet der historischen Wortgeographie (Kleiber 1965, S. 
168ff.) Besonders reizvoll sind Verzeichnisse aus dem späten 16. Jahrhundert wegen des 
Übergangs von der nieder- zur hochdeutschen Schreibsprache (Schütte 2017, S. 22). In 
jedem Fall repräsentieren die Verzeichnisse den Sprachschatz ihrer jeweiligen Schreiber. 
Spezialstudien in diesem Zusammenhang können sogar den Urbarschreibern und der von 
ihnen verwendeten Sprache gelten (Kleiber 1965, S. 192–199).

5. Forschungsgeschichte in regionaler Perspektive

Den Pionieren der westfälischen Geschichtsschreibung im 18./19. Jahrhundert ist der be-
sondere Aussagewert der Güterverzeichnisse nicht entgangen. Sie fertigten früh Abschrif-
ten an und veröffentlichten sie. Am ausführlichsten fiel eine Edition aus dem Nachlass 
von Justus Möser aus, die 1843 im Urkundenanhang seiner Osnabrücker Geschichte er-
schien. Paul Wigands Arbeiten an den Corveyer Verzeichnissen umfassten nicht nur Edi-
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tionen von 1826 und 1828, sondern auch deren Auswertung, die er 1831 unter die leitende 
Fragestellung des Güterbesitzes in verschiedenen Gauen stellte; für einen karolingischen 
Gau kartierte er den Besitz. Seibertz nahm in seine seit 1857 erscheinenden „Quellen der 
westphälischen Geschichte“ drei „Güterverzeichnisse aus älterer Zeit“ auf, weil deren 
„Wichtigkeit […] von allen Geschichtsforscher anerkannt“ werde (Seibertz 1857, S. 146). 

Der entscheidende Anstoß zur systematischen Erfassung dieser Quellengattung kam 
von Roger Wilmans, dem Leiter des Staatsarchivs in Münster. Er arbeitete um 1870 einen 
Plan aus, neben das Westfälische Urkundenbuch eine zweite Reihe zu stellen und „eine 
vollständige Sammlung aller Traditions-Güter- und Heberegister der Provinz herauszu-
geben“ (CTW I, S. VI). Ihm war bewusst, dass sie „nächst den Urkundensammlungen die 
wichtigsten Quellen für die Geschichte eines Landes“ sind, weil sie die „Geographie“, 
die „gesellschaftlichen Zustände“ und die „ländliche Bewirthschaftung“ dokumentieren 
(CTW I, S. V). Der anzulegende „Codex traditionum Westfalicarum“ sollte Register aus 
Werden, Freckenhorst, Herzebrock, Herford, St. Mauritz, Überwasser, Vreden, Cappen-
berg und weiterer münsterländischer Klöster sowie das Heberegister des Grafen Hein-
rich von Dale umfassen.  Wilmans’ Mitarbeiter Friedländer edierte 1872 die wichtigsten 
Stücke aus der Freckenhorster Überlieferung, seine Kartierung des Grundbesitzes wurde 
als Pionierarbeit gewürdigt (Inama-Stennegg 1877, S. 49). Wegen Friedländers Weggangs 
nach Aurich blieb das Projekt des CTW anderthalb Jahrzehnte unbearbeitet, bevor der 
damalige Bochumer und spätere Coesfelder Gymnasiallehrer Franz Darpe die Reihe fort-
setzte. Inzwischen war die Idee einer Edition der Werdener Urbare von K. Lamprecht und 
der Gesellschaft für rheinische Geschichtskunde aufgegriffen worden, P. Eickhoff hatte 
sich der Herzebrocker Heberollen angenommen. Darpe arbeitete am CTW bis zum Ende 
seines Lebens und gab insgesamt sechs Bände heraus (Reininghaus 2012). Sie entsprachen 
weitgehend Wilmans’ ursprünglichem Programm. Lediglich Editionen zu Vreden und 
Cappenberg wurden nicht realisiert, das Heberegister des Grafen von Dale gab F. Philippi 
mit seinem Kollegen Bannier aus Utrecht 1904 heraus. Darpe nahm aber ergänzend Güter-
verzeichnisse des westlichen Münsterlandes auf, die in der Nähe seines Berufsortes lagen. 
Er reicherte seine Editionen mit Übersichten zur Überlieferung aus der jeweiligen Pro-
venienz an, hielt sich aber mit eigenen Auswertungen weitgehend zurück. Geographisch 
fallen im Programm von Wilmans und Darpe Lücken auf. Das südliche Westfalen fehlt 
ebenso wie das östliche, abgesehen von Herford. Die Arbeitsteilung in der westfälischen 
Geschichtsforschung nach den Zuständigkeiten der beiden Altertumsvereine wirkte sich 
hier kontraproduktiv aus. Seibertz für Bredelar, Meschede und Oelinghausen und Wigand 
für Corvey interessierten sich zudem nur für die ältesten Verzeichnisse. Diese Lücken, die 
auf das Jahr 1870 zurückgehen, sind nie geschlossen worden, auch nicht, nachdem die Hi-
storische Kommission für Westfalen nach 1900 den CTW als Reihe IV in sein Programm 
übernahm. Die Kommission fand – abgesehen von W. Hücker für das Dortmunder Katha-
rinenkloster, posthum 1985 erschienen als CTW VIII – keinen Nachfolger für Darpe. Ihre 
Reihe XXIX („Westfälische Lagerbücher“) geht auf eine Idee von Johannes Bauermann 
aus dem Jahr 1934 zurück; einen ersten Anstoß hatte die Dissertation von Schreiber 1906 
gegeben. Die Reihe nahm allerdings nur landesherrliche Lagerbücher auf. Güterverzeich-
nisse des Adels blieben ausgespart, obwohl G. Caro bereits 1906 befand, deren Güter- und 
Einkünfteverzeichnisse, „an denen ja durchaus nicht mangelt“, seien „in vieler Beziehung 
weitaus lehrreicher als die von Klöstern“.

Die Vorreiterrolle, die die westfälische Geschichtsforschung bei der Herausgabe von 
Güterverzeichnissen 1872 kurzzeitig durch CTW I eingenommen hatte, verlor sie an an-
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dere Regionen. Vor allem die Edition der Werdener Urbare durch Kötzschke, aber auch 
süddeutsche Editionsprojekte bereicherten das Angebot an die Forschung. Gerade für 
Westfalen galt H. Otts Einschätzung zur Mitte des 20. Jahrhunderts: „Die Urbarfor-
schung erhielt keine wesentlichen Impulse“ (Ott 1970, S. 179. Erst jüngst ist durch Leo-
pold Schüttes Initiative zu den Tafelgutregistern des Bischofs von Münster ist das Interes-
se an der Güterverzeichnissen und ihre Edition neu geweckt worden. 
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Frei- und Wechselbriefe, Wechselbücher
Wolfgang Bockhorst

1. Definition der Quellengattung

Wechselbriefe sind Urkunden, durch die zwei Hörige, die örtlich in verschiedenen, recht-
lich jedoch in vergleichbaren Abhängigkeitsverhältnissen stehen, durch ihre Herrschaften 
ausgetauscht werden. Die mit diesen Urkunden festgehaltenen Wechsel sind häufig zu-
sätzlich in Wechselbüchern der Grundherrschaften dokumentiert. Freibriefe sind Urkun-
den, durch die Hörige von ihren Herrschaften aus dem bisherigen Abhängigkeitsverhält-
nis entlassen werden.

2. Historische Entwicklung der Quellengattung

a) Allgemeine Entwicklung

Die Grundherrschaft war ein Kernelement der mittelalterlichen Agrarverfassung. Sie leg-
te bis zum Ende des Alten Reiches und zum Teil noch darüber hinaus die Beziehungen 
zwischen dem Grundherrn und den Bauern fest: Der Grundherr verlieh Land an Bauern 
zur Bewirtschaftung, hierfür schuldeten die Bauern dem Grundherrn Leistungen in Form 
von Abgaben und Diensten. Für die Hörigen bestand durch Wechselbriefe die Möglich-
keit, sich in eine andere Grundherrschaft zu begeben oder sich durch Freibriefe aus dem 
Abhängigkeitsverhältnis zum Grundherrn zu lösen.

b) Entwicklung in Westfalen und den Nachbarregionen

Wechsel- und Freibriefe finden sich aus den verschiedenen Regionen Westfalens in sehr 
unetsrchiedlicher Häufigkeit. Sie kommen vor allem im Gebiet der Eigenhörigkeit, also 
im Münsterland und in der Grafschaft Ravensberg vor, während sie im Hochstift Pader-
born, im Gebiet des Meierrechts, eher selten waren (Schütte 1983). Die Übersicht von 
Bernhard Feldmann über die Höfe des Münsterlandes zeigt, dass drei Viertel der Höfe in 
Abhängigkeit zu einer Grundherrschaft standen und von Hörigen bewirtschaftet wurden 
(Feldmann 1994).

Wechsel- und Freibriefe wurden zunächst auf Pergament ausgestellt, seit dem 17. Jahr-
hundert verwendete man das billigere Papier. Für Freibriefe wurden am Ende des 18. Jahr-
hunderts vereinzelt sogar Vordrucke benutzt, in die nur noch die Namen der betroffenen 
Personen eingetragen wurden. Schon in der Änderung des verwendeten Materials und in 
der Form zeigt sich, dass es sich um einen häufig anfallenden Dokumententyp handelte, 
der zunehmend formelhaft abgefasst wurde.

	 FWb 1
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Wechselbriefe

Jeder Wechsel geschah mit Einwilligung der davon betroffenen Personen. Grundsätzlich 
wurde dabei darauf geachtet, dass die zu wechselnden Personen gleicher „Qualität“ und 
gleichen Standes waren. Üblicherweise wurde ein Mann gegen einen Mann gewechselt 
und eine Frau gegen eine Frau. Neben dem gleichen Geschlecht wurde bei einem Wechsel 
zunächst auch auf den Stand bzw. auf die spezielle Form der Hörigkeit der betroffenen 
Personen Rücksicht genommen, denn eine eingewechselte Person trat stets auch in den 
spezifischen Status der ausgewechselten Person ein. Hierbei sind nach ständischen Krite-
rien vier soziale Gruppen zu unterscheiden: Ministerialen, Wachszinsige, Hofhörige und 
Eigenhörige.

Die Ministerialen standen an der Spitze der Hörigen, sie konnten im Herrendienst in 
den niederen Adel aufsteigen. Sie waren zwar bevorrechtigt, kontrollierten nicht selten 
die Hofhörigen und Eigenhörigen, waren aber persönlich unfrei und wurden noch in der 
zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts zur Zusammenführung von Familien gewechselt. 
Später wurden die Ministerialen allerdings nicht mehr gewechselt, da das mit ihrem Stand 
und ihren Aufgaben nicht mehr vereinbar war. Stärker erkennbar ist die Abhängigkeit 
bei den Wachszinsigen, die es nur bei kirchlichen Einrichtungen gab – zunächst sollte auf 
diesem Weg die Versorgung der Kirchen mit Kerzen sichergestellt werden. Sie waren in 
ihrem Status gefährdeter als Eigenhörige, wie ein überliefertes Beispiel von 1295 aus Gref-
fen zeigt.

Hofhörige und Eigenhörige, letztere in der Quellensprache „vollschuldig eigene Leu-
te“, waren hinsichtlich ihrer Abgaben und Dienste ähnlich gestellt. Für die Hofhörigen 
existierte allerdings ein Hofrecht, das ihre Rechte und Pflichten – insbesondere den Er-
werb des Hofrechtes, also die Zulassung auf einen zugehörigen Hof –, den Wechsel und 
die Freilassung regelte. Das Hofrecht galt für einen Hofverband, der aus einem Zentralhof 
und den ihm zugeordneten Höfen bestand. Hofrechte, von denen im Münsterland das 
bekannteste das Recht des Hofes zu Loen war, wurden im 14. und 15. Jahrhundert auf-
gezeichnet und waren teilweise noch bis ins 18. Jahrhundert in Gebrauch (Niesert 1818). 
Auch hinsichtlich des Wechsels existierte zwischen den Hofhörigen und den Eigenhö-
rigen einer Grundherrschaft ein grundlegender Unterschied. Während die Eigenhörigen 
jederzeit und unter Ausschluss der Öffentlichkeit gewechselt werden konnten, geschah 
der Wechsel der Hofhörigen nur zu bestimmten Terminen und unter Beteiligung des Hof-
schulten sowie weiterer Zeugen aus dem Hofverband.

Nach dem Recht der Hörigen des Hofes zu Meppen von 1348 geschah der Wechsel 
anlässlich des dreimal im Jahr stattfindenden Hofgerichts in aller Öffentlichkeit und 
mündlich. Wechsel durften also nur mit Genehmigung und Beteiligung des Schulten und 
der Zeugen stattfinden. Dass sich Hofhörige gegenüber den Eigenhörigen für bevorrech-
tigt hielten, zeigt auch das Recht des Herforder Hofes zu Stockum von 1497. Darin heißt 
es: Wer aus echter Not (Fehde oder Totschlag) den Hof verlassen muss, erhält ihn zurück, 
wenn er wieder zurückkehrt. Wer den Hof ohne echte Not verlässt, wird vollschuldig eigen. 
Wer jemanden heiratet, der nicht zum Amt geboren oder eingewechselt ist, wird ebenfalls 
vollschuldig eigen (Kindlinger 1819, S. 641f.).

Die graduellen Unterschiede der Hörigkeit sind aber niemals ausschließend gewesen, 
Wechsel geschahen durchaus auch zwischen hof- und eigenhörigen sowie zwischen hof- 
und wachszinsigen Leuten. Die Unterschiede spielten keine Rolle, wenn die Betroffenen 
glaubten, ihren sozialen Status durch den Wechsel verbessern zu können (Kindlinger 1819, 
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S. 443, 505f.). Neben der Sicherung und womöglich Verbesserung der Lebensgrundlagen 
gab es einen weiteren wichtigen Grund für den Wechsel: die Zusammenführung der Fami-
lie an einem Ort und im selben Rechtsstand.

Wie wurde nun der Wechsel vollzogen? Zunächst musste festgestellt werden, dass eine 
in Abhängigkeit stehende Person sich verändern wollte und diese Veränderung mit einem 
Wechsel des Wirkungskreises und der rechtlichen und herrschaftlichen Verhältnisse ver-
knüpft war. Vor einem Wechsel musste zunächst ein Einverständnis zwischen der Person, die 
gewechselt werden wollte, und der Herrschaft, in dessen Hörigkeit sie wechselte, hergestellt 
werden. War ein Übereinkommen erzielt, wurde die bisherige Herrschaft informiert, die 
ihre Zustimmung nicht verweigern durfte, wenn ihr von der neuen Herrschaft ihres bisheri-
gen Eigenhörigen ein adäquates Tauschobjekt angeboten wurde.

Zu vermuten ist, dass es beim Wechsel schon früh zur Auswahl einer bestimmten Person 
aus einem größeren Angebot kam. Dieser Wechsel mit der Möglichkeit, zwischen mehreren 
angebotenen Kandidaten auszuwählen, war im 16. Jahrhundert in den Stiften Münster und 
Osnabrück wie auch in den Grafschaften Tecklenburg und Ravensberg allgemein üblich und 
wird in den Quellen als „alte Observanz“ bezeichnet, dürfte also wohl schon im 15. Jahrhun-
dert und früher geübt worden sein.

Beim Wahlverfahren wurde nach der Akzeptierung der Person, die sich verändern wollte, 
durch die neue Herrschaft der alten Herrschaft ein „Kurzettel“ zugesandt, auf der drei Per-
sonen verzeichnet waren, von denen die alte Herrschaft eine als Ersatz auswählen konnte. 
Sie hatte auf dem Kurzettel die gewählte Person zu bezeichnen und den Zettel an die neue 
Herrschaft zurückzusenden. Da nunmehr die beiden zu wechselnden Personen namentlich 
bekannt waren, stellten die alte und die neue Herrschaft für die andere Seite jeweils einen 
Wechselbrief aus, in dem die beiden gewechselten Personen benannt werden, und ratifizie-
ren somit den vollzogenen Wechsel. In den gutsherrlichen Archiven sind in der Regel nur die 
Wechselbriefe vorhanden, während die Kurzettel vernichtet wurden. Nur ausnahmsweise ist 
im Archiv Tatenhausen ein Kurzettel mit der Wahl der Ersatzperson von 1653 und ein 1655 
ausgestellter Wechselbrief erhalten (Archiv Tatenhausen, Kolonate 52).

Diese mit einem Wahlverfahren verbundene Form des Wechsels ist im Stift Münster bis 
zur Mitte des 17. Jahrhunderts geübt worden, dann aber zugunsten der wesentlich einfacher 
zu handhabenden Freilassung mittels Freibrief aufgegeben worden. In der Grafschaft Ra-
vensberg wurde der Wechsel mit Hilfe eines Kurzettels allerdings noch in der Eigentums-
ordnung von 1669 festgeschrieben (Wigand 1842, Bd. 2, S. 304f.). 1697 hatten dann aber auch 
die Beamten der Grafschaft Ravensberg ein Einsehen und schafften auf den landesherrlichen 
Gütern die Wechsel mit der Kur (also mit Kurzetteln) ab, an deren Stelle nun die Ausstellung 
und Einlieferung von Freibriefen trat – ein Verfahren, das wesentlich schneller und einfacher 
zu handhaben war und nun allgemein geübt wurde (Wigand 1842, Bd. 2, S. 317f.).

Wechselbücher

Wechselbücher dokumentieren kumulativ den Wechsel von Hörigen mit anderen Grund-
herrn in Buchform (Schütte 2014, S. 791). Die Unsicherheiten, die sich durch den mehrfa-
chen Wechsel einer Person ergaben, veranlassten die Gutsherren diese Bücher zu führen, 
die häufig nicht nur die gewechselten Personen enthielten, sondern auch die zu einem Hof 
gehörigen Leute und ihren Verbleib vermerkten. Wechselbücher sind vom 14. Jahrhundert 
bis ins 17. Jahrhundert, also bis zum Ende der Hörigenwechsel, geführt worden.
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Freibriefe

Die Freilassung mittels eines Freibriefs war für den Eigenhörigen der einzige Weg in eine 
andere Zukunft, sei es auf einen anderen Hof in einer anderen Grundherrschaft oder auch au-
ßerhalb eines landwirtschaftlichen Betriebes. Nach der Eigentumsordnung des Fürstbistums 
Münster von 1770 gab es verschiedene erhebliche Ursachen, die den Grundherrn (Gutsherrn) 
zwangen, demjenigen, der um die Freilassung bat, gegen das gebräuchliche Lösegeld den 
Freibrief (Erlaß-Brief) auszustellen: die Verheiratung auf den Hof eines anderen Grund-
herrn, der Eintritt in den geistlichen Stand oder eine Handwerkslehre – das Kirchenrecht 
sowie Stadt- und Zunftrechte forderten nämlich die persönliche Freiheit. Zwar konnten Hö-
rige dutrchaus auch in der Stadt wohnen, die Gutsherren konnten dann aber die Erbteilung 
verlangen, also die gänzliche oder teilweise Einziehung des Nachlasses, die das wirtschaftlich 
wichtigste Kennzeichen der Hörigkeit war. So bestimmte 1343 Graf Bernhard von Ravens-
berg, dass die Eigenhörigen des Klosters Herzebrock (litonibus sive hominibus jure servili 
seu proprietatis ad predictum monasterium spectantibus), die sich in Bielefeld aufhalten, 
sich des Rechtes erfreuen sollen, das auch die anderen Bürger dort genießen. Allerdings 
sollte ihr gesamter Nachlass wie bei den anderen Eigenhörigen an das Kloster fallen, bis 
auf Herwede und Gerade, die an den Grafen bzw. die Gräfin gingen (Kindlinger 1818, S. 
431f.). Dass der viel zitierte Satz „Stadtluft macht frei“ gerade in den kleinen Landstädten 
des Münsterlandes und weit darüber hinaus nicht galt, allenfalls in den Reichsstädten Gül-
tigkeit hatte und auch durchgesetzt werden konnte, wird hier deutlich.

Auch bei einer Abwanderung ins Ausland wurde die vorherige Freilassung verlangt. 
1708 erließ der Bischof von Münster ein Edikt, nach dem sich die im Hochstift Münster 
geborenen Eigenhörigen nicht ohne die Leibeigenschaftsentlassung durch den Gutsherrn 
im Ausland verheiraten oder niederlassen durften (Scotti 1842, Bd. 1, S. 344).

Die wichtigste Ursache für den Eigenhörigen, die Freilassung zu verlangen, war die Hei-
rat auf den Hof einer anderen Grundherrschaft. Seit dem 16. Jahrhundert wurde dabei der 
Druck auf Personen erhöht, in die Eigenhörigkeit des Grundherrn einzutreten, wenn sie sich 
auf einem zur Grundherrschaft gehörenden Hof niederlassen wollten. Zwar war es schon 
immer das Bestreben des Grundherrn gewesen, eine möglichst umfassende Kontrolle über 
die ihm gehörigen Höfe und die darauf lebenden Personen zu haben. Aus dem 16. Jahrhun-
dert gibt es jedoch einige Beispiele, die zeigen, dass in dieser Zeit auf dem Land ein Übergang 
stattfand und Freie geradezu gezwungen wurden, in die Eigenhörigkeit zu treten. So mußte 
sich 1521 Tebbe by der Haeße, ein Freier aus Herzlake bei Haselünne, wegen seiner eigen-
hörigen Frau Hille verpflichten, deren Grundherrn Wilhelm von dem Bussche Dienste ge-
nauso wie dessen andere Eigenhörige zu leisten (Archiv Darfeld, B VIII Haselünne, Urk. 1 
A 2). Hierzu zählten auch die Abgaben beim Sterbfall. Auch wenn Tebbe also persönlich 
frei blieb, sank er doch hinsichtlich seiner Verpflichtungen auf die Stufe des Eigenhörigen 
herab.

Geradezu dramatisch verlief die Erzwingung der Eigenhörigkeit auf den landesherr-
lichen Höfen im Amt Vechta. 1573/74 waren die Tafelgüter des Bischofs von Münster 
in allen seinen Ämtern aufgezeichnet worden. Dabei hatte sich herausgestellt, dass die 
auf den Höfen lebenden Kolonen im Gegensatz zu den Verhältnissen im Münsterland 
überwiegend frei waren. Eine Konsequenz war, dass noch 1574 vom Bischof und seinen 
Räten beschlossen wurde, das dieses stiftz eigenhorige tafelguiter entweder mit eigenen 
leutten nach eigenthumbsrechten ader aber freien mit jarmalen gegen gepürliche pacht 
und winnungh hinfürter besetzt werden sollen (Landesarchiv Niedersachsen, Staatsarchiv 
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Oldenburg Best. 110 Nr. 533, fol. 34f.). Das war eine Scheinalternative, denn die Jah-
respachten konnten jederzeit gesteigert werden. Im Grunde wollte man die Leute in die 
Eigenhörigkeit drängen. Als dieser Beschluss in Vechta bekannt gemacht wurde, erhob 
sich ein Jammern und Klagen, über das die Amtleute zu Vechta im Oktober 1575 nach 
Münster berichteten. Aber alle Klagen und Bitten halfen nichts, sondern wurden rundweg 
abgeschlagen. Die Freien mussten sich eigen geben und künftig die mit der Eigenhörigkeit 
verbundenen Gefälle zahlen, um die es den fürstlichen Räten letztlich ja auch gegangen war.

Wenn schon Freie, die seit Generationen auf Höfen des Landesfürsten saßen, in dessen 
Eigenhörigkeit gezwungen wurden, dann erst recht solche, die neu einen Hof übernehmen 
oder sich dorthin verheiraten wollten. 1560 wollte die frei geborene Catrin aus dem Kirch-
spiel Lüdinghausen ein Grundstück im Kirchspiel Ottmarsbocholt erwerben, um darauf 
einen Kotten bauen zu lassen. Dieses Grundstück konnte sie aber nur erhalten, wenn sie 
sich dem Lambert von Oer als Eigentümer des Gutes Hemsing, zu dem das Grundstück 
gehörte, vollschuldig zu eigen geben würde. Catrin begab sich deshalb „in Hand, Macht, 
Wehr, Besitz und Gewalt“ des Lambert von Oer und verzichtete auf ihre bisherige Frei-
heit. Nach ihrem Tod sollten nicht ihre Erben ihren Nachlass übernehmen, sondern ihr 
Nachlass sollte von Lambert von Oer und seinen Erben nach Landesrecht geerbteilt und 
von ihnen ein Erbgericht gehalten werden.

Anna Everslage hatte sich vom Pfarrer zu Lohne freigekauft und von ihm den Frei-
brief erhalten. Weil sie 1536 einen Eigenhörigen der Witwe von Dincklage heiraten wollte, 
übergab sie dieser ihren Freibrief, denn die Witwe von Dincklage duldete keine Freien auf 
ihren Höfen. Mit der Abgabe des Freibriefs verzichtete Anna auf die gerade gewonnene 
Freiheit und erfüllte die von der Gutsherrschaft des Hofes Middendorf gestellte Bedin-
gung, dass der Hof nur von Eigenhörigen besetzt sein sollte.

Mit der durch den Freibrief erlangten Freiheit verlor ein Freigelassener jeden Erban-
spruch an dem Hof, auf dem er geboren war (Scotti 1842, Bd. 2, S. 151–154). Allerdings 
stand jedem abgehenden Kind ein Brautschatz oder Erbteil zu, der mit der Freilassung 
fällig war. Dieser konnte durchaus beträchtlich sein. Hatte sich eine freie Person einem 
Gutsherren zu eigen gegeben und entweder den zuvor erhaltenen Freibrief abgegeben 
oder vor Gericht zu Gunsten eines Gutsherrn auf die Freiheit verzichtet, so wurde nicht 
selten vereinbart, dass eine verwandte Person, meist eines der künftigen Kinder, unent-
geltlich den Freibrief erhalten sollte. Wenn sich eine Frau zu eigen gab, so blieben ihre vor 
der Eigengebung geborenen Kinder frei.

Einen Freibrief erhielten auch solche Personen, die bisher als Eigenhörige einen guts-
herrlichen Hof bewirtschaftet hatten und nun darauf Verzicht leisteten. Daran zeigt sich 
noch einmal klar, dass die Hörigkeit mit einem Hof verbunden war. Interessant ist dabei, 
dass ein Freibrief gelegentlich auch als Strafe aufgefasst werden konnte. Wie eine Hofspra-
che des Amtshofes Lüdinghausen von 1724 zeigt, wurde für das Verheimlichen von hof-
hörigen Personen als Strafe eine Gebühr erhoben, die für einen Freibrief hätte entrichtet 
werden müssen (Niesert 1818, Anhang IV). Allerdings war diese Strafe erst fällig, wenn 
die verschwiegenen Kinder mündig geworden waren. An diesem Beispiel zeigt sich, dass 
die Zugehörigkeit zu einem Hofverband mit seinem Hofrecht wichtig war und dass der 
Ausschluss bedenkliche Folgen, nämlich den Verlust des Schutzes und insbesondere des 
Rechtes auf Erwerb eines zugehörigen Hofes, nach sich ziehen konnte. Genau hier liegen 
auch die Gründe, weshalb die Eigenhörigkeit nicht nur ertragen, sondern immer wieder 
sogar gesucht wurde. Man kam in klare Verhältnisse, auf die man sich einrichten konnte. 
Man war auch nicht rechtlos – ganz im Gegenteil hatte man mit dem Gewinn des Ho-
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fes eine lebenslange, gesicherte Versorgung und konnte auch die Nachfolge für ein Kind 
durchsetzen.

In der 1741 für Minden und Ravensberg erlassenen preußischen Eigentumsordnung 
hieß es im Kapitel 14 zu Freilassungen und Freibriefen: Wann eine eigenbehörige Stette 
wieder besetzet [wird], so werden die übrige Geschwister des Besitzers von dem Eigent-
humsherrn, wann es, wie eben gemeldet, nöthig, für ein billiges dem Herkommen nach 
frey gelassen, und darüber ein Schein oder Brief ertheilet (Wigand 1842, Bd. 2, S. 349). Im 
Hintergrund stand, dass ein Hof nicht übermäßig mit Personen belastet sein sollte, die un-
nötig den Gewinn aufzehrten. Nicht unwichtig für Minden und Ravensberg dürfte auch 
gewesen sein, dass hier das Jüngstenerbrecht herrschte. Der neue Besitzer musste sich also 
gegen seine älteren Geschwister durchsetzen und behaupten, dabei sollte Zank vermieden 
werden.

3. Quellenkritik und Überlieferungslage 

Wechsel- und Freibriefe sind in den Archiven der geistlichen und weltlichen Grundherren 
nördlich der Lippe in großer Anzahl zu finden. Die Hofesakten (► Artikel Hofesakten) 
beziehen sich auf den Hof selbst, seinen Umfang, die darauf lastenden Schulden, Baulich-
keiten usw., dann aber auch auf die Menschen, die auf dem Hof lebten und wirtschafteten. 
Neben Gewinnbriefen, Auffahrten und Sterbfällen gehörten hierzu Wechselbriefe und 
Freibriefe.

Als Ergänzungsüberlieferung lassen sich Freibriefe – wie in Münster – in städtischen 
Protokollbüchern nachweisen (Hövel 1938). Auch Protokollbücher von Hofesverbänden 
wie (Waltrop-)Elmenhorst registrierten Frei- und Wechselbriefe (Kohl 1939). Ehebere-
dungsprotokolle, die für das Gogericht Delbrück in geschlossener Serie von 1680 bis 1804 
vorliegen, registrierten ebenfalls Frei- und Wechselbriefe.

4. Auswertungsmöglichkeiten

Vergleicht man den Informationsgehalt von Wechselbriefen und Freibriefen miteinander, 
so sind die Wechselbriefe ungleich aussagekräftiger. Sie enthalten nicht nur die Namen 
zweier Personen, die gewechselt wurden, sondern häufig auch den Verbleib derjenigen 
Person, deretwegen der Wechsel initiiert wurde. Bei Freibriefen erfährt man dagegen nur 
den Namen der Person, die frei gelassen wurde. Hier wird nur in wenigen Fällen der 
Grund für die Freilassung angegeben, sehr selten die Gebühr, die für die Freilassung ent-
richtet werden musste. Informationen über das weitere Schicksal der freigelassenen Per-
son erhält man nicht selten über die Rückvermerke auf den Freibriefen, wo diese fehlen 
zumindest durch den Archivbestand, in dem sich die Freibriefe befinden. Die Provenienz 
ist gerade bei den Freibriefen immer zu beachten, denn sie wurden von den Freigelassenen 
als Beleg für ihren Übergang in eine andere Grundherrschaft bei dieser abgegeben. Da, 
wo sich der Freibrief befindet, ist auch die Person, für die er ausgestellt wurde, geblieben. 
Nur Personen, die sich nicht wieder eigenhörig gegeben haben, blieben im Besitz der Frei-
briefe, weil sie diese zum Nachweis ihrer Freiheit, etwa bei dem Erwerb des Bürgerrechtes 
einer Stadt, benötigten.
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Von höherem Quellenwert als die Frei- und Wechselbriefe sind die Wechselbücher, weil 
in ihnen familiäre Zusammenhänge ermittelt werden können, und ebenso die Hofesakten, in 
denen nicht selten zusätzliche Dokumente, die mit Wechsel und Freilassung in Verbindung 
stehen, vorhanden sind, etwa die Kurzettel oder Erbverzichte.

Innerhalb von Hofesarchiven verweisen Wechsel- und Freibriefe auf eine gewisse Mo-
bilität und damit auf Veränderungen in einer ansonsten weitgehend statisch geprägten 
Gesellschaft. Besonders anschaulich wird dies am Wechselbuch für das große Weißamt 
des Domkapitels Münster, das ursprünglich für die Brotversorgung des Domkapitels zu-
ständig war (Kohl, Domstift Münster 1, S. 594ff.). 1559 wurde für das große Weißamt des 
Domkapitels Münster ein neues Wechselbuch angelegt. Zunächst wurden alle zugehöri-
gen Höfe, nach Kirchspielen geordnet, aufgezählt. Zu jedem Hof wurde dann ein mehr-
seitiger Artikel verfasst, in dem die zu den Höfen gehörigen Leute genauestens erfasst und 
deren Schicksal und Verbleib beschrieben wurden. Für den Schultenhof Honsel im Kirch-
spiel Altenberge erfährt man etwa, dass Hermann, der dritte Sohn von Gese (der Tochter 
des Schulten Herman, die Bernd up der Steenbrede geheiratet hat) Schmied in Lübeck 
ist, während sein Bruder Johann in Antwerpen als drugescherer lebt. Grete Honsell, eine 
andere Tochter des Schulten, hat den Schneider Berndt Jungeman geheiratet und lebt mit 
ihm im Dorf Altenberge. Ihre Söhne Johann und Hermann sind Krämer und wohnen in 
Herford und sind ebenso wie ihre Vettern noch eigenhörig in das Weißamt. Den beiden 
Brüdern gehörte im Dorf Altenberge ein Haus, das ihnen vom Domscholaster von Plet-
tenberg verkauft worden war. Dieser hatte das Haus offenbar durch die bei Eigenhörigen 
übliche Erbteilung in Besitz genommen (Archiv Winkelmann, Haus Köbbing Akte 53).

Nicht alle Wechselbücher sind so ausführlich und informativ wie dieses. Häufig sind 
es nur einfache Kladden, in denen chronologisch die vorgenommenen Wechsel aufgelistet 
wurden. Die familiären Zusammenhänge sind hier nur schwer erkennbar und erschließen 
sich meist erst durch Hinzuziehung der Hofesakten. Dennoch enthalten die Wechselbü-
cher wichtige genealogische Informationen zu den Höfen einer Gutsherrschaft, sie sind 
darüber hinaus auch für die Sozialgeschichte bedeutsam, zeigen sie doch über das Heirats-
verhalten schichtenspezifische Bezüge. Sie belegen auch, dass die ländliche Bevölkerung 
in Westfalen durchaus nicht so fest an die Scholle gebunden war wie weithin angenommen 
und ihr Glück durchaus in fremden Landen suchen konnte.

5. Forschungsgeschichte in regionaler Perspektive

Während Leibeigenschaft und Hörigkeit in der Forschung durchaus thematisiert werden, 
sind Frei- und Wechselbriefe wie auch Wechselbücher bisher nur selten eingehend un-
tersucht worden, obwohl sie für die Sozial- und Agrargeschichte von hohem Wert sind. 
Das hängt zweifellos damit zusammen, dass im Gegensatz zu anderen Regionen gerade in 
Westfalen die Hörigkeit weit verbreitet war und die Ablösungen erst im 19. Jahrhundert 
erfolgten, während in Süddeutschland die Befreiung des Bauernstandes schon längst er-
folgt war. Den Wechselbüchern vergleichbar sind die Leibbücher des südwestdeutschen 
Raums, zu denen regional intensiv geforscht wurde (Herding 1952; Kretzschmar 1988; 
Keitel 2019).

In Westfalen hat die Forschung des späten 18. und 19. Jahrhunderts auf Frei- und Wech-
selbriefe zurückgegriffen, um die besondere Agrarverfassung und die zunächst durch Ge-
wohnheitsrecht, später durch Rechtsordnungen gesicherte Stellung der ländlichen Bevöl-
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kerung zu erklären. Maßstäbe setzten Nikolaus Kindlinger (1749–1819), vor allem mit 
seinem Werk über die Hörigkeit, sowie Paul Wigand, unter anderem mit seiner Edition 
von Provinzialrechten. Albert K. Hömberg sah in den Rechten der Eigenhörigen einen 
Schutz gegen die Willkür der Grundherren und im Verhältnis zwischen Eigenhörigen und 
Grundherrn eine gewisse Ausgewogenheit (Hömberg 1967, S. 173). Eine neuere grundle-
gende Untersuchung zur Grundherrschaft in Westfalen und ihren Quellen fehlt bislang.

Wegbereiter für Forschungen und Editionen zu Frei- und Wechselbriefen im 20. Jahr-
hundert war die Genealogie, denn diese Quellengattung liefert für die Zeit vor dem Einset-
zen der Kirchenbücher Informationen, die aus anderen Quellen kaum zu gewinnen sind. 
Selten ist allerdings eine Volledition, wie sie für das Wechselbuch des Klosters Vinnenberg 
vorliegt. Überwiegend wurden und werden Wechsel- und Freibriefe als Urkundentypus 
durch Regesten erschlossen.

6. Literatur

a) Allgemeine Darstellungen

Herding, Otto: Leibbuch, Leibrecht, Leibeigenschaft im Herzogtum Wirtemberg, in: 
Zeitschrift für Württembergische Landesgeschichte 11 (1952), S. 157–188.

Keitel, Christian: Leib- und Hühnerbücher, in: Südwestdeutsche Archivalienkunde,  
https://www.leo-bw.de/themenmodul/sudwestdeutsche-archivalienkunde/archivali-
engattungen/amtsbucher/leib-und-huhnerbucher [8.6.2019].

Klußmann, Jan (Hg.): Leibeigenschaft. Bäuerliche Unfreiheit in der frühen Neuzeit, Köln 
u. a. 2003.

Kretzschmar, Robert: Leibeigenschaft und Schriftlichkeit der Verwaltung in einem klei-
nem Territorium: Die Leibbücher der waldburgischen Herrschaft Friedberg-Scheer im 
16. und 17. Jahrhundert, in: Zeitschrift für hohenzollerische Geschichte 22 (1986), S. 
45–92.

Lütge, Friedrich: Geschichte der deutschen Agrarverfassung vom frühen Mittelalter bis 
zum 19. Jahrhundert, 2. Aufl. Stuttgart 1967.

b) Westfalen (Editionen und Darstellungen)

Bockhorst, Wolfgang: Frei- und Wechselbriefe des Hauses Stovern, in: Emsländische und 
Bentheimer Familienforschung Heft 139, Band 28 (Mai 2017), S. 52–64.

Bruns, Alfred: Varlarer Frei- und Wechselbriefe, Münster 1977.
Dütting, Karl Heinz: Freibriefe und Wechselbriefe der Johanniterkommende Steinfurt, in: 

Beiträge zur westfälischen Familienforschung 10 (1951), S. 20–21.
Feldmann, Bernhard: Die Höfe des Münsterlandes und ihre grundherrlichen Verhältnisse, 

in: Beiträge zur westfälischen Familienforschung 52 (1994), S. 1–576.
Hömberg, Albert K.: Westfälische Landesgeschichte, Münster 1967.
Kindlinger, Nikolaus, Geschichte der deutschen Hörigkeit, Berlin 1819.

Wolfgang Bockhorst: Frei- und Wechselbriefe	 FWb 8

https://www.leo-bw.de/themenmodul/sudwestdeutsche-archivalienkunde/archivaliengattungen/amtsbucher/leib-und-huhnerbucher
https://www.leo-bw.de/themenmodul/sudwestdeutsche-archivalienkunde/archivaliengattungen/amtsbucher/leib-und-huhnerbucher


Seite 66Quellenkunde zur westfälischen Geschichte (Juli 2019)

Koechling, Ludwig: Frei-, Geburts- und Wechselbriefe aus dem Archiv des evangelischen 
Kirche Herbede an der Ruhr, in: Beiträge zur westfälischen Familienforschung 2 (1939), 
S. 75–78.

Kohl, Wilhelm: Frei-, Wechsel- und Verzichtsbriefe des Reichshofes Elmenhorst 1591-
1812, in: Beiträge zur westfälischen Familienforschung 2 (1939), S. 79–97.

Kohl, Wilhelm: Das Domstift St. Paulus zu Münster, Berlin u. a. 1987 (Germania Sacra 
NF 17,1).

Leesch, Wolfgang: Personenlisten der Grafschaft Ravensberg und des Fürstentums Min-
den vor 1815, in: Beiträge zur westfälischen Familienforschung 36/37 (1978/79), S. 
3–101. [Darin S. 89: Nachweis von zwei Registern zu Wechselbriefen.]

Müller, Helmut: Westfälische Freibriefe aus dem Bestand des Ordenskommende St. Ge-
org in Münster, in: Beiträge zur westfälischen Familienforschung 30–32 (1972–1974), 
S. 79–85.

Niesert, Joseph: Das Recht des Hofes zu Loen, Coesfeld 1818.
Scharpwinkel, Klaus: Die westfälischen Eigentumsordnungen des 17. und 18. Jahrhun-

derts, Diss. Göttingen 1965.
Schröder, August: Westfälische Freibriefe, in: Beiträge zur westfälischen Familienfor-

schung 8 (1949), S. 2–17.
Schütte, Leopold: Quellen zur Sozial- und Familiengeschichte der Eigenbehörigen des 

Domkapitels Paderborn, in: Beiträge zur westfälischen Familienforschung 41 (1983), 
7–55.

Schütte, Leopold: Wörter und Sachen aus Westfalen 800–1800, 2. Auflage, Duisburg 2014. 
[Darin S. 791f. zu wesselbo˘k. wesselnrêf, -brêeves, -brêve, wesseling]

Scotti, Johann Josef (Bearb.): Sammlung der Gesetze und Verordnungen, welche in dem 
königlich Preußischen Erbfürstenthume Münster (…) ergangen sind, 3 Bde., Münster 
1842.

Spannhoff, Christoph: „In Gnaden erlaßen und in völlige Freyheit gesetzet“. Freibriefe 
für Lienener Einwohner als genealogische und sozialhistorische Quelle, Norderstedt 
2009.

Das Wechselbuch des Klosters Vinnenberg 1465-1610, Warendorf 1994 (Quellen und For-
schungen zur Geschichte des Kreises Warendorf, 27).

Wigand, Paul: Die Provinzialrechte des Fürstenthums Minden, der Grafschaften Ravens-
berg und Rietberg, der Herrschaft Rheda und des Amtes Reckenberg in Westphalen, 
2 Bde., Leipzig 1834.

Wolfgang Bockhorst: Frei- und Wechselbriefe	 FWb 9



Seite 67Quellenkunde zur westfälischen Geschichte (Juli 2019)

Hexenprozessakten
Nicolas Rügge

1. Definition der Quellengattung

Hexenprozessakten sind personenbezogen geführte Akten über Strafverfahren wegen an-
geblich durch Zauberei zugefügten Schadens (Art. 109 CCC).

2. Historische Entwicklung der Quellengattung

a) Allgemeine Entwicklung

Der Tatvorwurf des Schadenzaubers ist älter als die Überlieferung von Hexenprozessak-
ten. Für die Akten gilt, wie für die Strafverfahrensakten im Allgemeinen, dass sie sich mit 
der Verbreitung des schriftlichen Inquisitionsprozesses im Lauf des Mittelalters neben 
älterer buchförmiger Überlieferung ausgebildet haben und in der Frühen Neuzeit breiter 
und immer ausführlicher entfaltet wurden (Schwerhoff 2011, S. 41 ff.). Im chronologischen 
und sachlichen Detail scheint diese Entwicklung kaum erforscht zu sein. Ihre Untersu-
chung müsste exemplarisch bei einzelnen aktenführenden Obrigkeiten ansetzen, für wel-
che eine günstige Quellenlage (siehe aber unten Abschnitt 3.) solche Aussagen überhaupt 
zulässt. Insgesamt gilt nach wie vor, dass es für die Strafgerichtsbarkeit im Allgemeinen, 
wie auch für die Hexenprozesse im Besonderen, an einer „bereichsspezifischen Geschich-
te der Schriftlichkeit“ (Graf 2000, S. 247) fehlt und der Eigenart der Quellenüberlieferung 
in den meisten einschlägigen Darstellungen erstaunlich wenig Aufmerksamkeit zukommt.

Grundsätzlich war die Aktenführung vor allem „der Einhaltung juristischer Formen“ 
(Schwerhoff 2002, S. 281) geschuldet, d.h. den wachsenden formalen und inhaltlichen An-
forderungen an das Verfahren. Entscheidende Maßstäbe setzte die 1532 erlassene Pein-
liche Gerichtsordnung Kaiser Karls V. (Constitutio Criminalis Carolina, CCC), deren 
Regelungen im Reich überwiegend in Kraft gesetzt wurden oder subsidiär galten. Die 
Carolina „konstituierte … den Grundsatz der Schriftlichkeit“ (quod non est in actis, non 
est in mundo), wofür neben den Erfordernissen des Inquisitionsprozesses das Institut 
der Aktenversendung eine wesentliche Rolle spielte (Leitner 2008, S. 410; dazu allgemein 
Härter 2000, S. 465 f., 476–478). Die Vorschrift, in allen Zweifelsfällen, besonders vor Ein-
satz der Folter und bei der Strafzumessung, Rat zu suchen (Art. 7, 28, 81, 109 u. ö., zum 
Verfahren Art. 219 CCC), d.h. bestimmte Schritte des Prozesses und schließlich auch das 
Urteil durch auswärtige Rechtsgelehrte entscheiden zu lassen, dürfte die Anlage einzelner 
Fallakten stark begünstigt haben, soweit nicht ohnehin interne Gründe der Übersichtlich-
keit dafür sorgten.

	 Hpa 1
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Das Zaubereiverfahren nach der Carolina (dazu Ströhmer 2002, S. 62–80 und 254; vgl. 
schon Antze 1835, Sp. 630) sollte sich daher in einer idealtypischen Hexenprozessakte 
vollständig dokumentiert finden:

1. Voruntersuchung mit Anordnung der Inhaftierung oder Vermerk darüber, ggf. An-
zeige, Zeugenbefragungen, Gegenüberstellung (confrontation) mit Zeugen der Anklage, 
deren Aussagen oder Geständnisse;

2. artikulierte Anklageschrift;
3. gütliche und peinliche Verhöre, ggf. Protokoll der Wasserprobe, Geständnis (Ur-

gicht), ggf. Bestätigung oder Widerruf, ggf. Zusammenfassung des Fiskals;
4. Aktenversendung mit Anschreiben und erhaltenen Gutachten der Rechtsgelehrten 

(Zwischenurteile bzw. Endurteil);
5. ggf. Hauptuntersuchung nach überstandener Tortur, Endurteil (Verdachtsstrafe oder 

Freispruch), Urfehde;
6. öffentliches Gericht (Endlicher Rechtstag) mit Ablaufprotokoll, Ausfertigung oder 

Konzept des Endurteils und Vermerk über dessen Vollzug; 
7. ggf. Kostenabrechnung, Suppliken von Angehörigen usw. 

Die Existenz mehr oder weniger vollständiger Hexenprozessakten – seien diese über-
liefert oder nicht – ist also im Regelfall anzunehmen. Ob es für sämtliche Hexenprozesse 
Fallakten gegeben hat, ist jedoch fraglich und aus Überlieferungsgründen oft nicht zu 
klären (siehe Abschnitt 3). Ihr Fehlen liegt am ehesten nahe bei frühen und massenhaften 
Verfolgungen sowie bei kleinen Kanzleien lokaler, unter Umständen weniger professio-
nell verfahrender Gerichtsherren. Denkbar sind auch entsprechende Einflüsse durch die 
Lehre von der Hexerei als Ausnahmeverbrechen (crimen exceptum) einer ganzen Teufels-
sekte, das einen von bestimmten Vorschriften der Carolina befreiten, verkürzten Prozess 
(processus extraordinarius) verlange (dazu Ströhmer 2002, S. 96 f.). Spätestens im Fall der 
Überprüfung durch das Reichskammergericht, das sich für die Anwendung der Carolina 
einsetzte (Oestmann 1997), hätten aber Akten angelegt werden müssen.

Die Gattung verschwand im ausgehenden 17. und 18. Jahrhundert (regional sehr un-
terschiedlich), als die Erklärungsmuster „Zauberei“ und „Teufelsbund“ in den gelehrten 
Kreisen an Plausibilität verloren (Lorenz/Bauer 1995).

b) Entwicklung in Westfalen und den Nachbarregionen

Soweit bekannt, folgen die westfälischen Hexenprozessakten grundsätzlich dem allgemei-
nen, reichsweit normierten Muster. 

Der vielgestaltigen Territoriallandschaft entsprechend, führten die Prozesse – und 
dementsprechend die Akten – nicht allein landesherrliche Gerichte und Kanzleien. Auch 
eine Reihe von Städten verfügte über die Hochgerichtsbarkeit, darunter Lemgo (Ströhmer 
2002), Minden (Groß 2009), Osnabrück (Rügge 2015) und Soest (Krug-Richter 1995) so-
wie das auffällig prozessarme Münster (Alfing 1994). Vor allem in den geistlichen Territo-
rien sind adlige Herrschaften mit weitreichender Gerichtshoheit zu beachten (Gersmann 
1998).

Eine gewisse Besonderheit bildet das „westfälische Recht“ mit seinem zeitgenössisch 
„sprichwörtlich schlechten Ruf“ (Schormann 1977[a], S. VII). So war die in der Wissen-
schaft einhellig verworfene Wasserprobe noch vielerorts gebräuchlich. Eine gewisse Po-
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pularität erlangte der auf ältere Gottesurteile zurückgehende Brauch, weil er ein öffent-
liches Spektakel bot und vielen beschuldigten Frauen als einzig ‚realistische‘ Möglichkeit 
erschien, ihre Unschuld zu beweisen (Gersmann 1998). Die Verfolger sahen darin um-
gekehrt ein Mittel, die fast ausnahmslos ‚schwimmenden‘, öffentlich gedemütigten Pro-
bandinnen in ihrer Verzweiflung schneller zum Geständnis zu bringen. Zwar durfte das 
Ergebnis der Wasserprobe nicht als offizielles Beweismittel herangezogen werden, die 
Universität Rinteln mit ihrem (ost-) westfälischen Einzugsgebiet tolerierte das Verfahren 
jedoch als einzige im Reich (Schormann 1977[b], S. 120).

3. Quellenkritik und Überlieferungslage

Vor allem Historiker(innen), die dezidiert die Perspektive der (weiblichen) Opfer einneh-
men möchten, haben gegen die Hexenprozessakten und insbesondere die Verhörprotokol-
le eingewandt, sie gäben in stereotyper Weise nur die Sicht und Amtssprache der (männ-
lichen) Verfolger und Folterer aus der bürgerlichen Oberschicht wieder (nach Schormann 
1996, S. 119–121). Für die Überlieferung als Ganzes trifft dieses Verdikt jedoch nicht zu. 
Wie alle Prozessakten sind auch diejenigen aus Zaubereiverfahren „weder einförmig noch 
nichtssagend“ (ebd., S. 121), sondern vielmehr strukturiert durch parteiliche Rede und 
Gegenrede des Fiskus (Anklage, Untersuchende, Anzeigende) gegen die verfolgte Person 
(oft auch Angehörige mit betreffend). Deren Position kommt in unterschiedlicher Deut-
lichkeit zur Sprache, immer aber perspektivisch gebrochen durch den Sprachgebrauch 
der amtlichen Textsorten (Supplik, Artikel für eine Zeugenbefragung, obrigkeitlich auf-
genommenes Protokoll usw.). Den meisten Raum bot der verteidigenden Gegenrede die 
Überprüfung des Verfahrens (Rummel/Voltmer 2008, S. 15 f.), entweder mittels Berufung 
oder Supplik auf territorialer Ebene oder in letzter Instanz durch das Reichskammerge-
richt (Oestmann 1997; Fuchs 1993/94; Ders. 2004, S. 115–139; Rügge 2015, S. 32–38). Ge-
nerell dominiert naturgemäß die Perspektive der prozess- und aktenführenden Obrigkeit, 
bis hin zu absichtlichen Manipulationen: „Aufgabe der Hexenprozessakten war nicht eine 
objektive Erfassung des Verfahrensganges, sondern der Nachweis, dass die angebliche 
Hexe oder der angebliche Hexenmeister rechtmäßig verurteilt worden war“ (Rummel/
Voltmer 2008, S. 14 f., zit. 15).

So wenig sich die Hexenprozess- von anderen Strafakten formal unterscheiden, so be-
sonders ist vielfach ihre Überlieferungsgeschichte. Prinzipiell teilten sie das Schicksal der 
Strafprozessakten nach Ende der Verfahren, sind aber auch einerseits „gezielt vernichtet“ 
und andererseits gezielt aufbewahrt worden (Schormann 1977[a], S. 46 f, zit. 46). Solange 
noch Verfahren dieser Art betrieben wurden, bestand ein Interesse, die Akten oder zu-
mindest spezielle Besagungsbücher zu verwahren, um Informationen gegen spätere Ver-
folgte verwenden zu können. Nachdem die Hexenprozesse in Verruf geraten waren, sind 
dagegen gezielte Vernichtungsaktionen anzunehmen, soweit nicht ein schon erwachendes 
historisches Interesse am faszinierend andersartigen Gegenstand davor bewahrte.

So sind die Osnabrücker Hexenprozessakten des 17. Jahrhunderts verloren, weil sie 
sich jedenfalls nach der letzten Verfolgungsperiode nicht im Ratsarchiv befanden, sondern 
im Privatbesitz des maßgeblichen Betreibers, des abgesetzten und inhaftierten Bürgermei-
sters Dr. Peltzer (Rügge 2015, S. 73). In Lemgo ließ der Rat 1715 das „Schwarze Buch“ mit 
den Besagungen öffentlich verbrennen; die Akten sind aber vielfach, wenn auch nicht voll-
ständig, erhalten (Wilbertz/Schwerhoff/Scheffler 1994, Einleitung S. 9 f., 16 f.). Gerade 
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diese Abteilung des gräflich lippischen Archivs nahm der Archivar Knoch im 18. Jahrhun-
dert von der sonst bei Kriminalakten großzügig betriebenen Kassation aus (Bender 2015, 
S. 198). Für das 19. Jahrhundert spielt schließlich die preußische Justiz- und Archivpolitik 
eine bedeutsame Rolle (dazu demnächst Decker 2015).

Eine territorienübergreifende Erhebung zur Überlieferungslage für wenigstens einen 
Großteil Westfalens ist Schormanns Pionierarbeit zu verdanken (Schormann 1977[a], S. 
78–107: Grafschaften Schaumburg, Lippe und Ravensberg, Stifte Minden, Paderborn, 
Münster und Osnabrück sowie Herzogtum Westfalen). Die insgesamt ausgesprochen 
durchwachsene Bilanz ließe sich inzwischen durch einige Aktenfunde, vor allem in Adels-
archiven (Gersmann 1998), ergänzen. Wo überhaupt Prozessakten überliefert sind, haben 
diese leider vielfach einen sehr fragmentarischen Charakter und bestehen im gar nicht 
so seltenen Extremfall nur aus einzelnen Dokumenten (Lemgoer Beispiele in der Do-
kumentation von Ströhmer 2002, S. 260–324); ob es sich dabei um ein Spezifikum der 
Hexenprozessüberlieferung handelt, ist unklar. Soweit die Akten unvollständig sind oder 
ganz fehlen, können günstigenfalls Rechnungsunterlagen oder ► lokale Gerichtsproto-
kolle einen gewissen Ersatz bieten. Dabei ist zu berücksichtigen, dass nicht zu jedem Fall 
eine Prozessakte vorhanden gewesen sein muss (vgl. oben Abschnitt 2. a). So erstellte das 
Gericht der Hoch- und Herrlichkeit Heessen nur „sehr selten“ aus den Protokollen „zu 
förmlichen Strafprozessen Akten zur Versendung an belehrende Rechtsexperten“ (Knäp-
per 2014, S. 25 f.).

4. Auswertungsmöglichkeiten

Trotz der angesprochenen Vorbehalte können die Hexenprozessakten als „wichtigste 
Forschungsgrundlage“ (Rummel/Voltmer 2008, S. 14) für die Hexenverfolgung gelten, 
jedenfalls soweit diese eher sozial- oder rechts- als ideengeschichtlich ausgerichtet ist. Die 
einzige Quellenbasis sollten sie allerdings nicht darstellen. 

Die Stärke der Prozessakten, soweit sie denn in sich einigermaßen vollständig überlie-
fert sind, liegt – dem Entstehungszweck entsprechend – in der personenbezogenen Zu-
sammenstellung unterschiedlicher Einzelquellen bzw. Textsorten mit mehr oder weniger 
ausführlichen Informationen von verschiedenen Verfahrensbeteiligten. Damit wird die 
tiefergehende Rekonstruktion einzelner Fälle bedeutend erleichtert. Idealerweise doku-
mentiert die Akte sämtliche Verfahrensschritte (siehe Abschnitt 2 a.) und gibt zugleich 
Auskunft beispielsweise über die Entstehung des Gerüchts, die soziale und familiäre Si-
tuation der Verfolgten und ähnliches, wohingegen die Verfolger persönlich seltener in 
Erscheinung treten. Mehrfach enthalten die gerichtlichen Auseinandersetzungen zudem 
eindrückliche „Ego-Dokumente“, die ahnen lassen, wie schmerzlich das Erleben für die 
Betroffenen und ihre Angehörigen war. Dass die verfolgte Partei ausführlicher zu Wort 
kommt, ist am ehesten in Prozessakten der höheren Instanzen zu erwarten. In den Schrift-
sätzen der Anklage und Verteidigung sind in Ansätzen sogar bis heute diskutierte Argu-
mente und Deutungsmuster zu finden (Rügge 2015, S. 32–38, 73 f.).

Speziell die Verhörprotokolle haben als Verschriftlichung mündlicher Rede und als 
Quelle für bestimmte Topoi auch sprachwissenschaftliches Interesse auf sich gezogen 
(z. B. für Osnabrück: Topalović 2003; siehe auch ► Lokale Gerichtsprotokolle).
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5. Forschungsgeschichte in regionaler Perspektive

Eine auch nur annähernd vollständige Bilanz der westfälisch-lippischen Hexenforschung 
wird an dieser Stelle nicht angestrebt. Vielmehr geht es darum, Konjunkturen und wesent-
liche Erträge der intensiveren Beschäftigung mit Prozessakten nachzuzeichnen. 

Schon in der aufklärerischen Publizistik finden sich einzelne Quellenabdrucke, so eines 
Arnsberger Verhörs durch einen aufgeschlossenen Bonner Professor (Lomberg 1781) und 
eines skeptischen Briefes durch den Lemgoer Stadtsekretär (Overbeck 1785). Mit dem 
Aufschwung des historistischen Denkens und Vereinswesens setzen dann umfangreichere 
Veröffentlichungen ein. Ein Bürener Land- und Stadtrichter, Mitglied des 1824 gegründe-
ten Altertumsvereins in Paderborn, bemerkte zu seinen recht unsystematischen Textwie-
dergaben „aus authentischer Quelle“, der „Gegenstand“ sei „öffentlich neuerdings ange-
regt“ (Rautert 1827, unpag.). 

Nach jetzigem Kenntnisstand ist die erste kommentierte und sachlich einordnende 
Edition, erschienen im selben Jahr, dem Velener Pfarrer und Privatgelehrten Joseph Nie-
sert zuzuschreiben (Niesert 1827), die früheste systematische Durchdringung größerer 
Mengen Prozessmaterials und ergänzender Quellen dem lippischen Rat Christian Ant-
ze, Bürgermeister von Salzuflen (Antze 1835–1839; vgl. Wilbertz/Schwerhoff/Scheffler 
1994, Einleitung S. 10). Zur Erläuterung eines Coesfelder Verfahrens betonte Niesert mit 
Spee-Zitaten die Distanz der katholischen Kirche gegenüber den Hexenprozessen, die 
überwiegend von weltlichen Gerichten geführt und von Luthers Teufelslehre beeinflusst 
worden seien. Für den einer reformierten Pastorenfamilie entstammenden Juristen Antze 
war die konfessionelle Frage dagegen kein Thema, er hatte vielmehr eine umfassende lip-
pische Landesgeschichte der Hexenverfolgung im Sinn. Antze stellte ebenfalls eindeutig 
die Verantwortung der weltlichen Justiz fest: „Auch bei dem Hexen-Processe, diesem ju-
ristischen Ungeheuer, wurde nach Regeln verfahren“, er war „ein Theil des Strafprocesses; 
die Lehre von dem dabei zu beobachtenden Verfahren gehörte zum Strafrecht“ (Antze 
1839, Sp. 629).

Nachdem bald darauf das erste übergreifende Standardwerk erschienen war (Soldan 
1843), dauerte es etwa eine Generation, bis die Hexenverfolgung in Westfalen wieder 
vermehrt zum Gegenstand wissenschaftlicher Veröffentlichungen wurde. Neben einem 
Münsteraner Historiker (Niehues 1875) traten einzelne Juristen mit Publikationen hervor 
(Lodtmann 1875 über die Stadt Osnabrück; Pollack 1886 über das kölnische Sauerland). 
Dem letztgenannten Autor, einem pommerschen Landrichter, waren zahlreiche Prozess
akten von der verwahrenden Behörde „zur Aufsuchung etwaiger Spuren der Vehmgerich-
te“ überlassen worden (ebd., Vorwort vor S. 1; zum Hintergrund dieser Nachforschung 
und der „Odyssee“ speziell der Geseker Hexenprozessakten demnächst Decker 2015). 
Nun war das Thema lokal präsent genug, um von der aufkommenden Heimatgeschichte 
in unterschiedlicher Ausprägung immer wieder aufgegriffen zu werden (dazu Gersmann 
1995; Scheffler 2003). Daneben blieb es Gegenstand der Rechtsgeschichte, in Form örtli-
cher Fallstudien behandelten es vor allem juristische Dissertationen (Kleinwegener 1954; 
Stebel 1969).

Die allgemeine Geschichtswissenschaft nahm sich der Hexenverfolgung erst wieder mit 
dem Methodenwandel im Zusammenhang der sozial-, mentalitäts-, auch regional- und lo-
kalgeschichtlichen Erweiterung der 1970er- und 1980er-Jahre an. Für Nordwestdeutsch-
land einschließlich großer Teile Westfalens gab Schormanns Pionierarbeit starke Impul-
se (Schormann 1977[a]), indem sie eine quantitative Bestandsaufnahme und Erörterung 
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der Quellenlage mit wegweisenden Beobachtungen und Fragen verband. Bald folgten die 
ersten territorienbezogenen Gesamtdarstellungen für das Hochstift Paderborn (Decker 
1978) und das Herzogtum Westfalen (Decker 1981/82). Für diese Hochburg der Verfol-
gungen stellten „die wichtigsten Quellen … die Prozeßakten dar“, die allerdings wegen 
der „sehr buntscheckigen Gerichtsverfassung der frühen Neuzeit“ neben den staatlichen 
in „zahlreiche(n) Adels- und Stadtarchive(n)“ zu suchen waren (ebd., S. 340). Wo solche 
Akten weitgehend fehlen wie im Hochstift Osnabrück, musste auf die Rechnungsüberlie-
ferung ausgewichen werden (Wilbertz 1978). Zu vielen betroffenen Städten und Territori-
en liegen inzwischen neuere Darstellungen vor (Auswahl der Städte siehe oben Abschnitt 
2 b; Vest Recklinghausen: Gersmann 1993/94; territorienübergreifend Fuchs 2002). Mit 
Vergleichen und Synthesen tut sich die Hexenforschung dagegen, nicht nur in Westfalen, 
schwer (wichtiger regionaler Ansatz dazu: Wilbertz/Schwerhoff/Scheffler 1994).

Insgesamt ist die moderne Forschung den überregionalen Konjunkturen gefolgt. Viel-
fach wurden aufschlussreiche Fragestellungen anhand westfälisch-lippischer Quellen 
bearbeitet, z. B. das Sozialprofil der Verfolgten im Zusammenhang mit der Genese der 
Beschuldigungen (Bender-Wittmann 1993), die Typologie von zugrundeliegenden Kon-
flikten und kommunikativem Verhalten (Walz 1993), die Geschlechtsspezifik und Bezüge 
zur Lebenswelt der Frauen (Bender-Wittmann 1994; Ahrendt-Schulte 1997 und 2002), 
die politische Indienstnahme durch städtische Führungsgruppen (Gersmann 1999; Groß 
2009) sowie die Rolle der evangelischen Pfarrerschaft (Wilbertz 2006). Dezidiert wur-
de mit Lemgoer Beispielen der Nutzen einer biographischen Herangehensweise erprobt 
(Wilbertz/Scheffler 2000; Wilbertz 2005), auch am überregional herausragenden Beispiel 
eines als Hexenmeister hingerichteten Pfarrers (Wilbertz 1999). Abgesehen von positi-
ven Ausnahmen (Rummel/Voltmer 2008) ist aber in der allgemeinen Hexenforschung der 
westfälische Raum als „ein Zentrum der Hexenprozesse“ (Schormann 1977[a], S. VII) 
bislang noch unzureichend vertreten.
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	 HSt 1

Die Historische Statistik und ihre Quellen vor 1806
Wilfried Reininghaus

1.Definition der Quellengattung

Die Historische Statistik ist als Disziplin sowohl in den empirischen Sozialwissenschaf-
ten als auch in den Geschichtswissenschaften angesiedelt. Sie „befasst sich auf quellenkri-
tischer Basis mit der systematischen Erfassung, Bearbeitung, Aufbereitung, Darstellung 
und Interpretation gesellschaftlicher und ökosozialer Tatbestände in ihrer historischen 
Dimension“. Sie setzt auf die methodischen Grundlagen der Sozialwissenschaften, um 
„Einsichten in historische Strukturen und Entwicklungen“ zu gewinnen. Die Darstel-
lungsformen sind „thematische spezifische oder allgemeine Kompendien“, meistens in 
Zeitreihen, oder „visuelle Präsentationen“ (Rahlf 2017). 

Für das 19. und 20. Jahrhundert liegt für das Anliegen der Historischen Statistik das 
Material der zeitgenössisch veröffentlichten amtlichen Statistik vor. Auch wenn dieses 
Material Lücken aufweist und nicht ohne intensive Prüfung seiner Entstehungsbedingun-
gen benutzt werden kann (Hoffmann 2012), so unterscheidet sich doch die Ausgangslage 
elementar von der Zeit davor. Für Fragestellungen aus der Zeit vor 1806 spielt die Be-
schaffung der Quellen und ihre Kritik in der Historischen Statistik eine zentrale Rolle. 
Das Material muss vielfach aus Akten, Amtsbüchern oder zeitgenössischen Publikationen 
zusammengestellt und vom Inhalt her auf seine Aussagefähigkeit geprüft werden, bevor 
es aufbereitet und interpretiert werden kann. Dieser Artikel sichtet das im Sinne der oben 
zitierten Definition für das heutige Teilbundesland Westfalen einschließlich von Lippe 
verfügbare gedruckte und ungedruckte Material. Einbezogen werden auch die zeitgenös-
sischen Beschreibungen von Territorien („Landesbeschreibungen“) und Städten, die in 
der Regel auf offizielles Zahlenmaterial zurückgriffen. 

2. Historische Entwicklung der Quellengattung

a) Allgemeine Entwicklung

Zur Erfassung ihrer Ressourcen ließen Städte und Territorialstaaten seit dem späten Mit-
telalter Daten erheben. So entstanden Schatzungs- und Bevölkerungslisten, Zoll- und an-
dere Register. Sie dienten als Instrumente der lokalen und regionalen Verwaltung, können 
aber nicht beanspruchen, statistisches Material im heutigen Sinne zu sein (Behrisch 2016). 
Erst die flächendeckende Zusammenstellung von Informationen in Gestalt von Landesbe-
schreibungen gilt als Vorläufer der heutigen Statistik. Ihr Prototyp war der „ökonomische 
Staat“ des hessischen Landgrafen Wilhelm IV. aus den 1570er- und 1580er-Jahren, der Be-
sitz-, Nutzungs- und Besteuerungsrechte klären sollte, aber noch nicht der Analyse von 
Daten und der Planung politischer Prozesse diente. In Gestalt der Universitätsstatistik 
des 17. und frühen 18. Jahrhunderts sollten die Landesbeschreibungen künftig Regierende 
über die Aufgaben und Strukturen der Staaten unterrichten. 
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Als den demographischen und ökonomischen Faktoren als Herrschaftsgrundlage zur 
Mitte des 18. Jahrhunderts stärkeres Gewicht eingeräumt wurde, war ein entscheidender 
Schritt in Richtung moderne Statistik getan. Erkannt wurde: „Die unterschiedliche Dichte 
von Zahlenangaben für Flächengröße, Bevölkerungsmenge und Einkünften der Staaten 
hängt in erster Linie mit der Verfügbarkeit oder Nichtverfügbarkeit entsprechender Da-
ten zusammen“ (Klueting 1986, S. 72). Als methodisch neues Instrument wurden seit den 
1720er Jahren Tabellen eingeführt, die auf der Grundlage von Formularen entstanden. 
In einer Übergangsphase standen Texte wie in den Landesbeschreibungen neben Tabel-
len, bevor sich die Tabelle als übersichtlich organisiertes System von Zeilen und Spalten 
durchsetzte. Die Landesbeschreibungen blieben bis in das frühe 19. Jahrhundert eine er-
gänzende Quellengattung. Der Primat der Tabelle setzte sich in den meisten Staaten des 
Alten Reiches durch. So konnten aus der Statistik Informationen an die praktische Politik 
geliefert werden. Dieser Prozeß trug zur Rationalisierung der Politik bei (Klueting 1986, S. 
313). Institutionell schloß er mit der Gründung des Preußischen Statistischen Büros 1805 
ab (Behre 1906, S. 364–381; Klueting 1986, S. 295–301). Nach der Gründung der preu-
ßischen Provinz Westfalen 1815 fiel diese mit ihrem Gesamtgebiet in die Zuständigkeit 
des Statistischen Büros. Für eine Historische Statistik Westfalens im 19./20. Jahrhunderts 
können dessen amtliche Veröffentlichungen genutzt werden (Schneider 2013). Sie dienen 
auch zur Überprüfung der uneinheitlich erhobenen Daten aus dem 18. Jahrhundert, die in 
den Teilstaaten Westfalens entstanden. 

b) Entwicklung in Westfalen

Preußen

1791 stellte P. F. Weddigen in seiner „Statistischen Übersicht von Westphalen“ die Überle-
genheit der preußischen Landesteile heraus, die ihre statistischen Unterlagen für ihn und 
andere geöffnet hatten: „Die Zeit wird lehren, ob man von den katholischen und einigen 
anderen Provinzen ebenso ausführliche Data wird zu Tage bringen können“ (Weddigen, 
1791, Vorbericht). Zwar irrte Weddigen hinsichtlich der vermeintlichen Geheimniskräme-
rei, denn die geistlichen Staaten besaßen besaßen überhaupt keine Preußen vergleichbaren 
Informationssysteme; sie kannten kein Berichtswesen der mittleren und unteren Behörden. 

Das in Preußen „außergewöhnlich frühe Einsetzen staatlicher Statistik“ (Behrisch 
2016, S. 46) war das Ergebnis der Zentralisierungspolitik unter König Friedrich Wil-
helm II, die auch die westlichen Provinzen Minden-Ravensberg und Kleve-Mark erfas-
ste (Reininghaus/Kloosterhuis 2001; Reininghaus 2019). 1719 wurden Berichte aus den 
Städten in Minden-Ravensberg noch in Textform verfasst, in der Grafschaft Mark noch 
1722 (Meister 1909, Bd. 2, S. 105–156). Zum Jahresende 1722 forderte das neugegründete 
Generaldirektorium erstmals Informationen in Tabellenform bei den Kriegs- und Domä-
nenkammern als Mittelbehörden an. Diese ältesten „Historischen Tabellen“ der Städte 
enthielten vor allem die Einwohnerzahlen, aufgeschlüsselt nach Haushaltsvorstand, Kin-
dern und Gesinde, das Steueraufkommen, die Häuserzahlen, den Getreidekonsum und 
die Wollproduktion. 

Die fortan jährlich bis 1805 erhobenen „Historischen Tabellen“ wurden kontinuier-
lich um weitere Spalten erweitert und in ihrer Struktur verändert. 1748 kam eine Spezifi-
zierung der Gewerbebetriebe in alphabetischer Form von Apothekern bis Zimmerleuten 
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hinzu, seit den 1780er Jahren das Militärpersonal, der Viehstand, Ernte und Aussaat und 
anderes. Als Kammerpräsident in Minden und Hamm trieb Freiherr vom Stein 1798 die 
Reform der Statistik voran  und nutzte das Material zu volkswirtschaftlichen Analysen 
(Reininghaus 2015b). 

Die Historischen Tabellen für das platte Land unterschieden sich von denen der Städte 
erheblich. Seit 1751, ältere Tabellen fehlen, wurde die Landbevölkerung nach dem Land-
besitz und dem sozialen Status erfasst. Zunächst wurden nur wenige Handwerker gezählt, 
bis 1804 weitete sich die Zahl der Berufe auf einen der Stadt ähnlichen Umfang aus. In die 
„Historischen Tabellen“ floßen Informationen aus den Volkszählungen ein, die in Preu-
ßen seit 1747 regelmäßig erfolgten (Bulst/Hoock 1993, S. 20). 

Neben diese Tabellen, die man bis 1805 getrennt nach Stadt und Land jährlich erhob, 
trat eine Vielzahl spezifizierter Sondererhebungen, die die Lokalbehörden belasteten. Das 
1740 im Generaldirektorium eingerichtete fünfte Departement ließ seit 1748 provinzwei-
se Material zu den Betrieben erheben, die für den Export arbeiteten. Die „Fabriken- und 
Manufakturentabellen“ erfassten Unternehmen, ihre Inhaber und die ihnen eingeräumten 
Privilegien, Arbeiterzahlen, Einkauf und Umsätze im In- und Ausland. Die preußischen 
Bergbehörden unterstanden nicht den Kriegs- und Domänenkammern und entwickelten 
ein eigenständiges Berichtssystem zu Zechen, Beschäftigten, Fördermengen und Absatz-
preisen. In den 1702 bzw. 1708 von Preußen erworbenen Grafschaften Tecklenburg und 
Lingen wurden seit 1719 die gleichen Daten wie in der Grafschaft Mark und in Minden-
Ravensberg erhoben. Allerdings haben sich für sie geschlossene Serien der Historischen 
Tabellen erst ab 1770/71 erhalten. 

Unterhalb der Territorialebene liegen für einige Städte im preußischen Westfalen quasi-
amtliche Beschreibungen vor, die sich des Materials der Historischen Tabellen bedienten 
und die den Umgang mit Statistik in der amtlichen Kommunikation dokumentieren. Ein 
1719 erstelltes amtliches Gutachten des Bielefelder Bürgermeisters Burggraf wurde 1918 
veröffentlicht, das seines Nachfolgers Consbruch von 1787 bereits 1905. In Weddigens 
Magazin platzierte Karl Arnold Kortum 1790 seine „Nachricht … der Stadt Bochum“ 
(Kortum 1790). Der Iserlohner Stadtsekretär Giffenig (1747–1831) gab 1802 „Historisch-
statistische Nachrichten“ über seine Stadt heraus; sein Vater redigierte in der Minde-
ner Kammer Historische Tabellen. Johann Anton Arnold Möller (1732–1806) verfasste 
Schriften über die Städte Lippstadt und Hamm, denen er als Bürgermeister vorstand 
(Müller 1788, 1803). Der Schwelmer Pfarrer Friedrich Christoph Müller (1751–1808) ver-
öffentlichte seine „Choragraphie von Schwelm“ im „Neuen Westphälischen Magazin“ 
Weddigens und wertete afür unter anderem die Historische Tabellen 1787/88 aus (Müller 
1789). Auch August Karl Holsche (1749–1830) griff für seine Beschreibung der Grafschaft 
Tecklenburg 1788 auf die vorhandenen amtlichen Zahlen zurück; Leggemeister Friedrich 
Meese ergänzte sie 1790. 

Lippe 

Anknüpfend an eine lange Tradition von Zählungen zu fiskalischen und militärischen 
Zwecken (► Landesherliche Schatzungslisten) setzte in Lippe in der Regierungszeit von 
Graf Simon August (1747–1782) eine neue Phase der Erhebung statistisch verwertbarer 
Informationen ein (Behrisch 2016; Bulst/Hoock 1993; Reekers 1978/79; Stöwer 1973). 
Anlass war die Finanznot Lippes. Im Anschluss an Proteste gegen die Anlage des Kata-
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sters 1768 initiierte der Regierungsrat und spätere Kanzler Ferdinand Bernhard von Hoff-
mann (1731–1802) im Jahr 1769 eine Zählung der ländlichen Bevölkerung; Städte blieben 
wegen des zu erwartenden Widerstands ausgespart. Für jede Bauerschaft waren die Haus-
nummer, die Bewohner (in acht Gruppen) und der Viehbestand zu zählen. Die Zählung 
durfte ausdrücklich nicht aus den vorliegenden, fehlerhaften Salbüchern generiert werden 
(Behrisch 2016, S. 112), sie war wegen der unzureichenden Standardisierung aber dennoch 
anfechtbar. Schon 1776 wurde deshalb eine weitere Volkszählung durchgeführt, diesmal 
unter Einschluss der Städte. Zähltechnisch erweiterte sie die lippische Regierung um eine 
Gewerbezählung, die in den Städten 84, auf dem Land 67 Berufe umfasste. Zugleich ver-
feinerte sie die Struktur der Formulare. Bei der nächsten Volkszählung 1788 kamen flä-
chendeckend die Webstühle hinzu. Die nächste Volkszählung erfolgte erst 1807; in der 
Zwischenzeit wurde die Zählung von 1788 fortgeschrieben. Parallel zu den Volkszählun-
gen erhob Lippe seit den 1760er Jahren Daten zur Agrarstatistik, vor allem zu Leinsamen, 
Flachs und Kleesamen (Behrisch 2006). 

Geistliche Gebiet 

Im Fürstbistum Münster hat bis zu dessen Zerschlagung 1802/03 keine flächendeckende 
Volkszählung stattgefunden. Als Ersatz wird von der Forschung, vor allem von der Re-
gional- und Lokalforschung der „Status Animarum“ des Jahres 1749 herangezogen, eine 
Zählung der Bevölkerung in den Kirchspielen. Während des Siebenjährigen Kriegs ließ 
sich Generallieutnant von Bawr ein „Lagerbuch“ für Ober- und Niederstift, organisiert 
nach Amtsbezirken, erstellen. Aus seinem Nachlass in St. Petersburg gelangte es in den 
besitz von Anton Friedrich Büsching und wurde von ihm 1786 in seinem Magazin abge-
druckt. Zu rekonstruieren ist, dass dieses Lagerbuch aus Schatzungslisten erstellt wurde. 
Es dokumentiert die Zahl der Häuser jeden Ortes und die soziale Zugehörigkeit seiner 
Besitzer nach Voll-, Halb- und Viertelerben, Köttern und Brinksitzern. Eine flächendec-
kende Erhebung von Handel und Gewerbe liegt für die preußischen Entschädigungslan-
de, das östliche Münsterland, aus dem Jahr 1803 vor (Reekers 1962, S. 179).

Für das Fürstbistum Paderborn liegt ebenfalls ein „Lagerbuch“ aus dem Nachlass von 
Bawr vor, das die Zeit um 1760 dokumentiert, Büsching veröffentlichte es 1787 nach 
gleichem Muster wie für Münster. Als Ersatz für eine im Alten Reich nicht angelegten 
Gewerbestatistik können die im napoleonischen Königreich Westphalen 1811 für eine 
Wirtschaftsenquete erhobenen Daten dienen [Pfeifer 1938]; sie liegen für die Distrikte 
Paderborn und Corvey vor. 

Für das Herzogtum Westfalen stellte nach dem Siebenjährigen Krieg der spätere Lan-
deshauptmann Ferdinand Joseph von Wrede (1737–1813) Aufzeichnungen zu einzelnen 
Gemeinden, ihren Wegeverhältnissen, ihrer Bevölkerung und zu ihren Steuerleistungen 
zusammen. Sie waren während des Kriegs zu militärischen Zwecken angelegt worden 
(Conrad 2017). Da keine Volkszählungen durchgeführt wurden, bildeten Schatzungslisten 
am Ende des Alten Reiches die Grundlage für mehrere Übersichten zur Statistik des Her-
zogtums Westfalen. Sie wurden bedarfsweise zu Gesamtverzeichnissen für das Territori-
um zusammengestellt und registrierten 1781 adlige Häuser, Klöster, Kirchen, Wohnhäuser 
und deren Gebäude in den Städten und in den Landgemeinden (Klueting 1980). Die von 
Carl Friedrich von Knesebeck (1768–1848) 1797 angelegte Verzeichnis diente militäri-
schen Zwecken (Schöne 1967). Im Vorfeld der Säkularisation fertigte Christian Wilhelm 
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von Dohm (1751–1820) 1802 „Statistische Notizen über das Herzogtum Westfalen“ an. Er 
vermißte die dafür erforderlichen Zahlen und konnte deshalb die Bevölkerungszahl nur 
schätzen (Gebauer 1943, S. 246). Ähnlich äußerten sich die hessischen Beamten im glei-
chen Jahr über „den Mangel statistischer Daten“ (Reekers 1968, S. 71). Friedrich Arndts 
(1753–1812) verteidigte 1804 als hoher Beamter in Arnsberg sein Territorium gegen die 
Vorwürfe von Justus Gruner und anderen mit „statistischen Bemerkungen“, die jedoch 
weitgehend ohne quantitative Angaben auskommen mussten (Gosmann 2003). Hessen-
Darmstadt legte zwischen 1803 und 1814 fünf Generaltabellen über den Bevölkerungs-
stand an (Reekers 1968, S. 93). 

Grundlagen der Historischen Statistik im Vest Recklinghausen sind die Bevölkerungs-
aufnahmen 1782 und 1806/07 sowie die schon zu preußischer Zeit angelegt Statistische 
Tabellen des Jahres 1816 (Reekers 1975, S. 61–65; Krüger 1977).

Die erste und einzige Volkszählung im Fürstbistum Osnabrück und damit auch im Amt 
Reckenberg während des Alten Reiches wurde 1772 durchgeführt. Von der Regierung seit 
langem geplant, ließ sie sich gegen das Mißtrauen der Bevölkerung erst nach der Teue-
rungskrise von 1771/72 umsetzen. Registriert wurden Höfe und Haushalte und deren 
Bewohner, klassifiziert nach Stellung zum Haushaltsvorstand und Geschlecht, die Kinder 
nach zwei Altersklassen (Schlumbohm 1994, S. 36f.) Weddigen veröffentlichte 1791 einen 
Auszug aus dieser Zählung mit der Bevölkerung und den Steuerleistungen (Weddigen 
1791, S. 409). Eine weitere Aufnahme des Amts Reckenberg liegt zum Jahr 1802 vor (Ree-
kers 1966). 

Grafschaften und Fürstentümer

Zur ehemaligen Grafschaft Rietberg liegt eine erste „historisch-geographische Beschrei-
bung“ aus der Feder des Warburger Ignaz Philipp Rosenmeyer (1764–1830) vor, das 1808 
im „Archiv für die Geschichte, Geographie, Topographie und Statistik des Königreichs 
Westphalen“ erschien (Reekers 1966, S. 51; Flaskamp 1968/69). Rosenmeyer schöpfte aus 
amtlichem Material. Die nächste Erhebung Rietberger Daten fand 1812 statt. 

Für die Grafschaft Steinfurt liegt keien Volkszählung vor. Als schwacher Ersatz liegt 
das „Lagerbuch“ aus dem Nachlass von Bawrs aus dem Siebenjährigen Krieg vor (Bü-
sching 1785, S. 439f.)

Grafschaften Rheda und Limburg sowie Herrschaft Gronau: 1786 veranlasste Landes-
herr Moritz Casimir II. von Bentheim-Tecklenburg eine Volkszählung in den drei Terri-
torien, die P. F. Weddigen 1787 und dann erneut 1791  veröffentlichte (Weddigen 1788, S. 
722–727; Weddigen 1791, S. 45). Ermittelt wurden nach Kirchspielen und Bauerschaften 
die Häuser- und Einwohnerzahl, aufgeschlüsselt nach Geschlecht, Alter und Stellung zum 
Haushaltsvorstand (Reekers 1972, S. 77, 95; Meier/Ossenbrink 1999). 

Fürstentum Siegen: 1779 forderte die Dillenburger Regierung Beschreibungen der Äm-
ter an. Für Hilchenbach erstellte Amtmann Johann Heinrich Schenck (1745–1799) zwi-
schen 1780 und 1789 mehrere Entwürfe zu einer „Statistic“, die aber unvollständig und 
ungedruckt blieben (Reekers 1973, S. 97–105). Er reicherte sie mit einer quantifizierenden 
Kritik der 1789 erschienenen mineralogischen Landesbeschreibung von Johann Philipp 
Becher (1752–1831) an (Becher 1789; Reekers 1973, S. 164–166). Zwischen 1806 und 1812 
wurden jährlich „Statistisch-ökonomische Nachrichten“ im Großherzogtum Berg er-
hoben, die Preußen 1815 fortsetzte. 1820 veröffentlichte Karl Friedrich Schenck (1781–
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1849), Sohn des Hilchenbacher Amtmanns, eine „Statistik des vormaligen Fürstenthums 
Siegen“, die 1839 eine zweite Auflage erfuhr. Er verarbeitete darin zahlreiche statistische 
Aufzeichnungen seines Vaters. 

Grafschaften Wittgenstein: Zwar sind aus der südlichen Teilgrafschaft Sayn-Witt-
genstein-Hohenstein mehrere Untertanenzählungen seit 1732 überliefert. Doch erst die 
„Statistische Tabelle“ des Jahres 1816 schuf eine Grundlage für die Ermittlung der Be-
völkerungszahl beider Grafschaften. Die im Rahmen einer gesamtpreußischen Zählung 
entstandene Gewerbetabelle des Jahres 1819 dokumentiert die Berufsstruktur Wittgen-
steins (Reekers 1973, S. 59–65). 

Stadt und Grafschaft Dortmund mit Huckarde

In Dortmund fanden im 18. Jahrhundert weder Volks- noch Berufszählungen statt. Für 
Schlözers „Stats-Anzeigen“ musste 1788 der anonyme Autor Schätzwerte für die Bevöl-
kerung aus der Vitalstatistik und den Häuserzahlen ableiten. Erst die vom Zivilgouverne-
ment 1813 eingeholte Bevölkerungszählung ermittelte genaue Zahlen für Stadt und Graf-
schaft (Reekers 1972, S. 84–86). Der bis 1803 zum Reichsstift Essen gehörende Oberhof 
Huckarde wurde 1701 und 1826 vermessen. Bei dieser Gelegenheit entstanden auch Auf-
nahmen der Höfe, ihrer Bewohner, ihres Gewerbes und des Viehs (Wittkamp 1960, S. 
158–160). 

3. Quellenkritik und Überlieferungslage

Die Überlieferung zur Historischen Statistik ist im preußischen Westfalen, vor allem in 
Minden-Ravensberg, reichhaltig (Reininghaus vsl. 2020). Zudem sind wir über den Pro-
zeß der Datenerhebung, Datenkontrolle und und Datenauswertung gut unterrichtet. Der 
Anstoß zur Erhebung kam in der Regel aus dem Generaldirektorium, das die Kriegs- und 
Domänenkammern in Minden und Hamm instruierte, Informationen bei den Städten und 
Ämtern einzuholen. Auf dem platten Land wurden Pfarrer und Bauerschaftsvorsteher 
eingeschaltet. Die ausgefüllten Tabellen verarbeiteten die Kammern zu Entwürfen auf der 
Ebene der Provinzen. Ihre Rechnungsdepartements überprüften sie auf Plausibilität, Mo-
nita führten zu Rückfragen auf der unteren Ebene. Erst nach dieser internen Prüfung 
stellte die Kammer die Einzelberichte zusammen und schickte Tabellen für die gesamte 
Provinz nach Berlin. Sie wurden dort erneut geprüft und bei Bedarf zur weiteren Revision 
zurückgesandt. Die heute in den Berliner Akten erhaltenen Tabellen durchliefen bis zur 
Fertigstellung also einen langen Prozeß mit mehrfacher Kontrolle. 

Die Auswertung der gesammelten Daten erfolgte extern und intern. Ein Publizist wie 
P. F. Weddigen hatte Zugriff auf die Informationen der Verwaltung und druckte sie in 
vielfältiger Form. Viele der damals publizierten Landesbeschreibungen basieren auf den 
gesammelten Daten. Für den Gebrauch des preußischen Königs und seiner hohen Beam-
ten wurden „Historische Taschenbücher“ erstellt (Reininghaus 2015a; Reininghaus/Kloo-
sterhuis 2001). Auch Graf Simon August zur Lippe verfügte über solche Taschenbücher 
(Stöwer 1973, S. X). 

Eine Kritik der Quellen zur Historischen Statistik – nicht nur in Preußen – setzt bei 
der Frage an, wann und aus welchem Anlass Tabellen angelegt wurden und in welcher 
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Überlieferungsform sie erhalten sind. Darüber muss sich die Forschung, die sie benutzt, 
Rechenschaft ablegen. Hochgradig aggregierte Tabellen gestatten keine Überprüfung der 
Daten auf den unteren Ebenen und enthalten zudem möglicherweise Fehler beim Ab-
schreiben oder Addieren. Es ist oft nicht mehr zu klären, ob die Gesamtheit der ortsan-
sässigen Bevölkerung registriert wurde. Für Preußen stellt sich die Frage nach der Berück-
sichtigung der Soldaten und ihrer Angehörigen. Auch war die Wanderarbeit statistisch 
schwer zu erfassen, zumal die Zeitpunkte der Erhebungen sich von Jahr zu Jahr änderten. 

Jenseits dieser formalen Aspekte sind auch systematische Fehlerquellen erkennbar. Die 
Vorgaben einer Zentrale entsprachen nicht immer den lokal verwendeten Kategorien und 
Klassifikationen, die konkret abgefragt wurden. Dies schuf Freiräume, beeinträchtigte 
aber die Vergleichbarkeit. Auch Raum- und Flächenmaße variierten lokal und regional. 
Da die Räume im Territorium noch nicht in jedem Fall genau abgegrenzt waren, fehl-
ten bisweilen ganze Siedlungen in den Zählungen. Auch die Freistellung des Adels und 
der Klöster von der Zählung wirkten sich kontraproduktiv aus. Immer wieder führte das 
Mißtrauen der erfassten Personen wegen befürchteter Steuererhöhung oder militärischer 
Rekrutierung zu Fehlern bei der Datenerfassung. Auch Doppelerfassung waren imma-
nent angelegt, beispielsweise bei den Söhnen von Handwerkern, die zugleich als Geselle 
oder Lehrling gezählt wurden. Ganze Berufsgruppen wie etwa die Garnspinnerinnen und 
Garnspinner entgingen der Statistik, weil Nebenbeschäftigungen unterschätzt wurden. 
Unterschiedliche Erfassungszeitpunkte und Wetterschwankungen beeinträchtigten die 
Agrarstatistik, sie war darurch ungenau in der Erhebung des Viehstandes sowie bei der 
Erfassung von Aussaat und Ernte. In der Summe waren noch im 19. Jahrhundert die Feh-
lerquellen so zahlreich, dass beispielsweise nur 5 Prozent der Angaben aus der Gewerbe-
statistik der Realität entsprachen (Hoffmann 2012). 

4. Auswertungsmöglichkeiten

Die Bevölkerung war die wichtigste Kennzahl der Wirtschaftspolitik im 18. Jahrhundert. 
Ihre Größe zu ermitteln, war deshalb das zentrale Anliegen der Historischen Statistik 
(Gehrmann 2000). Wegen der lokalen Unterschiede und Abweichungen interessieren bei 
der Auswertung nicht nur die Zahlen für ein gesamtes Territorium, sondern auch die der 
lokalen Ebene. Für fast alle Orte in Westfalen lassen sich im späten 18. Jahrhundert min-
destens rudimentäre Informationen darüber nachweisen. Allerdings liegen sie außerhalb 
von Preußen in der Regel nur für ein oder maximal für vier Jahre (Lippe) vor. Auf der 
lokalen Ebene vermitteln die Daten bei aller Fehlerhaftigkeit durch Doppelzählungen so-
wie die Nichtberücksichtigung adliger Güter doch immerhin Schätzwerte für Größen-
ordnungen. In den Meldungen über Geburten, Heiraten und Todesfälle aus den Kirchen-
büchern spiegelt sich die Bevölkerungsbewegung von Jahr und Jahr wider. Diese Angaben 
verweisen auf die Auswirkungen von Hungerkrisen und Kriegen. 

Da die Volkszählungen mit Gewerbezählungen verbunden waren, lassen sich bei ihrer 
Auswertung Angaben zur Gewerbestruktur machen. Die Geschichte einzelner Berufe an 
einem oder mehreren Orten ist daher zumindest in Ansätzen rekonstruierbar. Die Hi-
storischen Tabellen Preußens zählten Handwerksmeister, Gesellen und Lehrlinge, jedoch 
nicht die Nebenbeschäftigung von Frauen und Mädchen. Allerdings stimmen die Anga-
ben aus den Historischen Tabellen mit denen aus den Fabriken- und Manufakturtabellen 
häufig nicht überein. Karl Heinrich Kaufhold hat daher versucht, beide Quellen miteinan-
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der zu kombinieren, um so einen realistischen Blick auf die Exportgewerbe zu gewinnen 
(Kaufhold 1978). Auch der Umfang und die Dichte des Gewerbes, das für den lokalen 
Bedarf arbeitete, lässt sich aufgrund der Historischen Tabellen schätzen. Vor allem sind 
lokale Schwerpunkte festzustellen, die den Einstieg zu weiteren Forschungen lohnen. Die 
Fabriken- und Manufakturentabellen lassen bei aller Vorsicht den Bezug von Rohstoffen 
und die Absatzgebiete von Unternehmen erkennen. 

Auf den Ausbau einer Agrarstatistik nach 1760 legten sowohl Lippe als auch Preußen 
großen Wert. Überprüft werden sollte, wie tragfähig die Landwirtschaft des Territoriums 
war. Leitfragen waren: Konnte sie eine wachsende Bevölkerung ernähren (Reininghaus 
2015b)? Ließ sich die Einfuhr der Leinsaat aus dem Baltikum durch eigene Flachsernten 
kompensieren? (Behrisch 2006). Die erhobenen Zahlen über den Viehstand sowie über 
Ernte und Aussaat der wichtigsten Kulturpflanzen erscheinen jedoch so fehlerbehaftet, 
dass bei ihrem Gebrauch Vorsicht geboten ist (Nitsch/Gudermann 2009). 

Ist das Urmaterial zu den Volkszählungen vorhanden, kann die Zusammensetzung der 
einzelnen Haushalte untersucht werden. Roland Linde hat aus dem Material der lippi-
schen Volkszählung von 1776  für sieben Bauerschaften und die Städte die Familienstruk-
turen getrennt nach sozialen Schichten untersucht (Linde 1993). Über die Mikroebene 
hinaus kann durch die Verteilung der Haushalte auf Voll-, Mittel- und Kleinbauern sowie 
Heuerlinge in ein Überblick über die Sozialstruktur der einzelnen Orte gegeben werden. 

Die Erhebung der Statistiken gewährt nicht nur einen Einblick in die zeitgenössische 
Gesellschaft in vielen ihrer Ausprägungen, sie sagt auch etwas über die Verwaltungen und 
ihre Effizienz aus (Behrisch 2004). Ein Prüfkriterium dafür ist die Frage, ob es gelang, 
das gesamte Territorium einschließlich der befreiten Stände (Adel und Geistlichkeit) sta-
tistisch zu erfassen. Dies geschah vor 1806 dauerhaft unter den westfälischen Territorien 
wohl nur in Preußen und Lippe. 

5. Forschungsgeschichte in regionaler Perspektive

Auch wenn Anton Friedrich Büsching in seinem Magazin 1785 bis 1787 Zahlenwerke 
mehrerer westfälischer Territorien veröffentlichte, so setzte die auswertende Forschung 
erst mit Peter Florens Weddigen ein. Wie Büsching edierte er amtliche Statistiken aus 
Westfalen, doch analysierte er darüber hinaus das Zahlenmaterial. Seine Landesbeschrei-
bungen von Ravensberg und Minden (Weddigen 1790, 1800) verbinden, wie es die Titel 
ankündigen, historische, geographische und statistische Informationen. Zugleich verglich 
Weddigen mehrere Territorien miteinander anhand der Bevölkerungsdichte (Weddigen 
1791, S. 46) und stellte eine Art Ranking aufgrund der „Menschen pro Quadratmeile“ 
auf. Ravensberg lag danach vor der Grafschaft Mark, Tecklenburg, Lippe und Minden. 
Er lieferte mit seinen Auswertungen direkt Hintergrundinformationen für das politische 
Handeln in einer Zeit des Umbruchs.

Neue Impulse erhielt die zahlenbasierte Forschung rund um das Jahr 1909. Anlass wa-
ren die Feiern zum 300. Jahrestag  der Vereinigung der Grafschaften Mark und Ravens-
berg mit Preußen. Aloys Meister (1866–1925) legte eine Sammlung von Statistiken zur 
Grafschaft Mark vor (Meister 1909), Heinz Potthoff (1875–1945) analysierte die Tabel-
len zu Ravensberg und Minden (Potthoff 1910). Lange danach erhielt Stephanie Reekers 
(1917–2017) den Auftrag, für das Provinzialinstitut des Landschaftsverbandes Westfalen-
Lippe „Industrie und Gewerbe um 1800“ kartographisch zu erfassen. Bis 1993 veröffent-

Wilfried Reininghaus: Historische Statistik	 HSt 8



Seite 84Quellenkunde zur westfälischen Geschichte (Juli 2019)

lichte sie in zwölf Fortsetzungen und drei Zusatzberichten Material auf der Grundlage der 
nach Territorien erhobenen zeitgenössischen Statistiken, konzentrierte sich dabei aber auf 
die Exportgewerbe. An Reekers knüpften zahlreiche jüngere wirtschafts- und sozialge-
schichtliche Studien in Westfalen seit den 1980er-Jahren an. 

Die Hinwendung der Geschichtswissenschaften zur Wirtschafts- und Sozialgeschich-
te beflügelt in den 1960er-Jahren den Umgang mit der historischen Statistik. Statistiken 
gewannen als Quellenbasis und als methodische Hilfswissenschaft an Bedeutung. Diesem 
Umstand trug die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) Rechnung (Fischer/Kunz 
1991). Nach einem Vorlauf bewilligte sie ab 1976 einen eigenen Forschungsschwerpunkt 
„Quellen und Forschungen zur historischen Statistik in Deutschland“. Als Ergebnis ent-
standen Langzeitreihen mit Daten aus den Bereichen Bevölkerung, Wirtschaft, Gesell-
schaft und Staat. Westfalen profitierte vor allem von den veröffentlichten Bänden zum 
Montan- und Textilgewerbe (Kaufhold 1989, 1994, 2000). Der im Rahmen des DFG-
Projekts erschienene Band zum Siegerland (Bartolosch/Roth/Witthöft 1999) enthält fast 
ausschließlich Daten zum 19. und 20. Jahrhundert. Tabellen zur Agrarstatistik Westfalens 
wurden erst nach Projektende publiziert (Nitsch/Gudermann 2009). 

Die Edition des Historischen Taschenbuchs der Grafschaft Mark aus dem Jahr 1804 
nahm zwar den Impuls des DFG-Projekts auf, beschritt aber als nahezu vollständige Edi-
tion des gesamten Amtsbuchs methodisch einen anderen Weg (Reininghaus/Kloosterhuis 
2001). Eine in Vorbereitung befindliche Dokumentation aus der reichen Überlieferung zu 
Minden-Ravensberg soll Material aus den Historischen Tabellen der Städte zu den Stich-
jahren 1722, 1729, 1740, 1756, 1764, 1790, 1798 und 1804 sowie zum platten Land 1755, 
1762, 1771, 170, 1798 und 1804 präsentieren (Reininghaus vsl. 2020). 

Lippe besitzt eine eigene Forschungstradition, die Erich Kittel (1902–1974) mit einem 
Aufsatz über die Landesbeschreibungen 1949 eröffnete. Er griff zurück auf Donop 1790, 
dessen Nachdruck Herbert Stöwer 1984 verantwortete, sowie auf weitere Werke. Stöwer 
(1928–2017) hatte bereits die Landesbeschreibungen von Hoffmann und Clostermeier 
1786 ediert (Stöwer 1973). Auf solcher Grundlage wurde Lippe im 18. Jahrhundert von 
Historikerinnen und Historikern der Universitäten Bielefeld und Paderborn quantifizie-
rend untersucht (Bulst/Hoock/Kaiser 1993). Lars Behrisch knüpfte daran an und verglich 
in seiner Bielefelder Habilitationsschrift die Entfaltung der Statistik im 18. Jahrhundert im 
Kleinstaat Lippe mit Bayern und französischen Provinzen (Behrisch 2016). 
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Kaufmännisches Schriftgut
Wilfried Reininghaus

1. Definition der Quellengattung

Das zum 1. Januar 1900 in Kraft getretene Handelsgesetzbuch (HGB) legte für das Deut-
sche Reich genau fest, welches Schriftgut Kaufleute zu führen haben. Durch § 38 HGB 
war ein Kaufmann verpflichtet, „Bücher zu führen und in diesen seine Handelsgeschäf-
te und die Lage seines Vermögens nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchfüh-
rung ersichtlich zu machen“ (zitiert nach Reininghaus 2005, S. 63). Vor Aufnahme seiner 
Geschäftstätigkeit musste er sein Vermögen genau verzeichnen und dem Vermögen die 
Schulden gegenüberstellen (§ 39 HGB). Das HGB erlegte ihm in § 44 die geordnete Auf-
bewahrung von Handelsbüchern, Bilanzen und anderen Organisationsunterlagen, von 
eingegangenen und abgesandten Handelsbriefen sowie von Buchungsbelegen auf. Die 
Vorlage der Handelsbücher konnte in Rechtsstreitigkeiten verlangt werden. 

Diese rechtlichen Bestimmungen schrieben nicht nur eine über Jahrhunderte gepflegte 
Praxis fest, sondern definierten auch das kaufmännische Schriftgut. Es diente zum einen 
der internen Rechnungslegung und der Dokumentation der kaufmännischen Aktivitäten 
gegenüber den eigenen Geschäftspartnern einer Handelsgesellschaft, zum anderen aber 
hatte es extern Beweiskraft gegenüber Gerichten und Dritten. Die vom HGB vorgeschrie-
bene Aufbewahrungspflicht diente aber nicht nur juristischen Zwecken, sondern erfüllte 
die Funktion eines Erinnerungsspeichers, z. B. in Form einer langen Reihe von Handels-
büchern, die Tradition verkörperten. Als kaufmännisches Schriftgut gelten alle Aufzeich-
nungen, die zum Betrieb eines Handelsgeschäftes aus externen wie aus internen Gründen 
erforderlich sind. Es ist nicht an eine bestimmte Form gebunden. Kaufmännisches Schrift-
gut kann sowohl die Geschäftskorrespondenz in Briefform wie auch die Rechnungslegung 
in Buchform sein. Die doppelte Buchführung gehörte ursprünglich nicht zu den Charak-
teristika des kaufmännischen Schriftguts. Erst die großen handelsrechtlichen Kodifikatio-
nen wie der Code de Commerce (1807) und das Allgemeine Deutsche Handelsgesetzbuch 
von 1861 erlegten dem Kaufmann endgültig die Pflicht zur doppelten Buchführung auf. 

2. Historische Entwicklung der Quellengattung

a) Allgemeine Entwicklung

Die Aufzeichnungen über die Geschäfte von Kaufleuten sind so alt wie das kaufmän-
nische Handeln selbst. Die Entwicklung zu den noch im gegenwärtigen Handelsrecht 
verankerten Formen begann im 13. Jahrhundert in Italien (Lee 1977). Einzelne Elemente 
der doppelten Buchführung wie die Bildung von Konten, die Unterscheidung zwischen 
Debitoren (Schuldnern) und Kreditoren (Gläubigern), Bilanzen sowie die Gewinn- und 
Verlustrechnung lassen sich bis in das frühe 13. Jahrhundert zurückverfolgen. Im 14. Jahr-
hundert lässt sich der Entwicklungsstand gut am erhaltenen Großbestand des Kaufmanns 
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Francesco Datini in Prato bei Florenz ablesen (Melis 1962; Arlinghaus 2000). Als Gesamt-
regelwerk setzte sich die doppelte Buchführung bei italienischen Kaufleuten bis um 1500 
durch. Der Mönch Luca Pacioli fasste 1494 in seiner „Summa arithmetica“ die Regeln der 
doppelten Buchführung zusammen. Sie hielten über Venedig und Antwerpen im 16. Jahr-
hundert auch in Deutschland Einzug, ohne allgemein verbindlich für Kaufleute zu wer-
den (Penndorf 1913). Gängige Praxis der Fernhändler wurde die Technik der doppelten 
Buchführung samt der dazugehörigen Handelsbücher im 17. Jahrhundert. Kaufmänni-
sche Handbücher hielten in ganz Europa das Wissen fest, sorgten für allgemeine Standards 
(Hoock/Jeannin 1991ff.) und erleichterten ihr „Wissensmanagement“ (Denzel 2001).

Die doppelte Buchführung verdankt ihren Namen der Tatsache, dass jeder Geschäfts-
vorfall – in Geld bewertet – zweimal gebucht wird. Jede Buchung löst eine Gegenbuchung 
aus. Was Kaufmann A dem B schuldet, wird im Soll des A gebucht. Was B dem A schul-
det, wird im Haben des A gebucht. Im Hauptbuch des A findet sich deshalb im Soll die 
Warenlieferung des A an B. Wie diese Lieferungen finanziert werden, erscheint im Haben. 
Die gängige Finanzierung des Handels durch Kredite beschleunigte die Einführung der 
einfachen wie doppelten Buchführung.

Das Hauptbuch ist der zentrale Ort der kaufmännischen Buchführung. Es ist in Kon-
ten angelegt, wobei zwischen Personen- und Sachkonten unterschieden wird. Letztere 
gliedern sich in Kapital-, Kassa-, Handlungsunkosten- sowie in das Gewinn- und Ver-
lustkonto. In der klassischen doppelten Buchführung sind die Konten auf zwei gegen-
überliegenden Seiten angelegt. Die Konten des Hauptbuchs werden in regelmäßigen Ab-
ständen „geschlossen“, d.h. die Salden auf das Gewinn- und Verlustkonto übertragen. Da 
die Schließung eines Hauptbuchs viel Aufwand erforderte, vergingen in vorindustrieller 
Zeit oft sechs Jahre und mehr, bevor Bilanz gezogen wurde. Häufig sind die Bilanzen aus 
dem Hauptbuch in ein Bilanzbuch überführt worden. Da es den Eigentümer vorbehalten 
sein sollte, hieß es auch Geheimbuch. Separiert werden konnte auch das Register zum 
Hauptbuch, das bis 1700 nach dem Vornamen der Geschäftspartner organisiert war. Als 
Findhilfsmittel erweisen Register den Benutzern nützliche Dienste. 

Neben dem Hauptbuch kennt die kaufmännische Geschäftsführung Vor-, Neben- und 
Hilfsbücher. Je nach dem Umfang der Geschäfte müssen diese Buchtypen in Forschun-
gen einbezogen werden, weil sie im Gegensatz zu Hauptbüchern aussagekräftiger sind. 
Der Alltag eines Kaufmanns spiegelt sich im Memorial. Es „erzählt“ alle Begleitumstände 
eines Geschäfts. Zeitgenössisch kommen Prima nota, Strazze, Kladde oder Brouillon als 
Begriffe für das Memorial vor. Ist das Memorial nach der Chronologie organisiert, so 
sind im Journal die Vorgänge in Buchungssätzen formuliert durch Zusätze wie „Für“ und 
„An“, „Uns sollen“ und „Wir sollen“, „Soll“ und „Haben“. 

Neben- und Hilfsbücher entlasten das Hauptbuch und seine Vorbücher. Sie sind funk-
tionsgebunden angelegt worden: Kassabücher, Gehaltsbücher, Fuhrbücher, Preisbücher, 
Warenspesenbücher. Eine eigene Gruppe mit einer eigenen inneren Systematik bilden die 
Wechselbücher, die nach akzeptierten und eigenen Wechseln nach Verfallsdaten organisiert 
sind. Kommissionsbücher registrieren eingehende Bestellungen mit genauen Beschreibun-
gen der Kundenwünsche. Als Instrument der Absatzpolitik setzten Handelshäuser im 
bergisch-märkischen Raum seit den 1780er Jahren Musterbücher ein. Sie folgten dem ag-
gressiven Marketing englischer Händler, wurden jedoch zunächst noch gezeichnet. Gott-
fried Tappes 1802 gegründete Musterkartendruckerei in Lüdenscheid leitete dann einen 
weiteren Innovationsschub ein (Dascher 1984).
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Stieg ein kaufmännisches Unternehmen in die Warenproduktion ein, erweiterte sich 
das Spektrum der Geschäftsbücher um die sogenannte Fabrikbuchhaltung. Sie „ist keine 
besondere Methode, sondern nur ein besonderer Teil der Buchhaltung. Ihr Charakteri-
stikum ist die Selbstkostenrechnung mit Lohn-, Material- und Unkostenkonto“ (Neuss 
1954, S. 76 Anm. 1).

Briefkopierbücher sind Teil der Buchführung. Sie registrierten die ausgehende Korre-
spondenz in chronologischer Folge durch Abschrift in ein Buch und antworteten auf einge-
hende Geschäftsbriefe. Vermerke auf deren Rückseite verzahnten die eingegangene Korre-
spondenz mit den Handelsbüchern. Aufbewahrt wurden die Geschäftsbriefe in gebündelter 
Form, sortiert nach dem Alphabet (Dascher/Reininghaus/Unverferth 1991, S. 66f.). 

Neben der doppelten blieb die einfache Buchführung bis in das 20. Jahrhundert hinein 
üblich. Händler und Gewerbetreibende ohne kaufmännische Rechte, aber auch Kaufleute 
vor 1800 wandten sie an. Phasenweise liefen einfache und doppelte Buchführung neben-
einander, z. B. für Nah- bzw. Fernhandel. Handwerker und Einzelhändler notierten ihre 
Geschäfte in der Regel in Anschreibebüchern, die Memorialen und Journalen ähnlich wa-
ren. Immer dann, wenn ein Betrieb bzw. dessen Inhaber Waren oder Dienstleistungen gegen 
Geld oder Kredit an Dritte abgab, mussten auch Nicht-Kaufleute ihre Forderungen oder 
Schulden notieren. Dabei unterblieb oft die Trennung von Geschäftlichem und Privatem. 

b) Entwicklung in Westfalen und den Nachbarregionen

Schriftliche Aufzeichnungen aus dem Mittelalter sind von westfälischen Kaufleuten nur 
in Fragmenten erhalten (Mersiowsky 2000, S. 296f). Aus den insgesamt „spärlichen Spu-
ren hansischer Buchführung“ (Cordes 1998, S. 200 Anm. 1; Sprandel 1982, S. 484–488) 
lassen sich indirekt Rückschlüsse auf die Praxis ihrer Geschäftsführung gewinnen. Wir 
dürfen unterstellen, dass westfälische Kaufleute ähnliche Aufzeichnungen anlegten wie 
ihre Handelspartner in Lübeck oder Reval, zumal verwandtschaftliche Beziehungen nicht 
auszuschließen sind. „Das älteste erhaltene deutsche Kaufmannsbüchlein“, so Fritz Rörig 
1928, stammt von Hermann Warendorp aus Lübeck und seinem Geschäftspartner Johann 
Clingenberg (Rörig 1971). Es zeichnete um 1330 Geschäfte im Getreide- und Tuchhandel 
und die daraus erwachsenen Forderungen auf. Kontakte des Warendorp zur gleichnami-
gen westfälischen Stadt sind wahrscheinlich (Behrmann 2000). 

Der Buchführungstechnik von Kaufleuten im Hanseraum ist durch Werner Sombart 
und andere vorgeworfen worden, sie sei im Vergleich zum Mittelmeerraum und Ober-
deutschland wenig entwickelt und rückständig gewesen. Demgegenüber ist festzuhalten, 
dass es den hansischen Kaufleuten auch ohne doppelte Buchführung gelang, Schulden und 
Forderungen zu notieren (Sprandel 1982; Cordes 2000). Die Dortmund nahestehenden 
Gebrüder Veckinchusen und ihre Fernhandelsgesellschaft auf Gegenseitigkeit hielten ihre 
zwischen Brügge, Reval und Novgorod ablaufenden Geschäfte in insgesamt 13 Handels-
büchern fest, die in Konten organisiert waren (Lesnikov 1983; Lesnikov/Stark 2013). 

Bis in das 17. Jahrhundert kamen wohl die meisten westfälischen Kaufleute ohne dop-
pelte Buchführung aus (Reinicke 1986; Hemann 1997). Sie registrierten ihre Geschäfte 
durch Buchungen in chronologischer Abfolge oder nach Einkaufsorten und Waren geord-
net. Vereinzelt bildeten sie Personenkonten und führten mitunter getrennte Schuldbücher, 
glichen aber Debit und Credit nicht auf den Personalkonten aus. Bilanzen fehlen in den 
erhaltenen Geschäftsbüchern. 
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Eine Ausnahme von dieser Regel bildeten die Geschäftsbücher der in Antwerpen und 
Münster tätigen Handelsgesellschaft Grüter, Deschamps und Marin (Reininghaus 2012). 
Die Partner waren 1565 einen Vertrag auf die Dauer von sechs Jahren eingegangen. Sie 
bzw. ihre Erben entzweiten sich und führten Prozesse gegeneinander, die 1576 vor das 
Reichskammergericht gelangten. Den Prozessakten liegen vier Geschäftsbücher bei. Das 
Hauptbuch belegt die doppelte Buchführung mit einer Bilanz. Es spiegelt aber die Ant-
werpener, nicht die Münsteraner Praxis wider (Planeth 1937; Lahrkamp 1970). Über Ant-
werpen und Amsterdam sowie über den Messeort Frankfurt sickerten dennoch die weiter 
entwickelteren Techniken der Buchhaltung in den Hanseraum und nach Westfalen ein. Im 
späteren 17. Jahrhundert waren sie hier verbreitet, wenngleich noch nicht überall einge-
führt (Beutin 1933, S. 128f.; Blunk 1985; Pelus-Kaplan 1994, 1997, S. 31). 

Eine durch Eid zu beschwörende Verpflichtung der Kaufleute, „die Bücher, welche 
zwischen hiesigen eingesessenen und ausländischen Kauffhändlern … in ihren Hand-
lungen unter sich gehalten werden“, richtig und vollständig zu führen, stand 1688 im 
Fürstbistum Münster am Ende einer Entwicklung, die Handelsbücher zur verbindlichen 
Grundlage des merkantilen Geschäftsverkehrs machte (Dascher/Reininghaus/Unverferth 
1991, S. 22f.). Die Form der Buchhaltung schrieb das Münstersche Edikt nicht vor. 

Das älteste erhaltene Geschäftsbuch des Handelshauses Johann Caspar Harkort (1674–
1685) changierte zwischen einfacher und doppelter Buchführung (Reininghaus 1995, 
S. 49f.; Abb. in Reininghaus 1991, S. 146f.). Es ordnete nur die Geschäfte mit Kunden 
in Lübeck nach Debit und Credit. Die einzelnen Konten wurden nicht mit einer Bilanz 
oder einem Gewinn- und Verlust-Konto verzahnt, sondern isoliert abgeschlossen. Die 
Kunden und Lieferanten der Umgebung rund um Hagen wurden in Posten nach Art ei-
nes Anschreibebuchs geführt. Wenn alles bezahlt war, wurde ein Posten durchgestrichen. 
Viele Eintragungen sind noch narrativ, wie ein Memorial, gehalten. Die verknappte Form 
des Hauptbuchs hat sich noch nicht durchgesetzt. Arabische Ziffern, die das Rechnen 
erleichtern, haben die lateinischen ersetzt. In der nächsten erhaltenen Zeitschicht des 
Harkort-Archivs, um 1730, hat sich dann die doppelte Buchführung in vollem Umfang 
durchgesetzt. Die Geschäftspartner verteilten sich auf zwei Hauptbücher. Das „dahiesige 
Hauptbuch“ registrierte alle Lieferanten und Kunden des bergisch-märkischen Raums, 
das gleichzeitig geführte „Lübecker Hauptbuch“ die Kunden im Ostseeraum (Reining-
haus 1991, S. 144, 150). 

Der wachsende Umfang des Außenhandels trug im 18. Jahrhundert erstens zur Spal-
tung des Hauptbuchs im Hause Harkort bei und führte zweitens hier wie bei allen west-
fälischen Fernhändlern zum Gebrauch weiterer Vor-, Neben- und Hilfsbüchern. Neben 
Memoriale und Journale traten bei Kommissionshäusern, die die Produkte ihrer Region 
nach Übersee verkauften, Preisbücher, die Informationen über Produkte, Preise und Löh-
ne bündelten. Die Aufträge der auswärtigen Kunden hielten Kommissions- oder Bestell-
bücher fest. Kaufleute, die wie z. B. Schmidt & Woeste aus Iserlohn Messen besuchten, 
führten Notizbücher während der Messe („Messestrazzen“), die als Vorbücher zur Ein-
tragung in die Hauptbücher in Iserlohn dienten (Reininghaus 1995, S. 345). 

Briefkopierbücher gewannen in Zeiten wachsenden Exports ebenso an Relevanz wie 
die Musterbücher. Beide wandelten ihr Aussehen. Schrieben die Harkorts bis 1763 noch 
Volltexte ausgehender Briefe ab, so kürzten sie in den folgenden 20 Jahren Grußformeln 
immer mehr ab. Bei den Musterbüchern ersetzte nach 1800 der Druck die Zeichnung der 
Produkte. Bilanzen wurden weiterhin separat ausgewiesen. 

Wilfried Reininghaus: Kaufmännisches Schriftgut	 KSg 4



Seite 94Quellenkunde zur westfälischen Geschichte (Juli 2019)

Handelshäuser, die sich in der metallgewerblichen Produktion engagierten, legten 
„Hammerbücher“ an. Die Harkorts eröffneten 1740 eine Serie, die den Verbrauch ihrer 
Hämmer an Rohstahl, Stabeisen, Stein- und Holzkohle sowie die Löhne der Schmiede 
registrierte. Die Wendener Hütte bei Olpe legte für ihren Hochofen 1778 ein Gicht- und 
Möllerbuch an (Dascher/Plaum/Wermuth 1994, S.  5). Als die Gewerken des Briloner 
Eisenbergs im 18. Jahrhundert das geförderte Eisen in Hochöfen und Hammerwerken 
weiterverarbeiteten, dokumentierten sie Aufwand und Ertrag in Hütten- und Hammer-
büchern (Dingerdissen/Ernst/König 2001). 

Die Rechenhaftigkeit der Kaufleute wirkte weit in ihren privaten Bereich hinein. So 
notierte der Iserlohner Johann Heinrich Schmidt 1780 bis 1783 während seiner Leipziger 
Lehrjahre seine persönlichen Ausgaben in einem „Anlagebuch“. Seine Witwe setzte 1830 
die Buchführung für den privaten Haushalt in einem „Ökonomie“- bzw. „Haushalts-
buch“ fort (Reininghaus/Pradler (Bearb.) 1987, S. 71, 83).

3. Quellenkritik und Überlieferungslage

Aus der Zeit vor 1806 sind in ganz Westfalen Geschäftsunterlagen von Kaufleuten nur 
in Ausnahmefällen auf uns gekommen. Für die hohe Verlustrate gibt es nachvollziehbare 
Gründe. Kaufmännisches Schriftgut ist privat. Nur wenn Unternehmen lange überleb-
ten, hatte ihr Schriftgut eine Chance, aufbewahrt zu werden. Erloschen Unternehmen aus 
welchen Gründen auch immer, verloren Geschäftsbücher und Briefe für Erben und Nach-
kommen an Bedeutung und gingen für die Forschung verloren. Geschäftsbucharchive wie 
das der Firma Johannes Rupe Wwe. & Co. in Iserlohn wurde auf die überlebenden Erben 
verteilt (Reininghaus 1995, S.  25). Trotz der systematischen Archivpflege des Westfäli-
schen Wirtschaftsarchivs in Dortmund (WWA) und einiger Stadtarchive, vor allem Mün-
ster (Lahrkamp 1970) und Lemgo (Hemann 1997) – aus der Zeit vor 1806 sind insgesamt 
kaum mehr als 400 Geschäftsbücher westfälischer Kaufleute erhalten. 

Zur Veranschaulichung der Gefährdungen des kaufmännischen Schriftguts sei kurz die 
z. T. dramatische Geschichte des heute im WWA aufbewahrten Harkort-Archivs und sei-
ner Benutzung geschildert (Reininghaus 1991, S. 29–32). Das älteste Verzeichnis geht in 
das Jahr 1868 und auf Johann Caspar Harkort V. zurück. Unterhalb des Treppenhauses 
auf Haus Harkorten legte sein gleichnamiger Sohn eine Altregistratur mit 70 Gefachen 
ab. 1910 wurde sie von Aloys Meister erstmals für die Wissenschaft gesichtet, nachdem 
Louis Berger schon erste Stücke für seine Biographie Friedrich Harkorts um 1880 genutzt 
hatte. Zwischen 1925 und 1939 wertete die Nachfahrin Ellen Soeding den Bestand für 
familiengeschichtliche Studien aus. 1944 sichtete Hertha Hesse-Frielinghaus 400 Bücher 
und 30 Kisten Korrespondenz, bevor diese im Harkort-Institut in Dortmund deponiert 
wurden. Zur Sicherung im Bombenkrieg wurde dort das Material auf Zeche Minister Stein 
deponiert und überstand den Zweiten Weltkrieg. Nach der Bergung bei Kriegsende wur-
den die Bücher von Bergleuten geplündert. 214 von 386 eingelagerten Büchern blieben 
verschollen. 1953 ging das restliche Harkort-Archiv zurück nach Haus Harkorten und 
wurde von Ellen Soeding provisorisch geordnet. Zwischen 1975 und 1987 deponierte es 
der letzte Nachfahre im WWA, 1993 gingen die Bestände in dessen Eigentum über. Wer 
heute das Harkort-Archiv benutzt, muss mit den entstandenen Lücken leben. Auf das äl-
teste Hauptbuch (bis 1691) folgt z. B. eine Lücke von vier Hauptbüchern, deren Serie erst 
mit Nr. 6 1712 wieder einsetzt. 
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Die Systematik der Geschäftsbücher hilft in einem vergleichsweise großen Bestand, 
zeitliche Fehlstellen zu schließen. Die Memoriale und andere Vor- und Nebenbüchern lei-
sten dabei Hilfestellung. Wie lässt sich jedoch Kaufmannsgeschichte vor 1806 schreiben, 
wenn überhaupt keine Geschäftsbücher und -briefe aus der Provenienz eines Handels-
hauses vorliegen? Eine Möglichkeit bieten die großen erhaltenen Kaufmannsarchive der 
europäischen Metropolen. Das Archiv der Gebr. Bethmann im Frankfurter Institut für 
Stadtgeschichte dokumentiert auf den Konten seiner Geschäftsbücher zahlreiche westfä-
lische Kaufleute (Zellfelder 1994). Gleiches gilt für das Amsterdamer Bankhaus Hope & 
Co., das im Stadtarchiv Amsterdam liegt (Blom 1989). Besucher der Frankfurter, Leipzi-
ger und Braunschweiger Messen finden sich in den einschlägigen Messeregistern wieder 
(Reininghaus 1995). Die enge Verflechtung zwischen bergischen und märkischen Kauf-
leuten ist im Archiv der Firma J. B. Hasenclever im Remscheider Stadtarchiv belegt (Dün-
kel 2005). Wegen der Empfängerüberlieferung sind Adelsarchive wichtig. So enthalten 
die Rechnungsbücher von Haus Horst (Gelsenkirchen) Informationen über Bestellung, 
Herstellung und Lieferung von Öfen und Kaminplatten im Raum Brilon/Marsberg im 
mittleren 16. Jahrhundert (Thier 2009; Lueg/Leenen 2014). 

Staatliche und kommunale Überlieferungen helfen dann weiter, wenn Kaufleute z. B. 
in Steuerlisten genannt werden. Haben sie Staaten mit Waffen oder Textilien beliefert, 
dann lassen sich sogar ex post die weitgespannten Geschäfte des von Antwerpen tätigen 
Altenaer Kaufmanns Hermann Pepper im 16. Jahrhundert rekonstruieren (Reininghaus 
2013). Wichtig ist die gerichtliche Überlieferung. Die Hypothekenbücher der Grafschaft 
Mark dokumentierten als Vorläufer der Grundbücher Vermögensverhältnisse, Geschäfts-
verbindungen und Besitzgeschichten. Sie können vielfältig als Ersatz oder als Ergänzung 
von kaufmännischen Schriftgut herangezogen werden, wie Johannes Bracht exemplarisch 
am Beispiel Reidemeisterfamilie Brüninghaus aufzeigte (Bracht 2006). Er wertete sie zu-
sammen mit Geschäftsunterlagen, Kirchenbücher, Steuerregistern und Protokollen der 
Pflichttage der Reidemeister mit der Methode des record linkage aus. Mikro- und Makro-
perspektive lassen sich so miteinander verbinden. 

Für alle Kaufleute, die über Antwerpen, Amsterdam (Strieder 1930) und andere Me-
tropolen handelten, sind die Notariatsregister dieser Orte Ersatzquellen, denn in den pro-
tokollierten Verträge werden meistens Waren, Preise, Kunden, Lieferanten und Spedi-
teure genannt. Die Geschäftsbeziehungen Marsberger Reidemeister mit niederländischen 
Großinvestoren um Elias Trip Anfang des 17. Jahrhunderts ließ sich über den notariell 
beglaubigten Vertrag in Amsterdam belegen (van Dillen 1933). 1783/84 hielten Amster-
damer Notare die Wechselproteste fest, die zum spektakulären Bankrott der Iserlohner 
Handelskompanie Basse & Soyer in Philadelphia führten (Reininghaus 2004). Stritten sich 
Erben von Kaufleuten und gelangte ihr Prozess vor das Reichskammergericht, so wurden 
die Geschäftsbücher als Beweismaterial den Akten hinzugefügt (Reininghaus 2012). 

Im Übrigen darf die Suche nach kaufmännischem Schriftgut der Zeit vor 1800 für 
Westfalen noch nicht als abgeschlossen gelten. Über die bessere digitale Erschließung von 
Kaufmannsarchiven in aller Welt werden bisher noch nicht benutzte Bestände bekannt. 
Wer vermutet schon Geschäftsunterlagen der aus Münster stammenden Kaufleute Fried-
rich Wessels und Franz Xaver Primavesi aus der Zeit von 1794 bis 1811 in der Historial 
Society of Maryland in Baltimore? (Reininghaus 2004, S. 56). 
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4. Auswertungsmöglichkeiten

Welche Chancen originär kaufmännisches Schriftgut bietet, lässt sich am Beispiel von 
drei Arbeiten nachvollziehen, die unmittelbar aus dieser Quellengattung schöpften (Go-
rißen 2002, Dünkel 2005, Reininghaus 1995). Haupt- und Briefkopierbücher gestatten, 
die Reichweite des Handels einer einzelnen Kaufmannsfamilie oder einer Gruppe von 
Kaufleuten aus einer Stadt zu ermitteln. Mit Hilfe dieser Quellengruppe sind Netzwerke 
kaufmännischer Kommunikation zu ermitteln. Die Harkorts waren lange auf die Anrai-
ner der Ostsee konzentriert, die Hasenclevers belieferten Süd- und Westeuropa sowie 
Amerika mit Produkten des bergisch-märkischen Raums. Die Iserlohner Handelshäuser 
verlagerten nach 1770 ihre Geschäfte von den großen Messeplätzen zum Direkthandel 
mit allen Teilen Europas. Die Beschaffungsmärkte sind eher aus den Journalen und Me-
morialen, seltener aus den Hauptbüchern zu ermitteln, vor allem wenn die Lieferanten 
in der näheren Umgebung saßen. Im Fall der Harkorts sind im Detail die Beziehungen 
zwischen den Kaufleuten und den verlegten Sensen- und Hammerschmieden zu rekons-
truieren (Gorißen 2002). Die Geschäftsbücher sind deshalb nicht nur für die Geschichte 
des Handels, sondern auch der gewerblichen Entwicklung zu nutzen. Sie spiegeln im 18. 
Jahrhundert im südlichen Westfalen den fortschreitenden Prozess der frühen Industriali-
sierung wider. Gleichzeitig belegen sie, dass Konsumartikel und Rohstoffe (Tabak, Kaffee, 
Zucker) von den Überseehäfen in das westfälische Hinterland vordrangen. Das Beispiel 
des Handelsgeschäfts Zurmühlen in Münster belegt die enge Verzahnung mit dem Adel, 
für den Luxustextilien beschafft wurden (Esterhues 1960). Umgekehrt lässt sich in den 
Rechnungsbüchern des Adligen Rutger von der Horst 1561/63 der Bezug von Öfen und 
Ofenplatten aus dem Raum Brilon/Marsberg nachweisen (Thier 2009; Lueg/Leenen 2014). 

Kommunikationswege sind unmittelbar aus den Briefkopierbüchern zu erschließen, 
da sie die Zwischenstationen benennen. Auch der Zahlungsverkehr ist mitsamt der über-
ragenden Bedeutung des Wechsels darin dokumentiert. Schwieriger sind der Geschäfts-
umfang und das Handelsvolumen zu bestimmen. Allerdings lassen sich die konjunktu-
rellen Schwankungen in vielen Facetten des kaufmännischen Geschäfts wiederfinden. Die 
großen Handelshemmnisse wie Krieg, zu hohe oder zu niedrige Wasserstände, schlechte 
Wege oder fehlende Fuhrleute schlugen sich in den Briefkopierbüchern unmittelbar nie-
der. Die Finanzierung des Unternehmens zu rekonstruieren, bereitet oft Schwierigkeiten, 
weil Bilanzen fehlen oder separiert wurden. Bei zunehmender Komplexität von kaufmän-
nischen Unternehmen müssen zudem Beteiligungen und Investitionen in produzierende 
Werke berücksichtigt werden. 

Diese und andere Aspekte verlangen, dass für die Geschichte einzelner Kaufleute oder 
ihre Kollektivgeschichte andere Quellengattungen herangezogen werden. Vor allem ihre 
wirtschaftspolitischen Interessen sind nur selten im kaufmännischen Schriftgut enthalten, 
hierzu müssen persönliche Nachlässe der Kaufleute oder die staatliche oder städtische 
Gegenüberlieferung bemüht werden. 

Das kaufmännische Schriftgut eignet sich aber nicht nur als Quelle für die Wirtschafts-
geschichte. Briefwechsel, die Kaufleute mit ihren Familien von entfernten Messeplätzen 
führten, verraten viel über den Alltag und kulturelle Interessen, wie die Briefe des jungen 
Johann Heinrich Schmidt von Leipzig nach Iserlohn 1780/83 zeigen (ediert: Reininghaus 
1987). Hans Erich Bödeker erschloss aus den Kundenkreditbüchern der Buchhandlung 
Theissing in Münster Informationen über die Verbreitung der zeitgenössischen Literatur 
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in der Region und lieferte damit einen wichtigen Beitrag zur Geschichte der Aufklärung 
im katholischen Westfalen (Bödeker 1991). 

5. Forschungsgeschichte in regionaler Perspektive

Regionalbezogene Forschungen, die kaufmännisches Schriftgut der frühen Neuzeit aus-
werteten, können zwei Felder zugeordnet werden: (1.) der Handelsgeschichte der späten 
Hansezeit, (2.) der Vor- und Frühgeschichte der Industrialisierung in Westfalen. 

(1.) Das 16./17. Jahrhundert galt in der Hansegeschichte lange als eine Zeit des Nie-
dergangs. Die jüngste Forschung hat diese Einschätzung relativiert und stattdessen die 
Fortdauer der kaufmännischen Netzwerke und die Öffnung für den atlantischen Handel 
über die Niederlande gewürdigt. Untersuchungen zur Rolle der westfälischen Kaufleu-
te belegen deren Warenverteilfunktion im Hinterland von Amsterdam und Antwerpen.  
Luise von Winterfelds Studien über die Dortmunder Wandschneider und Kramer machten 
bereits 1922 einen Anfang. Mehrere Arbeiten über Münsteraner Händler stützten sich auf 
kaufmännisches Schriftgut (Planeth 1938; Sieglohr 1947; Lahrkamp 1970). Die enge Ver-
flechtung der westfälischen Adligen mit dem Handelsgeschäft Zurmühlen in Münster bis 
1749 war Gegenstand der Dissertation von Elisabeth Esterhues 1960 – ein frühes Doku-
ment des im Bereich der Kaufmannsgeschichte nötigen record linkage. Esterhues verband 
die Analyse der Geschäftskorrespondenz mit kommunalen und kirchlichen Quellen. Die 
Rolle der Lemgoer Kramer zwischen Frankfurt und Amsterdam arbeitete Friedrich Wil-
helm Hemann 1997 heraus. 

(2.) Das älteste Geschäftsbuch der Harkorts, das auch als einziges in Westfalen ediert 
vorliegt (Reininghaus 1995), verbindet beide Forschungsfelder miteinander. Johann Cas-
par Harkort I. verkaufte die Sensen der Enneperstraße vor allem im Ostseeraum. Die 
Geschichte seiner Familie ist wie kaum eine andere mit dem Durchbruch der industriel-
len Produktion im südlichen Westfalen verbunden. Sein Nachfahre Friedrich (1793–1880) 
wurde nicht erst in der NS-Zeit zu einem Heroen dieses Übergangszeitraums stilisiert. 
Jenseits davon eignen sich die erhaltenen Unterlagen des Harkort-Archivs samt ergänzen-
der Überlieferungen zur Beschreibung des Übergangs von einer kaufmännisch orientier-
ten Wirtschaftsweise zur Fabrikindustrialisierung, wie Stefan Gorißens magistrale Disser-
tation 2002 belegt. Sie erschien nicht zufälligerweise in der Schriftenreihe des Bielefelder 
Sonderforschungsbereichs zur Bürgerforschung. Bereits 1993 belegte ein Kolloquium an-
lässlich des 200. Geburtstags von Friedrich Harkort die Entstehung des Wirtschaftsbür-
gertums im südlichen Westfalen zwischen 1750 und 1850 (Köllmann/Reininghaus/Teppe 
1994). Inzwischen steht aber nicht mehr nur der Raum um Hagen im Mittelpunkt, son-
dern alle Bereiche des märkischen Sauerlandes lieferten Beiträge zum Industrialisierungs-
prozess. Gegenüber den rivalisierenden Drahtstädten Altena und Lüdenscheid gewann 
Iserlohn seit dem späten 17. Jahrhundert einen entscheidenden Vorsprung und wurde, 
durch sein kaufmännisches Kapital gefördert, bedeutendster Fabrik- und Handelsplatz 
Westfalens bis 1850 (Reininghaus 1995). Jede auf Geschäftsbücher gestützte Untersu-
chung trägt dem Umstand der Vor- und Frühindustrialisierung Rechnung, wobei die lo-
kalen und familiären Besonderheiten der Kleinregionen jeweils zu berücksichtigen sind 
(Bracht 2006; Scherm 2009). Die Entwicklung des märkischen war eng mit Teilen des 
kölnischen Sauerlandes verbunden. Bereits Emil Dösseler erkannte 1968 die Funktion der 
Wendener Hütte als Roheisenlieferant für die Grafschaft Mark. Autonom davon und auf 
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eigenen unabhängigen Geschäftsfeldern verlief die Entwicklung im Hüttenrevier bei Bri-
lon (Dingerdissen/Ernst/König 2001). 
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Kommunale Rechnungen
Andreas Neuwöhner

1. Definition der Quellengattung

Kommunale Rechnungsbücher sind Zeugnisse der pragmatischen Schriftlichkeit. Ihre 
Aufgabe war es, die wirtschaftliche Tätigkeit einer Stadt zu belegen, zu regeln und zu 
kontrollieren, indem die Ausgaben und Einnahmen chronologisch und/oder systematisch 
festgehalten wurden. Die Rechnungen wurden entweder von städtischen Bediensteten 
(etwa dem Stadtschreiber) oder von Honoratioren (etwa den Armenpflegern oder Bau-
herren) angefertigt. Ihr Gegenstand konnten konkrete Projekte wie der Bau einer Stadt-
mauer sein, sich aber auch auf dauerhafte Aufgaben wie die der Armenpflege oder der 
Steuereinnahme beziehen. Dies drückt sich zumeist auch in der Bezeichnung der Rech-
nungen aus. So wurden beispielsweise die Rechnungen der Kämmerei, in der die zentrale 
Kasse geführt wird, als „Kämmereiregister“ bezeichnet. 

Die kommunalen Rechnungen dienten nicht zuvorderst der Kalkulation, sondern der 
Rechenschaft gegenüber einem städtischen und/oder landesherrlichen Gremium. Sie las-
sen sich somit auch als Rechenschaftsbuch bezeichnen (Petersen 2015, S. 330). Von be-
sonderer Bedeutung sind die Stadtrechnungen, in denen die Einnahmen und Ausgaben 
der verschiedenen Kassen zusammengeführt sind. Sie wurden für die Rechnungslegung 
vor dem Rat, der Stadtgemeinde oder auch den landesherrlichen Behörden erstellt. Die 
Aufstellung der Stadtrechnungen folgte dem Rhythmus der Ratswahlen. Der Funktion als 
Kontrollinstrument entsprechend, geben die Stadtrechnungen Einblick in das Geschäfts-
gebaren der Kämmerer und der städtischen Institutionen, weniger in den Gesamthaushalt 
einer Stadt (Butt 2015, S. 82). 

Der nicht repräsentative Charakter der kommunalen Rechnungen wird auch an ih-
rer äußeren Form deutlich: Zumeist handelt es sich um schmale Hefte im Folioformat, 
die später in Pergament oder Pappe eingebunden wurden. Die innere Form der Rech-
nungsbücher war nicht normiert. Sie zeigen ein individuelles Ordnungssystem, das von 
den jeweiligen Schreibern entwickelt wurde (Gleba 2015, S. 10). Dennoch zeigt sich im 
ausgehenden Mittelalter ein verbreitetes Formular mit Rubriken und Angaben zu Maßen 
und Werten, das auf eine Vereinheitlichung hindeutet. Diese lässt sich – neben den ver-
gleichbaren sachlichen Anforderungen – auch durch die Ausbildung der Schreibenden in 
städtischen Schulen erklären (Petersen 2015, S. 331). 

Trotz des permanenten Gebrauchs, dem Wechsel der Schreiber und den inhaltlichen 
Veränderungen sind die im ausgehenden Mittelalter gefundenen Formulare von einer ho-
hen Stabilität gekennzeichnet. Dies macht auch einen Vergleich mit Rechnungsbüchern 
anderer Provenienz wie etwa adeliger Höfe, klösterlicher Kämmereien oder Hospitäler 
möglich. Auch wenn der Adressat ein Anderer ist, zeigen Inhalt und Aufbau vielfältige 
Überschneidungen. Deutlich abzugrenzen sind die kommunalen Rechnungen gegenüber 
den Rechnungsbüchern von Kaufleuten, die der Buchführung dienten und für die Kal-
kulation von Gewinnen oder der Verwaltung von Vorräten und Waren genutzt wurden 
(Petersen, 2015, S. 330).
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2. Historische Entwicklung der Quellengattung

a) Allgemeine Entwicklung

Die Entstehung und Entwicklung kommunaler Rechnungen ist eng verbunden mit der 
Ausweitung der kommunalen Wirtschaftstätigkeit seit dem Hochmittelalter und der da-
mit einhergehenden Ausdifferenzierung der kommunalen Verwaltung. Mit dem Amt des 
Kämmerers setzt die Erstellung von Rechnungsbüchern ein, wenn auch die Überlieferung 
der ältesten Rechnungen oftmals erst mit einem zeitlichen Abstand erfolgt (Butt 2015, S. 
85). Für die weitere Ausgestaltung der Kämmerei zur zentralen städtischen Verwaltungs-
einheit war die Aufstellung der Rechnung von hoher Bedeutung, da sie hohe Anforderun-
gen an Schriftlichkeit und Informationsverarbeitung stellte und zur Professionalisierung 
der Verwaltungstätigkeit beitrug.

Liegen für das Mittelalter zumeist nur Einzelrechnungen vor, die Andreas Ranft als 
„Inseln im Meer“ bezeichnet hat (Ranft 1987, S. 17f), setzen im späten 15. Jahrhundert 
ganze Serien ein, die das Finanz- und Rechnungswesen der Städte dokumentieren. Zudem 
ist eine Zusammenführung der unterschiedlichen Kassen, für die bis dahin jeweils eigene 
Rechnungen erstellt wurden, in einer zentralen Rechnung zu beobachten. Dies gilt vor 
allem für die Reichsstädte, die im Spätmittelalter eine umfangreiche wirtschaftliche Tätig-
keit entwickelten. So wurden in Köln zahlreiche Kassen geführt wie etwa die Samstags-
rentkammer für das Schuldenwesen oder die Freitagsrentkammer für die Weinsteuer. In 
Hamburg verfügten einzelne Ratsämter über eigene Kassen, unter anderem für die Münze 
oder die Mühle. Die Ergebnisse dieser Kassen wurden dann zur Rechnungslegung in einer 
zentralen Rechnung zusammengefasst (Butt 2015, S. 90).

In den Territorialstädten war das Rechnungswesen offenbar nicht so stark ausgeprägt. 
Mit der erstmaligen Nennung von Kämmerern – zumeist in mittelalterlichen Urkunden 
oder Statuten – kann man aber auch hier die Führung von Rechnungen annehmen, die im 
15. Jahrhundert vereinzelt und ab dem 16. Jahrhundert dann seriell vorliegen. Der Über-
schaubarkeit der kommunalen Wirtschaftstätigkeit entsprechend, konnte die Kämmerei 
die laufenden Einnahmen und Ausgaben – wie etwa für Göttingen dokumentiert – zentral 
führen. Dort ist als älteste Stadtrechnung die aus dem Jahr 1393/94 überliefert. Bereits 
zwei Jahrzehnte später erhielt das Kämmereiregister seinen klaren Aufbau mit einer ho-
hen Verbindlichkeit über 120 Jahre hinweg (Butt 2015, S. 85). Mit unabhängig geführten 
Kassen ist aber auch in den Kleinstädten zu rechnen, insbesondere wenn außerordentliche 
Aufgaben zu erfüllen waren. Die oberösterreichische Stadt Freistadt führte von 1389 bis 
1392 eine Baurechnung für die Errichtung der Stadtmauer, da sie für dieses Projekt vom 
Landesherrn die Einnahmen aus dem Ungeld erhalten hatte und hierüber Rechnung able-
gen musste (Gruber 2015). 

Die Funktion der Stadtrechnung als Rechenschaftsbericht über das wirtschaftliche 
Handeln des Kämmerers trat in Krisenzeiten besonders deutlich hervor. Dies betraf grö-
ßere wie kleinere Städte. In Göttingen verlangten die Gilden im Jahr 1513 Einblick in die 
Stadtrechnungen der zurückliegenden 30 Jahre, um die Ursachen für die katastrophale 
finanzielle Lage der Stadt zu ermitteln (Butt 2015, S. 79). Eine stärkere Einbindung der 
Stadtgemeinde bzw. ihrer Vertreter in die Rechnungsführung und Rechnungslegung war 
zumeist die Folge. In den Territorialstädten ist seit der Mitte des 16. Jahrhunderts mit 
einer Einflussnahme durch den Landesherrn zu rechnen. Der Aufbau des frühneuzeitli-

Andreas Neuwöhner: Kommunale Rechnungen	 KR 2



Seite 104Quellenkunde zur westfälischen Geschichte (Juli 2019)

chen Steuerstaates brachte es mit sich, dass die Landesherren vermehrt auf die städtischen 
Finanzen zugriffen und eine Rechnungslegung verlangten. So finden sich in den Stadt-
rechnungen Prüfvermerke und Korrekturen durch landesherrliche Beamte (Neuwöhner 
2016, S. 18).

b) Entwicklung in Westfalen und den Nachbarregionen

Westfalen ist durch eine Vielzahl an zum Teil kleinräumigen Herrschaften, wenigen grö-
ßeren Städten und einem ausgeprägten Netz kleinerer und mittlerer Territorialstädte ge-
kennzeichnet. Lediglich Dortmund hatte den Status der Reichsstadt errungen. Es sind die 
größeren westfälischen Städte Münster, Osnabrück, Dortmund und Soest, in denen bereits 
im späten Mittelalter die Rechnungen einsetzen. Für Soest ist die erste Rechnung aus dem 
Jahr 1338, für Osnabrück aus dem Jahr 1285 überliefert (Rothert 1953). Rechnungsserien 
finden sich aber erst im späten 14. Jahrhundert. Für die kleineren Städte ist die Situation 
sehr unübersichtlich. Die Überlieferung beginnt im späten 15. bzw. im 16. Jahrhundert. So 
reichen in Siegen die Anfänge des Rechnungswesens bis ins 15. Jahrhundert (1445) zurück 
(Bingener 1997). Für Warendorf beginnt die Überlieferung – zunächst sporadisch – 1571 
(Schmieder 2002, S. 181). In Geseke sind im 17. Jahrhundert nur einzelne Rechnungen 
erhalten, eine serielle Überlieferung setzt erst 1699 ein (Reininghaus 2016, S. 117). 

In den größeren Städten ist mit zahlreichen Kassen zu rechnen, deren Ergebnis erst 
zum Ende des Rechnungsjahres in eine zentrale Kasse überführt wurde. So finden sich 
in Münster Spezialkassen wie die der Brauherren (Butt 2015, S. 91). Für Paderborn geht 
Kirchhoff von unabhängigen Kassen aus, die nicht in die (erstmals für 1563 vorliegende) 
Jahresrechnung der Kämmerer Eingang gefunden haben (Kirchhoff 1976/77). In den ab 
Anfang des 17. Jahrhunderts vorliegenden Rechnungsserien sind dann aber alle Kassenein-
nahmen und -ausgaben zusammengefasst (Neuwöhner 2016, S.17). In Osnabrück führten 
die Kämmerer kontinuierlich ein Anschreibebuch, aus dem dann die Jahresabrechnung 
erstellt wurde, die auch eine Schuldnerliste enthielt (Eberhardt 1996, S. 26–29). 

Eine Reform des Rechnungswesens ging entweder von innerstädtischen Gruppen aus, 
die Krisensituationen dazu nutzten, mehr Mitwirkungsmöglichkeiten einzufordern, oder 
von landesherrlichen Initiativen. In Rüthen war es der Bürgeraufstand des Jahres 1571, der 
zu einer übersichtlichen und durchschaubaren Rechnung führte (Sommer 1989, S. 29). In 
anderen Städten griff der Landesherr ein: In Siegen erleichterte die Einführung von Zwi-
schensummen die Prüfung durch die landesherrlichen Funktionsträger (Bingener 1991, S. 
534f); in Paderborn führte die Prüfung durch landesherrliche Beamte oftmals zu Korrek-
turen der Summen (Neuwöhner 2016, S. 18.). Gegenüber dem Landesherren oder kon-
kurrierender Städte konnten die Rechnungen auch als Beweismittel eingesetzt werden, 
um städtische Besitzrechte nachzuweisen (Sommer 1989, S. 26).

Die Vielgestaltigkeit der Stadtrechnungen blieb bis zum Ende des Alten Reichs erhal-
ten, was die Vergleichbarkeit und Auswertung erschwert. Daran änderten auch vereinzel-
te Reformen nichts. 
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3. Quellenkritik und Überlieferungslage

Kommunale Rechnungen wurden von ihren Erstellern oder von den späteren Archiva-
ren durchaus unterschiedlich bezeichnet: als Stadtrechnung, Baurechnung, Bederegister 
oder Kämmereiregister. Diese Bezeichnungen gehen zumeist auf den Hauptgegenstand 
der jeweiligen Rechnung zurück, kann  sich also auf die Einnahmen (Steuern, Gerichts-
abgaben), aber auch auf die Ausgaben (Bauprojekte, Kredite und Zinsen) beziehen. Die 
Bezeichnung „Kämmereiregister“ rührt von der rechnungsführenden Person, dem Käm-
merer, her und meint ebenso wie „Stadtrechnung“ eine zentrale Zusammenfassung der 
städtischen Einnahmen- und Ausgaben in einer Rechnung – zumeist aus Anlass der Rech-
nungslegung vor dem neu gewählten Rat (Sommer, 1989, S. 26). 

Als Ausdruck pragmatischer Schriftlichkeit sind die Rechnungen wenig repräsentativ 
gestaltet. Die äußere Form der Rechnungen reicht von einer losen Blattsammlung bis zum 
eingebundenen Folioband. Im Verlauf des 15. und 16. Jahrhunderts setzten sich die Fa-
denheftung und die Einbindung der auf Papier geschriebenen Rechnungen durch. Als 
Format wird das Halbfolio oder das Folio gewählt. Für die Einbindung wurden nicht 
selten Pergamentbögen aus älterer Zeit verwendet (Sommer 1989, S. 25; Neuwöhner 2016, 
S. 16f.; Reininghaus 2016, S. 117). 

Rechnungen sind Endfassungen (Sander-Berke 1995). Ihnen voraus gehen Quittungen, 
Belege und Separatkassen mit Brutto- oder Nettobuchungen. Zudem ist mit Konzept-
handschriften zu rechnen, die für den internen Gebrauch der Kämmerei gedacht waren 
und fehlende Rechnungsüberlieferungen ergänzen können. In Rüthen sind die Belege als 
geschlossene Jahrgangssammlungen in den Aktenbestand eingegangen. Hier finden sich 
Handwerkerrechnungen, Tätigkeitsberichte von Stadtbediensteten und Zinsquittungen 
(Sommer 1989, S. 27f). Diese ergänzenden Aktenbestände sind für das Verständnis der 
Rechnungen von großer Bedeutung.

Anlass für die Erstellung der kommunalen Rechnungen war die Rechnungslegung vor 
dem Rat, vor der Bürgerschaft oder vor dem Landesherrn. In diesem performativen Akt 
konstituierte sich die Stadtgemeinde und zeigte sich das Machtverhältnis zwischen den 
beteiligten Personen bzw. Institutionen (Petersen 2015, S. 332). Anders als die Rechnung 
selbst, war die Rechnungslegung ein repräsentatives Ereignis und konnte – wie aus Duis-
burg überliefert – mehrere Tage dauern. Dazu standen den beteiligten Ratspersonen Wein-
lieferungen und andere Naturalien zu, oftmals ein Gegenstand heftiger Auseinanderset-
zungen und späterer Regulierungen (Neuwöhner 2004, S. 222ff).

Der Zeitraum, auf den sich die Rechnungen beziehen, erstreckte sich in der Regel über 
ein Jahr, wobei Rechnungsjahr und Kalenderjahr nicht übereinstimmen musten. Vielmehr 
orientierten sich die Rechnungen am Rhythmus der Ratswahlen bzw. der rechnungsfüh-
renden Personen (Petersen 2015, S. 333). In Rüthen wurde am zweiten Sonntag nach Sankt 
Gallus (16. Oktober) die Rechnung gelegt (Sommer 1989, S. 27). In Paderborn, wo der Rat 
zum Jahresende gewählt wurde, sollte die Rechnungslegung vor Lichtmess (2. Februar) 
geschehen (Neuwöhner 2014, S. 155f).

Für die Erstellung der Rechnung waren die Kämmerer verantwortlich. Im Fall von 
Rechnungen einzelner Kassen waren es die vom Rat beauftragten Personen wie die Bede-
herren, Bauherren oder Armenprovisoren. Inwiefern die Kämmerer oder Honoratioren 
über ihre Funktion der Kontrolle hinaus in die alltägliche Arbeit der Rechnungsführung 
eingebunden waren, ist oftmals nicht nachvollziehbar. Die innere Form der Rechnung, 
die Differenzierung der einzelnen Buchungen und deren Zusammenfassung in Rubriken, 
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waren stark von den jeweiligen Rechnungsführern abhängig. Dennoch setzte sich ein ver-
gleichbares Formular schrittweise durch. Dies deutet darauf hin, dass den Kämmerern 
und Schreibern eine grundlegende Vorstellung von Rechnung gemeinsam war (Petersen 
2015, S. 331f).

Die alltägliche Rechnungsführung und die Ausfertigung der Rechnung übernahmen 
die Stadtschreiber. In Göttingen ist bereits seit den 1330er-Jahren eine städtische Schreib-
stube mit einem Schreiber sicher nachweisbar. Später waren dort weitere Hilfsschreiber 
tätig (Butt 2015, S. 84). Die Rechnungssprache, das Schriftbild und der Schreibstil wurden 
von den Schreibern geprägt und waren von Ort zu Ort variabel. Da die Schreiber oftmals 
über einen langen Zeitraum tätig waren, blieb das äußere Bild einer Stadtrechnung dem-
entsprechend über Jahrzehnte hinweg konstant (Sommer 1989, S. 26).

Der Aufbau einer Stadtrechnung kann beispielhaft an den Rechnungen der Stadt Pa-
derborn gezeigt werden. Zu Beginn der Rechnung werden zumeist das Jahr, die Namen 
der Rechnungsführer, des Kontrollgremiums und des Schreibers genannt. In Paderborn 
waren das der Kämmerer, die Fünfer, ein von der Stadtgemeinde bestelltes Gremium so-
wie der Stadtschreiber (Neuwöhner 2016, S. 16.). Als Recheneinheiten wurde in Pader-
born der Reichstaler, der Schilling (21 Schilling ein Reichstaler) sowie der Pfennig (252 
Pfennige ein Reichstaler) genutzt (Neuwöhner 2016, S. 17); in Geseke der Reichstaler, der 
Mariengroschen (36 Mariengroschen ein Reichstaler) und der Pfennig (432 Pfennige ein 
Reichstaler; Reininghaus 2016, S. 118). Nach der Feststellung des Kassenstandes, der in 
das Rechnungsjahr übertragen wurde, folgte in Paderborn die Auflistung der Einnahmen. 
Diese waren Sachtiteln zugeordnet wie beispielsweise Einnahmen aus städtischem Besitz 
oder der Gerichtstätigkeit. Unter „Extraordinari Einnahmen“ wurden kleinere Beträge 
aufgeführt wie die Zahlung von rückständigen Steuerforderungen. Abgeschlossen wur-
den die Einnahmen mit einer Übersicht. Die Ausgaben waren ebenfalls nach Sachtiteln 
aufgelistet; die allgemeinen Verwaltungsausgaben allerdings chronologisch notiert. Auch 
hier schloss eine Übersicht den Ausgabenteil ab. Zum Schluss wurden die Summen aufge-
schrieben und der Überschuss bzw. der Fehlbetrag berechnet (Neuwöhner, 2016, S. 23ff). 
Dieses Schema hatte sich im Verlauf des 15. Jahrhunderts entwickelt und findet sich auch 
in den Rechnungen anderer Städte, so beispielsweise in Warendorf (Schmieder 2002, S. 
181ff.) 

Die kommunalen Rechnungen bilden zusammen mit den Rats- und Gerichtsprotokol-
len den zentralen Bestand der städtischen Aktenüberlieferung. Die Überlieferung setzt in 
den größeren Städten mit der Ausbildung der städtischen Verwaltung und der Berufung 
von Kämmerern schon im 14. Jahrhundert ein, mit einer seriellen Überlieferung kann ab 
dem 15. Jahrhundert gerechnet werden. Die Überlieferungslage ist aber sehr heterogen 
und hängt ab von der allgemeinen Überlieferungssituation des jeweiligen Stadtarchivs. 
Die Internetseite „archive.nrw.de“ gibt unter der Rubrik „Kommunalarchive“ einen 
Überblick zu den jeweiligen Beständen. Die Findbücher, in denen die Rechnungsbestände 
aufgeführt sind, sind aber nur in wenigen Fällen – so etwa für Bielefeld oder Brilon – on-
line verfügbar. Oftmals findet sich nur ein kurzer Hinweis wie etwa „Stadtrechnungen ab 
1588“ (so etwa in Altena). 

Die Edition kommunaler Rechnungen begann in der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts. Die Aachener Stadtrechnungen aus dem 14. Jahrhundert wurden 1866 veröf-
fentlicht, die Kämmereirechnungen der Stadt Hamburg (1350–1562) seit 1869 in zehn 
Bänden herausgegeben. Die Hildesheimer Stadtrechnungen (1379–1480) finden sich im 
Urkundenbuch der Stadt Hildesheim von 1893/96. In Westfalen liegen ältere Edition für 
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Dortmund, Osnabrück, Soest und Münster vor. Diese Editionen beziehen sich durchge-
hend auf mittelalterliche Rechnungen. Rechnungen oer gar Rechnungsserien der Frühen 
Neuzeit fanden bislang wenig Berücksichtigung. Eine Ausnahme ist Warendorf, wo der 
Kreisarchivar Siegfried Schmieder die Kämmereirechnungen des 16. und 17. Jahrhunderts 
ediert hat (Schmieder 1994ff). Einzelne Archive machen ganze Rechnungsbestände online 
zugänglich. So stellt das Stadtarchiv Luxemburg die Stadtrechnungen von 1388 bis 1796 
als Scan zur Verfügung (www.archives-vdl.findbuch.net). Diese Scanns können jedoch 
eine – digitale oder gedruckte – Edition nicht ersetzten. Auf die umfassende Möglichkei-
ten einer solchen Auswertung hat Vogler hingewiesen (Vogler 2015, S. 320f). Am Beispiel 
der Augsburger Stadtrechnungsbücher hat zuletzt Simone Würz die Möglichkeiten einer 
digitalen Edition aufgezeigt (Würz 2016).

4. Auswertungsmöglichkeiten

Mittelalterliche und frühneuzeitliche Rechnungsbücher sind wieder Gegenstand der For-
schung – das gilt auch für die kommunalen Rechnungen. Verschiedene Wissenschaftsdis-
ziplinen befassen sich mit der Erschließung und Auswertung dieser seriellen Quellen: die 
Geschichtswissenschaft ebenso wie die Linguistik, die Medienforschung,  die Wirtschafts- 
und Kulturgeschichte (Eberhardt 1996). Ihnen bieten die Rechnungsbücher umfangrei-
ches Material für qualitative und quantitative Analysen. Als Zeugnisse der Schriftspra-
che des Alltags lassen sich zudem der Sprachwandel und die Literalität erforschen (Gleba 
2015, S. 10). 

Für das Verständnis und die Auswertung der kommunalen Rechnungen ist es unerläs-
slich, weitere Aktenbestände in den Blick zu nehmen und die einzelne Rechnung in einen 
stadthistorischen Kontext zu stellen (Reininghaus 2016, S. 135). Dies betrifft zunächst die 
Rechnungsführung selbst, die handelnden Personen und die Rechnungslegung. Hierüber 
können Ratsprotokolle und Stadtordnungen Auskunft geben (Neuwöhner 2004, S. 81ff). 
Aber auch die einzelnen Positionen und Buchungen sind erklärungsbedürftig. Sind die 
vorgelagerten Quittungen oder Belege vorhanden, kann der inhaltliche Zusammenhang 
der Ausgaben oder Einnahmen deutlicher werden (Sommer 1989, S. 27f). 

Eine ergiebige Quelle sind die kommunalen Rechnungen für die Baugeschichte der 
Stadt. Die Ausgaben für die öffentliche Infrastruktur – Gebäude, Straßen, Stadtmauer oder 
Wasserversorgung – sind in den kommunalen Rechnungen detailliert aufgeführt, zum Teil 
sind sogar spezifische Rechnungen für konkrete Bauprojekte angelegt. Hier werden die 
Löhne der Bauhandwerker, die Preise der Baustoffe und die Zeiträume aufgelistet, so dass 
sich für einzelne Gebäude sogar Bauphasen ermitteln lassen (Mersiowsky 1992). 

Die Materialität des Alltags erscheint in den Baukosten ebenso wie in den allgemeinen 
Verwaltungsausgaben. Es werden Maße und Gewichte mitgeteilt, es werden Nahrungs-
mittel, Kleidung, Baumaterialien und Einrichtungsgegenstände genannt. Eine Grund-
problematik ist die Klärung der Größen, Gewichts- und Maßordnungen, die von den 
Rechnungsschreibern als bekannt vorausgesetzt wurden. Die Verwendung einer Rech-
nungswährung lässt zudem nicht unbedingt direkte Rückschlüsse auf die verwendeten 
Zahlungsmittel zu. Die Nutzungs- und Funktionszusammenhänge, die in den Rechnun-
gen deutlich werden, lassen soziale Zusammenhänge wie etwa Essgewohnheiten oder Re-
präsentationsformen erkennen (Gleba 2015, S. 8f). 
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In sozialgeschichtlicher Perspektive zeigen die Rechnungen die Menschen und ihren 
Alltag, die in anderen Quellen des Mittelalters eher selten in den Blick geraten: dazu zäh-
len Handwerker und Tagelöhner, aber auch Spezialisten wie Buchdrucker oder Glaser. In 
der Zusammenschau mit anderen Quellen lassen sich soziale Gruppen wie die Baumeister 
rekonstruieren (Gruber, 2015). Aber auch die Eliten tauchen in den Stadtrechnungen auf, 
etwa die Ratsangehörigen und ihre Funktionen in der Verwaltung der Stadt (Sommer 1989, 
S. 29f). Unter den Positionen „Kreditaufnahme“ und „Zinszahlungen“ tauchen Kaufleute 
und Honoratioren der Stadt auf. Die personellen und wirtschaftlichen Netzwerke lassen 
sich so erkennen (Neuwöhner 2016, S.34ff). 

Die Städte besteuerten die Einfuhr und den Verkauf von Gütern wie Bier, Wein oder 
Getreide und führten die Einnahmen unter Rubriken wie etwa „Akzise“ auf (Sommer 
1989, S. 30). Für die Wirtschaftsgeschichte sind die Preisangaben für Getreide, die Be-
stimmungen zum Geldwert sowie die differenzierten Angaben zu den Handelswaren von 
großer Bedeutung. So lässt sich etwa die Geldentwertung in der sogenannten „Kipper und 
Wipper-Zeit“ nachvollziehen oder die Beeinträchtigung des Handels durch den Dreißig-
jährigen Krieg (Neuwöhner 2004, S. 181ff).

Die Stadtrechnungen besaßen im Haushaltswesen der frühneuzeitlichen Städte eine 
zentrale Bedeutung. Die überwiegende Zahl der älteren und neueren Forschungen zum 
Haushaltswesen der Städte befasst sich mit den Reichsstädten. Ihr liegt ein staatsgeschicht-
liches Interesse zugrunde, das in den Städten des Mittelalters die Vorläufer des modernen 
Staatswesens erkennen will. Die Entwicklung der Finanzen und der Wirtschaft in den 
kleinen Territorialstädten, deren Vielzahl die Städtelandschaft des Alten Reiches prägte, 
ist dagegen nur wenig erforscht.  Einen vergleichenden Beitrag zur Erforschung der Fi-
nanzgeschichte der Landstädte hat der Sammelband von Klaus Gerteis geliefert (Gerteis 
2002). Für die Frühe Neuzeit ist die Grundtendenz der stärkeren Einbindung der städti-
schen Finanzen in den frühmodernen Territorialstaat erkennbar, wenngleich das „Parade-
beispiel“ Preußen nicht generalisierbar ist – insbesondere nicht für die geistlichen Staaten 
(Reininghaus 1994). 

5. Forschungsgeschichte in regionaler Perspektive

In der neueren stadt- und finanzgeschichtlichen Forschung richtet sich der Blick auf die 
Entwicklung des städtischen Haushalts aus einer wirtschafts- und sozialgeschichtlichen 
Perspektive. Dabei wird der spezifischen Eigenart der vormodernen Haushaltsführung 
Rechnung getragen, die bis in die Frühe Neuzeit hinein mit verschiedenen Kassen operier-
te. Andreas Ranft rekonstruierte auf der Grundlage der Rechnungsbücher dieser Kassen 
den Basishaushalt der Stadt Lüneburg und konnte so die wirtschaftliche und finanzpoliti-
sche Dimension der städtischen Ratspolitik einschätzen (Ranft 1987).  

Das Rechnungs- und Haushaltswesen steht auch im Mittelpunkt des Interesses von 
Arne Butt, der anhand einer qualitativen Analyse des Kämmereiregister sowie der zu-
gehörigen Anhänge das städtische Abrechnungswesen in Göttingen dargestellt hat. Die 
krisenhafte Entwicklung der städtischen Finanzen um 1513/14 und deren Hintergründe 
wurden so erkennbar (Butt 2015, S. 92ff). 

Für Westfalen liegen zahlreiche Einzelveröffentlichungen zu kommunalen Rechnun-
gen vor. Das Mittelalter und die größeren Städte stehen im Vordergrund, so dass für Osna-
brück, Dortmund, Soest und Münster jeweils Monografien bzw. größere Zeitschriften-
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beiträge zur städtischen Finanzgeschichte erschienen sind. Das Werk von Karl Rübel zum 
Dortmunder Finanz- und Steuerwesen war sogar auf zwei Bände angelegt, von denen 
allerdings nur der erste Band realisiert wurde (Rübel 1892). Clemens Becker widmete sich 
dem Bocholter Haushalt von 1407/08 und legte damit eine frühe Untersuchung zu einer 
Kleinstadt vor (Becker 1914). Siegfried Schmieder zeigte den alltagsgeschichtlichen Quel-
lenwert der Warendorfer Kämmereirechnungen auf (Schmieder 2002). Dies blieb aber die 
Ausnahme. 

Andreas Bingener befasste sich im Rahmen eines Forschungsprojekts zu öffentlichem 
Haushalt und städtischer Wirtschaft mit den Bürgermeisterrechnungen der Stadt Siegen 
von 1500 bis 1610. Zur Analyse diese Hauptrechnung wurden sämtliche Buchungseinträ-
ge erfasst und für eine statistische Auswertung einem Standardkontenplan zugeordnet, 
der eine differenzierte Auswertung ermöglichte (Bingener 1997). Den ab 1607 seriell vor-
liegenden Rechnungen der Stadt Paderborn widmete sich Andreas Neuwöhner unter der 
Fragestellung, wie sich die Eingliederung der Stadt in den frühmodernen Staat auf die Fi-
nanzen der Stadt auswirkte. Im Anhang ist das Datenmaterial der Rechnungen publiziert 
(Neuwöhner 2004). Wilfried Reininghaus hat die älteste Geseker Kämmereirechnung von 
1629 einer qualitativen Analyse unterzogen und das Rechnungs- und Haushaltswesen der 
Kleinstadt beschrieben. Hierfür stellte er die Rechnung in den Kontext der Stadtgeschich-
te und konnte so Aussagen zur wirtschaftlichen und finanziellen Entwicklung der Stadt 
machen (Reininghaus 2016). 

Anhand dieser Einzelstudien ist es bislang jedoch kaum möglich, übergeordnete Aus-
sagen zum Finanz- und Wirtschaftssystem der Städte im Westfalen der Vormoderne zu 
treffen. Dazu wäre eine vergleichende Studie erforderlich, die sich auf die Auswertung 
ausgewählter Rechnungsserien stützt und diese mit den jeweiligen politischen und wirt-
schaftlichen Bedingungen der verschiedenen Territorien in Beziehung setzt. Die Quel-
lengrundlage ist für ein solches Unterfangen ist durchaus gegeben. Mit der Edition der 
Kämmereirechnungen von Warendorf (1571–1709) und der summarischen Beschreibung 
der Rüthener Kämmereiregister (1426–1816) sind erste Schritte unternommen, das Poten-
tial der kommunalen Rechnungen zu erschließen. 
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Landesherrliche Schatzungslisten
Wilfried Reininghaus

1. Definition der Quellengattung

Schatzungslisten entstanden als Aufzeichnungen der Landesherrn bzw. ihrer Amtsträger 
über zu zahlende oder tatsächlich gezahlte Steuern der Untertanen. Der Begriff leitet sich 
aus dem mittelhochdeutschen Wort „Schatzung“ ab, das den Prozess der Veranlagung, 
also die Einschätzung des Steuerpflichtigen, widerspiegelt. Zugleich dokumentiert die 
Schatzung das Ergebnis der Veranlagung (Black-Veldtrup 2014, S. 27). 

Die zeitgenössische Begrifflichkeit stellte die Aufbewahrung in Buchform heraus. Die 
älteste Schatzungsliste der Grafschaft Mark von 1486 hieß schatboick (Meister 1909, S. 3). 
Für die Willkommschatzung im Fürstbistum Münster 1498/99 wurde das lateinische 
Wort registrum verwendet (Hartig 1976, S. 1). Im Herzogtum Westfalen wählte man 1536 
bzw. 1565 schatzboich bzw. schatzregister (Oberschelp 1971, S. 1). Die ältesten lippischen 
Schatzungslisten verzichteten auf einen eigenen Begriff für Einnahmen und Ausgaben aus 
dem schatt. Im 19. Jahrhundert bürgerte sich dafür die archivische Bezeichnung „Land-
schatzregister“ ein (Stöwer 2001, S. XVIII). 

Abzugrenzen sind Schatzungslisten von Lagerbüchern und Katastern. Ein Lagerbuch 
wie das des Vests Recklinghausen von 1660 (Burghardt 1995) verzeichnet sämtliche Ein-
künfte, die der Landesherr von seinen Einwohnern zu erwarten hatte. Dazu gehörte neben 
dem Zehnten, Naturalabgaben und persönlichen Dienstleistungen auch die Steuer. Das 
1705 in der Grafschaft Mark angelegte sogenannte Kontributionskataster beschrieb den 
Besitz der ländlichen Güter (Timm 1980). Es diente als Grundlage für eine spätere gerech-
tere Besteuerung durch Kontributionen (Black-Veldtrup 2014, S. 41–43). Eine Mischform 
stellt das 1461 für die Grafschaft Siegen aufgestellte „Schatzungsregister“ dar. Entgegen 
der archivischen Bezeichnung (Philippi 1927, S. 206) umfasst es neben der Schatzung auch 
Hafer- und Weingeld der Untertanen.

2. Historische Entwicklung der Quellengattung

a) Allgemeine Entwicklung

Schatzungslisten sind Ergebnisse des landesherrlichen Bemühens, Einnahmen zu erzielen. 
Neben Einkünften aus Domänen und Regalien (u.a. der Zoll) standen solche aus direkten 
oder indirekten Steuern zur Verfügung. Direkte Steuern können aus Grundbesitz, Ver-
mögen und Einkommen oder pauschal von Personen abgeleitet werden. Solche Steuern 
konnten von Besteuerten nicht auf andere abgewälzt werden. Das unterscheidet sie von 
indirekten Steuern, die wir z. B. heute noch als Mehrwertsteuer kennen und die vor allem 
dem privaten Konsum auferlegt wird. Schatzungslisten dokumentieren ausschließlich di-
rekte Steuern. 
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Im hohen und ausgehenden Mittelalter erwartete man in der Theorie, dass die Landes-
herren ihre Ausgaben aus den Einkünften der Domänen und den Einnahmen aus Regal-
rechten finanzierten. Als Inhaber von Vogtei- und/oder Gerichtsrechten forderten sie seit 
dem 13. Jahrhundert die Bede (lat. exactio, petitio) ein. Sie wurde zunächst nicht von der 
Geistlichkeit, der Ritterschaft und Städten erhoben. Der gestiegene Finanzbedarf im 14. 
und 15. Jahrhundert, vor allem durch Kriegführung und Hofhaltung, führte zur Erhebung 
außerordentlicher Steuern. Weil darin auch die zunächst befreiten Gruppen einbezogen 
werden sollten, war die Zustimmung der Landstände erforderlich. Die Stände erhielten 
deshalb im Laufe des 15. Jahrhunderts ein Steuerbewilligungsrecht. In den 1540er-Jahren 
leiteten die wegen der Türkengefahr erhobenen Steuern eine Wende in der Finanzgeschich-
te ein. Die zunächst außerordentlichen, von den Landständen bewilligten Steuern, verste-
tigten sich. Bis zum Beginn des 17. Jahrhundert hatte sich die kontinuierliche Schatzung 
durchgesetzt. Sie blieb an die Bewilligung der Stände gebunden. Die Stände legten die Art 
der Steuererhebung fest – vor allem bestimmten sie die Art des Steuerobjekts. Wichtig-
ste Steuerobjekte waren Personen (Köpfe), Grundbesitz, Vieh und Feuerstätten. In der 
Mehrzahl der Schatzungen wurde der Steuerbetrag nach Beruf, Vermögen oder Stand dif-
ferenziert werden. Unterstellt wurde in der Regel eine berufsbedingte unterschiedliche 
Leistungsfähigkeit. Grundbesitz wurde nach der Qualität und/oder der Größe besteuert. 
Beim Viehschatz musste festgelegt werden, welches Vieh besteuert wurde. Kleinvieh wur-
de in der Regel ausgespart. Die Feuerstätten-Besteuerung (der Rauchschatz) arbeitete mit 
Pauschalbeträgen für jeden Haushalt. 

Der Prozess der Steuerbewilligung und -erhebung setzte auf den Landtagen ein. Die 
Höhe der gesamten Steuer an den Landesherrn wurde festgelegt, sodann die Umlage auf 
die Steuersubjekte bestimmt. Zwei Verfahren sind dabei zu unterscheiden: die Repartiti-
on und die Quotisation. Die Repartition legt einen Gesamtbetrag fest, der dann auf die 
einzelnen Steuersubjekte verteilt wurde. So legten beispielsweise die Vertreter der Städte 
in den Landtagen die Steuersumme der einzelnen Städte nach Größenklassen in einer Ma-
trikel fest. Die Quotisation schrieb für die vorher definierten Sachverhalte einen zu zah-
lenden Steuerbetrag vor, der durch Edikt publiziert wurde (Beispiel: Black-Veldtrup 2014, 
S. 31). Danach begann die Arbeit derjenigen, welche die Steuern festsetzten. Anschlie-
ßend wurden die Steuern erhoben. In den meisten westfälischen Territorien nahmen im 
17. Jahrhundert zur Steuerfestlegung Rezeptoren die Tätigkeit auf (zu Münster Bockhorst 
2014). Die Steuererhebung selbst oblag den lokalen Obrigkeiten. 

b) Entwicklung in Westfalen und den Nachbarregionen

Wie in den meisten übrigen deutschen Territorien sind aus dem 13. und 14. Jahrhundert 
in Westfalen nur wenige Schatzungen bekannt und keine Schatzungslisten überliefert. 
Im Fürstbistum Münster ist für 1359 erstmals die Mitwirkung der Landstände bei einer 
Schatzung bezeugt (Kirchhoff 1988). Eine erste erhaltene Schatzungsliste stammt aus dem 
Jahr 1427. Nach 1450 häuften sich die außerordentlichen Schatzungen. Jedem neuen Bi-
schof wurde nach Wahl eine sogenannte Willkommschatzung bewilligt. Die erhaltene von 
1498/99 brachte Bischof Conrad im Oberstift 11.050 Mark ein. Sie finanzierte sich aus ei-
ner Personenschatzung (Hartig 1976). Auch für das Niederstift sind Schatzungslisten aus 
jenem Jahr überliefert (Sieve 2016). Seit den 1520er-Jahren wurden die Forderungen des 
Reiches an seine Stände auf Grund der Türkenkriege durch Personenschatzungen umge-
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setzt. Weitere Schatzungen zog die Belagerung der Stadt Münster 1534/35 im Krieg gegen 
die Täufer nach sich. Aus der Umlage der Türkensteuer auf Kirchspiele ergab sich seit 
1544 eine Verstetigung als sogenannte Kirchspielschatzung. Sie wurde im 17. Jahrhundert 
mehrfach jährlich, am Ende monatlich erhoben und war zur Routine geworden. Die Ko-
sten des Siebenjährigen Krieges wollte das Fürstbistum durch zahlreiche Schatzungen auf 
die Bewohner des Landes abwälzen, die vielfach Steuern schuldig bleiben mussten. 

Das Fürstbistum Paderborn erhob den Landschatz seit 1495 als Grundsteuer in unre-
gelmäßiger Folge (Lotterer 2003, S. 206). Für den Willkommschatz 1498 ist eine Umlage 
auf Städte und Ämter erhalten (Brand 1912, S. 100–104). Heftig umstritten waren die Steu-
erausschreibungen seit 1589, weil das Steuerbewilligungsrecht der Stände mit der freien 
Ausübung des Augsburger Religionsfriedens verbunden war. Kopf-, Vieh- und Rauch-
schatz wurden sukzessive im 17. Jahrhundert eingeführt. Die Steuerleistung der einzelnen 
Städte und Dörfer verstetigten sich und führte zu einer im 18. Jahrhundert geltenden Ma-
trikel (Brand 1912, S. 104–109).

Im Herzogtum Westfalen setzte eine über die Bede hinausgehende Schatzung spätestens 
1536 ein. Die Schatzungsliste von 1536 protokollierte die Veranlagung durch sogenannte 
„Schatzherren“, den Vertretern des Landesherrn und der Stände (Oberschelp 1971; Wal-
berg 2000, S. 8f. zu 1543). Als Soll-Verzeichnis blieb sie jahrzehntelang gültig und ist wohl 
deshalb erhalten. Dem zweiten edierten Register von 1565 ging eine Neuveranlagung vor-
aus. Die Steuererhebung blieb bis zum Ende des Alten Reiches eine Angelegenheit der 
Stände, deren Archiv im Stadtarchiv Arnsberg 18 unterschiedliche Steuerlisten zwischen 
1663 und 1783 enthält (Gosmann 2014). Sie umfassen die außerordentlichen Steuern an-
lässlich der Türkenkriege und des Siebenjährigen Krieges sowie den Kopf-, Vieh- und 
Rauchschatz. Singulär in Westfalen ist die Besteuerung der Knechte und Mägde 1777, 
1780 und 1781. 1794 wurden auf dem Landtag in Arnsberg die Steuerprivilegien des Adels 
heftig diskutiert. Es gelang der Bank der Städte aber nicht, eine Grundsteuer auf adlige 
Güter durchzusetzen. 

In der Grafschaft Mark nahmen die Stände im ausgehenden 15. Jahrhundert eine starke 
Position ein. Der Ritterschaft gelang es, weitgehend von Steuerzahlungen freigestellt zu 
werden. Nur bei der außerordentlichen Schatzung von 1468 beteiligte sie sich. Die Städte 
waren zwar regelmäßig an landständischen Steuern beteiligt, wälzten aber die Hauptlast 
auf das bäuerliche Umland ab. Die Schatzung von 1486 war keine Grundsteuer, sondern 
bezog die Dienstboten ein. Die Türkensteuer wurde in den Jahren 1532 und 1544 als 
„Kommunikantensteuer“ aufgebracht. Steuerpflichtig waren also nur zur Kommunion 
zugelassene männliche Untertanen, die zwölf Jahre oder älter waren. Ende des 16. Jahr-
hunderts kam die Schornsteinsteuer auf, welche die Landesverteidigung finanzieren sollte. 

In der Grafschaft Lippe setzte sich der Landschatz, der seit dem Dreißigjährigen Krieg 
Kontribution genannt wurde, als wichtigste direkte Steuer durch und verdrängte als ein-
zige ländliche Besitzsteuer Vieh-, Kopf- und Scheffelschatzungen (Arndt 1992, S. 137f.). 
Die ältesten erhaltenen Landschatzregister stammen aus dem Jahr 1467 (Stöwer 2001). 
Der Landschatz wurde von der Landbevölkerung auf der Grundlage einer Klassifikati-
on der Höfe nach Größe und Alter erhoben. Eine Katasterreform sollte zwischen 1752 
und 1768 offenkundige Ungerechtigkeiten beheben. Sie sah eine Abschöpfung von einem 
Drittel der bäuerlichen Erträge durch den Landschatz vor. Die Einführung der neuen 
Grundlage löste 1768 eine Welle von Protesten aus, die mehrere Revisionen nach sich zog. 
Lippe kannte neben dem Landschatz mehrere außerordentliche direkte Steuern, die in 
Kriegs- und Notzeiten anfielen. Singulär war zwischen 1752 und 1789 eine Tabaksteuer, 
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die wegen der hohen Schulden des Regiebetriebs in Lemgo von Rauchern wie Nichtrau-
chern erhoben wurde und faktisch nichts anderes als eine Kopfsteuer war.

3. Quellenkritik und Überlieferungslage

Schatzungslisten liegen in unterschiedlichen Überlieferungsformen vor. Sie können als 
Ergebnis des Anschlags, als Soll-Liste oder nach der Steuererhebung als Einnahmeregister 
angelegt worden sein. Das märkische Schatzbuch von 1486 verbindet beides miteinan-
der, indem dem Soll die tatsächlich geleisteten Zahlungen und der geschuldete Restbe-
trag gegenübergestellt wurde (Meister 1909). Ähnlich verfuhr man 1685 in Warendorf, 
wo bei der Personenschatzung den Soll-Sätzen ein solutum (gezahlt) hinzugesetzt wur-
de (Schmieder 2000). Abschriften von Schatzungslisten sind aus wechselnden Motiven 
erstellt worden. Adlige bewahrten sie als Vertreter der Landstände auf (Walberg 2000). 
Landesherrliche Kanzleien nutzten Abschriften als Vorlage für künftige Schatzungen oder 
reichten Abschriften als Beweismaterial in Prozessen beim Reichskammergericht ein. So 
blieb die Willkommschatzung von Münster 1498/99 wegen der dort verhandelten Streitig-
keiten mit Steinfurt erhalten.

Quellenkritische Überlegungen zum Steuersubjekt müssen bei der Frage einsetzen, 
wer laut erhaltener Schatzungsliste keine Steuern zahlte. Dies ist verbunden mit der Frage 
nach dem Bereich, in dem Landesherrschaft ausgeübt wurde. Das Märkische Schatzbuch 
von 1486 erfasste nur den bäuerlichen Raum, weil Adel und Städte die Leistung ihrer Bei-
träge separat organisierten. Es fehlten ferner die Bauern aus den Großgrundherrschaften 
Essen und Werden. Für die Essener Stiftshöfe wurde 1552 eine eigene Schatzungsliste 
geführt (Borgmann 1937). Außerdem blieben die adligen Eigengerichte unberücksichtigt. 
In Münster war im 16. Jahrhundert die Heranziehung der klevischen Untertanen im Amt 
Ahaus und der Bewohner der Herrschaft Gemen Anlass häufiger Auseinandersetzungen. 
Im Lippischen verweigerten die sogenannten Ravensbergischen Höfe und die Hörigen 
der adligen Familie Wendt die Schatzungen (Stöwer 2001, S. XI). Bei den Schatzungen 
im Herzogtum Westfalen 1536/65 verweigerten mehrere Orte die Zahlung, weil sie ver-
meintlich andere Obrigkeiten als den Kölner Erzbischof für sich reklamierten. Während 
die Herrschaft Sümmern auf das Domkapitel, lokale Adlige oder Klöster als Inhaber der 
Gerichtsrechte verwies, beriefen sich Teile des Assinghauser Grunds auf die Grafen von 
Waldeck (Oberschelp 1971, S. 28, 116, 123–125). 

Die Bemessungsgrundlage für die Schatzung, also die Frage nach dem Steuerobjekt, 
ist im Spätmittelalter nicht immer deutlich zu erkennen. Im Märkischen Schatzbuch von 
1486 ist die Höhe der Schatzung zwar kurz genannt, hinterlässt aber einige Unklarheiten 
über die Abgabesätze (Meister 1909, S. 3). Bei den lippischen Schatzungen zwischen 1467 
und 1507 fehlten solche Vorgaben völlig, weshalb Stöwer (2001, S. XIV) die Frage aufwarf, 
ob die Erträge dieser Schatzungen auf den gleichen Grundlagen beruhten. Noch gravie-
render für eine anschließende Auswertung ist die Staffelung der Schatzungen nach Ver-
mögen oder anderen Kriterien. Spiegeln sie halbwegs zuverlässig die Realität wider oder 
verzerren sie die Wirklichkeit? Die Staffelung der Schatzung nach der Bodenqualität beim 
Feuerstättenschatz in Münster 1536 lässt Wirklichkeitssinn erkennen, denn die landwirt-
schaftlichen Erträge auf gutem Boden (dem Drein) waren besser als auf Sand (Kirchhoff 
1988, S. 16). Am nächsten an der sozialen Wirklichkeit waren Kopf- oder Personenschat-
zungen, die ausführlich einzelne Haushalte beschrieben und die Unmöglichkeit Steuern 
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zu zahlen, durch ein pauper vermerkten. Die in Kommunalarchiven anzutreffenden Ak-
ten über Beschwerden gegen die Veranlagung belegen die Mängel der Staffelungen ebenso 
wie die „Restantenlisten“, welche die mangelnde Liquidität der Schatzungspflichtigen be-
legen (Reininghaus 2014, S. 124). Die Charakterisierung mit „besserer“ oder „schlechterer 
Kondition“ ließ viele Spielräume offen (Münster 1685, Schmieder 2000, S. 18f.). In Geseke 
und anderen Städten im Herzogtum Westfalen gab es für Handwerker außer Bäckern und 
Fleischhauern 1779 immerhin drei Steuerkategorien: bessere, mittlere und schlechte Kon-
dition (Reininghaus 2014, S. 123). 

Auf der Ebene der städtischen Matrikel blieben über lange Zeiten die Sätze für die 
einzelnen Städte gleich; sie reagierten also nicht flexibel auf strukturelle Veränderungen. 
Einzig bei Stadtbränden konnte die Schatzung temporär entfallen. Die Matrikel für das 
Herzogtum Westfalen galt als Soll-Satz von 1654 bis zum Ende des Alten Reiches, ohne 
Veränderungen der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zu berücksichtigen! Schatzungsli-
sten aus aufeinanderfolgenden Jahren erlauben Aussagen zum Auf- oder Abstieg der ein-
zelnen Steuersubjekte. Schatzungslisten z. B. aus den krisenreichen 1770er-Jahren belegen 
starke Auswirkungen der Agrarkonjunktur auf die wirtschaftliche Lage der Steuerpflich-
tigen (Reininghaus 2014, S. 138). 

Schatzungslisten aus westfälischen Territorien sind in unterschiedlicher Dichte erhal-
ten. Für das Fürstbistum Münster fehlen zwischen 1669 und 1800 Listen in der staatlichen 
Überlieferung. Die Sichtung von Adelsarchiven verheißt allerdings Funde zu einzelnen 
Jahren und Orten, wie das Beispiel Albachten zeigt (Häming/Wilmsen 2014, S. 34f.). Die 
Paderborner Kopfschatzlisten von 1787 bis 1801 sind nach Orten organisiert. Ältere Li-
sten sind hier nur sporadisch erhalten. Das Herzogtum Westfalen ist seit dem mittleren 
16. Jahrhundert durch eine Folge von Schatzungslisten vergleichsweise gut dokumentiert 
(Gosmann 2014). Das gleiche gilt für Lippe. Die Überlieferung zu den später preußi-
schen Territorien in Westfalen ist unbefriedigend. Für die Grafschaft Mark folgen auf das 
Schatzbuch von 1486 nur punktuell erhaltene Schatzungslisten. Die meisten dürften kas-
siert worden sein (Schütte 2001, S. 166). Allerdings sind die außerwestfälischen Archiv-
bestände in Duisburg und Berlin noch nicht systematisch gesichtet worden. Der Fund 
von Steuerzetteln für die Gerichte Witten, Stiepel und Langendreer in Berlin (Beckmann 
2009) sollte Mut zur weiteren Suche machen. Der Befund zu Minden und Ravensberg fällt 
noch erheblich schlechter aus als für die Grafschaft Mark. Für die Grafschaft Tecklenburg 
bricht die Überlieferung der Schatzungsregister noch vor der preußischen Zeit 1634 ab 
(Leesch 1974). 

Die Reichsstadt Dortmund legte 1664 die auf sie entfallende Türkensteuer mit einer 
Schatzung auf ihre Bürger um. Die Schatzung gliederte sich in 15 Steuerobjekte auf und 
war eine gemischte Veranlagung von Grund und Boden, Vieh, Vermögen und Berufen. 
Schatzungslisten haben sich hierzu nicht erhalten (Fahne 1855, S. 94–96).

4. Auswertungsmöglichkeiten

Schatzungslisten können vielen Teilbereichen der Geschichtswissenschaften als Quelle 
dienen. Sie erlauben in vorstatistischer Zeit eine Annäherung an die Bevölkerungszahl 
von Siedlungen. Bevor Volkszählungen, die in den preußischen Territorien Westfalens um 
1740 einsetzten, die Zahl der Einwohner exakt festzuhalten versuchten, vermitteln die 
Schatzungslisten wenigstens grobe Konturen. Da in den geistlichen Staaten − abgesehen 
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vom Status animarum im Fürstentum Münster 1749 – flächendeckende Zählungen fehlen, 
fungieren Schatzungslisten als „sekundärstatistische Quelle“ (Vogeler 2004, S. 199). Al-
lerdings gilt es viele Einschränkungen bei Hochrechnungen auf Bevölkerungsgrößen zu 
beachten. Wenn z. B. nur die Haushaltsvorstände Schatzung zahlten, muss hochgerechnet 
werden, wie viele Personen einem einzelnen Haushalt angehörten. Bei den Kommunikan-
tensteuern und bei den Kopfschatzlisten des Herzogtums Westfalen im 18. Jahrhundert 
fehlten z. B. alle Kinder unter 12 Jahren. Zur Berechnung der Bevölkerungszahl muss ihr 
Anteil geschätzt werden. Für jegliche Form von Schatzungslisten sind die schatzungsfrei-
en Gruppen zu berücksichtigen: Vielfach waren Adel, Kirche und Klosterinsassen, aber 
auch staatliche und lokale Funktionsträger von Steuern befreit. Einen Unsicherheitsfaktor 
bildeten in Garnisonsstädten Soldaten, die in der Regel in Schatzungslisten nicht erfasst 
wurden. In Städten sind z. B. Doppelzählungen wahrscheinlich, wenn Lehrlinge und Ge-
sellen, die nicht bei ihrem eigenen Vater dienten, aber noch als Kinder in dessen Haushalt 
auftauchten. Die größte Genauigkeit darf man bei Schatzungen in den Städten erwarten, 
die sich auf einzelne Haushalte und deren Angehörige bezogen. Sie erlauben, Fehlerquel-
len konkret aufzuspüren.

Unter den genannten Voraussetzungen nutzt die Orts- und Siedlungsforschung die 
Schatzungslisten mit großem Gewinn. Sie ermöglichen für ein Stichjahr oder über län-
gere Zeiträume hinweg auf dem platten Land den Nachweis von Höfen und Familien. 
Dies hat sich in Höfeverzeichnissen für das gesamte Münsterland (Feldmann 1994) oder 
einzelne Orte (Häming/Wilmsen 2014) niedergeschlagen, wobei die Schatzungslisten nur 
eine unter mehreren ausgewerteten Quellengruppen waren. Im 16. Jahrhundert bieten 
die meisten Schatzungslisten nicht mehr als den Namen und die Steuerleistung im Soll 
oder Ist. Doch reichen diese Informationen aus, um eine ländliche Siedlung grob in ihren 
Strukturen zu erfassen. Zugleich wertet die sprachgeschichtliche Forschung Schatzungs-
listen namenskundlich aus. Die Möglichkeiten, die Schatzungslisten für Forschungen zur 
Landwirtschaft bieten, hat Gisela Lange aufgezeigt. Sie hat nacheinander das Schatzbuch 
von 1486, eine Schatzungsliste für das Amt Wetter 1645 und den Kontributionskataster 
von 1705 zu Untersuchungen über die Grafschaft Mark ausgewertet (Lange 1988; 1995; 
1999). Ihre Analyse zur Quelle von 1905 ermittelt u. a. die Größe schatzpflichtiger Güter, 
ihre Bodennutzung sowie die Dienste und Abgaben, die sie belasteten (Lange 1988). 

Im Laufe des 17. und 18. Jahrhunderts gewannen vor allem die städtischen Schatzungs-
register an Genauigkeit. Sie ermöglichen Zugriffe auf die Wirtschafts- und Sozialstruktur 
der Städte. Auf gesamtstädtischer Ebene können aufgrund der Schatzungssätze Schich-
tungsmodelle entworfen werden, die Stadtbewohner nach reichen, mittleren und armen 
Existenzen ordnen. So ließen sich beispielsweise für Warendorf 1685 vielfältige Formen 
der Armut aufzeigen: Witwen mit mehreren Kindern, arbeitslose Gesellen, deren Frauen 
bettelten, oder Tagelöhner, die von Almosen lebten (Schmieder 2000, S. 17). Falls die Be-
rufe der Haushaltungsvorstände genannt wurden, sind die wirtschaftlichen Schwerpunkte 
einer Stadt zu ermitteln. In Warendorf dominierte 1684 das Textilgewerbe mit 518 von 828 
Haushalten. In Geseke lebten 1777 von knapp 400 Haushalten rund 40 % vom Agrarsek-
tor (Reininghaus 2014, S. 132). Juden nahmen in städtischen Schatzungslisten eine Sonder-
rolle ein. Trotz der an den Landesherrn gezahlten Geleitgeldes wurden sie von den Städten 
im Regelfall noch einmal veranlagt.

Innerhalb der Stadt folgte die Veranlagung einem topographischen Muster. Die Schat-
zungslisten gliederten sich meistens nach Vierteln und Straßen, ohne dies immer nach 
außen hin deutlich zu machen. Kombiniert man sie mit ergänzenden Quellengruppen, so 
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sind schon für das späte 17. und 18. Jahrhundert sozialtopographische Unterschiede in ei-
ner Stadt zu erkennen, auch wenn die Bewohner nicht parzellengenau zugeordnet werden 
können. Vermögensunterschiede nach Stadtvierteln lassen sich deutlich erkennen. Singu-
lär ist das Häuserbuch der Stadt Münster, das sich nach Vorarbeiten von K. H. Kirchhoff 
in erheblichem Maße auf die Schatzungslisten von 1590 bis 1804 stützt (Klötzer 2014). 

Eine Analyse der Schatzungsliste nach Haushaltsformen ist wegen der unterschiedli-
chen Erfassung der Kinder unter zwölf Jahren schwierig. In Warendorf wurden sie 1685 
gezählt, in Geseke 1777 nicht. Für Warendorf sind kleine Haushalte mit durchschnittlich 
nur 1,9 Kindern festzustellen. Aussagekräftig ist die Zahl der Dienstboten. Je höher ein 
Haushaltungsvorstand besteuert wurde, umso mehr Knechte und Mägde beschäftigte er 
in der Regel. 

Rauchschatzregister vermitteln Informationen über das Wohnen und Arbeiten der 
Einwohner. Sie protokollieren nicht nur Herdfeuer und Öfen, sondern auch die Essen der 
Schmiede, Hammerwerke, Färbe-, Branntwein- und Braukessel sowie Backöfen (Spohn 
2008). 

Selten sind bisher die Schatzungslisten für Untersuchungen zur Finanz- und Verfas-
sungsgeschichte westfälischer Territorien ausgewertet werden (Ausnahmen: Schiefer 
1963; Arndt 1992; Borgschulze 2003). Das orts-, familien- und stadtgeschichtliche Inter-
esse dominierte. Will man jedoch den Kontext der einzelnen Schatzungen auf Ebene der 
Landesgeschichte verstehen, müssen sowohl die Verhandlungen der Landstände als auch 
die Proteste der Schatzpflichtigen einbezogen werden. Auch lässt sich der Zustand geist-
licher wie weltlicher Staaten in der Vormoderne nur prüfen, wenn ihre Einnahmen (also 
u.a. die Schatzungen) und Ausgaben, ihre Kreditbeschaffung und Schulden im Verbund 
untersucht werden (Reininghaus 2014). 

Im Idealfall lassen sich Schatzungslisten mit anderen Quellen verbinden und ermögli-
chen eine dichte Beschreibung des jeweiligen Ortes. Für Haltern wurde z. B. die Kopf-
schatzung im Fürstbistum von 1779 mit den Taxen der Brandversicherung und Bevölke-
rungslisten zu einer – häuserweise arrangierten – Sozialtopographie der Stadt ausgewertet 
(Stratmann 2014). 

5. Forschungsgeschichte in regionaler Perspektive

Schon im ausgehenden 18. Jahrhundert gab es ein öffentliches Interesse an Schatzungs-
listen. Büschings „Wöchentliches Magazin“ publizierte 1778 die Matrikel der monatli-
chen Schatzungen im Hochstift Münster, Weddigen 1787 den Matrikularanschlag einer 
Landschatzung im Bistum Paderborn in seinem „Westphälischen Magazin“. Die wissen-
schaftliche Erforschung und Auswertung der Schatzungslisten und anderen Quellen der 
Finanzgeschichte setzt in Westfalen um 1890 ein und wurde angeregt durch Georg von 
Below während seiner Zeit an der Akademie in Münster. Von Below hat selbst die Ge-
schichte der Steuern in Jülich und Berg vor 1540 verfasst (von Below 1890/92). Dort sind 
gelegentlich Aussagen zum Nebenland Ravensberg zu finden. Von Below regte Disser-
tationen über die Steuern in Kleve-Mark (Niepmann 1891) und im Fürstbistum Münster 
an (Metzen 1895). Betonten von Below und seine Schüler die Ableitung von Steuern aus 
der Verfassung des jeweiligen Landes, so stand für seinen Nachfolger Aloys Meister und 
seine Schüler die wirtschaftsgeschichtliche Auswertung im Vordergrund. 1909 edierte er 
das Schatzbuch der Grafschaft Mark von 1486 (Meister 1909). Der Herausgeber Aloys 
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Meister erkannte seinen hohen Quellenwert für die Landes-, Orts- und Familiegeschichte 
der Mark. Christoph Leopold Weber nutzte die Quelle samt weiteren Steuerlisten für sei-
ne Münsteraner Dissertation von 1909. Er versuchte daraus Bevölkerungszahlen für Stadt 
und Land abzuleiten. Sein Mitdoktorand Johannes Germing schrieb 1914 Webers Arbeit 
für das 17. Jahrhundert fort. Zwei weitere Schüler von Meister setzten wie von Below 
Schwerpunkte in verfassungs- und finanzgeschichtlicher Hinsicht: 1911 behandelte Franz 
Gordes das Herzogtum Westfalen, Alfons Brand 1912 das Fürstbistum Paderborn. Gor-
des konzentrierte sich auf die Steuergesetzgebung und sparte Steuerlisten aus, während 
Brand im Anhang sogar zwei edierte. Ein weiterer Schüler von Meister, Hugo Heide-
mann, wertete 1915 das Personenschatzregister von Münster 1685 aus. 

Der regionale Schwerpunkt der Beschäftigung mit Schatzungslisten lag in den 1920er- 
und 1930er-Jahren im mittleren und östlichen Ruhrgebiet (Schulte 1925, Schnettler 1932). 
Richard Borgmann (1909–1966) edierte 1936 und 1937 zwei Schatzungslisten aus der 
Grafschaft Mark und bereitete für dieses Territorium im Auftrag der Historischen Kom-
mission für Westfalen eine Übersicht über die Quellen zur Bevölkerungs- und Siedlungs-
geschichte vor. Angeregt hatten ihn sein Doktorvater Anton Eitel und der Geschäftsführer 
der Kommission Johannes Bauermann, der selbst das Türkensteuerregister für das Amt 
Bochum 1598 edierte. 1939 lagen die Schatzungslisten des Herzogtums Westfalen durch 
den Schmallenberger Frenn Wiethoff (1908–1944) vor, der im Zweiten Weltkrieg fiel. Erst 
1971 wurden seine Vorarbeiten durch Reinhard Oberschelp zum Druck gebracht. Die 
Edition erschien in der inzwischen eingerichteten Reihe XXX „Westfälische Schatzungs- 
und Steuerregister“ der Kommission, die Herbert Stöwer 1964 mit den lippischen Land-
schatzregistern eröffnet hatte. Insgesamt sieben Bände erschienen bis 2001 in dieser Reihe. 
Fritz Verdenhalven und Stöwer ließen zwei Bände zu Lippe folgen, Joachim Hartig ver-
öffentlichte die Münstersche Willkommschatzung 1498/99. Wolfgang Leesch vereinigte 
1974 Schatzungs- und sonstige Höferegister der Grafschaft Tecklenburg. Willy Timm, der 
1986 eine Neubearbeitung des Schatzbuchs von 1486 vorlegte, edierte das Kataster der 
kontribuablen Güter der Grafschaft Mark von 1705. 

Die Editionen unter dem Dach der Kommission haben die ortsgeschichtliche For-
schung in Westfalen gefördert. Weil es aber leitendes Prinzip der Kommission war, jeweils 
ein ganzes Territorium abzudecken, entstand ein großer Bedarf an weiteren Editionen 
als Hilfsmittel für die Lokalgeschichte. Deshalb riss seit 1944 die Serie der Publikationen 
nicht ab, die sich nur auf einen Ort bezogen. In jenem Jahr machte Anton Führer alle 
Personenlisten zu Medebach zwischen 1739 und 1807 im Druck zugänglich. Ein ähnlich 
umfassendes, zeitlich aber noch weiter gestecktes Vorhaben, konnte Hermann Terhal-
le 1997/2002 realisieren, als er sämtliche erhaltenen Schatzungslisten für Stadt und Amt 
Vreden zwischen 1498 und 1806 publizierte. Trotz dieser Vielzahl der großen und klei-
nen Editionen sind schmerzhafte Lücken zu konstatieren. Sie ergeben sich z. T. aus der 
Überlieferungslage (siehe oben 4.): Erstens: Das späte 15. und 16. Jahrhundert ist über-
repräsentiert, weil die älteren Schatzungslisten mehr interessierten als die jüngeren. So 
ist die reiche Überlieferung für das Herzogtum Westfalen zum 17. und 18. Jahrhundert 
wegen fehlender Editionen allenfalls ansatzweise in der Ortsgeschichte berücksichtigt 
worden (Scheele 2003 zum Olper Umland). Zweitens: Zu nicht wenigen Einzelterritorien 
in Westfalen fehlen weitgehend Editionen (Paderborn, Siegen). Die kleineren Territorien 
sind durchweg unterrepräsentiert. Umso mehr sind die Editionen von Christian Loefke 
zum osnabrückischen Amt Reckenberg 1997/99 und Jochen Ossenbrink zur Herrschaft 
Rheda 2007 zu begrüßen.
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Die quellenkundliche Auseinandersetzung mit Schatzungslisten beschränkte sich lange 
auf die Einleitungen zu den Editionen. Der 2013 in Arnsberg veranstaltete Workshop gab 
hierzu weitere, darüber hinausgehende Anstöße zur Beschäftigung mit dieser Quellen-
gruppe (Reininghaus/Stumpf 2014).
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Lehnregister und Lehnbücher
Wilfried Reininghaus

1. Definition der Quellengattung

Lehnregister und Lehnbücher enthalten in der Regel die Zusammenstellung sämtlicher 
Lehnsmannen (Vasallen) eines Lehnsherrn. Lehnbücher entstanden später und wurden 
im Gegensatz zu den lose angelegten Lehnregistern in Buchform geführt. Alternativ zu 
Lehnregister und Lehnbuch werden die Begriffe Mannbücher, Lehnkopial oder Lehns-
briefregister gebraucht. Die Bezeichnung „Salbuch“ resultiert aus der ursprünglichen Ver-
mengung von Lehen mit Grundbesitz. 

Die Begrifflichkeit zum Lehnwesen bzw. Lehnswesen schwankt, die Komposita mit 
„Lehen“ werden mal mit und mal ohne Fugen-S verwendet. In den älteren Editionen der 
Historischen Kommission für Westfalen wurde das „s“ durchgehend weggelassen, in der 
neueren Sekundärliteratur wird es dagegen überwiegend eingefügt. Eine allgemein aner-
kannte grammatische Regel zum Gebrauch des Fugen-S gibt es nicht, die Entscheidung 
bleibt allein dem Sprachgefühl überlassen. Mit Blick auf den mehrheitlichen Gebrauch in 
der Fachterminologie werden im Folgenden Aufzeichnungen in Buchform oder als Regi-
ster als „Lehnbücher“ und nicht als Lehnsbücher bezeichnet, dementsprechend ist auch 
von „Lehnregistern“ und „Lehnkopiaren“ die Rede. Alle übrigen Begriffe werden dage-
gen mit einem Fugen-S versehen (Lehnswesen, Lehnsbriefe usw.). 

2. Historische Entwicklung der Quellengattung

a) Allgemeine Entwicklung

Lehnregister und -bücher sind eine zentrale Quelle zur Geschichte des Lehnswesens. Das 
Lehnswesen wird in einer weiten und in einer engen Version definiert. Die weite Versi-
on, nach dem lateinischen Wort feudum für Lehen Feudalismus benannt, bezeichnet die 
ganze Epoche zwischen Antike und Französischer Revolution, nicht nur unter Marxi-
sten. Diese Version wird hier nicht weiter verfolgt. In der engeren Version bezeichnet 
das Lehnswesen ein System der Vergabe von Land oder anderen Lehnsobjekten gegen 
die Leistung des Treueids und „Mannschaft“, in der Regel die Unterstützung des Lehns-
herrn in kriegerischen Auseinandersetzungen. Das Lehnswesen regelt die Beziehungen 
zwischen Lehnsherrn und seinen Mannen (Vasallen). Es prägte die deutsche und damit 
auch die regionale Geschichte vom 9. bis zum 19. Jahrhundert in unterschiedlicher Inten-
sität. Im Laufe des Mittelalters bildete sich eine Lehnspyramide heraus mit dem König an 
der Spitze, den Fürsten, Grafen, Edelherren und Adligen auf den Stufen darunter. Nach 
dem Sachsenspiegel (um 1230) waren ursprünglich Frauen, Kleriker, Bürger und Bauern 
nicht lehnsfähig. Solcher Ausschluss galt in der Lehnspraxis des späten Mittelalters jedoch 
nicht mehr. Gerade in nordwestdeutschen Territorien sind Bauern als Lehnsträger nicht 
zu übersehen. Eine wichtige Unterscheidung ist hier einzuführen. „Aktivlehen“ gibt der 

 	 LL 1
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Lehnsherr aus, „Passivlehen“ nimmt der Lehnsträger entgegen. Ein und dieselbe Person 
kann über Aktiv- und Passivlehen verfügen. Wird ein Passivlehen weiterverliehen, spricht 
man von Afterlehen.

In der Schriftlichkeit des Lehnswesens sind idealtypisch vier Phasen zu unterschei-
den. Die Phasen überschneiden sich und sind real nicht deutlich voneinander zu trennen. 
In der ältesten Phase wurde das Lehnsverhältnis durch symbolische Handlungen ohne 
Schriftform in ritueller Form begründet. Der Vasall leistete Mannschaft, indem er seine 
gefalteten Hände in die des Lehnsherrn legte (manumissio) und ihm den Treueid schwor. 
Daraufhin investierte der Lehnsherr den Lehnsmann, wiederum unter Verwendung eines 
Symbols, in ein Lehen (Stollberg-Rilinger 2013, S. 138f.).

In einer zweiten Phase, im 12./13. Jahrhundert, notierten die Vasallen ihren Namen 
und das Lehnsobjekt auf einen Zettel und reichten ihn beim Lehnsherrn ein, vor allem bei 
Erneuerung der Lehnsbeziehungen durch den Tod des Lehnsherrn (Herrenfall) oder des 
ursprünglich Belehnten (Mannfall). 

Eine dritte Phase wurde im späten 12. und 13. Jahrhundert eingeleitet, als Lehnsherrn 
Aufzeichnungen in Registerform anlegten, um ihre Besitzrechte zu sichern. Charakteri-
stisch ist die Begründung für die Anlage jenes Lehnsverzeichnisses, das als das eines der 
ältesten erhaltenen gilt: „Quoniam generatio preteriit et generatio advenit, idcirco cuncta 
oblivione teguntur, que litterarum amminiculo non fulciuntur“ [„Wenn eine Generati-
on gegangen und eine (neue) gekommen ist, fällt deshalb alles der Vergessenheit anheim, 
was nicht durch den Beistand der Buchstaben gestützt wird“; Spieß 2011, S. 95]. Wer-
ner von Bolanden notierte darin um 1190 nicht nur Aktiv-, sondern auch Passivlehen. 
Im 13. Jahrhundert begannen mit zunehmender Schriftlichkeit, mit den Umbrüchen in 
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft durch die Urbanisierung und die Umgestaltung der 
Agrarverhältnisse immer mehr Lehnsherrn, wie Werner von Bolanden ihre Besitzungen 
schriftlich festzuhalten. Dies geschah anfänglich nicht in Buchform, sondern in losen, zu-
nächst ungebundenen Kompositionen von Schriftstücken, die die Informationen der von 
den Vasallen eingereichten Zettel zusammenstellten. Die Ausstellung von Lehnsurkunden 
war in dieser Zeit noch selten. Zwei Formen der Urkunden sind dabei zu unterscheiden: 
Lehnsbrief und Lehnsrevers. Der Lehnsherr stellte nach der Belehnung des Vasallen einen 
Lehnsbrief aus, in der der Lehnsempfänger, das Lehen, die erfolgte Belehnung und die sich 
daraus ergebenden Pflichten angegeben waren. Der Lehnsrevers ist eine vom Lehnsmann 
für den Lehnsherrn ausgestellte Urkunde, in der der Vasall den Erhalt der Lehen bestä-
tigte und versprach, die Lehnspflichten zu erfüllen. Lehnsbrief und Lehnsrevers konnten 
wechselseitig aufeinander bezogen sein, in der der eine in den anderen eingefügt (inseriert) 
wurde.

In einer vierten Phase seit dem 14. Jahrhundert ging die Initiative in der Schriftlichkeit 
auf die Lehnsherrn über, die systematisch Lehnbücher anlegten. Im Gegensatz zu den Re-
gistern waren sie in der Regel nicht mehr chronologisch, sondern nach anderen Kriterien 
angelegt. Sie konnten nach geographischen Kriterien (z. B. nach Ämtern), nach Vasallen 
in alphabetischer Reihenfolge ihrer Vornamen, nach Rechtsqualitäten (z. B. in Mannen, 
Dienstmannen, Burgmannen) oder anderen Gesichtspunkten geordnet sein. Die dritte 
und vierte Phase überschnitten sich, der Übergang von Lehnregistern zu Lehnbüchern 
verlief fließend. Die Lehnsurkunden kamen erst jetzt zur vollen Blüte und wirkten sich 
auch auf die Inhalte der Lehnbücher aus. Denn diese umfassten immer mehr den Inhalt 
von Urkunden und nur noch seltener den von Zetteln. Lehnbücher wurden so zu Lehn-
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kopiaren oder Lehnbriefregistern. Zur Sicherung der territorialen Herrschaft blieb die 
Führung der Lehnbücher bis zum Ende des Ancien Regime erhalten.

Wegen der Verknüpfung der Lehen mit dem Grundbesitz der Lehnsherren haben Lehn-
register und -bücher oft Ähnlichkeit mit Urbaren und Lagerbüchern. Woldemar Lippert 
sah in den Urbaren Vorläufer der Lehnregister (Lippert 1903, S. XXXI), Oswald Redlich 
sprach von einer Phase der „urbarialen Lehnbücher“, die über die Mitte des 13. Jahr-
hunderts angedauert habe (Redlich 1911, S. 160f.). In Wittgenstein bezeichnen deshalb 
Salbücher (eine regionale Bezeichnung für Urbare) Lehnbücher, während die lippischen 
Salbücher Abgaben an den Grundherrn registrieren. 

b) Entwicklung in Westfalen und den Nachbarregionen

Die Entwicklung der Lehnregister und Lehnbücher in Westfalen unterscheidet sich nicht 
grundlegend vom allgemeinen Gang der Dinge im deutschen Sprachraum (Theuerkauf 
1964). Sicher ist: Im 14. Jahrhundert dürfte es Aufzeichnungen über den Bestand an Lehen 
in allen größeren und kleineren Territorien gegeben haben. Beispiele liegen hierfür mit den 
Editionen für das Fürstbistum Münster und die Grafschaft Mark vor (Kemkes/Theuer-
kauf/Wolf 1993; Kemkes/Wolf 2010; Westerburg-Frisch 1987). Für Landesherren unserer 
Region dürfte jener Rat ausschlaggebend gewesen sein, den Levold von Northof dem Lüt-
ticher Bischof Adolf von der Mark gab und der darauf für seinen Sprengel ein Lehnbuch 
anlegte. Die Frage, wann und warum im 13. Jahrhundert Aufzeichnungen in Westfalen 
und Nachbarräumen einsetzten, ist bisher selten aufgeworfen worden. Sie ist schon des-
halb schwer zu beantworten, weil ältere Lehnregister häufig nur mit Mühe zeitlich genau-
er einzugrenzen sind, da sie nur als Abschriften in jüngeren Textzeugnissen vorkommen. 
Auffällig ist, dass kleine Herrschaften wie die von Volmarstein (Krumbholtz 1917; nach 
1250) oder von (Burg-)Steinfurt (Bruns 1987; 1282) bereits in der zweiten Hälfte des 13. 
Jahrhunderts frühe Zusammenfassungen der Lehen anlegten. Sie mussten sich gegen grö-
ßere Nachbarn behaupten. Die Grafen von Ravensberg notierten um 1280 entfernt liegen-
de Lehen. Der Kölner Erzbischof registrierte 1293, also bald nach der Schlacht von Wor-
ringen 1288, seine westfälischen Lehen. Ähnlich reagierten Corvey (Wiegand 1833/38) 
und Minden (Kemkes/Wolf 2010) im frühen 14. Jahrhundert, um der Entfremdung von 
Lehen vorzubeugen. Hieraus lässt sich ableiten, dass Lehen umso früher in Register über-
tragen wurden, je gefährdeter ihr Bestand war. 

Betrachtet man die Gesamtheit der gedruckten und ungedruckten Register und Bü-
cher nach Territorien, so springen einzelne in Westfalen wegen der späten Entstehung 
der Aufzeichnungen sofort ins Auge. Im Fürstbistum Paderborn setzt die Überlieferung 
auf Landesebene erst mit einem Kopiar der Lehnsreverse im Jahr 1500 ein. Schließen wir 
einen Zufall der Überlieferung aus, so wird dieser späte Start dadurch erklärt, dass hier 
„die landesherrlichen Lehen nur einen kleinen Teil aller Rechts- und Besitztitel im Lande“ 
umfassten. „Der Zusammenhalt des Landes wurde nicht durch die Lehnsbindungen, son-
dern in erster Linie durch die Gerichtshoheit gewährleistet“ [Sagebiel/Schütte 1983, S. 60]. 
Die Lücke für Paderborn ist umso bemerkenswerter, weil benachbarte Territorien wie Ra-
vensberg, Corvey und Rietberg ein ausgeprägtes Lehnswesen besaßen und weil innerhalb 
des Territoriums die Stifte und Klöster seit dem 14. Jahrhundert ihre Lehen aufzeichneten. 
Eine zweite Ausnahme ist im Süden der späteren Provinz Westfalen auszumachen. In den 
nassauischen Territorien und in der Grafschaft Wittgenstein setzten – vorbehaltlich weite-
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rer Forschung – die Aufzeichnungen der Lehen erst nach der Mitte des 16. Jahrhunderts 
ein, obwohl dort einzelne adlige Häuser wie bereits in der ersten Hälfte des 14. Jahrhun-
derts Aktiv- und Passivlehen registriert hatten, so die von Bicken in ihrem „Mann- und 
Güterbuch“ von 1344. 

3. Quellenkritik und Überlieferungslage

Herausgeber und Bearbeiter älterer Lehnregister und Lehnbücher mussten sich zualler-
erst mit der Zeitstellung der jeweiligen Quelle aufgrund der Überlieferungsformen aus-
einandersetzen. Gravierende Fehler waren deshalb möglich. So ist das Lehnregister von 
Stift Neuenheerse nicht auf 1303, wie es irrtümlich im Text steht, sondern auf 1403 zu 
datieren, denn darin wird eine um 1400 gestorbene Äbtissin erwähnt (Gemmeke 1931). 
Die ältesten Ravensberger Lehnregister des 13. Jahrhunderts werfen einige Schwierigkei-
ten bei der genauen Datierung auf. Weitere Beispiele demonstrieren die Herausforderun-
gen an die Editoren. Die Steinfurter Register liegen in einer Abschrift der ursprünglichen 
Pergamentrolle von ca. 1280 aus dem Jahr 1550 vor, die den Titel antiqua registratura trug 
(Bruns 1987). Das Bentheimer Register ist nur durch eine Abschrift von Nünning aus 
dem frühen 18. Jahrhundert erhalten; Nünning selbst konnte sie nicht datieren. Erst der 
Bearbeiter hat durch paläographische Untersuchungen sowie durch Forschungen der vor-
kommenden Personen das Entstehungsjahr auf 1346/47 bestimmen können (Prinz 1940).

Textimmanente Informationen müssen also mit Hilfe der Paläographie oder prosopo-
graphischer Untersuchungen der vorkommenden Personen genutzt werden. Herauszu-
arbeiten ist weiterhin, ob jüngere Register Kompilationen älterer Aufzeichnungen sind. 
Erst bei den Lehnbüchern des 14./15. Jahrhunderts schwinden die Unsicherheiten bei der 
Datierung, weil sie oft Protokolle eines Lehnstages waren. Sie waren mit Datierungen 
verbunden und dokumentierten einen Ausgangsbestand von Lehen. Dieser wurde dann 
durch Nachträge fortgeschrieben, bevor ein neues Lehnbuch angelegt wurde. Die Fürst-
abtei Corvey und die Grafschaft Mark haben die Lehnbücher seit dem 15. Jahrhundert 
nachweislich als Serie angelegt. 

Die innere Ordnung der Aufzeichnungen variierte. Ältere Register wurden vielfach 
ad hoc nach Präsentation des Mutzettels angefertigt und entbehrten einer Binnengliede-
rung. Jüngere Aufzeichnungen zeigten hingegen eine Gliederung nach dem Alphabet der 
Vornamen der Lehnsträger oder nach geographischen Kriterien. Beim liber feudorum des 
Kölner Erzbischofs Dietrich von Moers galt eine Gliederung nach Herrschaftsbezirken 
und Ämtern, die Vasallen wurden dort nach ihrem größten Lehen zugeordnet. Dabei un-
terliefen dem Schreiber Johannes allerdings einige Fehler, z. B. verwechselte er – vom 
Rheinland aus – Volmarstein mit Volkmarsen (Wolf 2014). Ein weiteres Gliederungsmerk-
mal konnte die Art des Lehens (Mann-, Burgmann- oder Dienstmannlehen) sein. Das 
Mindener Lehnregister ist deshalb nach dem Rang der Lehnsträger aufgebaut (Kemkes/
Wolf 2010). 

Tendenziell wurden die Beschreibungen der Lehen im Laufe des 15./16. Jahrhunderts 
immer präziser, weil sie immer häufiger mit Lehnsbriefen und Lehnsreversen korrespon-
dierten. In das Osnabrücker Lehnbuch von 1508/32 waren sie in größerer Zahl inseriert 
(Rothert 1932). Die Lehnbücher mutierten dabei zu Kopiaren der Lehnurkunden oder 
zu „Lehnprotokollen“. In einigen Fällen lassen sich Schreiber und ihre Hände ermitteln. 
So legte das Lehnregister der Grafschaft Bentheim der Schöffe Gerhard Albranding aus 
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Münster an, der selbst belehnt worden war (Prinz 1940). Die Editoren der älteren Lehnre-
gister hegten berechtigte Zweifel, ob sämtliche Lehen erfasst worden sind. Solche Zweifel 
kamen um 1450 auch dem Schreiber des Corveyer Lehnbuchs (Wigand 1833, S. 387). In 
Minden bezweifelte zu Beginn des 14. Jahrhunderts der Schreiber, ob er das gesamte Le-
hen eines Vasallen erfasst hatte, und hielt fest: „et alia bona que ignoramus“ (Kemkes/Wolf 
2010, S. 127 A 600). 

4. Auswertungsmöglichkeiten

Lehnregister und -bücher belegen primär, in welchem Maße der Lehnsherr mit Hilfe der 
Lehen seine Herrschaft konsolidiert hat. Die jüngere Forschung verdankt die Erkennt-
nis, dass die Vergabe von Lehen wichtige Beiträge zur Entstehung von Landesherrschaft 
geleistet haben, nicht zuletzt der Analyse dieser Quellengruppe. Die räumliche Ausdeh-
nung der Lehen wie die soziale Zusammensetzung der Belehnten spiegeln sich darin wi-
der. Viele Register entstanden vor dem Hintergrund massiver Erbauseinandersetzungen, 
z. B. die der Grafschaft Mark (Westerburg-Frisch 1982). Bei kleineren Lehnsherren wie 
den Volmarsteinern stand die Verteidigung des Besitzes gegen mächtige Nachbarn im Mit-
telpunkt (Krumboltz 1917). Vielfach diente die Anlage eines Lehnregisters der Bestands-
aufnahme der Besitzungen nach dem „Herrenfall“, also z. B. nach dem Antritt eines neuen 
Bischofs. Weiterhin lässt sich über die Lehnbücher die Verfestigung der Lehnspraxis am 
Hofe des Landesherrn seit dem 15. Jahrhundert belegen. Zu fragen ist nach der Zustän-
digkeit für die Vergabe von Lehen: Kam es zur Bildung einer eigenen Lehnskanzlei oder 
Lehnskammer? Für Münster sind wir darüber informiert: 1685 gab die Rechenkammer 
die Zuständigkeit an eine Lehnskammer ab (Theuerkauf 1961). Für andere westfälische 
Territorien fehlen solche verwaltungsgeschichtlichen Erkenntnisse, weil bisher die jün-
geren Lehnbücher, die nach dem 16. Jahrhundert angelegt wurden, nicht im Fokus der 
Forschung standen. Im Herzogtum Westfalen scheint der Standort der Lehnkammer im 
16./17. Jahrhundert umstritten gewesen zu sein. Während die Kölner Erzbischöfe Brühl 
oder Bonn favorisierten, sollte nach dem Willen der westfälischen Stände Arnsberg der 
Sitz sein. Wenig ist bekannt über die Unterlehnhöfe, die für kölnische Lehen in Westfalen 
in Burgholdinghausen, Hoppecke, Padberg, Scharfenberg und Wenne bestanden. 

Weiterhin lässt sich durch Auswertung von Lehnregistern und Lehnbüchern die Zu-
sammensetzung der Vasallen ermitteln. Wichtig ist vor allem die Differenzierung zwischen 
Mannen, Dienstmannen und Burgmannen, die in den Aufzeichnungen der Bischöfe von 
Münster und Osnabrück zu beobachten ist. Weiterhin fällt der nicht zu vernachlässigen-
de Anteil von Bauern im 15./16. Jahrhundert auf. Lassen sich hieraus Indizien für einen 
Weg aus der Hörigkeit ableiten, wie Hermann Rothert anhand von 50 Bauern im Osna-
brücker Lehnbuch vermutete (Rothert 1932)? Ebenfalls noch nicht untersucht sind die 
Stadtbürger in Lehnbüchern. Für Osnabrück sind sie mit den Erbmännern identifiziert 
worden. Lässt sich bürgerlicher Lehnsbesitz rund um andere größere westfälische Städte 
wie Münster, Dortmund, Soest oder Paderborn ausmachen? Für Soest liefert die Edition 
von Wolf 2014 wichtige Indizien. In der Grafschaft Wittgenstein hat die gräfliche Kanzlei 
ein eigenes Register für die Lehen der Berleburger Bürger angelegt. Ähnlich wurden im 
Lehnbuch für Minden 1651/52 Bürger in Minden, Petershagen, Hannover und Hameln 
ausgewiesen. 
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Die Lehnsobjekte, die in Registern und Büchern mit wachsender Genauigkeit beschrie-
ben wurden, bieten Material für viele Fragestellungen. Zum einen ist die Agrargeschichte 
zu nennen. Sie könnte sich jene Staffelung zunutze machen, die der Liber iurium et feu-
dorum (Wolf 2014) herausgestellt hat. Die Güter, die zu Lehen gingen, erreichten sehr 
unterschiedliche Größen. Die Skala begann mit dem Ackerstück und der Wiese (bonum) 
und setzte mit kleineren und durchschnittlichen Höfen (mansus, domus) über den Schul-
ten- und Herrenhof (curtis, curia) fort bis zum größeren Landbesitz (predium). So oder so 
ähnlich lauten die Bezeichnungen für agrarisch genutzte Lehen in allen Büchern und Re-
gistern des Spätmittelalters. Weiterhin wurden Mühlen, Fischereirechte, Waldungen und 
Markenanteile als Lehen ausgegeben. Gerichtsherrliche und steuerliche Einnahmen des 
Landesherrn, Zölle und Fährgeld als Lehnsobjekte öffnen den Blick für den Prozess der 
Monetarisierung. 

Die Forschung hat hierzu in den letzten Jahren einiges Neues beitragen können, indem 
sie Renten-, Geld- und Pfandlehen untersuchte (Spieß 2011, S. 39f.). Seit dem 13. Jahr-
hundert nutzten Landesherren die vordringende Geldwirtschaft, indem sie anstelle von 
Grundbesitz und Naturalien die Vergabe von Geld in Rentenform setzten. So vergab Graf 
Otto III. von Ravensberg um 1280 seine Lehen weitgehend gegen Natural- oder Geldzin-
sen, was sich in dem Wort solvit widerspiegelt (Hoogeweg, WUB VI Nr. 1206). Für den 
Erhalt der Landesherrschaft war diese Schmälerung der Einkünfte leichter zu kompensie-
ren als die Hingabe von Gerichtsrechten oder die Verleihung einer Burg. 

Mit Gewinn wird die Orts- und Familiengeschichte die Lehnregister und Lehnbücher 
benutzen (gutes Beispiel für Medebach: Führer 1938, S. 148–163). Wegen der Erbfolge 
unter den Vasallen reichen sie weit in die Zeit vor Führung der Kirchenbücher zurück 
und ermöglichen es, Generationen voneinander abzugrenzen. Allerdings gebietet es die 
Fairness, darauf hinzuweisen, dass genealogische Zuweisungen umso unsicherer werden, 
je weiter man in den Aufzeichnungen vom 16. Jahrhundert an zurückschreitet. Vor allem 
die Erbfolgen des Adels und nichtadliger Oberschichten in Stadt und Land sind so zu 
rekonstruieren. 

Lehnregister und Lehnbücher alleine ermöglichen noch keine Darstellung des Lehns-
wesens in Westfalen. Hierzu sind weitere Quellengattungen heranzuziehen. Lehnsurkun-
den (Briefe und Reversale) vor 1400 sind nur in kleinerer Zahl überliefert. Danach nehmen 
sie rapide zu bei immer stärkerer Formalisierung. Jüngere Lehnsbriefe helfen im Übrigen 
die oft ungenauen Einträge in älteren Registern und Büchern zu lokalisieren. Als weitere 
Quellengattung sind die Akten aus der Tätigkeit der Lehnskammern oder Lehnsgerichte 
zu nennen, die freilich für Westfalen aus dem Mittelalter kaum erhalten sind. Reicher ist 
dagegen die frühneuzeitliche Überlieferung für einzelne Territorien. Weiterhin kann auf 
Rechtsbücher zurückgegriffen werden, von denen in Nordwestdeutschland der um 1230 
entstandene Sachsenspiegel am bekanntesten ist. 

Die Akten des Reichskammergerichts (im LAV NRW W sowie OWL) enthalten für 
das 16. bis 18. Jahrhundert einzelne Prozesse zu Streitigkeiten zwischen Lehnsherren und 
Vasallen. 

5. Forschungsgeschichte in regionaler Perspektive

Das Forschungsinteresse an der Quellengruppe setzte bereits im 18. und frühen 19. Jahr-
hundert ein. Einige Lehnregister sind nur wegen der von Kindlinger, Niesert und anderen 
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angefertigten Abschriften erhalten. Kritischer als sie ging Paul Wigand 1833/38 bei seiner 
Edition der ältesten Corveyer Lehnregister zu Werke. Er entwickelte ein ausgeprägtes Ge-
fühl für die Schwierigkeiten, die einzelnen Lehen zu lokalisieren. Die Bearbeiter des Co-
dex Traditionum Westfalicarum, Ernst Friedländer und vor allem Franz Darpe, bezogen 
nach 1870 punktuell Lehnbücher in ihre Publikationen ein, ohne sie jedoch systematisch 
zu erfassen. Vor allem die Edition der Register der Fürstabtei Herford (Darpe 1892) war 
sehr verdienstvoll. Bei der Veröffentlichung von Urkundenbüchern fanden Lehnregister 
kaum Berücksichtigung. Wegen des zunächst gewählten zeitlichen Schnitts von 1300 ge-
riet nur das Fragment eines ravensbergischen Registers von etwa 1280 in den Blick (WUB 
VI Nr. 1206). Karl Rübel integrierte 1899 ein Lehnregister der Herrschaft Ardey aus den 
1330er-Jahren in das Dortmunder Urkundenbuch, 1917 publizierte Robert Krumbholtz 
drei Register der Herren von Volmarstein im Urkundenbuch der Familie von der Recke-
Volmarstein. 

Die Edition der Osnabrücker Lehnbücher durch Hermann Rothert eröffnete 1932 eine 
Epoche, weil er mehrere Bücher hintereinander schaltete und so Entwicklungslinien bis 
in das mittlere 16. Jahrhundert aufzeigen konnte. Die Edition des Bentheimer Registers 
aus dem mittleren 14. Jahrhundert durch Joseph Prinz 1940, der auch den Index zu den 
Osnabrücker Registern besorgte, ging mit der Bewältigung einer komplexen Überliefe-
rungslage einher. Bei Prinz war die Edition eng verbunden mit seiner Dissertation zur 
Ausgestaltung des Osnabrücker Territoriums. 

Die Historische Kommission für Westfalen begann 1967 eine eigene Publikationsreihe 
für die Edition von Lehnbüchern. Wie Prinz knüpfte Margret Westerburg-Frisch mit den 
ältesten Lehnbücher der Grafen von der Mark von 1392 und 1393 an ihre 1937 erschie-
nene Dissertation über die äußere und innere Entwicklung des Territoriums an. Ihre Ent-
scheidung, die Geschichte der einzelnen Lehen bis zum Ende des Alten Reiches zu verfol-
gen hat ebenso Maßstäbe gesetzt wie Forschungsanregungen gegeben, führte sie doch vor 
Augen, dass das Lehnswesen nicht nur ein Phänomen des Mittelalters war. Freilich ist die 
Zusammenfassung von Lehen zwischen 1392/93 und 1800 nicht ohne Problematik, denn 
das Register zu dieser Edition fasst zeitlich sehr unterschiedliche Ebenen zusammen. So 
konnte der Eindruck entstehen, 1392/93 sei in den Registern der Quellenbegriff „Sattel-
gut“ vorgekommen. Tatsächlich tauchte der Begriff zu diesen Lehen erst im frühen 18. 
Jahrhundert auf; die Rückprojektion auf das 14. Jahrhundert wirft methodische Probleme 
auf, die im Kommentar nicht reflektiert werden. 

Ausgangspunkt der zweiten Edition war ebenfalls eine Dissertation. Gerhard Theu-
erkauf richtete 1961 den Blick auf die Bedeutung des Lehnswesens für ein einzelnes Ter-
ritorium, nämlich das Hochstift Münster, und regte damit in ganz Deutschland weitere 
Dissertationen ähnlichen Zuschnitts bis in die jüngere Vergangenheit hinein an. Die paral-
lel geplante Edition der Lehnregister verzögerte sich aufgrund der Berufung Theuerkaufs 
nach Hamburg. 

1991 übernahm Hugo Kemkes, ausgehend von genealogischen Forschungen, die Edi-
tion der ältesten Lehnregister. Kemkes war eine bedeutende „Entdeckung“ zu danken: Er 
identifizierte einen Teil der Lehnregister, die zu Zeiten des Bischofs Heinrich von Moers 
(1425–1450) angelegt wurden, als Abschriften älterer Register des 14. Jahrhunderts, die 
aus der Zeit vor dem ältesten geschlossen erhaltenen Register des Bischofs Florenz von 
Wevelinghofen (1364–1379) stammen. Sie betrafen Lehen in den Grafschaften Vechta und 
Tecklenburg sowie in der Herrschaft Diepholz. Kemkes’ Studien hatten Konsequenzen 
für die Editionsreihe der Kommission. In einem ersten Band erschienen die älteren Regi-
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ster für Teilgebiete des Bistums. Neben Kemkes wirkten daran Manfred Wolf und Leo-
pold Schütte aus dem Staatsarchiv Münster mit. Eingeleitet wurde die Edition ausführlich 
durch Gerhard Theuerkauf, der folgenreich die Nomenklatur änderte. Er sprach – mit 
guten Gründen – nicht mehr von Lehnbüchern, sondern von Lehnregistern. Dies war 
mehr als nur ein formaler Akt, denn sie verwies auf die Entstehungsgeschichte der Auf-
zeichnungen über das Lehnswesen.

Mit der Edition der ältesten Lehnregister des Bistums Münster war ein Maßstab auch 
in editorischer Hinsicht gesetzt. Hatte Margret Westerburg-Frisch noch Text und An-
merkungen in getrennten Blöcken präsentiert, so bezog diese Edition das einzelne Lehen 
und den Kommentar direkt aufeinander. Die linke Spalte enthielt den Text der Quelle, 
die rechte den Kommentar. Während Westerburg-Frisch sämtliche Informationen zu den 
einzelnen Lehen bis 1806 in den Anmerkungen narrativ präsentierte, verzichteten Kemkes 
und Wolf auf eine vorausschauende Besitzgeschichte. Sie arbeiteten sehr textorientiert und 
konzentrierten sich darauf, vorkommende Orte, Personen und Lehnsgüter zu identifi-
zieren. Ihre Edition des Jahres 1992 lieferte einen Standard, der für die folgenden Editio-
nen maßgeblich war. Allerdings konnte die aufwendige Platzierung der kommentierten 
Anmerkungen neben dem Text aus ökonomischen Gründen nicht beibehalten werden. 
Im zweiten Teil der Edition der Lehnregister der Bischöfe von Münster wurden Lehen 
und kommentierende Anmerkungen direkt untereinander gesetzt, so dass der Benutzer 
nicht blättern muss. Zeitlich erfassten Kemkes/Wolf 2007 die Jahre von 1379 bis 1450. Sie 
berücksichtigt drei in Buchform vorliegende Register sowie eine Sammlung von Lehnsre-
versalen aus der Grafschaft Vechta aus der Zeit vor 1394, die abschriftlich als Manuskript 
des 15. Jahrhunderts vorliegt. 

Kemkes und Wolf nahmen sich im Anschluss an diese Edition nach gleichem Muster 
eine weitere Quelle zum westfälischen Lehnswesen vor: das vor 1324 angelegte Mindener 
Lehnregister (Kemkes/Wolf 2010). Es war im 19. Jahrhundert nur für die Teile östlich der 
Weser veröffentlicht worden. Auch der fünfte Band in den Editionen der Kommission, 
der Liber iurium et feudorum des Kölner Erzbischofs Dietrich von Moers, war bereits 
einmal ediert worden, allerdings in einer unzureichenden Form. Johann Suibert Seibertz 
hatte die Handschrift, die in der Manuskripten-Sammlung des Landesarchivs Nordrhein-
Westfalen Abteilung Westfalen (früher Staatsarchiv Münster) liegt, bereits 1844 in seinem 
Urkundenbuch des Herzogtums Westfalen veröffentlicht, allerdings unzureichend kom-
mentiert und mit einem weitreichenden paläographischen Fehler. Wolf gelang es 2014, den 
vom Schreiber Johannes um 1438 abgefassten Text inhaltlich in das spätere 14. Jahrhun-
dert rückzuverweisen. 

Außerhalb der Reihe der Historischen Kommission veröffentlichte Alfred Bruns 1987 
das Lehnregister der Grafen von Steinfurt, das bis 1280 zurückreicht. 

Bisher konzentrierte sich das Interesse an Lehnregistern und Lehnbüchern in West-
falen auf das 13. bis 16. Jahrhundert. Die Spätphase des Lehnswesens einschließlich der 
Allodifikation der Lehen ist kaum in den Blick genommen worden. Editionen fehlen, 
abgesehen von der Fortschreibung der Lehen durch Margret Westerburg-Frisch. Beinahe 
prophetisch formulierte Paul Wigand bei seiner Edition des ältesten Corveyer Lehnregi-
sters 1838: „Es wird nicht uninteressant seyn, künftig einmal das Verzeichnis der Lehngü-
ter und Vasallen abdrucken zu lassen, die bei Aufhebung der Corveyschen Lehns-Curie 
[1803] noch den Rest des immensen Güterbesitzes unserer berühmten Benedictinerabtei 
bildeten.“ (Wigand 1838, S. 308) 
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Kaum untersucht sind die Aktivlehen, die außerhalb der Landesherrschaft ausgegeben 
wurden. Westfalen ist schließlich als eine Region zu kennzeichnen, in der sowohl Klöster 
und Stifte als auch adlige Lehen ausgaben und deshalb darüber Lehnregister und Lehn-
bücher anlegten. Nur in wenigen Fällen sind jedoch Lehnregister bzw. -bücher aus diesen 
Provenienzen ediert worden. 
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Lokale Gerichtsprotokolle
Nicolas Rügge

1. Definition der Quellengattung

Unter lokalen Gerichtsprotokollen sollen im Folgenden erstinstanzliche Aufzeichnungen 
in chronologischer Folge über mündliche Verhandlungen und Rechtsakte in hoher oder 
niederer Strafgerichtsbarkeit sowie in streitigen Zivilsachen verstanden werden. Da die lo-
kalen Gerichtsprotokolle zur rechtsprechenden Tätigkeit im engeren Sinne gehören, las-
sen sie sich von den Rats- und ► Amtsprotokollen abgrenzen, die unterhalb der Schwelle 
formalisierter Prozess- und Aktenführung einen weiteren Bereich der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit und allgemeiner hoheitlicher Regelungskompetenz umfassen. Allerdings 
bewirkt die charakteristische Kombination von Justiz und Verwaltung auf lokaler Ebene 
gewisse Übergangszonen zwischen den genannten Quellengattungen. Die Gerichtspro-
tokolle wurden wegen ihrer Menge und länger andauernden rechtlichen Bedeutung häu-
fig in Bücher eingetragen oder nachträglich gebunden, können aber prinzipiell auch lose 
überliefert sein (zur Quellenkunde: Heydenreuter 1979/80; Beimrohr 2004; Rügge 2012). 

2. Historische Entwicklung der Quellengattung

a) Allgemeine Entwicklung

Lokale Gerichtsprotokolle im hier behandelten Sinn setzen ein „öffentliches Strafrecht“ 
beziehungsweise einen „öffentlichen Strafanspruch“ (D. Willoweit/K. Lüderssen) so-
wie formalisierte Verfahren in Zivilsachen voraus. Sie entstanden mit der grundlegen-
den Verschriftlichung der gerichtlichen Prozessführung, einhergehend mit dem Wandel 
vom mündlichen, öffentlichen Akkusations- (Privatklage-) zum Inquisitionsverfahren 
(Schwerhoff 2002, S. 275; ders. 2011, S. 41; zu den Verfahrenstypen Härter 2000, S. 461 ff.) 
und zu einem vormodernen Zivilprozess, der sich „zwischen Formstrenge und Billigkeit“ 
in einem „Spannungsverhältnis“ bewegte (Oestmann 2009, S. 52). 

Als Vor- und Frühformen können zunächst überwiegend städtische Amtsbuchauf-
zeichnungen über straffällig gewordene Personen (Achtbücher) und verschiedene gericht-
liche Handlungen des Rates gelten (Schwerhoff 2011, S. 41 ff.). Dabei „lassen sich bür-
gerliche und peinliche, hochgerichtliche und niedergerichtliche Dinge jedoch höchstens 
idealtypisch auseinanderhalten“ (Schwerhoff 1999, S. 31; vgl. die Dortmunder Edition 
von Gronemeyer 1896). 

Entscheidende Marksteine für die weitere, flächendeckende Entwicklung der Ge-
richtsprotokolle waren die Einrichtung des Reichskammergerichts zur Sicherung des 
ewigen Landfriedens von 1495 und die Peinliche Gerichtsordnung Kaiser Karls V. (Con-
stitutio Criminalis Carolina, CCC) von 1532, begleitet von territorialen Zivil- und Straf-
prozessordnungen (Beispiel: Lebkücher/Spannhoff 2011) sowie der Ausbildung von In-
stitutionen der örtlichen Gerichtsbarkeit. Im Zivilverfahren erforderte schon allein die 
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Appellationsmöglichkeit an das Reichskammergericht eine Akten- bzw. Protokollführung 
durch die Vorinstanzen. In ähnlicher Weise wirkte sich in der Strafgerichtsbarkeit, neben 
der Ermittlung von Amts wegen und der auf Geständnisse (hilfsweise Zeugenschaft) zie-
lenden Beweislehre, die vorgeschriebene Praxis aus, in Zweifelsfällen über einzelne Pro-
zessschritte und schließlich auch das Urteil durch auswärtige Rechtsgelehrte entscheiden 
zu lassen: „Inquisitionsgrundsatz und Aktenversendung machten die umfassende schrift-
liche Dokumentation des Verfahrens […] unabdingbar“ (Leitner 2008, S. 410). Die Artikel 
47 bis 72 und 181 bis 189 CCC regeln die Protokollierung der Vernehmungen und „pein-
lichen Gerichtshändel“ im Allgemeinen durch den Gerichtsschreiber. 

Allerdings führte die Verschriftlichung keineswegs direkt und ausschließlich zur Ent-
stehung von (Einzelfall-) Akten, wie sie zur Versendung notwendig waren. Intern blieb 
die ältere Buch- und Protokolltradition lebendig – als primäre, eigenständige Überlie-
ferung (z. B. Protokolle der niederen Gerichtsbarkeit) oder als Teil einer die Aktenpro-
duktion mit umfassenden Schriftlichkeit (z. B. Audienz- oder separate Verhörprotokolle, 
Urteilsbücher usw.). Die reiche Augsburger Überlieferung zur Strafgerichtsbarkeit in der 
ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts besteht nahezu ausschließlich aus buchförmigen Pro-
tokollserien (Hoffmann 1995). Wie noch am Ende des Ancien Régime im paderborni-
schen Gogericht Salzkotten sind sicherlich verbreitet „nur bei wichtigen Sachen, worin 
Schriften gewechselt werden oder wenn es zur Appellation kommt, […] die Protokolle 
ausgeschrieben und besondere Akten formiert“ worden (nach Keinemann 1996 Bd. 3, 
S. 160). Fallweise zusammengestellt, finden sich die Protokollauszüge dann in den einzel-
nen Akten wieder. 

Nicht nur auf lokaler Ebene ist ein solches Zusammenspiel zu beobachten: Das Reichs-
kammergericht führte ein chronologisches Sitzungsprotokoll der Gerichtstage (Audien-
zen) und erstellte wohl daraus die Spezialprotokolle für die einzelnen Verfahren(sakten); 
die eingegangenen Schriftsätze waren zunächst nur nach Eingangsdatum geordnet und 
wurden erst anlässlich der konkreten Beschäftigung mit einem Fall anhand der Protokolle 
in den Verfahrenszusammenhang gebracht – „bei dieser Gelegenheit entstanden die Ak-
ten, wie wir sie heute kennen, überhaupt erst“ (Oestmann/Reininghaus 2012, S. 8 f., zit. 9).

Über welche Kompetenzen die Gerichte auf der hier behandelten lokalen Ebene 
verfügten, ist von den territorialen Gegebenheiten abhängig (siehe auch den folgenden 
Teilabschnitt). Seit den Reformen des 19. Jahrhunderts kennt die Justiz im Zivil- und 
Strafprozess nur noch Protokolle der Hauptverhandlungen und Beweisaufnahmen, die zu 
die Verfahrensakten genommen werden müssen (§§ 159/160 ZPO; Leitner 2008, S. 412 f.).

b) Entwicklung in Westfalen und den Nachbarregionen

Der reichsweiten und relativ verbindlichen Normierung entsprechend, sind westfälische 
Besonderheiten in der Entwicklung der Quellengattung nicht zu erwarten. 

Allenfalls ist hinzuweisen auf die Vielzahl und Vielfalt von protokollführenden Stel-
len: die geistlichen und die weltlichen, städtischen und ländlichen – jedoch keine bäuer-
lichen. Die städtische Zivil- und zumindest niedere Strafgerichtsbarkeit übte in der Re-
gel durchweg der Rat aus. Auf dem Land gestaltete sich die Justizorganisation territorial 
unterschiedlich; insgesamt ist die Bedeutung der (nieder-) adligen Gerichte vor allem in 
den geistlichen Fürstentümern hoch zu veranschlagen. Die lokale Rechtspflege erstreck-
te sich üblicherweise auf sämtliche Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
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(► Amtsprotokolle), auf die Zivilgerichtsbarkeit in erster Instanz, die Ahndung geringfü-
giger Vergehen (Sachbeschädigung, Beleidigung, leichte Körperverletzung usw.) und die 
erste Untersuchung in Kriminalsachen. Je nach Kanzleigebrauch und Prozessaufkommen 
differenzierten sich verschiedene Typen aus. Im westfälischen Raum gängige Bezeichnun-
gen sind etwa:

– Audienzprotokoll (siehe Zivilprotokoll),
– Brüchtenprotokoll (Klagen mit Verhängung von „Brüchten“, also Geldstrafen),
– Diskussionsprotokoll (Aufteilung verschuldeter Höfe),
– Fiskalprotokoll (Strafsachen),
– Konvokationsprotokoll (Konkurse),
– Kriminalprotokoll (Strafsachen),
– Parteienprotokoll (siehe Zivilprotokoll)
– Zivilprotokoll (Termine in Zivilsachen, also Streitigkeiten zwischen bürgerlichen 

Parteien; Gegenbegriff: Extrajudizialprotokoll, Urkunden „außerhalb“ der (Zivil-) Ge-
richtsverfahren)

Diese Aufgaben waren teils bei eigenen (Go-) Gerichten, teils auch bei den Ämtern 
angesiedelt, die im Lauf der Frühen Neuzeit zunehmend Gerichtskompetenzen an sich 
zogen (Agena 1972, S. 55–73 zur Zivil- und 74–81 zur niederen Strafgerichtsbarkeit der 
Amtleute; ► Amtsprotokolle, auch zur unterschiedlichen Verwaltungsstruktur in westfä-
lischen Territorien).

Einzelne Fallstudien deuten darauf hin, dass auch kleinere Gerichte den strengen for-
malen Anforderungen an die Prozessführung im Wesentlichen genügten (Kottmann 1990, 
S. 144; Behr 2000; Weinreich 2004; Knäpper 2014, S. 132). 

3. Quellenkritik und Überlieferungslage

Als klassische Überreste aus vorwiegend internem Gebrauch dokumentieren die Ge-
richtsprotokolle zunächst einmal die lokale Rechtsprechung in mehr oder weniger kom-
primierter Form. Der Informationsgehalt der Einträge variiert je nach Art und Kanzlei-
gebrauch. Am stärksten formalisiert sind die unselbständigen Zivilgerichtsprotokolle, die 
nur knappe Angaben über Prozessschritte und eingebrachte Schriftsätze enthalten, wo-
hingegen die Sachinformationen in den Fallakten zu suchen sind. Wo solche nicht geführt 
wurden, wie in der Regel bei der niederen Strafgerichtsbarkeit, sind die Einträge notwen-
dig ausführlicher gestaltet und geben näheren Aufschluss über Delikt und Sanktion.

Die Überlieferung ist für Westfalen bislang nicht systematisch erfasst worden. Die 
besten Erhaltungschancen sind für die städtischen Amtsbuchregistraturen sowie für die 
Territorien mit langer Herrschafts- und Verwaltungskontinuität wie Lippe zu vermuten. 
Dagegen dürften die größten Verluste in den ländlichen Gebieten Brandenburg-Preußens 
eingetreten sein, wo einschneidende Reformen schon im 18. Jahrhundert viele Gerich-
te beseitigten und wo das zentralistische Archivwesen wenig Gespür für lokale Quellen 
an den Tag legte. So ist etwa aus der Grafschaft Ravensberg nur ein einziger Band Ge-
richtsprotokolle überliefert – nicht über die staatlichen Registraturen, sondern eher zufäl-
lig im Besitz der Drostenfamilie (Schütte 1998). 
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4. Auswertungsmöglichkeiten

Generell bietet sich Protokollschriftgut für quantitative, statistisch-aggregierende For-
schungen an; wieweit darüber hinaus einzelne „Fälle“ zu rekonstruieren sind, hängt vom 
Informationsgehalt der Einträge und der sonstigen Quellenlage ab, wobei die Zeitschicht 
ebenfalls eine Rolle spielt. Ausführlichere (Verhör-) Protokolle können zudem außerhalb 
des eigentlichen Fallzusammenhangs ausgewertet werden: sozial- und kulturgeschicht-
lich als „Ego-Dokumente“ und „Quellen für soziale Wissensbestände“ insbesondere der 
nicht oder kaum literaten Bevölkerung (Fuchs/Schulze 2002), linguistisch als historische 
Sprachzeugnisse im Zusammenhang bestimmter Textsorten (Schneider 2001, Nolting 
2002, Topalović 2003).

Für die Zivilgerichts- im Sinne von Audienzprotokollen (Termine in förmlichen Zivil-
verfahren) kommen, wenn nicht ergänzend auch Fallakten überliefert sind, kaum andere 
als statistische oder sehr spezielle rechtshistorische Untersuchungen zum Verfahren in 
Betracht; die Rekonstruktion ganzer Prozesse ist jedenfalls mühsam und bleibt oft dürf-
tig, was die sachlichen Einzelheiten und Hintergründe angeht. Wo diese im Grenzbereich 
zu den ► Amtsprotokollen in freierer Verhandlung deutlicher zur Sprache kommen, sind 
die verhandelten Fälle mit sozialen Konfliktlagen besser in Zusammenhang zu bringen 
(Kottmann 1990). Gleiches gilt erst recht für die Hinterlassenschaften der niederen Straf-
gerichtsbarkeit in Stadt und Land, der die frühneuzeitliche Gesellschaftsgeschichte viel 
verdankt (siehe z. B. Winkelbauer 1992 und für Westfalen unten Abschnitt 5).

Die Protokolle der Hochgerichtsbarkeit stellen besonders für das Spätmittelalter und 
die beginnende Frühe Neuzeit die hauptsächliche oder sogar einzige Überlieferung zur 
Kriminalitätsgeschichte dar. Da es häufig an näheren Informationen über die Beschuldig-
ten fehlt, richten sich die Auswertungsmöglichkeiten vornehmlich auf die Delikte und 
Sanktionen. Sind zusätzlich Fallakten vorhanden, können die Gerichtsprotokolle ergän-
zend herangezogen werden oder, soweit die Akten existierten, aber verloren sind, als Er-
satzüberlieferung dienen. Separat protokolliert wurden beispielsweise Verhöre, Urfehden 
(Beispiel: Brenker 1950) und die Abhaltung des Peinlichen Halsgerichts. 

Schließlich sei eine gewisse westfälische Besonderheit nicht vergessen: Die Vemege-
richte und die Hexenverfolgung haben nicht nur gemeinsam, dass „beide Themen Stoff 
für schlechte Filme bieten“; wo sie – zu Rügegerichten herabgesunken – in der Frühen 
Neuzeit weiter existierten, verhandelten die einstigen Freistühle – beispielsweise in War-
burg/Dringenberg – in Konkurrenz zu den Sendgerichten Beleidigungsklagen auch we-
gen Hexerei und waren daher in der Lage, den schlechten Ruf einer Angeklagten zu er-
weisen, wenn es um die Einleitung einer Kriminaluntersuchung ging (Schormann 1977, S. 
145–147, zit. 145).

5. Forschungsgeschichte in regionaler Perspektive

Organisation und Tätigkeit lokaler Gerichtsstätten in Westfalen sind frühzeitig ins Blick-
feld historischer, vor allem mediävistischer und rechtshistorischer Forschungen geraten 
(Stichworte: Veme/Freigerichte, ältere Gogerichtsbarkeit). Die nicht vor dem 16. Jahr-
hundert breiter einsetzenden Protokolle mit ihren konkreten Inhalten sind dagegen erst in 
jüngerer Zeit beachtet worden. Bislang nur punktuell ist die unübersichtliche Vielzahl von 
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Einträgen unter Mitwirkung von Archivaren aufbereitet worden (Warendorf: Schmieder 
1994ff.; niedersächsische Beispiele: Behr 2000, Brosius 2009). Geringfügige Schuld- und 
Injuriensachen kommen auch in den Protokollen der ravensbergischen Vogtei Enger zur 
Sprache, die sonst einen weiten Bereich „freiwilliger“ Gerichtsbarkeit abdecken; generell 
sollte der Vogt als Schlichtungsinstanz vor dem Gang zum Gogericht dienen (Hülling-
horst 1993, zur Zuständigkeit S. 121 f., zur Auswertung und allgemein ders. 1992a und b). 
Von sprachwissenschaftlicher Seite wurden speziell Verhörprotokolle aus Hexereiverfah-
ren in größerer Zahl, darunter westfälische Beispiele, ediert (Macha 2005 Bd. 1, siehe dazu 
Wilbertz 2007; Topalović 2003, S. 235–264). Eine kommentierte Auswahlbibliographie 
hilft bei der Suche nach Quellenbezügen und -zitaten in der Forschungsliteratur (Macha 
2005 Bd. 2).

Was die Zivilgerichtsbarkeit angeht, liegt seit längerem eine umfassende rechtsgeschicht-
liche Untersuchung zur Gerichtsverfassung, zum Zivilprozess und materiellen Privat-
recht im Fürstbistum Münster (insbesondere dem Oberstift), dem Vest Recklinghausen, 
der Grafschaft Steinfurt sowie den Herrschaften Anholt und Gemen vor (Wüllner 1964). 
Allgemein- und sozialgeschichtliche Arbeiten sind dagegen selten. Die Pionierstudie über 
das osnabrückische Gogericht Melle (Kottmann 1990) hat erst jüngst einen gewissen An-
schluss erfahren: Die Zivilrechtsprechung des Osnabrücker Rates in der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts (Gerichtsherrenprotokolle) ist für häusliche Konflikte eingehend 
ausgewertet worden (Schmidt-Voges 2015). Für ein anderes geistliches Territorium liegt 
eine weitere Habilitationsschrift vor: Unter Rückgriff auf marktökonomische Theorien 
geht es darin um das Verhalten der „Justiznutzer“ angesichts konkurrierender Jurisdikti-
on in Stadt und Land des paderbornischen Oberamts Dringenberg, hauptsächlich anhand 
von Gerichtsprotokollen der Zivil- und niederen Strafgerichtsbarkeit (Ströhmer 2013). 

Dagegen können die niedergerichtlichen Quellen, vor allem die Rügeprotokolle, ge-
radezu als eine Schlüsselüberlieferung für die sozialgeschichtlich inspirierten Arbeiten 
der 1990er Jahre gelten. Konfessionalisierung und Sozialdisziplinierung waren die leiten-
den Konzepte. Für die meisten Themenschwerpunkte der westfälischen Kriminalitätsge-
schichte (Ehrkonflikte, Devianz im Allgemeinen und Konfliktkultur, ausgenommen nur 
die Hexenverfolgung) wies ein Forschungsbericht ausdrücklich auf die „Protokolle der 
unteren Gerichtsinstanzen wie der Go- und Rügegerichte“ hin (Krug-Richter 2004, S. 
5 ff., zit. 9). Deren Auswertung knüpfte unter anderem an Vorarbeiten der (rechtlichen) 
Volkskunde an (Scharfe 1970, Kramer 1974). Lippische Gogerichtsprotokolle trugen dazu 
bei, der systemischen Logik von Beschuldigungen auf die Spur zu kommen und die Er-
forschung der ländlichen Hexenverfolgung auf eine breitere Quellenbasis zu stellen (Walz 
1993). Mit den gleichen Quellen ließen sich am Fallbeispiel des lippischen Ortes Heiden 
typische Konflikte und Ordnungsvorstellungen einer dörflichen Gesellschaft analysieren 
(Frank 1995; vgl. zur frühen Überlieferung Angermann 1995, S. 152–154 und 221–223). 
Mit ebenso grundsätzlichem Anspruch wurde die katholische Konfessionalisierung im 
Fürstbistum Münster anhand der Sendgerichtsbarkeit in den Fokus genommen und in drei 
bis vier Phasen eingeteilt (Holzem 2000; speziell zur öffentlichen Kirchenbuße: Schmidt 
2009). Auch mehrere Einzelstudien über die adlige Gerichtsherrschaft Canstein im frühen 
18. Jahrhundert, im Grenzbereich von Sozialgeschichte, Volkskunde und Historischer 
Anthropologie, sind in diesem Zusammenhang zu nennen (Krug-Richter 1997 und 1998). 
Einem breiten Spektrum von Gewaltkriminalität widmete sich eine Dissertation über das 
Fürstbistum Münster um 1600, die sich auf lokaler Ebene neben ländlichen Rügepro-
tokollen (des zur Korff’schen Herrlichkeit Harkotten gehörenden Kirchspiels Füchtorf) 
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auch auf Warendorfer Rats- bzw. Stadtgerichtsprotokolle sowie ein Coesfelder Protocol-
lum van Dodtslegern stützt (Wittke 2002). Für die Stadt Werl liegt eine Edition bzw. Aus-
wertung vor (Kohn/Deisting 1992), ebenso für das münstersche (domkapitularische) Go-
gericht zur Meest (Söthe 2011). Ein weiteres adliges Gericht im Oberstift Münster dieser 
Zeit (Heessen, zugehörig der Familie von der Recke) ist mit seiner Protokollüberlieferung 
in jüngster Zeit intensiv ausgewertet worden (Knäpper 2014). 
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Memorialüberlieferung 
(Necrologien und Verbrüderungsbücher)
Jens Lieven

1. Definition der Quellengattung

Gedenkbücher, die zum Zweck der liturgischen Totenmemoria angelegten worden sind, 
werden im Allgemeinen grob in zwei Gattungen unterschieden: Zum einen in Verbrüde-
rungsbücher und zum anderen in Necrologien, aus denen sich im späteren Mittelalter die 
so genannten Anniversar- und Memorienbücher entwickelten. Grundsätzlich gehören zur 
Gedenküberlieferung aber auch die bei Sterbefällen zur Benachrichtigung verbrüderter 
Konvente verwendeten Totenrotuli und die jahrweise angelegten Totenannalen, die aller-
dings beide wohl keine Verwendung im Rahmen der Liturgie fanden und zudem für den 
westfälischen Raum nicht überliefert sind, so dass sie im Folgenden außer Acht gelassen 
werden können. 

Gemeinsam ist beiden Formen der liturgischen Gedenküberlieferung im engeren Sin-
ne, dass ihnen bestimmte Vorstellungen über den Tod zugrunde lagen und sie zugleich 
auf bestimmten Einstellungen zu den Toten basierten. Von zentraler Bedeutung ist dabei 
die im christlichen Glauben verankerte, schon in frühmittelalterlichen Visionsberichten 
schriftlich fixierte Auffassung, dass mit dem Tod das Leben nicht zuende sei, sondern 
an einem jenseitigen Läuterungsort fortgeführt werde. So glaubte man, dass die Seelen 
der Verstrobenen im Jenseits zwar weiterlebten, sie selbst aber nicht mehr in der Lage 
waren, für die im Dieseits auf sich geladene Schuld wirksam Buße zu tun. Aus diesem 
Grund nahm man an, die Verstorbenen seien angewiesen auf die fürbittende Gebetshilfe 
der Lebenden, auf stellvertretend für sie gewährte Almosen und andere in ihrem Namen 
vollbrachte gute Werke, um die Läuterungsqualen ihrer Seelen im Fegefeuer zu verkürzen. 
Um darüber hinaus am Tag des Jüngsten Gerichts zu den Auserwählten zu gehören, de-
nen immerwährende Freude im himmlischen Jerusalem beschieden sein sollte, sorgte man 
noch zu Lebzeiten für die Zeit nach dem Tod vor. Das heißt, Laien stifteten Einkünfte aus 
Liegenschaften, Rentenverschreibungen usw. für das eigene Seelenheil und das naher Ver-
wandter, um sich auf diese Weise der Gebetshilfe geistlicher Gemeinschaften – klerikaler 
ebenso wie monastischer – zu vergewissern, während Kanoniker- und Mönchskonvente 
untereinander Gebetsbünde schlossen und sich verbrüderten, um ihrer Lebenden und To-
ten im Gebet zu gedenken. 

Mit den Stiftungen für das Seelenheil war ein Status der Verstorbenen verbunden, der 
sie Teil der diesseitigen Gesellschaft bleiben ließ und ihnen volle Rechtsfähigkeit einräum-
te. Stiftungen besaßen daher den Charakter eines Vertrags, der über den Tod der Stif-
ter hinaus seine Gültigkeit behielt. Durch die Nennung ihres Namens im Rahmen des 
Totengedenkens und die damit verbundene Vergegenwärtigung in der Liturgie, konnten 
Abwesende und Verstorbene an der segenspendenden Wirkung vor allem der Messe teil-
haben und hoffen, dass sich der solchermaßen gewonnene Gnadenschatz positiv auf ihr 
Sündenkonto und damit auf das Heil ihrer Seele im Jenseits auswirken werde. Ausdruck 
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dieser Auffassung sind die Verbrüderungsbücher und Necrologien, in die zum Zweck des 
liturgischen Memento mitunter tausende und abertausende von Namen eingetragen wor-
den sind. Analog zum himmlischen Buch des Lebens, das die Offenbarung des Johannes 
erwähnt, wurden sie als Libri vitae, als Bücher des Lebens, bezeichnet. 

Die im Folgenden durchgehend verwendete Schreibweise „Necrolog“ (statt Nekrolog) 
folgt der in der neuren Necrologforschung durchgehend verwendeten Orthographie. 

2. Historische Entwicklung der Quellengattung

a) Allgemeine Entwicklung

Entwicklungsgeschichtlich stehen die altchristlichen Diptychen, welche – aus spätantiken 
Beamten-Diptychen in neue pragmatisch-funktionale Zusammenhänge überführt – die 
Namen von Täuflingen, Katechumen, Klerikern oder die nomina offerentium bei der Ga-
benprozession verzeichneten, am Anfang der Gedenküberlieferung. In diese offiziellen, 
aus Elfenbein geschnitzen und äußerst kostbaren Präsente, mit denen die Konsuln und 
andere hohe römische Würdenträger ursprünglich ihren Amtsantritt bekanntgaben, wur-
den (zunächst) für den temporären Gebrauch im Rahmen der kirchlichen Verwendung 
Merkzettel oder Wachstäfelchen mit den Namen der in Messe und Liturgie zu kommemo-
rierenden – also gemeinsam zu gedenkenden – Personen eingelegt. Das bekannteste, sol-
chermaßen für die Liturgie umfunktionierte Diptychon dürfte das Diptychon Barbarini 
sein, auf dessen Rückseite über 350 Personen namentlich verzeichnet wurden; darunter ei-
nige Männer- und Frauennamen, die wahrscheinlich mit Mitgliedern des merowingischen 
Königshauses aus der Zeit zwischen 575 und 662 zu identifizieren sind. 

Auf Dauer und damit zugleich auch auf Wiederholung zielten dann aber vor allem die 
Libri vitae, wie sie seit der Karolingerzeit überliefert sind. Zu nennen sind in diesem Zu-
sammenhang zunächst die Verbrüderungsbücher von Reichenau, St. Gallen, Pfäfers, Bres-
cia, Remiremont und Salzburg, von denen der zuletzt genannte älteste Liber confraterni-
tatum ähnlich wie bei einem Diptychon noch klar zwischen Lebenden und Verstorbenen 
unterscheidet. Die Aufnahme der Personen in den Codex geschah streng geordnet nach 
ordines: Zuerst die Bischöfe und Äbte, denen die Mönche folgten; dann die Herrscher mit 
ihrer Familie, die Herzöge mit ihren Verwandten, Kleriker, Nonnen und schließlich laika-
le Wohltäter. In ähnlicher Weise erfolgten anfangs die Einträge auch in den übrigen Ver-
brüderungsbüchern, von denen das um 825 angelegte Reichenauer Verbrüderungsbuch 
mit über 38.000 Namen unter den bis heute vollständig erhaltenen Verbrüderungsbüchern 
das bei Weitem umfangreichste ist. Am anderen Ende der Skala steht der um 820 angeleg-
te Liber viventium von Pfäfers, der immerhin noch über 4.500 Namen enthält, weshalb 
wohl ausschließlich von einem summarischen Totengedenken auszugehen ist, das auf der 
Grundlage der Verbrüderungsbücher vollzogen wurde.

Eine individuelle Vergegenwärtigung der Verstorbenen in Messe und Liturgie erlaub-
ten dagegen die Necrologien, die in geistlichen Gemeinschaften des frühen Mittelalters 
anfangs parallel zu den Verbrüderungsbüchern geführt wurden, bis sie diese schließlich 
weitgehend ablösten. Gewöhnlich sind die Necrologien in einem Kapitelsbuch zusam-
men mit Auszügen aus den Evangelien, Predigten der Kirchenväter, dem Text der Regel 
oder der Institutio überliefert. Anders als die Verbrüderungsbücher waren Necrologien 
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kalendarisch angelegt. Sie folgten dabei entweder der römischen Zählung nach Kalenden 
oder dem christlichen Festkalender mit seinen Heiligentagen. Aus diesem Grund sind 
Necrologien nicht selten in Martyrologien anzutreffen, die ihrerseits Bestandteil des Ka-
pitelsbuchs waren und die Heiligenfeste der geistlichen Gemeinschaft, für die der Codex 
bestimmt war, in eine chronologische Ordnung brachten. In ein solches Totenbuch wur-
den die Verstorben nicht gruppenweise eingetragen, wie dies bei den Verbrüderungsbü-
chern zu beobachten ist, sondern einzeln zum Tag ihres Ablebens. Auf diese Weise wurde 
es möglich, der Verstorbenen an einem bestimmten Tag im Rahmen einer Anniversarfeier 
jedes Jahr aufs Neue zu gedenken und für ihr Seelenheil zu beten. 

Eingeführt wurde das Jahrzeitgedächtnis durch die Beschlüsse der Aachener Synode 
des Jahres 816, die ein Anniversargedenken für Äbte in Verbindung mit der Lesung des 
Martyrologs im Kapitel vorsahen. Anzunehmen ist, dass das jährlich wiederkehrende To-
tengedenken für Äbte bald schon allgemein Eingang in die Gedächtnisriten für Verstorbe-
ne fand. Damit ebnete – wie einige Hinweise aus Remiremont, Reichenau und St. Gallen 
wahrscheinlich machen – die spezifische Memorialpraxis des Totengedenkens für Äbte 
dem individuellen, jährlich zu wiederholenden Totengedächtnis auch für weitere Perso-
nengruppen den Weg. Das mit dem Eintrag in ein Necrolog verbundene Jahrzeitgeden-
ken wurde im Laufe der Zeit auch solchen Personen gewährt, die von außen kamen und 
auf die sich eine geistliche Gemeinschaft angewiesen sah: Herrschern und Wohltätern, 
die durch Stiftungen und Freundschaftsdienste (caritates) in den Genuss von Privilegien 
gelangten, die ansonsten nur den Konventualen zukamen. In den casus sancti Galli Ek-
kehards IV. werden sie fratres conscripti genannt. Sie gehörten, ohne das Mönchsgelübde 
abgelegt oder den Kanonikereid geschworen zu haben, zum engeren Kreis der Brüder, der 
sich abhob von der weiter gefassten Gruppe der Verbrüderten (confraternitas), die viele 
tausend Mönche, Kleriker und Laien umfassen konnte und deren Namen im Verbrüde-
rungsbuch Aufnahme fanden.

Der allmählich verlaufende Übergang von den Verbrüderungsbüchern zu den Necro-
logien setzt verstärkt um die Mitte des 9. Jahrhunderts ein. Vor dem Hintergrund der 
gewaltsamen Konflikte bei den Reichsteilungen und der Bedrohung des Karolingerreiches 
durch die Normannen hat die Verbrüderungsbewegung eine Intensivierung erfahren. In 
einer Vielzahl von geistlichen Gemeinschaften brachte dies tiefgreifende Veränderungen 
auf dem Gebiet des Totengedenkens mit sich, was auch das äußere Erscheinungsbild der 
Verbrüderungsbücher nachhaltig veränderte. Seither wurden nicht mehr nur Mönchs-
konvente und einzelne Wohltäter in die Verbrüderungsbücher aufgenommen, sondern in 
zunehmenden Maße auch Kleriker und Laien, so dass die Seiten der Libri memoriales 
innerhalb weniger Jahrzehnte mit Namen nachgerade übersät wurden und auf diese Wei-
se langsam in Unordnung gerieten. Die Krisen des späteren 9. und des 10. Jahrhunderts 
brachten somit eine Zunahme der Sorge um das Seelenheil mit sich. Die Bereitschaft der 
Herrscher sowie der geistlichen wie weltlichen Großen stieg an, Anniversarstiftungen – 
teilweise verknüpft mit dem Begräbnisrecht – zu tätigen. Dies begünstigte einen Prozess, 
der für die kommemorierenden Gemeinschaften wie auch für die Kommemorierten eine 
größere Effektivität im auf Einzelpersonen bezogenen Gedenken mit sich brachte. 
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b) Entwicklung in Westfalen und den Nachbarregionen

Die Entwicklung in Westfalen und den Nachbarregionen weicht im Großen und Ganzen 
nicht von der allgemeinen Entwicklung ab. Auch wenn die Überlieferung von Memo-
rialzeugnissen – wie etwa in Paderborn – frühestens im 11. Jahrhundert einsetzt, so ist 
doch sicher davon auszugehen, dass in den geistlichen Gemeinschaften Westfalens bereits 
zuvor Namenlisten und kalendarisch angelegte Aufzeichnungen zum Zweck des Toten-
gedenkens geführt wurden. Anders als beispielsweise in Essen, wo sich in der Sakramen-
tarhandschrift D1 ein spätkarolingisches Kalendar-Necrolog des Frauenstifts mit Namen-
einträgen aus dem späten 9. und frühen 10. Jahrhundert erhalten hat, sind zwar für den 
westfälischen Raum nur spätere Handschriften auszumachen. Allerdings entstanden diese 
in einigen Fällen – wie etwa das Anfang des 15. Jahrhunderts angelegte Necrolog des Stifts 
Vreden – unter Verwendung älterer Vorlagen, aus denen mitunter bis in das 9. Jahrhun-
dert zurückreichende Nameneinträge übernommenen wurden. Etwas aus dem Rahmen 
fällt der Liber vitae von Corvey. Er enthält neben einem Abts- und Brüderverzeichnis, 
das bis in die Gründungszeit des Klosters zurückreicht, und einem Pontificale antiquum 
ein ebenso kunstvoll wie kostbar ausgestattetes und in weiten Teilen wohl nicht in Cor-
vey selbst, sondern in Helmarshausen entstandenes Verbrüderungsbuch. Der Liber con-
fraternitatum weist 73 miteinander verbrüderte Gemeinschaften auf; neben Mönchsge-
meinschaften auch Frauenkommunitäten und Kanonikerkonvente vornehemlich aus dem 
engeren geographischen Umfeld Corveys. Darüber hinaus sind die weltlichen Wohltäter 
mitsamt ihren Gaben namentlich genannt. Die Anlage des Codex, der bis ins ausgehende 
13. Jahrhundert in Gebrauch war, geht auf die Zeit des Abtes Wibald von Stablo (1146–
1158) zurück. Zu dieser Zeit war die Hochphase der Verbrüderungsbewegung längst vor-
über, wie auch der Liber vitae von Corvey deutlich macht, der die meisten der verbrü-
derten Gemeinschaften mit eher spärlichen und offensichtlich nicht regelmäßig ergänzten 
Namenlisten verzeichnet. Außer dem Corveyer Verbrüderungsbuch ist dementsprechend 
kein weiteres Zeugnis des summarischen Totengedenkens in Westfalen überliefert. Anders 
sieht es hingegen mit der Überlieferung von Necrologien aus, die auf das individuelle Ge-
denken zielten und spätestens seit dem 10. Jahrhundert begannen, den Verbrüderungsbü-
chern den Rang abzulaufen. Sie finden sich im Prinzip während des gesamten Hoch- und 
Spätmittelalters. Seit dem 15. Jahrhundert gingn sie zumeist in Anniversarverzeichnissen 
und Memorienbüchern auf.

3. Quellenkritik und Überlieferungslage

Der Handschriftenzensus Westfalen verzeichnet rund 50 Handschriften, die der Memo-
rialüberlieferung im weiteren Sinne zugerechnet werden können. Der weitaus größte 
Teil geht dabei auf das Konto der in den Bereich der Vermögensverwaltung gehörenden 
Memorienbücher und Anniversarverzeichnisse, die mehrheitlich im 15. und 16. Jahrhun-
dert entstanden sind und in vielen Fällen für den konkreten Vollzug des Totengedenkens 
aufschlussreiche Testamente, Stiftungsverzeichnisse, Verbrüderungsverträge und Bestim-
mungen zur liturgischen Memoria enthalten. Deutlich mehr Anniversar- und Memori-
enbücher des 15. bis 19. Jahrhunderts, aber auch weitere Necrologien des Mittelalters 
verzeichnet das Westfälische Klosterbuch für Klöster und geistliche Gemeinschaften – 
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beispielsweise in Asbeck, Beckum, Bielefeld, Bocholt, Borken, Cappenberg, Coesfeld, 
Dorsten, Dortmund, Dülmen, Freckenhorst, Geseke, Herford, Höxter, Liesborn, Me-
schede, Metelen, Münster, Nottuln, Paderborn, Soest, Vreden und Wedinghausen. 

Zehn der insgesamt 50 im westfälischen Handschriftenzensus verzeichneten Codices, 
die der Memorialüberlieferung im weiteren Sinne zuzuordnen sind, lassen sich den Ver-
brüderungsbüchern und Necrologien zurechnen, d. h. sie dienten ursprünglich der blo-
ßen Namenaufzeichnung, um der Verstorbenen in Messe und Liturgie zu gedenken. Sieht 
man von wenigen Ausnahmen – wie etwa dem im 15. Jahrhundert nach älterer Vorlage 
angelegten Necrolog des Klosters Abdinghof in Paderborn – ab, so sind diese entweder 
im 14.  Jahrhundert (z.  B. Neuenheerse, Soest, Beckum) oder früher entstanden. Unter 
den früheren Handschriften sticht insbesondere die reichhaltige Überlieferung der west-
fälischen Domkapitel hervor, die im 11. bzw. 12. Jahrhundert mit Paderborn und Minden 
einsetzt, während das ältere Necrolog des Domstifts von Münster erst um 1300 entstan-
den ist und – im Gegensatz zu Minden – keine früheren, aus älteren Vorlagen übernom-
menen Einträge, sondern ausschließlich Nachträge (bis in das 15. Jahrhundert) aufweist. 
Gut untersucht ist das Necrolog des Klosters Borghorst, das im letzten Viertel des 13. 
Jahrhunderts unter Äbtissin Mechtild von Hardenberg angelegt wurde. Es zeigt, dass zum 
Zeitpunkt der Anlage eines Necrologs auch in Westfalen stets mit nur fragmentarisch er-
haltenen Vorlagen gerechnet werden muss, weshalb wohl kaum jemals die gesamte Ge-
denktradition eines Klosters oder einer geistlichen Gemeinschaft in einem Necrolog zu 
fassen ist. In die gleiche Richtung weist auch die Überlieferung des Domstifts Minden, in 
das die Namen der zu kommemorierenden Personen nur sehr selektiv aus verschiedenen 
Vorlagen übernommen wurden. Insofern hängt bei der Beurteilung des Quellenwerts viel 
davon ab, was über die Konzeption und Organisation des Totengedenkens einer Gemein-
schaft mithilfe ihrer Memorialüberlieferung in Erfahrung zu bringen ist. 

4. Auswertungsmöglichkeiten

Verbrüderungsbücher und Necrologien bieten ein vergleichsweise großes Spektrum an 
Auswertungsmöglichkeiten. Sie reichen von kodikologischen und paläographischen Fra-
gen, über die Heortologie (Festkunde), die Liturgie- bzw. Frömmigkeitsgeschichte bis 
hin zu sozialgeschichtlichen Gesichtspunkten, die insbesondere Personen sowie soziale 
Gruppen betreffen. Nicht zuletzt können aber auch wirtschafts- und sprachgeschicht-
liche Aspekte mithilfe der Memorialüberlieferung in den Blick genommen werden. Den 
größten Teil der Forschung zu den Libri vitae machen personen- und gruppengeschichtli-
che Untersuchungen aus. Gefragt wird dabei nach den Verbindungen geistlicher Gemein-
schaften zu jenen Personen und Personengruppen, die in einen Liber vitae aufgenommen 
worden sind.

Setzt man zunächst bei den Verbrüderungsbüchern an, so ist bei der Auswertung der 
Einträge zu beachten, dass die in den Libri memoriales enthaltenen Namen für sich ge-
nommen praktisch keinen historischen Aussagewert besitzen und somit erst zum Sprechen 
gebracht werden müssen. Grundlegend ist in diesem Zusammenhang die Erkenntnis, dass 
sich die in den Verbrüderungsbüchern eingetragenen Namen mithilfe paläographisch-ko-
dikologischer Befunde nicht nur verschiedenen chronologischen Schichten, sondern auch 
einzelnen Einträgen zuordnen lassen. Allem Anschein nach sind sie nicht zufällig oder 
nach Belieben zusammengestellt worden, vielmehr wurden mutmaßlich zusammengehö-
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rende Namen von einer Hand, in einem Zug und mit gleicher Tinte in das entsprechende 
Verbrüderungsbuch aufgenommen. Ausgehend von dieser Prämisse ist es möglich, auch 
umfangreiche Namenkolumnen strukturell zu analysieren, ihr Gefüge und die Regeln, 
nach denen sie aufgezeichnet wurden, zu ermitteln. Häufig sind dabei soziale Gruppen 
auszumachen, die aufgrund der mitunter vorhandenen Zusätze und Überschriften sowie 
durch die Feststellung von Namenüberschneidungen innerhalb verschiedener, mithilfe so 
genannter Parallelregister zu ermittelnder Einträge näher charakterisiert werden können. 

Ohne Kenntnis der Kriterien, nach denen Einträge in einem Verbrüderungsbuch vor-
genommen wurden, sind Aussagen über die in ihnen enthaltenen Personen und Perso-
nengruppen also nicht möglich. Bevor einzelne Personen oder Gruppen überhaupt in den 
Blick genommen werden können, ist deshalb nach den Ordnungsprinzipien zu fragen, 
nach denen die Namen Aufnahme fanden. Zu prüfen ist etwa, ob es sich bei den Verzeich-
neten um Lebende oder Verstorbene handelt, ob sie nach Geistlichen und Laien, nach 
Männern und Frauen oder nach Inhabern bestimmter Ämter angeordnet wurden. Unum-
gänglich ist in diesem Kontext zudem die Berücksichtigung von Titeln, die einem Namen 
hinzugefügt werden konnten (episcopus, comes usw.), sowie die paläographische Abgren-
zung der Einträge. Zentral ist sodann die zeitliche Bestimmung, die sich aus ihrer Platzie-
rung in einem Verbrüderungsbuch ableiten lässt; hinzukommen schließlich Vergleiche mit 
korrespondierenden Gruppen im Verbrüderungsbuch selbst, in weiteren Gedenkbüchern 
oder auch in anderen Quellen, wie etwa in Urkunden und historiographischen Zeugnis-
sen. 

Auf der Grundlage von Verträgen zwischen Klöstern wurden so genannte Konvents
listen in ein Verbrüderungsbuch eingetragen. In den bekannten frühmittelalterlichen Libri 
memoriales dürfte allerdings der größte Teil der Einträge auf Personen aus nichtmona-
stischen Lebenszusammenhängen zurückgehen, die bei Besuchen im Kloster – etwa aus 
Anlass von Gesandtschafts- und Pilgerreisen – für sich und ihre Angehörigen um Auf-
nahme in ein Verbrüderungsbuch nachsuchten. Aus diesem Grund ist häufig mit sehr 
heterogenen Personengruppen zu rechnen, deren Namen später vor allem an den noch 
freien Stellen des Verbrüderungsbuches festgehalten wurden. Gelingt die Identifizierung 
von einzelnen Personen oder Personengruppen, lassen sich die Einträge eines Verbrüde-
rungsbuchs oft – über die auf paläographischen Befunden basierende Einteilung in Einzel- 
und Gruppeneinträge hinaus – auch nach inhaltlichen Kriterien klassifizieren. Stehen bei-
spielsweise Eintragungen zu anderen, größeren Einträgen in Beziehung, so handelt es sich 
oft um Nachträge. Weiterhin sind kopiale Einträge von sogenannten ad-hoc-Einträgen 
zu unterschieden. Während kopiale Einträge auf schriftliche Vorlagen zurückgehen, das 
heißt auf ältere Gedenkbücher oder auch auf Notizen von Zetteln und Pergamentblättern, 
die der Übermittlung von Namen dienten, rühren die sogenannten ad-hoc-Einträge nicht 
von einer entweder schon vorhandenen oder übersandten schriftlichen Aufzeichnung her. 
Vielmehr entstand diese Eintragsform unmittelbar im Kloster selbst, wenn etwa Besucher 
oder Mitglieder der Brüdergemeinschaft Namen im Gedenkbuch festhalten ließen oder 
auch einen entsprechenden Eintrag selbst vornahmen. Charakteristisch für solche ad-hoc-
Einträge ist, dass auch abwesende Personen oder Verstorbene genannt werden konnten. 
Von ihnen zu unterscheiden sind die so genannten Präsenzeinträge, die ausschließlich bei 
der Einschreibung in das Gedenkbuch anwesende Personen beinhalten. Als letzte Ein-
tragsform ist schließlich auf die kompilierten Einträge zu verweisen, die aus mehreren 
selbständigen Teilen zusammengefügt sind, aus Teilen, die ursprünglich nichts miteinan-
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der zu tun hatten und zuvor in älteren Aufzeichnungen und in anderen Gruppierungen 
und Zusammenhängen vorgelegen haben müssen. 

Die solchermaßen zu fassende Vielschichtigkeit der Einträge in Verbrüderungsbüchern 
findet sich bei Necrologeinträgen nur in deutlich reduzierter Form. Kern des in den Ne-
crologien enthaltenen Namenbestands sind die Verstorbenen des eigenen Konvents. Vor 
allem ihrer sollte im Rahmen der Kapitelssitzungen ursprünglich gedacht werden, wes-
halb das Kapitelsbuch samt Necrolog einen festen Platz im Leben geistlicher Gemein-
schaften einnahm. Vor diesem Hintergrund geht die Auswertung von Necrologien stets 
von den geistlichen Gemeinschaften selbst aus, für die sie bestimmt waren. Von zentraler 
methodischer Bedeutung ist dabei zunächst das Aufdecken der jeweiligen „Eigengesetz-
lichkeiten“ eines Necrologs, die es zu erfassen gilt, um es in einer ihm angemessenen Weise 
als historische Quelle ausschöpfen zu können. Das heißt: Um die Mitglieder des eigenen 
Konvents von anderen in einem Necrolog verzeichneten Personen abzugrenzen und da-
mit in das anfängliche Gewirr von Nameneinträgen zahlreicher Schreiberhände Ordnung 
zu bringen, ist es unabdingbar, nach weiteren, über die kalendarische Anordnung der Na-
meneinträge hinausgehenden Gliederungsprinzipien zu suchen und sich ihrer zu bedie-
nen. Besonders gute Voraussetzungen dafür sind dort gegeben, wo beispielsweise Arka-
den die Necrologeinträge gliedern. Denn üblicherweise ist in Necrologien dieses Typs die 
erste Bogenstellung für die Einträge des eigenen Konvents reserviert, während auswärtige 
Verstorbene – oft nach Ständen geordnet – einen Eintrag unter einem der folgenden Ar-
kadenbögen erhielten. Anzutreffen sind darüber hinaus aber zahlreiche Necrologien, in 
denen die eingeschriebenen Verstorbenen durch ihren Platz innerhalb solcher Arkaden 
nicht näher eingegrenzt werden können. Dessen ungeachtet ist auch in diesem Fall die 
Zuweisung zu bestimmten Personengruppen möglich. Denn der für jeden Tag des Ka-
lenderjahres vorgesehene Raum füllte sich – entweder vertikal oder horizontal – mit den 
nacheinander verzeichneten Namen, wobei die Namen des eigenen Konvents jeweils den 
ersten Platz nach dem Tagesdatum einnehmen. Unabhängig davon ordnete man oft die 
zu einem Tagesdatum untereinander geschriebenen Einträge durch vorangestellte Rubri-
ken wie M(onachi), N(ovicii), F(ratres) und schließlich Fam(iliares); auch kam es vor, dass 
die Versoseiten eines Totenbuchs den Nameneinträgen der jeweiligen necrologführenden 
Gemeinschaft vorbehalten blieben, während die Rectoseiten für die Verstorbenen verbrü-
derter Konvente vorgesehen waren. 

Nicht immer sind freilich die ursprünglichen Gestaltungsprinzipien eines Necrologs 
über größere Zeiträume hinweg unverändert erhalten geblieben. Wenn etwa im Lauf der 
Zeit kein Platz mehr für weitere Eintragungen zum jeweiligen Tagesdatum vorhanden 
war, wurden die Namen der Verstorbenen einfach an noch freigebliebenen Stellen ein-
getragen und brachten so den ursprünglichen Aufbau eines Necrologs in Unordnung. 
Weiter helfen dann jedoch Epitetha wie beispielsweise abba n(oster), mon(achus) n(ostrae) 
c(ongregationis), h(uius) oder i(stius) l(oci). Vor allem Necrologien, die keine Arkaden auf-
weisen und ausschließlich nach Kalendertagen angelegt wurden, sowie Necrologien, die 
in ein Martyrolog integriert wurden, weisen solche Zusätze bei eigenen Konventualen auf. 
Angehörige auswärtiger Gemeinschaften bezeichnete man dagegen mit dem Namen ihres 
Klosters beziehungsweise ihres Klosterpatrons. Erhielten Laien einen Platz im Gebetsge-
denken, so wurde ihr Name mit ihrem Amt wie zum Beispiel imp(erator), dux, com(es) 
und so weiter oder mit Zusätzen wie amicus noster oder familiaris noster und dem zusätz-
lichen Vermerk l(aicus) versehen. Zur Identifizierung der in ein Necrolog eingetragenen 
Personen eignet sich der Vergleich mit anderen Necrologien: Lassen sich in zwei oder 
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mehreren Necrologien an den gleichen Tagesdaten dieselben Namen ausmachen, so wird 
eine solche Übereinstimmung kaum zufällig entstanden sein; vielmehr dürfte es sich mit 
hoher Wahrscheinlichkeit auch um dieselben Verstorbenen handeln. 

5. Forschungsgeschichte in regionaler Perspektive

Gemessen an der keineswegs ungünstigen Überlieferungsdichte der westfälischen Me-
morialzeugnisse erweist sich ihre Erschließung durch neuere, modernen Anforderungen 
gerecht werdende Editionen sowie ihre Erforschung als äußerst lückenhaft und wenig 
zufriedenstellend. Sofern das Material überhaupt in Editionen vorliegt, sind diese – von 
wenigen Ausnahmen abgesehen – durchweg veraltet. Für das Memorienbuch des Frater-
hauses in Münster zum Beispiel ist man nach wie vor auf die Übertragung von Heinrich 
August Erhard aus dem Jahr 1843 angewiesen. Sie hat weder einen Kommentar noch eine 
Einleitung, dementsprechend verfügt sie weder über die Abgrenzung von Schreiberhän-
den noch über eine Darstellung und Analyse der Eintragsschichten. Über die Identität der 
verzeichneten Personen finden sich ebenfalls keine Angaben. Ähnlich verhält es sich mit 
dem Necrolog des Frauenstifts Neuenheerse. Die darin enthaltenen Memorieneinträge, 
die teils bis in das frühe 9. Jahrhundert zurückreichen, veröffentlichte Julius Evelt 1878 
– ohne das dazugehörige Martyrolog – in einer Textausgabe, die mit Blick auf den kriti-
schen Apparat und hinsichtlich der Vorbemerkungen zu kodikologischen und paläogra-
phischen Aspekten der Handschrift heutigen Maßstäben in keinem Fall genügt und damit 
nur mit erheblichen Einschränkungen zu benutzten ist.

Der Weg zur modernen, methodisch reflektierten Erschließung der Memorialüberliefe-
rung nahm seinen Ausgang in der Erforschung des Adels, dessen Familien und Dynastien 
in den Libri vitae namentlich greifbar werden. Von dort führte er zur Erforschung mona-
stischer Gemeinschaften, deren Mitglieder in der Gedenküberlieferung namentlich eben-
falls in großer Zahl vertreten sind und die als die eigentlichen Träger und ausführenden 
Akteure der Memoria in den Blick genommen wurden. Pioniere auf diesem Gebiet waren 
Karl Schmid und Joachim Wollasch, welche die personen- und gruppengeschichtlichen 
Forschungsansätze Gerd Tellenbachs aufgriffen, weiterentwickelten und seit Mitte der 
1960er-Jahre auf die Erforschung und kritische Herausgabe von Verbrüderungsbüchern 
und Necrologien übertrugen. Sowohl von Karl Schmid, der von 1965 bis 1974 den Lehr-
stuhl für mittelalterliche Geschichte an der Universität Münster innehatte, wie auch von 
Joachim Wollasch, der 1974 Schmids Nachfolger in Münster wurde, als dieser nach Frei-
burg wechselte, gingen wichtige Impulse für die Erschließung der westfälischen Gedenk-
überlieferung aus. Nachdem Karl Schmid zusammen mit Gerd Tellenbach und Eduard 
Hlawitschka den Liber memorialis von Remiremont bei den MGH herausgegeben hatte, 
wandte er sich im Münsteraner SFB 7 „Mittelalterforschung“ (Projekt B: Personen und 
Gemeinschaften) der Gedenküberlieferung der Klostergemeinschaft von Fulda zu. Paral-
lel dazu richtete die Historische Kommission für Westfalen, der Schmid seit 1968 angehör-
te, unter dem Titel „Westfälische Gedenkbücher und Necrologien“ eine neue (Editions-)
Reihe ein, die zugleich Teil des von Schmid und Wollasch gemeinsam ins Leben gerufenen 
Quellenwerks „Societas et Fraternitas“ war.

Erste Ansätze zum kritischen Umgang mit der westfälischen Memorialüberlieferung 
waren zwar schon 1960 mit den Untersuchungen von Franz Josef Tentrup zur ältesten 
Handschrift des Abdinghofer Necrologs, das Klemens Löffler 1905 ediert hatte, zu ver-
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zeichnen. Editionen, die der Memorialüberlieferung in ihrem Quellenwert tatsächlich ge-
recht wurden, sind dann aber erst unter der Ägide von Karl Schmid entstanden. Zu nennen 
ist in diesem Zusammenhang das Necrolog von Borghorst, das Gerd Althoff, ein Schüler 
Schmids, 1978 in einer Edition zusammen mit umfangreichen, das Necrolog erschließen-
den Untersuchungen vorlegte. Fünf Jahre später folgte der Liber vitae von Corvey. Zwar 
hatte Friedrich Philippi ihn 1916 schon einmal ediert. Aber erst als Karl Schmid ihn 1983 
zum zweiten Mal in einer deutlich verbesserten Ausgabe herausgab, wurde die Hand-
schrift kodikologisch umfassend beschrieben, der Anlage des Codex nachgegangen und 
das Werk erstmals ausführlich als Memorialzeugnis gewürdigt. Darüber hinaus verfügt die 
neue Ausgabe über verschiedene, auch philologisch abgesicherte Register; so etwa – mit 
Blick auf den necrologischen Teil der Handschrift – über einen alphabetischen Gesamt-
index, ein lemmatisiertes Personennamenregister und einen Nachweis der mit Amts- und 
Standesbezeichnungen versehenen Namen. 

Diese Register verstehen sich keinesfalls nur als eine mehr oder weniger nützliche Zu-
satzleistung; vielmehr sind sie als ein unverzichtbares Arbeitsinstrument aufzufassen, das 
die Qualität der Überlieferungspräsentation gegenüber der früheren Ausgabe deutlich er-
höht und auf eine völlig andere Stufte der Texterschließung hebt. Immerhin lassen sich 
auf diese Weise die handschriftlichen Befunde, die durch das Faksimile im Originalzu-
stand vorgestellt werden, in eine neue Form überführen, und zwar, ohne dass darin an 
ihnen Veränderungen vorgenommen werden müssten. Die systematische sprach- und ge-
schichtswissenschaftliche Auswertung, die in einem zweiten, wenig später erschienenen 
Band zu diesem Verbrüderungsbuch vorgelegt wurde, ist dadurch überhaupt erst ermög-
licht worden. Dahinter bleibt die 1998 als fünfter Band in der Reihe „Libri memoriales 
et Necrologia, Nova Series“ bei den MGH ohne ein vergleichbares Register-System er-
schienene Edition der Mindener Necrologien zweifellos zurück. Dessen ungeachtet ist 
der von Ulrich Rasche verantwortete Minden-Band, dessen auswertender Teil personen- 
und gruppengeschichtliche Aspekte weniger beleuchtet, keineswegs ohne Wert. Indem er 
nämlich stärker als bis dahin üblich auf wirtschafts- und verwaltungsgeschichtliche Fragen 
eingeht, lenkt er den Blick auf einen bis heute zumeist ausgeblendeten Aspekt der Memo-
rialüberlieferung. Er setzt in dieser Hinsicht durchaus Maßstäbe, die in ihrer Bedeutung 
über die Region hinausgehen. 

Gegenwärtig liegt das Forschungsfeld zur Memorialüberlieferung in Westfalen brach. 
In den letzten rund 20 Jahren sind keine neuen Necrologeditionen mehr erschienen; eben-
so fehlen neuere Untersuchungen, die auf die Erschließung der westfälischen Memorial-
überlieferung abzielen. Anders sieht es im benachbarten Rheinland aus. Umfangreichere, 
in jüngerer Vergangenheit erschienene Untersuchungen, die zugleich eine (Neu-)Editi-
on beinhalten, liegen beispielsweise für Köln (Maria im Kapitol), Brauweiler, Neuss und 
Mönchengladbach vor; für Essen und Xanten, deren Necrologien zuletzt (wieder) ver-
stärkt in den Blick genommen wurden, sind solche kommentierten Neueditionen samt 
prosopographischer Erschließung des Namenmaterials angekündigt. 
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Visitationsakten der Kirchen
Wilfried Reininghaus

1. Definition der Quellengattung

Visitationen, abgeleitet von lateinisch visitare (besuchen), sind definiert als Kontrollbesu-
che einer übergeordneten bei einer nachgeordneten Instanz. Sie sind nicht beschränkt auf 
die Kirche, sondern kommen in allen bürokratisch organisierten Institutionen vor. Hier 
konzentrieren wir uns auf kirchliche Visitationen, für die es jedoch „keine exklusive Be-
griffsbestimmung“ gibt (Zeeden u. a. 1984, S. 12). Im Zeitalter von Reformation und Ge-
genreformation wurden die seit dem frühen Mittelalter praktizierten Visitationen durch 
Bischöfe und Orden zu einem zentralen Instrument der Informationsbeschaffung und 
Implementierung von Normen nicht nur der Kirche, sondern auch der Territorialstaaten 
(Hengst 1974; Brakensiek/Simon 2011). Spätestens seit Augsburg 1555 galt die Formel: 
„Wer regiert, visitiert“ (Lang 2005, S. 127).

Visitationsakten umfassen das gesamte Schriftgut, das im Laufe einer Visitation ent-
steht. Nach ihrer Entstehung lassen sich drei große Gruppen unterscheiden (Lang 2005, S. 
129f.). Die erste Gruppe der Akten entstanden bei der Vorbereitung einer Visitation. Sie 
enthalten Informationen über die Einsetzung einer beratenden Kommission, Gesetze und 
Erlasse zur Durchführung, die Instruktionen für die Visitatoren, die Aufstellung eines 
Fragenkatalogs (Interrogatorium) sowie die Ankündigung der Visitationen bei den zu den 
visitierenden Kirchen und Klöstern. 

Die zweite Gruppe der Akten entstand, wenn die Ergebnisse der Visitation in einem 
Protokoll festgehalten wurden. Wichtig ist, zwischen verschiedenen Entstehungsstufen 
der Protokolle zu unterscheiden. Das meist unmittelbar nach der Visitation angefertigte 
Verlaufsprotokoll wurde oft nach Abschluss der gesamten Bereisung zu einem Ergeb-
nisprotokoll redigiert (Nordsiek 2013, S. 186). Auf die Protokollführung wirkte ein, wie 
die Visitation durchgeführt wurde. Fand sie im gesamten Sprengel (Generalvisitation) 
oder nur in Teilen stand? Reisten die Visitatoren zu den einzelnen Gemeinden oder be-
stellten sie mehrere Gemeinden (Mittelpunktvisitationen) zu einem zentralen Ort ein? 
(Lang 2005, S. 128f.) Alternativ zum Protokoll kamen Berichte der Visitatoren an ihre 
Auftraggeber vor, die meistens Informationen kumulativ verwendeten. Beispiele sind die 
Berichte an den sächsischen Kurfürsten aus dem 17. Jahrhundert (Müller 1907, S. 293) 
oder des Paderborner Bischofs an den Papst über die Visitationen 1698 und 1702 (Braun 
2013, S. 246 Anm. 284). 

Die dritte Gruppe der Akten schließlich entstand nach der Visitation, als die erhobenen 
Befunde ausgewertet wurden. Das konnten Rügen, Urteile und Rezesse sein, die Mängel 
beseitigen sollten. Daneben konnten Ergebnisse zu Listen oder Berichten zusammenge-
fasst werden. Auch gaben die Visitierten Kommentare, Stellungnahmen und Proteste ab. 
Als Beiakten wurden Kirchenrechnungen, Einkommens- und Abgabeverzeichnisse oder 
Kircheninventare abgeliefert.

Nur in seltenen Fällen sind alle Entstehungsstufen überliefert. Die aussagekräftigste 
Quellengruppe sind die Protokolle, die jedoch nur im Zusammenhang mit den übrigen 
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gesehen werden können. So sind Protokolle ohne Interrogatorien weniger wertvoll. Um-
gekehrt spiegeln die Interrogatorien für sich genommen nur den Soll-Zustand wider. 

2. Historische Entwicklung der Quellengattung

a) Allgemeine Entwicklung

Kirchliche Visitationen gehen bis zum Aufbau der Urkirche in der Antike zurück. Sie 
dienten der Aufsicht der Bischöfe in ihrem Sprengel. Mit der Ausbreitung des Christen-
tums wurden sie systematisiert. Regino von Prüms Schrift „De synodalibus“ (um 906) 
standardisierte die Fragen der Visitatoren. Das Recht der Visitation entglitt den Bischöfen 
im Laufe des Mittelalters und ging auf die Archidiakone über. Im Spätmittelalter wurden 
Visitationen als ein Instrument der Kirchenaufsicht nicht mehr umfassend eingesetzt. Al-
lerdings verwendeten es die Orden als Mittel zur Bekämpfung von Missständen (Ober-
ste 1996). So übten die Kartäuser im 14./15. Jahrhundert eine strenge Visitationspraxis 
aus. Der im münsterländischen Laer geborene Werner Rolevinck (1425–1502), ein Kölner 
Kartäuser, verfasste um 1475 einen Tractatulus de forma visitatorum monasticorum, in 
dem er die gegenseitige Kontrolle der Mönche kritisierte, weil sie Denunziationen fördere 
(Rüthing 1983). 

Das 16. Jahrhundert erlebte eine Renaissance der Visitationen. Sie dienten zunächst der 
Feststellung, wer der alten oder der neuen Lehre anhing. Wegweisend war die Visitation 
in Sachsen 1528, die Luther und Melanchthon begleitet und vorbereitet hatten. Sie diente 
als Vorbild für das sich ausbildende landesherrliche Kirchenregiment in protestantischen 
Territorien. Die dort erlassenen Kirchenordnungen sahen regelmäßige Visitationen vor, 
ohne dass sie tatsächlich auch in festem Turnus durchgeführt wurden. In protestantischen 
Territorien standen nicht nur die Pfarrer, sondern auch die Gemeinden im Fokus der Visi-
tationen. Zu unterscheiden sind Visitationen in der lutherischen und reformierten Kirche. 
Letztere bezog die Presbyterien und die Gemeindemitglieder in die Visitationen direkt 
mit ein. 

Die alte Kirche widmete sich während des Konzils von Trient (1545–1563) in mehreren 
Sitzungen den bischöflichen Visitationen und erhob sie erneut zu einem der wichtigsten 
Instrumente der Kirchenpolitik. Direkt im Anschluss an das Tridentinum führten mehre-
re deutsche Bistümer Visitationen durch, die zunächst einer Bestandsaufnahme über die 
Verbreitung abweichender Kultusformen galt. Standen die Visitationen bis kurz nach 1600 
im Zeichen eines „Abbau des Negativen“, also der neuen Lehre, so folgte seit dem zwei-
ten Jahrzehnt des 17. Jahrhunderts eine zweite Phase, die dem „Aufbau des Positiven“ 
gewidmet war (P. Th. Lang in Zeeden/Lang 1984, S. 145f.). Im Zeichen der katholischen 
Reform gingen in den geistlichen Staaten Visitationen und innere Staatsbildung eine enge 
Verbindung ein; bürokratische Verfahren fanden Eingang in die Praxis der Visitationen 
und perfektionierten ihre Durchführung. Strukturell ähnlich verlief die Entwicklung in 
den protestantischen Territorien, auch wenn dort stärker weltliche Sachverhalte einbezo-
gen wurden. 

Zu Beginn des 18. Jahrhunderts war – so die Einschätzung der jüngeren Forschung – 
die große Zeit der landesweiten Generalvisitationen endgültig vorbei. Bei stabilen konfes-
sionellen Verhältnisse kehrte Routine im Visitationsgeschäft ein. „Es scheint, als sei nichts 
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passiert“ (Menne 2007, S. 184). Für Kursachsen hält Kupke (2010, S. 131) bereits um 1670 
den Zenit des Visitationsinstituts für „überschritten“. In den geistlichen Staaten ersetzten 
Visitationen im Bereich der Archidiakonate Besuche der Bischöfe oder der Generalvikare, 
während in den protestantisch-weltlichen Territorien den Konsistorien bzw. Superinten-
denten regelmäßige Aufsichtsfunktion zuwuchs. Als „Schwundform“ (Brakensiek/Simon 
2011, S. 344) lässt sich die regelmäßige Überprüfung der Kirchenrechnungen werten oder 
die Aufforderung an die Pfarrer, Berichte über den Zustand ihrer Gemeinden einzusenden 
(Klueting 2006, S. 50). 

b) Entwicklung in Westfalen und den Nachbarregionen

Eine konfessionsübergreifende Gesamtgeschichte der Visitationen in den westfälischen 
Territorien gibt es nicht. Untersuchungen wurden bisher auf Ebene der einzelnen Ter-
ritorien vorgenommen, wobei stärker die geistlichen Territorien im Blickpunkt standen. 
Deshalb orientiert sich der folgende Überblick an den einzelnen Territorien Westfalens. 

Im Bereich des kölnischen Westfalen entstand schon 1536 während des Provinzialkon-
zils in Köln der Wunsch nach einer bischöflichen Visitation, die jedoch am nachhaltigen 
Widerstand der Herzöge von Jülich-Kleve-Berg scheiterte. Die dann 1569 nach dem Tri-
dentinum durchgeführte Visitation durch Bischof Salentin von Isenburg erstreckte sich 
nicht auf das gesamt Erzstift, sondern schloss im rheinischen Teil adlige Unterherrschaf-
ten aus, die häufig der neuen Lehre folgten (Franzen 1960). Auch das Herzogtum West-
falen blieb außen vor; nur das Vest Recklinghausen wurde visitiert (Schwarz 1910). Die 
Einbeziehung des Herzogtums Westfalen in die Visitationspraxis des Kölner Erzbischofs 
war erst möglich, nachdem dort die Anhänger der Reformation durch Ernst von Bay-
ern (1583–1612) und vor allem durch dessen Neffen Ferdinand (1612–1650) zurückge-
drängt worden waren. Zwar lassen sich einzelne Visitationen schon vor 1610 nachweisen, 
doch fanden sie wahrscheinlich nur für einzelne Gemeinden statt (Wolf 2012). Seit etwa 
1610 wurden bis 1626 in nahezu jährlichem Turnus Visitationen im gesamten Territorium 
durch jeweils einberufene Kommissionen durchgeführt. Seit 1619 kam ein standardisierter 
Fragenkatalog zum Einsatz. Eine erste Generalvisitation direkt nach dem Dreißigjährigen 
Krieg verhinderten 1650 die Landstände (Menne 2007, S. 106), sie war erst 1665 möglich. 
Bis zum Ende des Alten Reiches fanden Generalvisitationen nur in größeren zeitlichen 
Abständen statt. Die des Jahres 1716 geschah durch Generalvikar Johann Arnold de Reux 
(Haaß 1936), die des Jahres 1745 wurde nur mangelhaft durchgeführt (Quiter 1988, S. 95–
109). Unterhalb der Territorialebene erfüllten in den Archidiakonaten Sendgerichte die 
Funktion von lokalen Visitationen (vgl. zu Soest Rüffer 2003, S. 238f.). Die von Kurfürst/
Erzbischof Maximilian Franz veranlasste Generalvisitation der Jahre 1798 bis 1801, zu der 
umfassendes Archivmaterial vorliegt, war bisher noch nicht Gegenstand der Forschung 
(Wolf 2012, S. 11; Quiter 1988, S. 149–159). 

Im Bistum Paderborn stand die Visitation 1549 im Zeichen des Interims. Sie umfasste 
auch jene Teile der Diözese, die nicht zum weltlichen Besitz Paderborns gehörten, u. a. 
Lippe, Herford und Corvey. Die Protokolle dieser Visitation sind lediglich teilweise er-
halten (Bauermann 1968). Auch die Visitationen der Jahre 1570, 1575 und 1586 liegen nur 
für einzelne Archidiakonate vor (Bauermann 1973; Hengst 1974, S. 57–64). 1644 visitier-
te der Weihbischof einzelne Pfarreien, bevor 1654 bis 1656 Bischof Dietrich Adolf von 
der Recke weitgehend persönlich die Gemeinden seines Sprengels besuchte (Menne 2007; 
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Fluck 2009). Unter Ferdinand von Fürstenberg wurden 1662 und in den Folgejahren die 
Visitationen auf die Ebene der Archidiakonate verlegt und vor allem durch das Ausfüllen 
von Fragebögen erledigt. Hermann Werner von Wolff-Metternich beteiligte sich dagegen 
zwischen 1687 und 1691 nur anfangs noch persönlich an den Generalvisitationen. 

Die Fürstabtei Corvey wurde nur 1549 in die Paderborner Visitation einbezogen, ver-
suchte diese aber danach abzuwehren. 1616 forderte sie im Rahmen einer Mittelpunktvisi-
tation Berichte aus allen Gemeinden des Corveyer Landes an (Hengst 1974, S. 63f.). Später 
wurde das Kloster durch Kommissare der Bursfelder Kongregation visitiert (LAV NRW 
W Corvey Akten Nr. 508, 528).

Das Bistum Münster prägte seit den 1520er-Jahren ein „Mangel an kirchlicher Reform-
tätigkeit“ (Schwarz 1913, S. IX). Ursache waren die konfessionellen Wechsellagen unter 
Franz von Waldeck und seinen Nachfolgern. Nach Teilvisitationen in Friesland 1554 und 
1567 (Schwarz 1916) setzte erst Johann von Hoya das Instrument der Generalvisitation 
im Oberstift nach 1570 zielstrebig ein (Schwarz 1913). In jenem Jahr berief er eine sechs-
köpfige Kommission ein, die das Visitationsmandat vom 1. Juli 1571 sowie den Fragen-
katalog vorbereiteten. Dabei war der Widerstand des Domkapitels und der Archidiakone 
zu brechen. Die Visitation begann 1571 in Münster. Bis 1573 bereisten die Visitatoren den 
gesamten Sprengel. Sie begannen in dessen Westen, der im Verdacht stand, abtrünnig zu 
sein. Der von 1601 bis 1612 tätige Geistliche Rat erwies sich mit seinen stationären Visi-
tationen als ineffizientes Gremium (Immenkötter 1972). Bischof Ferdinand von Bayern 
griff deshalb für sein Programm zur katholischen Reform seit 1613 wieder auf Generalvi-
sitationen zurück. Während sein Generalvikar Hartmann im Niederstift die Rekatholisie-
rung betrieb und hierzu die Visitationen einsetzte (Lackmann 2005), begann er gemeinsam 
mit Weihbischof Nikolaus Arresdorf die Generalvisitation des Oberstifts, die 1616 mit 
vier Reformdekreten ihren Abschluss fand. Bischof Christoph Bernhard von Galen nahm 
zwar zwischen 1654 und 1657 persönlich an zahlreichen Visitationen teil, übertrug die 
systematisch angelegte Generalvisitation 1662 seinem Generalvikar Johann von Alpen. Im 
18. Jahrhundert traten Selbstauskünfte und Berichte der Pfarrer zum status animarum so-
wie Visitationen auf den unteren Ebenen des Bistums an die Stelle der Generalvisitationen 
(Freitag 1998; Klueting 2006, S. 50). 

Im Bistum Osnabrück entwickelte sich im späten 16. Jahrhundert ein konfessionel-
les Nebeneinander von alter und neuer Lehre. Als das zunehmend gegenreformatorisch 
eingestellte Domkapitel 1623 mit Eitel Friedrich von Hohenzollern einen strenggläu-
bigen katholischen Bischof wählte, setzte dieser bereits 1624/25 eine Generalvisitation 
der Landpfarreien an. Beauftragt damit wurde Generalvikar Albert Lucenius (Bär 1900; 
Flaskamp 1952; Pabst 1997). Einbezogen wurden die Stadt Wiedenbrück und das Amt 
Reckenberg. Bischof Georg Wilhelm Wartenberg beteiligte sich 1651 nach dem Ende des 
Dreißigjährigen Kriegs persönlich an Visitationen an der oberen Ems und verfügte schon 
zwei Jahre später eine Generalvisitation in der gesamten Diözese, für die er den Offizial 
Bischopinck und den Osnabrücker Stiftsherr Matthiae beauftragte (Flaskamp 1977, 1980).

Die in den vereinigten Herzogtümern Jülich-Kleve-Berg beschlossenen Kirchenvi-
sitationen sind 1533 in deren westfälischen Teilen zusammenhängend nur in der Graf-
schaft Ravensburg durchgeführt worden (Redlich 1907, S. 119*, Schmidt 1904). Aus der 
Grafschaft Mark liegen nur für einige wenige Pfarreien zufällige Nachrichten darüber vor 
(Redlich 1915, S. 21*). Dort blieb der Wunsch nach einer Generalvisitation im späten 16. 
Jahrhundert virulent. Der Drost des Amtes Kamen, Heinrich von der Recke, machte sich 
in den 1570er-Jahren zum Sprecher der Befürworter einer Visitation, ohne sich in Kleve 
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durchsetzen zu können (Keller 1881, S. 197f., 246–248; Rothert 1913, S. 334). Soweit bis-
her bekannt ist, fand in der Grafschaft Mark überhaupt keine Generalvisitation statt. Er-
satz boten die Synoden, auf denen die Zustände in den einzelnen Gemeinden zur Sprache 
kamen, sowie die Erhebungen über das Kirchenvermögen anlässlich des Religionsrezesses 
von 1666 (Darpe 1892; Rothert 1909–1919). Zur ersten lutherischen Generalsynode der 
Grafschaft Mark in Unna 1612 ist ein Katalog von Fragen als „typischer landesherrlicher 
Visitationsakt“ überliefert (Peters 2013, S. 230–232). In Vergessenheit geriet das Instru-
ment der Generalvisitation nicht. 1721 ersuchte der märkische Kircheninspektor Davidis 
die Regierung in Kleve, durch ihn eine jener „bißweilen“ durchgeführten „General-Kir-
chen-Visitationes“ zu genehmigen, durch die „viel Gutes zur Ehre des großen Gottes und 
zur Wolfart und Erhaltung der Kirchen, auch zu mehrer Erbauung des Christentums“ 
befördert werden könne. Davidis hatte bereits einen Fragenkatalog ausgearbeitet (LAV 
NRW W Kleve-Märkische Regierung, Landessachen 1364, fol. 179v, 247–259). Die Re-
gierung in Kleve lehnte das Ansinnen von Davidis ab, weil die märkische Geistlichkeit zu 
diesem Zeitpunkt wegen des Protestes gegen militärische Aushebungen politisiert war. 

Im Fürstentum Minden lassen sich vor 1650 keine Visitationen nachweisen (Nordsiek 
2013). Erst Superintendent Julius Schmidt regte sie unmittelbar nach dem Dreißigjähri-
gen Krieg an, um eine Kirchenordnung vorzubereiten. Innerhalb von nur sechs Mona-
ten, zwischen Juni und Dezember 1650, führte er die Visitation durch. In der Grafschaft  
Ravensberg war Superintendent Hildebrand Frohne 1652 für die Kirchenvisitation ver-
antwortlich (Rothert 1927). Er war neben zwei Regierungsräten Mitglied des im gleichen 
Jahr eingesetzten Konsistoriums, das bereits nach einem Jahr wegen des Widerstands der 
Landstände wieder aufgehoben wurde. Die Aufteilung des Territoriums in sieben Inspek-
tionsbezirke, in denen jährliche Visitationen der Gemeinden durch den Superintendenten 
nach Vorbild der mittelalterlichen Sendgerichte stattfanden, blieb jedoch bestehen. 

In der Grafschaft Lippe wurde die erste Visitation 1542 durch Antonius Corvinus aus 
Witzenhausen (Landgrafschaft Hessen) extern und geheim durchgeführt (Tschackert 
1900, S. 14–125). Weitere Visitationen fanden nach Erlass der revidierten Kirchenordnung 
1559 in den Jahren 1566 bis 1571 statt (LAV NRW OWL L 65 Nr. 8). Die Einhaltung der 
Kirchenzucht oblag seit 1600 dem Konsistorium. In der Grafschaft Limburg wurde die 
Visitation 1620 durch die Regierung angeordnet und durch den Drost Bischoping sowie 
die Hofprediger Rump und Crassus vorgenommen (Honselmann 1965). 

Das Fürstentum Nassau-Siegen stellt einen Sonderfall dar, weil im 16. Jahrhundert 
durch den Übertritt von Graf Johann VI. zum reformierten Glauben 1577 Visitationen 
unter zweierlei konfessionellen Vorzeichen stattfanden (Schmidt 2005). Die Visitationen 
in der lutherischen Phase (1538, 1553–1571) waren eng mit den Synoden verknüpft. In 
der reformierten Phase waren aufgrund der Kirchenordnung die Presbyterien in die jähr-
liche Visitation der Kirchspiele einbezogen. In der Grafschaft Wittgenstein sah die Kir-
chenordnung des Grafen Wilhelm des Älteren von 1555 regelmäßige Visitationen vor. Die 
Leitung hatten der Superintendent sowie ein vom Grafen ernannter „Befehlshaber“. Laut 
Kirchenordnung gaben die Pfarrer und die Gemeindemitglieder übereinander Auskunft. 
Nicht-geistliche Fragen sollten nicht behandelt werden (Burkardt 2001, S. 83–85). 
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3. Quellenkritik und Überlieferungslage

„Der Quellenwert der Visitationsakten ist umstritten“ (Brakensiek/Simon 2011, S. 344). 
Diese knappe, aber zutreffende Aussage steht im Widerspruch zur ansonsten hohen Wert-
schätzung dieser Quellengattung, die z. B. für die Erforschung der Frömmigkeits- und 
Mentalitätsgeschichte der Frühen Neuzeit als klassisch bezeichnet wird (Braun 2013, S. 
246). Wie ist dieser Widerspruch aufzulösen? Der berechtigte Zweifel an Visitationsak-
ten resultiert aus der Kontrollsituation. Pfarrer und Gemeindemitglieder sahen sich den 
Befragungen durch den Visitator konfrontiert und gaben Aussagen zu Protokoll, deren 
Wahrheitsgehalt schwer zu überprüfen ist (Schnabel-Schüle 1997, S. 186; Schmidt 2005, 
S. 19). Wenn die Visitierten Gefahr witterten, verweigerten sie die Aussage (Franzen in 
Zeeden/Molitor 1977, S. 19). Aus zwei westfälischen Bistümern, in Münster 1571 und 
Osnabrück 1624, erfahren wir, dass beim Herannahen der Visitatoren sich die Visitier-
ten untereinander abstimmten und unzutreffende Aussagen machten (Bär 1900, S. 233; 
Schwarz 1913, S. LX). Der hieraus abgeleitete Einwand, „allen Quellen, die aus dem Pro-
zess der Visitation überliefert sind“, sei gemeinsam, „dass sie zumeist ein Zerrbild der 
Wirklichkeit vermitteln“ (Menne 2007, S. 15), ist freilich übertrieben. Allerdings sind in 
besonderem Maße quellenkritische Überlegungen nötig, um die Aussagen der Visitierten 
herauszufiltern (Räisänen 2011, S. 60–66). Nicht zuletzt das Beispiel der Täufer zeigt, dass 
Forscher aus den Protokollen ihrer Verhöre mit entsprechender Umsicht deren originäre 
Ideen rekonstruieren können (Klötzer 2005). Allerdings können die Aussagen aus Visita-
tionsprotokollen nicht zu Ego-Dokumenten deklariert werden (Schmidt 2005, S. 19). Sie 
sagen nichts darüber aus, was die Menschen dachten und fühlten, hierfür müssen andere 
Quellengattungen wie autobiographische Aufzeichnungen oder Tagebücher herangezo-
gen werden (Lang 2002, S. 319). 

Quellenkritische Überlegungen zu Visitationsakten setzen deshalb auf einer formalen 
Ebene an. Festzuhalten ist, wer wann wo wie und wie oft visitierte. Sechs wesentliche Ge-
sichtspunkte sind deshalb zu berücksichtigen. 

1. Die Frage nach den Visitatoren zielt auf die Ebene unterhalb des Bischofs oder Lan-
desherrn, der nur in Ausnahmesituationen selbst die Visitation durchführte. Schon die 
Auswahl der Fragen musste in einer Kommission vorbesprochen werden. Die Visitation 
oblag meistens einer Gruppe hoher geistlicher und/oder weltlicher Beamter. 

2. Der Zeitpunkt der Visitation war abhängig von saisonalen Rhythmen. Während der 
Erntezeit verbot sich ihre Durchführung, ebenso im Winter. Also mussten Termine zwi-
schen April und Juni oder im Herbst anberaumt werden. 

3. Die Frage, wo visitiert wurde, ist nicht trivial. Immer dann, wenn die geistliche Zu-
ständigkeit von Bistümern nicht mit den weltlichen Herrschaftsbezirken identisch war 
oder wenn sich auf deren Gebiet konfessionelle Inseln von Andersgläubigen gebildet hat-
ten, blieben in den Visitationsakten Leerstellen (Räisänen 2011, S. 62f.). Anlässlich der 
Kölner Visitation 1569 hatte Franzen (1960, S. 100) darauf verwiesen, dass viele adlige 
Unterherrschaften ausgespart blieben, obwohl gerade sie Zentren der neuen Lehre waren. 
Die Ausdehnung der Paderborner Visitation nach Lippe und Corvey 1549 war nur im 
Interim möglich, später machten sie an den Grenzen des weltlichen Sprengels Halt und 
schlossen auch Corvey nicht mehr ein. So wurde beispielsweise das heute zu Warburg 
gehörende Herlinghausen, das im Vertrag mit Hessen Paderborn zugefallen war, in die Vi-
sitation 1554/56 nicht einbezogen, weil der Ort wegen der Adelsfamilie von der Malsburg 
protestantisch blieb. Aus gleichen Gründen bezog die limburgische Visitation 1620 Haus 
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Letmathe und seine katholischen Besitzer nicht ein (Honselmann 1960). Kritisch war die 
Visitationspraxis auch im Archidiakonat Soest, wo von fremdem Territorium aus katho-
lische Dörfer im Herzogtum Westfalen besucht werden mussten (Rüffer 2003, S. 238f.). 

4. Die Visitationen wurden vor allem in den geistlichen Staaten als öffentliche Akte 
inszeniert, aber auch in den weltlichen protestantischen Territorien in Handlungsabläufe 
eingebettet. Besondere Bedeutung erhielten Predigten aus Anlass der Visitation (Thiemann 
1970); sie begründeten die Visitationen theologisch. Wenn Antworten zu den vereinbarten 
Fragen eingeholt wurden, ist wichtig zu prüfen, ob der Visitator sich tatsächlich an das 
Interrogatorium hielt oder Teile wegließ. Auch muss bedacht werden, dass die Visitier-
ten Zusatzinformationen lieferten, die so nicht erwartet worden waren. Serielle Formen 
nahmen die Fragen und die Antworten erst einige Zeit nach dem Dreißigjährigen Krieg 
an (Becker 1989). Frühere Visitationen verraten noch offenere konfessionelle Strukturen. 

5. Bei der Häufigkeit der Visitationen dürfte der Idealzustand, sie möglichst oft, wenn 
nicht jährlich durchzuführen, selten erreicht worden sein. In den geistlichen Staaten war 
man jedenfalls weit davon entfernt. Eher setzten die Superintendenten und Konsistorien 
in lutherischen beziehungsweise reformierten Gebieten eine Verstetigung der Visitationen 
durch, ohne die Aufsichtsfunktion als solche zu benennen. 

6. Zu beachten ist, ob sich die Protokolle während der Visitationsreise änderten und ob 
die Visitatoren überall die gleichen Fragen stellten (Nordsiek 2013, S. 191). Auch kann die 
jeweils erhaltene Entstehungsstufe Einfluss auf die Überlieferung haben. Zusammenfas-
sende Berichte können Details weglassen. 

4. Auswertungsmöglichkeiten

Visitationsakten bieten Material für verschiedene Forschungszweige. Das Spektrum reicht 
von der expliziten Visitationsforschung bis zu den Fundamentalprozessen der frühen 
Neuzeit (Staatenbildung, Sozialdisziplinierung, Konfessionalisierung). Ein wichtiges Ein-
satzgebiet der Visitationsakten ist die Geschichte der Pfarreien, sei es, dass eine einzelne 
Visitation als Momentaufnahme genommen wird, die ein helles Schlaglicht auf die Zu-
stände in der Pfarrei wirft (Meier 1968; Franke 2004), sei es, dass die Entwicklung in einer 
Pfarrei diachron im Spiegel von Visitationsprotokollen dargestellt wird (Quiter 1988). 

Schon vor dem Ersten Weltkrieg verwiesen Archivare darauf, dass der Wert der Visi-
tationsakten sich nicht in der Lokalgeschichte erschöpfe (Liebe 1903, S. 47; Müller 1907). 
Freilich muss das umfangreiche Material für eine vergleichende Auswertung strukturiert 
werden. Das große Verdienst des Tübinger Sonderforschungsbereichs um Ernst Walter 
Zeeden ist die Erstellung eines Schemas, das den Inhalt der Quelle aufschlüsselt. Dieses 
Schema kann territorien- und konfessionsübergreifend verwendet werden. Es umfasst 23 
Punkte (Lang 2005, S. 130–134):

1. Besondere Umstände der Visitation, zum Beispiel, ob weltliche Herrschaftsträger 
das Recht auf die Visitation bestritten haben.

2. Kirchenrechtliche Verhältnisse. Darunter fallen Einzelheiten wie das Patronat, die 
Vermögensverwaltung, die Baulasten und Inkorporationen. 

3. Weltliche Verwaltung: Hier finden sich die Kontaktpersonen der Pfarrer pauschal 
oder in namentlicher Erwähnung.

4. Konflikte zwischen geistlicher und weltlicher Obrigkeit, Pfarrern und Gemeinden
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5. Demographische Angaben: Genannt werden zumeist die Zahl derer, die zum Abend-
mahl gehen oder die Kommunion empfangen. Grobe Schätzungen sind die Regel, verein-
zelt werden Häuserzahlen und Feuerstätten genannt. Dies ermöglicht vorsichtige Annä-
herungen an die Bevölkerungszahlen.

6. Patrozinien: Vor allem in katholischen Gebieten werden aktuelle wie frühere Patro-
zinien benannt. 

7. Bauzustände: Die Angaben beziehen auch die Kirchengebäude, Pfarrhaus, Friedhof 
und Beinhaus ein. 

8. Kirchenausstattung: Hierzu gehören alle beweglichen und unbeweglichen Gegen-
stände im Kircheninneren. Protestantische Pfarrer registrierten Dinge aus vorreformato-
rischer Zeit.

9. Filialkirchen und Kapellen.
10. Wirtschaftliche Verhältnisse der Geistlichen und des Kirchenpersonals einschließ-

lich der Natural- und Geldabgaben.
11. Klerus und kirchliches Personal. Die Nützlichkeit der Visitationsprotokolle zeigen 

Arbeiten zu Pfarrern (Jüstel 2007) und Küstern (Kötting 2009).
12. Bekenntnis des Klerus. Im 16. Jahrhundert registrierten die Visitatoren mangelnde 

Bekenntnistreue. Im Laufe des 17. Jahrhunderts treten diese Beobachtungen zurück.
13. Lebensführung des Klerus. Themen waren der standesgemäße Lebenswandel und 

Konkubinate.
14. Amtsführung des Klerus.
15. Bildungsstand des Klerus.
16. Kultus (Ordnung und Form der rituellen Handlungen).
17. Katechese und Predigt.
18. Volksfrömmigkeit (hiermit ist die Beteiligung des Volks an liturgischen Handlun-

gen gemeint).
19. Lehrabweichungen innerhalb einer Konfession.
20. Sozialeinrichtungen (z. B. Spitäler, Armenpflege, Waisenhäuser).
21. Bildungseinrichtungen. Benannt wurde vor allem das Vorhandensein eines Schulmei-

sters. Im Laufe des 17. Jahrhunderts wurden die Angaben reichhaltiger und Schulen Gegen-
stand eigener Visitationen (Flaskamp 1940 zur Schulvisitation im Bistum Osnabrück).

22. Einstellung und Verhalten der Gemeinde, meistens aufgrund von Berichten des 
Pfarrers zum sakralen Bereich wie zum Brauchtum (Kirmes, Fastnacht, Heischebräuche).

23. Religiöse Minderheiten. Hier wurden aus Sicht der Visitatoren anderskonfessionel-
le Gruppen aufgeführt.

Das Tübinger Auswertungsschema verdeutlicht, dass Visitationsakten auf einer Me-
taebene über weit mehr Sachverhalte als über Kirchen- und Religionsgeschichte Auskunft 
geben können. Sowohl in katholischen wie protestantischen Territorien waren Visitatio-
nen mit der Staatsbildung unmittelbar verbunden. Die Staaten funktionalisierten Kirche 
für ihre Zwecke und stabilisierten so ihre Herrschaft. Die Standardisierung der Visitatio-
nen und ihrer Auswertung leisteten einen Beitrag zur Bürokratisierung und Rationali-
sierung der Verwaltung. Gerade deswegen eignen sich Visitationsakten für vergleichende 
Forschungen über Zeiten und Räume hinweg. Insbesondere für Westfalen bietet sich ein 
Vergleich zwischen katholischen und protestantischen Territorien an. 

Die jüngere kulturgeschichtliche Forschung sieht in den Visitationen nicht nur die Ele-
mente von Kontrolle und Disziplinierung, sondern stellt die Kommunikation zwischen 
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Herrschenden und Beherrschten in den Vordergrund. Visitationen können deshalb als 
Begegnungen des Fürstbischofs beziehungsweise des Landesherrn und seiner Repräsen-
tanten mit Gemeindemitgliedern und Untertanen oder sogar als Aushandlungsprozess 
zwischen den beteiligten Akteuren in Konfliktlagen verstanden werden (Schnabel-Schüle 
1997; Menne 2003, S. 323; Räisänen 2011, S. 15–19).

5. Forschungsgeschichte in regionaler Perspektive

Das Interesse an Kirchenvisitationen und ihrer schriftlichen Dokumentation setzte im 
18./19. Jahrhundert zuerst bei Pfarrern ein. Anton Gottfried Schlichthaber (1699–1758) 
hat für seine in den 1750er-Jahren erschienene Mindische Kirchengeschichte die dorti-
gen Visitationsprotokolle von 1650 noch als Registraturgut benutzt (Nordsiek 2013, S. 
185f. Anm. 715). Joseph Niesert (1766–1841) aus Velen war ein Sammler von historischen 
Altertümern und veröffentlichte 1837 im siebten Band seiner Münsterischen Urkunden-
sammlung eine Abschrift zur Visitation des Johann von Hoya 1571/73 auszugsweise und 
unkritisch – mit der falschen Datierung 1592. Die bezeichnende Überschrift hieß „Merk-
würdiges bischöfliches Visitationsprotokoll über den Verfall des Katholicismus in dem 
Münsterlande in der zweiten Hälfte des XVI. Jahrhunderts“ (Niesert 1837, S. 27). Schon 
bei Niesert wurde deutlich, dass Visitationsprotokolle aussagekräftige Dokumente für das 
Zeitalter von Reformation und Gegenreformation sind. Der Münstersche Domdechant 
Kaspar Franz Krabbe (1794–1866) benutzte ebenso wie Adolf Tibus (1817–1894) eine 
Abschrift der Hoyaschen Protokolle im Archiv des Generalvikariats, während Ludwig 
Keller (1849–1915) für seine Editionen zur Gegenreformation im Rahmen der Publika-
tion der Preußischen Staatsarchive das Original in Berlin fand. Da auch er nur Auszüge 
ediert hatte, wurde – nicht zuletzt durch das Drängen des Bibliothekars Paul Bahlmann 
(1857–1937) – der Wunsch virulent, das Visitationsprotokoll von 1571/73 komplett zu 
edieren. Das Vorhaben erschien 1898 auf der Agenda der neugegründeten Historischen 
Kommission für Westfalen, es konnte nach dem Tod des ersten Bearbeiters aber erst 1913 
durch Domkapitular Wilhelm Eberhard Schwarz realisiert werden (Schwarz 1913, S. V-
VII). Für das Bistum Osnabrück gab der dortige Staatsarchivar Max Bär (1855–1928) das 
Protokoll der Visitation 1624/25 heraus, ein Dokument der konfessionellen Mischlage des 
Osnabrücker Landes (Bär 1900). 

In der Zwischenzeit hatten im deutschen Sprachraum die entstehende landesgeschicht-
liche Forschung und die Archive die Quellengruppe entdeckt: Visitationsakten seien nicht 
nur „Quellen für die Lokalgeschichte“, sondern enthielten „unerschöpfliches kulturge-
schichtliches Material“ (Liebe 1903, S. 47). Wichtige Forschungsimpulse kamen aus Mit-
teldeutschland, vor allem aus dem Kurfürstentum Sachsen, wo Melanchthon maßgeblich 
an der ersten protestantischen Visitation 1528 mitgewirkt hatte (Müller 1907/16). Neben 
der Edition für Münster regten sich in Westfalen am Ende des 19. und zu Beginn des 
20. Jahrhunderts zunächst die protestantischen Gebiete. Bereits 1878 hatte der Siegener 
Kanzleirat Friedrich Goebel (1812–1902) auf den Quellenwert der Visitationsakten für 
die Grafschaft Wittgenstein hingewiesen. In seine Edition der Lebenszeugnisse des hessi-
schen Reformators Corvin integrierte der Kirchenhistoriker Paul Tschackert (1848–1911) 
dessen Examination der lippischen Pfarrer (Tschackert 1900). Der reformierte Pfarrer 
Adolf Schmidt aus Vlotho (1851–1937) publizierte 1904 das Protokoll der Visitation in 
der Grafschaft Ravensberg von 1533. Bereits ein halbes Jahrhundert vorher hatte es Cor-
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nelius verkürzt in seine Geschichte der Wiedertäufer in Münster aufgenommen, denn das 
zeitgenössisch primäre Ziel der Visitation war gewesen, Täufer aufzuspüren (Cornelius 
1855, Bd. 1, S. 246–248). 

Die Zeit der Weltkriege begünstigte Editionsarbeiten nicht; sie kam auch bei Visitati-
onsakten zum Erliegen. Zwar verlor die Pfarrgeschichtsschreibung sie nicht aus den Au-
gen (z.  B. Erdmann 1939/40), doch zusammenfassend, auf Ebene einzelner Territorien 
oder Bistümer erschienen lange keine Veröffentlichungen. Franz Flaskamp (1890–1985) 
und Johannes Bauermann (1900–1897) regten landesgeschichtlich durch Editionen zum 
Archidiakonat Wiedenbrück, zu Lippe und Paderborn schon 1951/52 die Beschäftigung 
mit kirchlichen Visitationen wieder an. 

Der entscheidende Impuls für eine neuerliche, überregionale Schwerpunktsetzung kam 
jedoch aus der Kirchen- bzw. aus der Frühneuzeitgeschichte. Forschungen zur „Gegen-
reformation“ und zur „katholischen Reform“ mündeten in den neuen Paradigmata „So-
zialdisziplinierung“ und „Konfessionalisierung“, die alle drei Konfessionen (Katholiken, 
Lutheraner und Reformierte) einschlossen (Schmidt 1992). Für die hieraus folgenden Fra-
gestellungen erwiesen sich Visitationsakten, vor allem die Visitationsprotokolle, als eine 
aussagekräftige Quellengruppe, die freilich nicht ohne gründliche Quellenkritik zu be-
nutzen ist [Zeeden/Molitor (Hg.) 1977]. Das groß aufgelegte Projekt eines Repertoriums 
der Kirchenvisitationsakten in der Bundesrepublik sollte die ungedruckte und gedruckte 
Überlieferung nach Bundesländern aufschlüsseln (Zeeden u. a. 1982). Es erschienen jedoch 
nur Bände zu Hessen (zum Teil mit Nachweisen für Siegen) und Baden-Württemberg. Ein 
Band für Nordrhein-Westfalen blieb aus. Dennoch regten die neuen Tendenzen in der 
Erforschung des 16./17. Jahrhunderts die Beschäftigung mit den Kirchenvisitationen auch 
in der rheinischen und westfälischen Landesgeschichte kräftig an, zumal die quellenkund-
lichen Erörterungen von Peter Thaddäus Lang (* 1945) als regionenübergreifende Analy-
seinstrumente weitgehend anerkannt sind (Lang 1984–2005). 

Der katholische Kirchenhistoriker August Franzen (1912–1972) dokumentierte 1960 
die erste nachtridentische Visitation im Erzstift Köln einschließlich von Vest Reckling-
hausen aus dem Jahr 1569. Im Herzogtum Westfalen kam es zu flächendeckenden Vi-
sitationen erst im 17./18. Jahrhundert. Aus Perspektive nur einer Pfarrei (Wenden) hat-
te Raimund J. Quiter die Protokolle 1988 in seiner Freiburger Dissertation ausgewertet. 
Manfred Wolf legte 2012 eine Edition der Protokolle von 1612 bis 1733 vor. Für das Bis-
tum Münster schlossen die Editionen der Visitationen des Nieder- bzw. Oberstifts in den 
Jahren 1611 bis 1613 an das Werk von Schwarz 1913 an (Lackmann 2005 sowie Lackmann/
Schrörs 2012). Die Visitationen durch Bischof Christoph Bernhard von Galen würdigte 
Manfred Becker-Huberti in seiner Dissertation 1978. Für das Hochstift Paderborn mach-
te Bistumsarchivar Harald Kindl 1971 auf die Generalvisitation durch Bischof Dietrich 
Adolf von der Recke aufmerksam, Karl Hengst 1974 auf die Visitationen im Rahmen der 
Kirchenreformen unter Dietrich von Fürstenberg. In einem nachgelassenen Manuskript 
zeichnete Bernhard Fluck die Visitationen Diedrich Adolfs nach; es erschien 2009. Marei-
ke Menne wertete in ihrer Dissertation von 2007 Visitationen als Quellen für Glauben-
spraxis und Staatsbildung im Hochstift in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts aus. 
Für das Bistum Osnabrück (und sein Archidiakonat Wiedenbrück) erschien das bereits 
von Bär 1900 edierte Visitationsprotokoll in deutscher Übersetzung (Pabst 1997). 

Im Vergleich zu den Diözesen in Westfalen gab es lange keine systematische Erfor-
schung der Visitationen in den protestantischen Territorien. Für Sachsen behandelte da-
gegen C. A. H. Burkhardt bereits 1879 die Kirchen- und Schulvisitationen von 1524 bis 
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1545 zusammenfassend, neuerdings Anne-Kristin Kupke die des 17. Jahrhunderts [Kupke 
2010]. Die Ursachen für das Ausbleiben ähnlicher Beiträge aus Westfalen liegen in der 
Sache selbst. Denn die schwankenden konfessionspolitischen Verhältnisse, vor allem in 
Kleve-Jülich-Berg, verhinderten lange die Durchführung von Visitationen. Die von Hans 
Nordsiek 2013 edierten Protokolle der Visitation im Fürstbistum Minden 1650 dokumen-
tieren deshalb die erste überhaupt durchgeführte Visitation in diesem Territorium. Eine 
Ausnahme bildeten innerhalb des heutigen Teilbundeslandes Westfalen die nassauischen 
Territorien. Auch für das Amt Siegen liegen in langer Reihe zwischen 1538 und 1683 Visi-
tationsprotokolle vor, die Sebastian Schmidt in seiner Dissertation 2005 ausgewertet hat. 
Wegen der Möglichkeit des Vergleichs zwischen lutherischer und reformierter Visitation 
innerhalb eines Territoriums kommt seinem Befund für Westfalen mit seiner territorialen 
Vielfalt einige Bedeutung zu: Konfessionalisierung und damit auch die Durchführung und 
Dokumentation von Visitationen sei kein strukturell gleichartiger Prozess, vielmehr finde 
„die Unterschiedlichkeit der Konfessionen sowie regionaler und territorialer Besonder-
heiten … ihren jeweils eigenen Niederschlag in der Sozialkultur“ (Schmidt 2005, S. 11).

Die Visitationen des 18. Jahrhunderts waren bisher in Westfalen, von wenigen Ausnah-
men abgesehen (Wolf 2012, S. 245–253 zu 1733), nicht Gegenstand von Editionen oder 
detaillierter Forschung. 
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Zunftstatuten
Wilfried Reininghaus

1. Definition der Quellengattung

Zunftstatuten setzten Recht für genossenschaftlich organisierte Gruppen selbständiger 
Handwerker zur Zeit des Alten Reiches (vor 1806). Sie deckten wirtschaftliche, soziale, 
religiöse und sonstige Bereiche ab und galten auch für die Familien der Handwerker, ihre 
Gesellen und Lehrlinge. Die Statuten wurden in der Regel in Form einer Urkunde ge-
schrieben. Die Quellensprache nannte sie „Rollen“, „Nottel“, „Briefe“, „Ordnungen“, 
oder ähnlich. Der seit dem 19. Jahrhundert vorherrschende Forschungsbegriff „Zunft“ 
kam in westfälischen Quellen erst im 17./18. Jahrhundert auf. Ältere Bezeichnungen lau-
teten meistens „Gilde“, „Bruderschaft“ oder „Amt“.

2. Historische Entwicklung der Quellengattung

a) Allgemeine Entwicklung

Zünfte breiteten sich in Europa in unterschiedlichem Tempo aus. In Italien reichen sie 
eventuell bis in die Spätantike zurück, im 11./12. Jahrhundert bildeten sie dort in Städ-
ten autonome Gruppen neben den Kaufleuten. In Frankreich und im heutigen Belgien 
traten sie erstmals im 12. Jahrhundert auf. Das Gewerbe in Paris war 1292 in 128 Zünf-
ten organisiert. In England erhielten Zünfte (guilds) seit etwa 1120 kommunale Privile-
gien. Im Alten Reich verwendete man Zunft erstmals 1226 für die Kürschner in Basel, 
der Zusammenschluss der Handwerker ist wahrscheinlich älter. Nicht zuletzt wegen der 
Quellenarmut für diese frühe Zeit trug die deutsche Forschung über die Entstehung der 
Zünfte im hohen Mittelalter lebhafte Debatten aus (Oexle 1982). Sicher ist, dass die Zünfte 
im 12./13. Jahrhundert mit dem Ausbau des Städtenetzes in Deutschland ein verbreitetes 
Phänomen waren. Mit wachsender schriftlicher Überlieferung, auch wegen der von Zünf-
ten ausgetragenen Konflikte, sind seit dem späten Mittelalter immer mehr Nachrichten 
über sie erhalten. Bis zum Ende des Alten Reiches blieb die Einrichtung der Zunft unter 
Handwerkern ein attraktives Modell. Kritisch standen vor allem die landesherrlichen Ob-
rigkeiten den Zünften gegenüber, die in ihnen im 18. Jahrhundert ein Hemmnis für den 
wirtschaftlichen Fortschritt sahen. 

Zunftstatuten oder Zunftsatzungen werden danach unterschieden, in welchem Maße 
sie von den Handwerkern selbst oder von der städtischen oder landesherrlichen Obrigkeit 
beeinflusst wurden (Dieling 1932). Drei Formen werden unterschieden: Reine Willküren 
banden durch individuelle und kollektive Selbstbindung durch Eid oder Gelöbnis an Ei-
des statt die Mitglieder einer Zunft und schufen Voraussetzungen für die Einhaltung der 
beschlossenen Normen und Regeln. Bestätigte Willküren, die die Handwerker unter sich 
vereinbart hatten, wurden von der Obrigkeit quasi notariell beglaubigt. Der Rat oder der 
Landesherr konnte die Bestätigung der Satzung an Auflagen binden. Die Übergänge von 
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bestätigten Willküren zu obrigkeitlich bestimmten Zunftstatuten waren fließend. Im Nah-
rungsmittelgewerbe schrieben die städtischen Verwaltungen bereits im späten Mittelalter 
von ihnen festgelegte Normen in die Zunftstatuten. Eine neue Dimension war erreicht, als 
seit dem 16. Jahrhundert die Genehmigung von Zunftstatuten auf die Territorialstaaten 
überging. 

b) Entwicklung in Westfalen und den Nachbarregionen

Die ältesten westfälischen Zünfte sind im mittleren 13. Jahrhundert nachzuweisen. Um 
1260 gewannen in Dortmund und Soest die Zünfte sogar schon politische Macht. Über 
die Anfänge dieser Zünfte fehlen in der Regel autonome schriftliche Aufzeichnungen der 
statutarischen Rechte. Mit zwei Erscheinungsformen statutarischer Rechte ist zu rech-
nen: Handwerker konnten sie unter sich vereinbaren, ohne die Schriftform zu wählen, 
oder sie ließen sich nachträglich vom Rat ihre Rechte bestätigen. Jüngere Texte, in denen 
Handwerker in Zunftstatuten von sich in der ersten Person Plural sprachen, belegen die 
reine Willkür aus der Entstehungszeit. 1605 haben beispielsweise die Schneider in Lünen 
ihre Statuten „mit handt und mundt für sich und alle ihre nachkommen stede und feste 
zu halten angelobt und versprochen“. In Warendorf lässt sich in den Zunftstatuten des 
frühen 16. Jahrhunderts die reine Willkür auch in der Quellensprache nachweisen. Bei den 
Wandmachern wurden die Statuten von namentlich aufgeführten Gildebrüdern „gekoren 
eyndrechtliken“. 

Die weitaus größte Zahl der Zunftstatuten erscheint in der Form einer bestätigten Will-
kür. Ihr Merkmal ist, dass an ihr sowohl Bürgermeister und Rat als auch die Zunft mit-
wirkten. Wie viel die Zünfte von ihren intern beschlossenen Statuten jeweils durchsetzen 
konnten, hing von der Machtkonstellation innerhalb einer Stadt ab. Die ältesten erhalte-
nen westfälischen Zunftstatuten in Höxter (Schneider 1276, Schmiede 1280, Kürschner 
1280) und Brilon (Kürschner, Schneider, Wandscherer und Kramer 1290) waren aber je-
weils vom kaufmännisch dominierten Rat beeinflusst.

Die Form der durch den Rat bestätigten Willkür war auf Dauer wegen der Festlegung 
wirtschaftlicher Arbeitsfelder für die Zünfte unabdingbar. Wenn sie von interner und ex-
terner Konkurrenz befreit werden wollten, benötigten sie die Hilfe des Rats. Umgekehrt 
hatte der Rat ein Interesse daran, die Aufnahme in die Zunft mit der Gewinnung des 
Bürgerrechts zu verbinden. So hielt die Bielefelder Stadtobrigkeit 1494 für die Höker fest: 
„We dann dusse gelde wynnen wyl, de sal seyn eyn borger.“ (Wer dieser Zunft beitreten 
will, muss ein Bürger sein.)

Nach dem 16. Jahrhundert verloren sich die Spuren der reinen Willkür immer mehr. 
Jüngere Zünfte wie die Leineweber (z. B. Hamm 1649) und Tischler (z. B. Geseke 1676) 
vertrauten von vornherein auf die Satzungshoheit von Bürgermeister und Rat und ver-
langten gleiche Rechte wie die älteren Zünfte. Nach massiven Eingriffen in die Zunft-
autonomie wie durch den münsterschen Bischof Franz von Waldeck in Warendorf und 
Münster 1534 begehrten Zünfte bestätigte Willküren. 

Mehrere südwestfälische Städte (Iserlohn, Arnsberg, Geseke, Marsberg und Rüthen) 
sowie seit 1504 Städte im Fürstentum Nassau-Siegen legten einheitliche Formulare für 
Zunftstatuten fest. Dahinter steckte der politische Wille, das Verhältnis zwischen Zünften 
und Stadtgemeinden zu regeln. Rüthen entwickelte als einzige Stadt in Westfalen die Form 
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des Chirographen für Zunftstatuten. Die eine Hälfte wurde der Zunft ausgegeben, die 
andere blieb beim Rat. 

Die Aufsicht über die Zünfte ging in den einzelnen westfälischen Territorien im 17. und 
18. Jahrhundert auf die Landesherren über. In der Grafschaft Mark diente nach 1648 die 
Verleihung von Zunftstatuten (Klingen- und Messerschmiede im Amt Wetter 1664) als ein 
Instrument der landesherrlichen Politik. Bei seinem Regierungsantritt 1740 widerrief Kö-
nig Friedrich II. alle Zunftstatuten in den preußischen Territorien. Künftig fanden die für 
alle Landesteile ausgestellten Generalprivilegien mit lokalen Varianten Anwendung in den 
westfälischen Provinzen. Dennoch meinten einzelne Zünfte, sich nicht daran halten zu 
müssen. In Hörde argumentierten die Schmiede 1543, die Reichshandwerksordnung sei 
in ihrem kleinen Ort nicht praktikabel. In der Grafschaft Ravensberg wurden die Zünfte 
in den Akzisestädten Borgholzhausen, Enger, Halle und Werther steuerpolitisch instru-
mentalisiert. Im Fürstbistum Münster unterlagen die Zünfte nach dem Täuferaufstand 
politischen Restriktionen, dem Verbot 1536 folgte die Wiederzulassung in den 1550er-
Jahren. Als Ergebnis der Auseinandersetzungen von Bischof Ferdinand von Bayern mit 
den Ständen mussten seit 1632 die Zünfte und ihre Statuten vom Landesherrn genehmigt 
werden. Damit war die politische Macht der Zünfte gebrochen. Im Fürstbistum Pader-
born wurde 1604 die Genehmigung der Statuten durch landesherrliche Behörden obli-
gatorisch. In der osnabrückischen Stadt Wiedenbrück wurde 1777 in einem Regulativ die 
Reichshandwerksordnung allen Zunftbriefen vorgeschaltet. 

In den kleinen westfälischen Territorien spielten die Landesherren wahrscheinlich von 
Anfang an eine große Rolle als Schutzherren der Zünfte. Gleiches galt für adlig bestimmte 
Rechtsbezirke. In der Grafschaft Bentheim genehmigten die regierenden Grafen seit dem 
16. Jahrhundert die Statuten, ebenso in Borghorst als Vögte des Damenstifts. Als Herren 
zu Lembeck bestätigten die Grafen von Westherholt 1569 und 1654 die Statuten der Woll-
weber von Wulfen. In Vörden stellte seit dem späten 16. Jahrhundert die dort residieren-
den Haxthausen die Brauer unter ihren Schutz. 

Zunftstatuten, die für ein ganzes Territorien galten, waren im Siegerland und in den 
Wittgensteiner Grafschaften zu finden. In den übrigen Territorien waren sie auf wenige 
Berufe beschränkt, die an einzelnen Orten nur dünn besetzt waren. In der Grafschaft 
Mark erhielten die Glaser, Zimmerleute und Strumpfwirker zwischen 1755 und 1777 Sta-
tuten auf Basis der Generalprivilegien. Im Fürstbistum Paderborn waren die Hutmacher, 
Gold- und Silberschmiede, Tabakspinner und Sattler auf Territorialebene zu einer Zunft 
zusammengeschlossen. Im Herzogtum Westfalen stellte Erzbischof Maximilian Heinrich 
1661 einen Zunftbrief für alle Hutmacher in seinem Territorium aus, 1673 für alle Maurer 
und Steinmetze. 

Mit dem Ende des Alten Reiches und der Einführung der Patentsteuer in den Rhein-
bundstaaten nach 1809 wurden die Zünfte in Westfalen fast ausnahmslos aufgelöst. Witt-
genstein und Lippe bildeten Ausnahmen. Im Fürstentum Lippe hatten die Zünfte bis 1868 
Bestand. 

3. Quellenkritik und Überlieferungslage

Die Mehrzahl der mittelalterlichen Zunftstatuten ist in Westfalen verloren gegangen. Die 
Ursachen sind vielfältig: Stadtbrände und Kriegseinwirkungen sind ebenso zu nennen wie 
der Verlust in den Archiven oder bei Auflösung der Zünfte. Nur wenige Zünfte lieferten 
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ihr Archivgut bei der Auflösung nach 1809 bei ihrer Obrigkeit ab, so wie es vorgesehen 
war. Neben die externen treten immanente Gründe aus der Gewerbegeschichte. Wenn 
sich einzelne Handwerke infolge technischer Wandlungen überlebt hatten, gingen mit ih-
nen die Zünfte und ihre Statuten unter. So lösten sich im 17./18. Jahrhundert viele Zünfte 
der Wollweber und Kürschner auf, ihre Statuten fehlen heute weitgehend – im Mittelalter 
waren sie in allen größeren Städten vertreten gewesen. Bis zum Dreißigjährigen Krieg be-
standen in knapp 70 Städten in Westfalen schätzungsweise 320 Zünfte, am Ende des Alten 
Reiches in 110 Städten mehr als 700 (Reininghaus 1994).

Um auch nur ansatzweise einen solchen Überblick zu gewinnen, ist die Forschung 
auf Ersatz- und Ergänzungsüberlieferungen zu den Statuten angewiesen. In kommunalem 
Archivgut sind Eingaben und Zahlungen der Zünfte ebenso dokumentiert wie die Ausein-
andersetzungen des Rates mit ihnen in politischen Fragen aller Art. Staatliche Akten des 
17./18. Jahrhunderts registrieren Zünfte wegen der Genehmigung ihrer Statuten durch die 
Landesherren weitgehend vollständig. Verträge mit Orden und Kirchen belegen die religi-
ösen Aspekte der Zünfte. Im Einzelfall liefern materielle Zeugnisse wie Prozessionsstan-
gen, Siegel (Pieper-Lippe 1963) oder Laden den Nachweis für die Existenz einer Zunft. 

Die Zunftstatuten bilden bei allen Verlusten eine Rückgratüberlieferung für die älte-
re Handwerksgeschichte. Zu beachten ist allerdings, dass Zunftstatuten Soll-Vorschriften 
formulieren, die nicht mit der Realität und dem tatsächlichen Verhalten der Handwerker 
übereinstimmen müssen. Von Wilhelm Abel ist der treffende Satz überliefert, dass Zunfts-
tatuten mit der Wirklichkeit so viel zu tun haben wie das Fahrverhalten auf der Autobahn 
mit der Straßenverkehrsordnung. Deshalb muss, wenn irgend möglich, die Auswertung 
von Zunftstatuten eingebettet werden in die Analyse von nicht-normativen Quellen, bei-
spielsweise von Gerichtsakten oder Ratsprotokollen. 

4. Auswertungsmöglichkeiten 

Trotz solcher Skepsis und der berechtigten Kritik am naiven Gebrauch der Statuten in der 
älteren Handwerksgeschichtsforschung bleibt zu beachten, dass Statuten Handlungsfel-
der der Zünfte abstecken. Sie dokumentieren in variantenreichen Formen die Selbstver-
waltung, die Tendenzen, den lokalen Markt zu beherrschen, die geselligen und religiösen 
Aspekte, die Teilhabe an der politischen Macht in der jeweiligen Stadt. Eine Ausdiffe-
renzierung einzelner Bereiche war noch im 18. Jahrhundert wenig entwickelt. Statuten 
müssen mit anderen Quellengattungen in Kombination gelesen werden, wenn man die 
Handwerker einer Stadt oder einer Region erforschen will. Einige Beispiele müssen hier 
reichen: Vorhandene Amtsbücher der Zünfte belegen nicht nur Neuaufnahmen und Aus-
gaben, sondern auch Fortschreibungen und Anpassungen der Statuten (Henkelmann 2003; 
Walberg 1993). Sie sind deshalb eine wichtige, intern generierte Ergänzung zu den Statu-
ten. Verhandlungen der Zünfte mit den städtischen und territorialstaatlichen Obrigkeiten 
belegen unter anderem die Spielräume, die sie besaßen und nutzten (Strieter 2011). Zünfte 
traten als Partner von Kaufleuten im Verlagssystem auf, so die Breckerfelder Stahlschmie-
de um 1500 (Scheler 1977/79). Verträge über Seelheilstiftungen repräsentieren mehr als 
nur das Totengedenken der Zunft, sondern sind konstitutiv für das Selbstverständnis der 
Zunft als sozialer Gruppe. Die daraus abzuleitenden Ansprüche auf Positionen im poli-
tischen Leben der Stadt finden wir nicht in den Zunftstatuten, sondern in Ratsprotokol-
len, -wahlordnungen oder anderen normativen Quellen. Wenn die Vermögenswerte der 
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Handwerker in Schatzungslisten gesichtet werden, zeigt sich in den meisten Fällen, dass 
die Zünfte in sich alles andere als homogen strukturiert waren. Deshalb sind Schatzungs-
register des 16. bis 18. Jahrhunderts, die ausführlich das Vermögen und die Haushalts-
struktur dokumentieren, oft eine ergiebige ergänzende Quelle zur Handwerksgeschichte. 

5. Forschungsgeschichte in regionaler Perspektive

Die Statuten der westfälischen Zünfte liegen nur unvollständig in Editionen vor. Für einige 
Städte (Coesfeld, Dorsten, Recklinghausen, Rheine, Salzuflen, Siegen, Stadtlohn, Vreden) 
sind sie den Monographien zur älteren Handwerksgeschichte beigegeben (Achenbach 
1895/97, Crone 1935, Esch 1892, Günther 1936, Kaiser 1978, Strotkötter 1893, Terhalle 
1983). Die Bocholter Zunftbriefe sind in Übersetzung veröffentlicht worden (Lindenberg 
1967). Das umfangreiche Werk von Krumbholtz 1898 erfasst nur Münsteraner Statuten 
bis 1661. Auch Philippis Edition zu Osnabrück 1890 bietet nur ausgewählte Stücke vor 
1500. Zu Höxter muss auf die Edition durch Wigand 1858 zurückgegriffen werden, die 
sich auf Statuten zwischen 1276 und 1458 beschränkt. Für die Grafschaft Mark sind zu 
sämtlichen Zünften Regesten zusammengestellt worden (Reininghaus 1989). Anspruch 
auf Vollständigkeit im Vollabdruck kann nur die Edition der Warendorfer Zunftstatu-
ten erheben (Schmieder 1993). Für weite Teile Westfalens (vor allem für das Herzogtum 
Westfalen, Lippe außer Salzuflen, Fürstbistum Paderborn, Corvey, Minden-Ravensberg, 
kleinere Städte im Fürstbistum Münster, Siegerland außer Siegen, die Grafschaften Witt-
genstein, die Reichsstadt Dortmund) fehlen jüngere Editionen, Regestenwerke und/oder 
Quellennachweise. 
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Versionsgeschichte

Juli 2014 	 Erste publizierte Fassung mit drei Beiträgen. Darin: Einführung, Agen-
da, Einführende Literatur, Abkürzungen sowie die Beiträge „Lehnregi-
ster/Lehnbücher“, „Visitationsakten der Kirchen“ und „Zunftstatuen“ 
von Wilfried Reininghaus. Dauerhaft verfügbar in der Plattform „West-
falica Electronica“ der Universitäts- und Landesbuibliothek Münster:  
http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:hbz:6:2-55675

Oktober 2014	 Zweite, durchgesehene Fassung. Darin neu: Beiträge in Vorbereitung, 
Versionsgeschichte. Aufnahme als Band 6 in die Reihe „Materialien der 
Historischen Kommission für Westfalen“.

	 http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:hbz:6:2-55689

Juni 2015	 Dritte, erweiterte Fassung mit fünf Beiträgen. Darin neu: „Amtsproto-
kolle“ von Nicolas Rügge, „Kaufmännisches Schriftgut“ von Wilfried 
Reininghaus. Zusätzliche separate Seitenzählung für alle Beiträge.  
Ergänzung von Sachregister, Ortsregister und Namensregister; Bearbei-
ter: Florian Steinfalls. 

	 http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:hbz:6:2-55697

März 2016	 Vierte, erweiterte Fassung mit acht Beiträgen. Darin neu: „Gerichstproto-
kolle“ und „Hexenprozessakten“ von Nicolas Rügge, „Schatzungslisten“ 
von Wilfried Reininghaus; Ergänzung des Registers durch Hanno Jansen. 
Anmeldung der älteren Bände zur Plattform „Westfalica electronica“

	 http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:hbz:6:2-56531

Februar 2017	 Fünfte, erweiterte Fassung mit zehn Beiträgen. Darin neu: „Memorial-
überlieferung“ von Jens Lieven, „Akten der Reichskreise“ von Jonas 
Stephan; Ergänzung des Registers. 

	 http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:hbz:6:2-74469

Juli 2019	 Sechste, erweiterte Fassung mit 14 Beiträgen. Darin neu: „Aufzeichnun-
gen zur herrschaftlichen Güterverwaltung“ von Wilfried Reininghaus, 
„Frei- und Wechselbriefe, Wechselbücher“ von Wolfgang Bockhorst,  
„Kommunale Rechnungen“ von Andreas Neuwöhner und „Die Histo-
rische Statistik und ihre Quellen vor 1806“ von Wilfried Reininghaus. 
Ohne Register. 
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